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Vorwort 



Es sind beinahe fünfzig Jahre verflossen, seit Hoffmann in der 
Zeitschrift für die gesamte Staats Wissenschaft (Jg. 1845, S. 296—318) 
die Frage der Berücksichtigung der Passivkapitalien bei den Er- 
tragssteuem behandelt hat. Das literarische Material, welches ihm 
zur Verfügung stand, umfasste jene Epoche, die mit Kau abschliesst 
Seitdem hat kein Nationalökonom und Finanzschriftsteller es unter- 
nommen, das Problem in einem den fortgeschrittenen Ideen und 
den erweiterten Kenntnissen unseres finanziellen Denkens ent- 
sprechenden Umfang neu darzustellen und zu begründen. Ins- 
besondere ist es noch nicht versucht worden, den Schuldenabzug 
im Lichte der modernen Einkommensteuer als ein grundsätzliches 
Postulat derselben zu bearbeiten. 

Die Untersuchungen auf den folgenden Blättern woUen nun 
einen neuen Baustein durch die Anregung zur Behandlung dieser 
theoretisch, wie praktisch gleich interessanten und wichtigen Frage 
für die Theorie der Einkommensteuern liefern. Die Tragweite 
einer einschlägigen, durchgreifenden Beform haben Wissenschaft, 
öffentliche Meinung und Gesetzgebung hinreichend erkannt, wie 
denn auch mehrfach im letzten Jalirzehnt positive Steuergesetze 
ernstlich bestrebt waren, dieser Forderung der Gerechtigkeit Rechnung 
zu tragen. Sie wird immer wieder auf der Bildfläche' erscheinen, 
so oft es sich um eine Revision und Fortbildung des Einkommen- 
prinzipes handelt. 

Eine abschliessende und endgiltige Lösung muss der Zukunft 
anheimgegeben werden, und eine solche kann nur im Vereine mit 
der fortschreitenden Differenzierung des Steuerprinzips in seiner 
politischen und technischen Durchführung erwartet werden. Aufgabe 
einer zielbewussten Theorie aber ist es, solche ruhende Probleme 
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IV Vorwort. 

von Neuem in Fluss zu bringen und an der wissenschaftlichen 
Behandlung praktischer Finanzfragen zu arbeiten, soweit dafür 
nicht aus individuellen Verhältnissen eines Gemeinwesens ent- 
springende, sondern allgemeine durch Erfahrung gewonnene und 
bestätigte Grundsätze die Richtschnur abgeben können. Eine 
genaue kritische Bearbeitung unseres Problems dürfte aber um so 
belangreicher sein, als dieses in den meisten finanzwissenschaftlichen 
Lehr- und Handbüchern naturgemäs nur kurz gestreift werden kann. 

Hiedurch glaubt der Verfasser auch die Stellung begründen 
zu können, welche er dem geschichtlichen, gesetzgeberischen und 
literarischen Material angewiesen hat. Diese Thatsachen der Ent- 
wickelung bilden eben das morphologische Element der Dar- 
stellung, sie bilden Roh- und Hilfsstoffe für die Vorschläge einer 
praktischen Reform. Denn es ist wohl auf keinem Gebiete der 
„Absolutismus der Lösungen" so von Übel, wie in der Finanz- 
wissenschaft, wo das historisch -relativ Erreichbare so sehr in das 
ndvra^si der Entfaltung der Gemeinwesen gestellt ist. Und aus 
demselben Grunde erscheinen gerade die positiven Thatsachen als die 
hauptsächlichöten Instrumente der Beweisführung für das Mass 
des Möglichen und Wünschenswerten in der legislativen Gestaltung. 
Alle übrigen Argumente gehen mittelbar oder unmittelbar aus 
jenen hervor, sie bUden hiezu eine erklärende Ergänzung, Arabeske, 
Folie, Staffage. Daher musste es mir bei der Sichtung und 
Gruppierung des geschichtlichen Stoffes in erster Linie auf die 
leitenden Gesichtspunkte und die typischen Änderungen ankommen, 
weshalb man es entschuldigen möge, wenn ich mich bei der Dar- 
legung der Geschichte, Gesetzgebung und Literatur auf charakte- 
ristische Beispiele beschränkt habe. 

Der Verfasser würde sich glücklich schätzen, wenn es ihm 
gelungen sein sollte, auch nur einen bescheidenen und unansehn- 
lichen Beitrag zur Einkommensteuer-Frage zu liefern. 

München, Weihnachten 1889. 

Dr. Max von Heckel. 
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Die Aufgabe. 

Zwei grosse Prinzipien ringen bei den Systemen der direkten 
Besteuerung in unseren modernen Kulturstaaten um die Vorherr- 
schaft und sind auch beide im Wechsel zur Geltung gelangt: das 
Ertrags- und das Einkommenprinzip. 

Die Ertrags- (Objekt -)Besteuerung ist dadurch gekennzeichnet, 
dass die Steuertechnik auf eine zunächst äusserlich nicht unmittelbar 
wahrzunehmende Grösse, den Ertrag, zurückgreift. Unter diesem 
verstehen wir die Einnahmen auf das Objekt, aus welchem sie 
fliessen, bezogen, und es umfasst dieser BegrifP demgemäs seinem 
Entstehungsgrunde nach zwei Bestandtheile : die Fähigkeit eines 
Objekts, Einkünfte zu gewähren, und die dieselben erzielende 
menschliche Arbeit. Darum lässt sich der Ertrag als Steuerquelle 
nicht direkt messen, sondern man bedarf hiezu noch eines Zwischen- 
gliedes, welches die Steuertechnik in der Aufstellung der sog. 
„äusseren Merkmale" fand. Bei der Veranlagung trennt man mehr 
oder weniger folgerichtig das Steuerobjekt vom Steuersubjekt, und 
der Bewirtschafter tritt als eine mehr formelle Thatsache des 
ökonomischen Lebens, als das nur die Richtung des Betriebs be- 
stimmende Element in den Hintergrund, während das materielle 
Substrat als hauptsächlich und ausschlaggebend schärfer hervortritt. 
Dabei versucht man, entsprechend der fortschreitenden Differenzierung 
des Volksvermögens und Volkseinkommens, das Ertragsprinzip mög- 
lichst auf alle verschiedenen objektiven Teile des einzelwirtschaft- 
lichen Einkommens auszudehnen, und gelangt hierdurch zu dem 
modernen, sog. rationellen System, welches fünf Glieder ^.umfasst: 
Grund-, Gebäude-, Gewerbe-, Kapitalrenten- und Arbeitsertragssteuer ^). 

Die Einkommen -(Subjekt -)Besteuerung wendet sich dagegen 
zum Zwecke der Steueranlage nicht an die einzelnen Erwerbsquellen 



') Das Ertragsprinzip am ausführlichsten dargelegt unct begründet bei : "Wagner, 
Fin.n. §§.458—464. S. 421— 434. Schäffle, Steuerpolitik S. 42 — 193. Ge- 
schichtlich: Yocke, Abgaben, Auflagen und die Steuer. S. 244 — 273. 323ff— 454. 
V. Hectel, Einkommensteuer. 1 
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gesondert, sondern zieht die aus ihnen fliessenden Erträge erst 
dann zur Steuerleistung heran, wenn sie alle Durchgangs- und 
Mittelstufen durchlaufen und im Subjekte einer Wirtschaft ihr 
eigentümliches ökonomisches Gepräge empfangen haben. Der oberste 
Grundsatz beruht demgemäs darauf, den Erfolg der wirtschaftlichen 
Thätigkeit nicht nach seinem verschiedenen Ursprung oder nach 
den einzelnen Kichtungen der produktiven Arbeit durch eben- 
so viele, selbständige Steuerformen zu treffen, sondern den Erwerb 
erst nach seiner Vereinigung als persönliches Einkommen in 
der Hand des leitenden Kechts- und Wirtschaftssubjekts zu be- 
steuern. Während die Ertragssteuer in objektiver Weise den 
Produktionsertrag in seinem Entstehen verfolgt und zu erfassen 
sucht, also während des Werdeprocesses des Einkommens die 
Leistungspflicht erfüllen lässt, so wartet die Einkommensteuer den 
Zeitpunkt ab, in welchem die einzelnen Erträge im Zusammenflusse 
beim Haushälter die Möglichkeit eines Genusses gewähren und 
steuerbar werden. Man bedarf daher zur Messung des Steuerbeitrags 
keiner Vermittelung, sondern hält sich direkt an die Selbstangaben 
des Pflichtigen. Die reale Grundlage der Steuerquelle tritt dadurch 
wesentlich zurück, und die Person des Wirtschafters nimmt die 
tonangebende Stelle ein. Darum beruht diese Form der Schätzung 
auf einer doppelten Basis: einmal ist sie durch die subjektive 
Ordnung der beitragspflichtigen Einzelbestandteile des Einkommens 
charakterisiert und sodann werden die Steuersubjekte und die in 
diesen geeinten Erträge nicht gleichartig, sondern nach Maassgabe 
der konkreten Verhältnisse belastet. Diese zweite Funktion 
der Einkommensteuer wird nun umschlossen von der Individuali- 
sierung und Spezialisierung des leitenden Wirtschafters einer- und 
des von diesem bezogenen Einkommens andererseits. 

Die Durchführung ist nun, insoweit die Formfrage zum Zuge 
kommt, eine sehr verschiedene. Die Einsteuerung kann die Ein- 
kommengrösse summarisch behandeln und jede Privatwirtschaft 
mit einem einheitlichen Satze treffen, oder die Steuertechnik wird 
die Glieder einer bestehenden Ertragsbesteuerung zu Einkommen- 
Teilsteuern umgestalten oder endlich an die Seite der bestehenden 
Objektsteuern eine allgemeine, konkurrierende Einkommensteuer 
setzen. Im letzteren Falle muss der Schwerpunkt auf der Ein- 
kommensteuer liegen, und das Bestreben der Steuerpolitik dahin 
gehen, die objektiven Glieder in ihrer Höhe und Wirksamkeit mehr 
und mehr einzuschränken und zu „gebührenartigen" Abgaben 



Ertrags- und Emkommensteuer. 3 

herabzudrücken. Schliesslich ist es ohne prinzipielle Bedeutung, 
ob man hier die Einkommensteuer selbständig in klassenartiger 
Abstufung oder in Gestalt eines prozentualen Generalzuschlages 
zu den übrigen Steuern erhebt. Dies alles sind im letzten Grunde 
nur formelle Unterscheidungen, Hauptsache bleibt immer, das Ein- 
kommen grundsätzlich als Einheit und nach der Konstruktion der 
Einzelerträge zum Einkommen zu treffen, sowie Subjekt und steuer- 
pflichtige Summe individuell und speziell zum Beitrag zu ver- 
anlagen. Die Tein äusserliche Zusanunenziehung, bez. die Teilung 
der Einsteuerungspraxis sind Momente sekundärer Natur. 

Die Wahl zischen den einzelnen Wegen, auf welchen die 
positive Gesetzgebung den Übergang von der Ertrags- zur Ein- 
kommensteuer bewerksteUigen kann, ist aber keineswegs frei. Viel- 
mehr kommt es dabei mehrfach auf die bisherige Entwickelung 
des Steuerprinzipes, auf die übrige Steuergesetzgebung, auf die 
Grösse und Lage des Territoriums, auf den Stand der Wirtschafks- 
verhältnisse und endlich auf eine Keihe nationaler Charaktereigen- 
schaften und die psychologische Begabung der Völker an. Die 
Lösung wird deshalb immer eine historisch-relative sein müssen. 
Desgleichen lässt sich die Grenze und der Unterschied zwischen 
dem Ertrags- und Einkommengedanken nur schwer und bei Be- 
trachtung der thatsächlichen Gesetzgebung niemals mit voller Sicher- 
heit bestimmen. Denn auch hier, wie bei den meisten finanz- 
wissenschaftlichen Grundbegriffen, ist eine solche genaue Abgrenzung 
der verschiedenartigen Gebiete kaum möglich, da ein allmähliges 
Hinüberleiten von dem einen Stadium ins andere zu erfolgen pflegt. 
Indes lassen sich immerhin auch äusserlich gewisse Merkmale auf- 
finden, welche darauf hindeuten, dass ein Umschwung von der 
Objektivität zur Subjektivität im Gange ist, Kennzeichen, bei welchen 
die schärfere Betonung des persönlichen Moments das Gemeinsaiue 
und Wesentliche bildet. Im Laufe der Entwickelung tritt alsdann 
ganz allgemein die Erscheinung zu Tage, dass — wie wir später 
näher ausführen werden — die subjektive Steuerform über die 
objektive mehr und mehr zum Siege kommt und die letztere endlich 
ganz verdrängt^). 



*) So in den meisten deutschen Mittelstaaten, desgleichen in Österreich, 
wo in der jüngsten Zeit (Dezember 1889) wiederum der Plan einer allgemeinen 
Einkommensteuer angeregt wurde. Theoretisch begründet bei Wagner und 
Schäfflea. a 0. Held, Die Einkommensteuer. Bonn 1872 passim. Neumann, 
Die progressive Einkommensteuer. Lpz. 1874. 

1* 
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Ganz besonders aber führten die unleugbaren Mängel der 
Ertragsbesteuerung auch in formeller Beziehung zur Einrichtung 
von Einkommensteuern. Anstatt die wahre und wirkliche Steuer- 
fähigkeit jeder einzelnen Privatwirtschaft zu finden, gelangt die 
Veranlagung der Ertragssteuer nur zu durchschnittlichen oder 
wahrscheinlichen Kesultaten. Man will den Eeinertrag finden, 
erreicht aber bestenfalls einen ungenauen Durchschnitt desselben, 
häufig aber den Eohertrag oder gar diesen in einem mittleren 
Umfang. Daher vermag sich die ganze Besteuerung nur bedingt 
und unvollkommen den grossen volkswirtschaftlichen Fortschritten 
und Veränderungen unserer Zeit anzuschliessen , sie erweist sich 
als ein unzureichendes Mittel, für den stets wachsenden Finanz- 
bedarf grosser moderner Kulturstaaten Deckung zu schaffen. Vor 
allem aber kann Alles dasjenige, was auf die Persönlichkeit und 
individuelle Lage des Haushälters zurückzuführen ist, keinen Kaum 
finden. Sie ist daher die typische und auch passende Steuerform 
für gleichbleibende und stabile Wirtschafts- und Finanzverhältnisse. 

So zeigt sich vornehmlich auch das Ertragsprinzip als viel zu 
schwerfällig und ungewandt, um auf den Schuldenständ der 
Einzelwirtschaft Eücksicht zu nehmen. Zwar fehlt es in der 
Geschichte der Steuergesetzgebung nicht an Beispielen, den Passiv- 
zinsen Eechnung zu tragen, allein — und das werden wir an einer 
späteren Stelle noch zu erhärten haben — es sind derartige Ver- 
suche nur als ein mangelhafter Notbehelf anzusehen, diese Schatten- 
seite des Steuersystems zu beheben oder doch zu veiringern, und 
es kann nicht ausbleiben, dass oftmals das Gegenteil von dem 
erstrebten Ziele eintritt. Nicht die verschuldete Ökonomie wird in 
ihrer Last erleichtert, sondern es wird nur ein neuer Grund zu 
noch ungleichmässigerer Verteilung der wirklichen Steuerlast ge- 
schaffen, und eine neue, unberechenbare Verschiebung der nationalen 
Besitzes- und Ertragsverteilung greift infolge eines vielgestaltigen 
Überwälzungskampfes Platz. Der einzige Weg, im Eahmen der 
Ertragsbesteuerung Wander zu schaffen, bildet die Selbsthilfe 
des Steuerpflichtigen. Ob aber diese allgemein hinreicht, ob nicht 
der Gläubiger seine ökonomisch stärkere Position zu Ungunsten 
des Schuldners trotz aller Präventivmassregeln durch die Gesetz- 
gebung und' Verordnung auszunutzen weiss, bleibt immerhin fraglich. 

Gegenüber der reinen Ertragssteuer bezeichnet der Übergang 
zur Einkommensteuer einen wesentlichen Fortschritt und eine er- 
hebliche Besserung der dort gerügten Fehler. Vor allem gelingt 
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^s ihr in weit höherem Grade, die thatsächlich gegebene Beitrags- 
kraft der Einzelwirtschaft zu ermitteln. Man gelangt direkt und 
nicht auf dem Umwege der „äusseren Merkmale" zum Steuerkapital, 
-erreicht also sicherer und leichter den erstrebten Zweck. Sie ist 
infolge ihrer Beweglichkeit eher imstande, sich den mannigfachen 
Änderungen des volkswirtschaftlichen und sozialen Ijebens in unseren 
modernen Kulturstaaten anzuschliessen. Den wichtigsten Fortschritt 
des Steuerprinzipes stellt aber zweifelsohne die Möglichkeit dar, 
alles mit dem persönlich- subjektiven Faktor Zusammenhängende 
bei der Wirtschaft zu berücksichtigen* Diesem letzteren Verhältnisse 
ist es zuzuschreiben, dass diese Form der Erwerbsbesteuerung sich 
vorzüglich zur Steuer der höheren und höchsten Stufen der Ent- 
wickelung eignet^). 

Die Lösung der Frage des Schuldenabzuges ist durch die Ein- 
kommensteuer infolge der erwähnten Eigenschaften wesentlich ver- 
einfacht. Denn wie ^ben das Kreditmoment selbst ein Attribut der 
Subjekt-Persönlichkeit ist, so muss es sich am besten bei derjenigen 
Steuerform würdigen lassen, welche die Individualisierung und 
Spezialisierung zur Grundlage hat. Denn einerseits verlangt das 
Einkommenprinzip, wenn es folgerichtig durchgeführt wird, die 
Ermittelung des wirklichen Einkommens, und daher müssen alle 
jene Teile, welche vom wirtschaftlichen Haushälter an andere 
Ökonomien abzutreten sind, in Abzug kommen. Andererseits aber 
bietet das Prinzip und System der Einkommensteuer bei der Ver- 
anlagung wegen der Einheitlichkeit des Steuerkapitals die nötigen 
steuertechnischen Hilfsmittel, diese Aufgabe zu lösen, ohne ander- 
weite Interessen zu schädigen. Endlich aber muss bei hochent- 
wickelten Wirtschafts- und Verkehrsverhältnissen, bei ausgebildeten, 
kreditwirtschaftlichen Einrichtungen und insbesondere mit dem 
Vordringen einer ethischen Anschauungsweise und dem Streben 
nach einer opfergleichen Besteuerung eine angemessene Erleichterung, 
der verschuldeten Steuerpflichtigen stattfinden. Hier ist es not- 
wendig, bei dem qualitativen Charakter der Einkommensteuer die 
verschuldete Einzelwirtschaft durch ein unmittelbares Ein- 
greifen in den Gang der Verteilung der gewonnenen Erträge zu 
entlasten, es genügt nicht, den Zinszaliler auf die Selbsthilfe zu. 
verweisen. 



') Die Literatur, insbesondere die deutsche, hat den Übergang von den Er- 
trags- zu den Einkommensteuern allgemein als das wünschenswerte Ziel der Ent- 
wickelung bezeichnet. Graduelle Differenzen vgl. Wagner und Schäffle a. a. 0.. 
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Die Steuerreform des Deutschen Reiches vom Jahre 1879 hat 
den Gliedstaaten die folgerichtige Ausbildung ihrer direkten Be- 
steuerung zur Pflicht gemacht. Denn je schärfer sich der Kreis 
der Reichs- und Landessteuern abgrenzt, desto mehr muss dieses 
Gebiet, wo der geschichtliche Werdegang und die individuelle Ge- 
staltung voll zum Ausdruck kommen, für die Territorien ein Feld 
reicher Bethätigung werden. Im rechtsgeschichtlichen und politischen 
Wachstum der Aufgaben und Zwecke, deren Erfüllung der Reichs- 
gesetzgebung anheim gestellt wird, ist es begründet, dass die Quellen 
der Einkünfte mehr und mehr die Verbrauchs-, Verkehrs- und 
ähnliche Steuern werden, während die Einzelstaaten, betraut mit 
der Befriedigung der gemeinwirtschaftlichen Bedürfnisse einer terri- 
torialen und mehr lokalen Sphäre, vor allem die Erwerbsbesteuerung 
fortzubilden haben. Daher haben die einzelnen Gliedstaaten, in 
welchen wir die verschiedensten Systeme vertreten finden, sowohl 
auf dem Boden des überkommenen Zustandest als auch durch völlige 
oder teilweise Neuordnung der direkten Steuern diesem Ziele zu- 
gestrebt. Staaten mit ausgebildeten Objekt- und Ertragssteuer- 
systemen, wie Bayern und Württemberg, haben unter strenger 
Festhaltung des Prinzips die bestehenden Gesetze nach Kräften 
auszubauen und den neuen Auforderungen anzupassen gesucht. 
Andere haben teils die Grundlagen ihrer Einkommensteuer- oder 
ihrer gemischten Systeme verbessert (Sachsen -Koburg- Gotha), teils 
haben sie die unteren Klassen zu entlasten gesucht (Preussen, 
Sachsen-Meinigen etc.). Wieder andere haben ihre aus Einkommen- 
und Ertragssteuem zusammengesetzte Besteuerung vervollständigt 
oder eine solche neu aufgerichtet (Baden, Hessen)^). 

Bei all diesen Reformen macht sich, wie man sieht, das Be- 
streben geltend, das Grundproblem der direkten Besteuerung über- 
haupt zu lösen. Es fragt sich nämlich, ob man die Entwickelung 
auf dem Prinzip des Bestehenden fortführen oder dieselbe auf ein 
neues stützen solle. Insbesondere war die Frage zu entscheiden, 
ob es nicht geraten sei, den Übergang von den gegenwärtigen 
Ertragssteuern zur Einkommensteuer zu bewerkstelligen. Und in 
der That hat sich die Mehrzahl der Staaten im Deutschen Reiche 
auf diesen Standpunkt gestellt. Bislang aber war diese grundsätzliche 
Stellungnahme noch nicht in allen Gesetzgebungen von Erfolg 



*) Über die jüngste mittelstaatliche Steuerreform vgl. G. Schanz, Finanz- 
archiv. Jhg. I. ü. IV. s. u. 
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gekrönt, wie denn gerade der zweitgrösste Gliedstaat, Bayern, 
diesen leitenden Gedanken in sein Steuersystem nicht aufnahm*). 

Um nun die direkte Besteuerung auf dem Einkommenprinzipe 
konsequent und erfolgreich aufzubauen, müssen eine Reihe von 
grundlegenden Postulaten dieses Prinzipes verwirklicht werden. 
Sie entspringen insgesamt den bereits früher skizzierten Funda- 
menten und bilden die Grundelemente, aus welchen alle später zu 
erwähnenden Prinzipienfragen systematischer, steuertechnischer, wie 
steuerpolitischer Natur abzuleiten sind. Alle diese übrigen Er- 
örterungen, welche bei der Theorie der Einkommensteuern und bei 
der Darlegung der Einzelheiten zum Zuge kommen, sind entweder 
eine Folge und Ergänzung oder eine weitere Durcharbeitung dieser 
Gruppen. 

Die hier anzugebenden Axiome sind vier und lassen sich am 
besten systematisch darlegen, wenn man von den beiden elementaren 
Funktionen der Einkommensteuer ausgeht. 

Vertieft man nämlich die subjektive Ordnung der beitrags- 
pflichtigen Einzelbestandteile des Einkommens, so gelangen wir zur 
Ermittelung des wirklichen Einkommens als erstem Erfordernis 
für die Theorie der Einkommensteuer. Denn soll die Veranlagung 
nach dem Bezieher der steuerpflichtigen Summe erfolgen, so ist es 
klar, dass diese in dem Umfange zu treffen ist, in welchem sie dem 
Wirtschafter eine Genussmöglichkeit gewährt. Insoweit aber fiktive 
Beisätze die wahre Grösse verschleiern, kann eine derartige Fest- 
stellung für die Einsteuerung nicht genügen, da hiedurch die Sub- 
jektivität hinfällig und ein Gemisch von objektiven und subjektiven, 
von aktiven und passiven Teilen, also eine wahrscheinliche Annahme 
an die SteDe der exakten Messbarkeit gesetzt würde. Die einzelnen 
Reinerträge müssen beim leitenden Haushälter, wo sie eine einheit- 
liche Grösse darstellen, aufgesucht werden. Für die praktische Ver- 
wirklichung liegt daher der Schwerpunkt auf der durch die persön- 
liche Rtickbeziehung ermöglichten, wirksamen Ergänzung der 
mittleren oder durchschnittlichen Resultate zur Wirklichkeit, indem 
bei der Steueranlage nach einzelnen Erwerbsquellen und Objekten 
etwas Unausgeglichenes und Mangelhaftes niemals ganz zu ver- 
meiden ist. Dass das Bestreben, die Thatsächlichkeit mit mathema- 



BekanntKch fand ein regierungsseitig eingebi-achter Vorschlag auf Einführung 
einer allgemeinen direkten Einkommensteuer als Ersatz und Ergänzung neben den 
bestehenden Ertragssteuem unter Beseitigung der Arbeitsertrags-Klassensteuer bei 
der 1881er Eeform nicht. die Billigung der Landes- und Standesvertretung. 
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tischer Genauigkeit zu erreichen, immer ein mehr oder weniger 
unerreichbares Ideal bleiben wird, versteht sich von selbst. Ebenso 
können die Reinerträge keine absolut richtigen sein, werden viel- 
mehr selbst bei der grössten Sorgfalt mancherlei Mängel aufweisen» 
und, wie überall, so sind auch hier die Fehler nach Kräften auf ein 
Minimum zu beschränken. Was aber bei alledem unbedingt erreicht 
werden muss, das ist die Konstatierung einer um die Wirklichkeit 
herum schwankenden Grösse zur Einsteuerung ; denn man darf 
sich nicht mit dem Rohertrag oder gar mit einem Durchschnitt des- 
selben begnügen. Deshalb ist vor allem die. Methode der Ver- 
anlagung wichtig. Die Wissenschaft hat an Stelle der älteren, 
zum Teil jetzt noch üblichen, behördlichen oder kommissarischen 
Abschätzung den obligatorischen und unersetzbaren (direkten) 
Deklarationszwang zu befürworten. Daneben sind Abschätzun- 
gen der gedachten Art, Gegenangaben Dritter, bez. die Vergleichung 
der gegensätzlichen Deklarationen (Gläubiger -Schuldner, Unter- 
nehmer-Gehülfe etc.) als geeignete Kontrollmittel aus Gründen der 
Finanz- und Steuerpraxis zu empfehlen, welche aber die prinzipielle 
Bedeutung der Selbstangabe in keiner Weise abschwächen. Ebenso 
darf hier die Ausgleichung von Gewinn und Verlust in den ver- 
schiedenen Erwerbszweigen des nämlichen Subjekts als eine Folge 
der subjektiv gefassten Reinerträge der Wirtschaft nicht fehlen. 

Die zweite Funktion der Einkommensteuer besteht, wie bemerkt, 
darin, dass die Steuersubjekte und die in diesen geeinten Erträge 
nach Massgabe der konkreten Verhältnisse belastet werden, oder in 
der Besteuerung nach der individuellen Leistungsfähigkeit schlechthin. 
Je nachdem wir diesen Grundgedanken nach der Seite der Persön- 
lichkeit oder der sachlichen Zusammensetzung verfolgen, sehen wir 
zwei weitere Hauptgruppen entstehen. 

In die erstere Kategorie, welche sich an die Person des leitenden 
Rechts- und Wirtschaftssubjekts anschüesst, sind alle jene Momente 
der Steueranlage zu zählen, welche es mit der Individualität 
des Haushälters zu thun haben. Diese zerfallen in zwei Unter- 
abteilungen, von welchen die eine unmittelbar vom Subjekte ausgeht, 
während die andere durch die Mittelstufe jenes Elements zu den 
einzelnen Bestandteilen des Einkommens hinüberleitet. In ersterer 
Hinsicht werden zunächst die Persönlichkeit des Steuerzahlers, seine 
Eigenschaften und Fähigkeiten, seine allgemeine und wirtschaftliche 
Lage ins Auge zu fassen sein. Für erste kommt bei Beurteilung 
dieser Punkte selbstredend die geistige, moralische und ökonomische 
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Kapazität des Wirts in Betracht, indem vor allem festzusetzen ist? 
was der Wirt überhaupt, d. h. objektiv, für das Erwerbsleben zu 
leisten vermag. Indes reicht für die Steuertechnik diese Betrachtung 
allein schwerlich aus. Denn all diese Grundlagen werden erst dann 
für die Veranlagung kommensurable Potenzen, wenn sie unter einem 
weiteren Gesichtspunkt, den sozialen Bedingungen, betrachtet werden. 
Darum ist des Weiteren der Familienstand, Umfang und Art 
desselben, Kinderzahl, Verhältnis der versorgten und unversorgten, 
Gesundheit, Alter, natürliche Konstitution derselben etc. zu beachten. 
Auch ist es von Belang, ob im Geschäftsbetriebe nur oder im 
Wesentlichen gemietete Arbeitskräfte zur Verwendung kommen oder 
ob die Familienangehörigen gedungene Gehülfen ganz oder teilweise 
ersetzen. Erst wenn die Beeinflussung der wirtschaftlichen Leistungs- 
fähigkeit durch solche Nebenumstände richtig gewürdigt wird, kann 
die Individualität des Wirtes ausreichend berücksichtigt werden. 

Die Kehrseite der hier charakterisierten Individualsphäre für 
die Messung der konkreten Beitragskraft hat ein Gegenstück in 
einem sachlichen Element, welches aber durch die Persönlichkeit 
des Haushälters seine Leitung empfangt Dies ist die ziff ermä s sige 
Höhe des Einkommens und stellt das quantitative Moment für die 
Bestimmung dar. Eine Belastung nach der persönlichen Leistungs- 
fähigkeit fordert daher ein Doppeltes: einmal begründet sie die 
Befreiung eines Existenzminimums und fordert sodann für die 
höheren Stufen des Einkommens an sich und gemäss der konsum- 
tiven Verteilung desselben eine relativ stärkere Belastung. Diese 
Progression, bez. Degression des Steuerfusses kann keine unbe- 
schränkte sein, sondern sie muss auch — wenigstens auf unserer 
Kulturstufe und in unseren Wirtschaftsverhältnissen — einen 
formellen Abschluss haben. Insofern lässt sich behaupten, dass 
die Progression der sozialen Epoche eine degressive sein muss. 
Aber auch bei dieser darf das starre Formalprinzip ohne indivi- 
dualisierende Durchbrechung nicht zur Herrschaft gelangen, son- 
dern es müssen die oben genannten persönlichen Umstände eines 
Wirtschaftsbetriebes wohl in Rechnung kommen. Eine Progression, 
welche hierauf keine Rücksicht nähme, ist von vornherein als 
verkehrt zu verwerfen. Die Bewerkstelligung kann am leichtesten 
dadurch geschehen, dass bei Berechnung der Steuersätze dem be- 
treffenden Organ der Steuerverwaltung ein gewisser Spielraum ge- 
währt wird. Es mag sein, dass eine so geartete Berücksichtigung 
der persönlichen Verhältnisse das Verfahren vorwickelt, allein diese 
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grössere Kompliziertheit ist eben eine Konsequenz der höheren 
Entwickelung und erscheint als ein notwendiges Opfer an Mühe- 
waltung, das dem Schutze höherer Interessen gebracht werden muss. 
Wenn wir nun die Besteuerung nach der Leistungsfähigkeit 
in der Eichtung der sachlichen Zusammensetzung des Einkommens, 
also nach dem Ursprung und der Erwerbsquelle, durchdenken, so 
gelangen wir zu einer dritten Gruppe von Fragen, bei welchen es 
sich um die richtige Abstufung und unterschiedliche Behandlung 
des Konten- und Arbeitseinkommens (sog. fundiertes und 
unfundiertes Einkommen) handelt. Die Theorie hat fast ausnahms- 
los die schärfere Heranziehung des ersteren befürwortet, während 
die Praxis bisher nur vereinzelte und tastende Versuche gewagt 
hat. Die Begründung ist eine doppelte: einmal, sagt man, das 
fundierte Einkommen fliesse seinem Bezieher fast arbeitslos, sicher 
und ununterbrochen zu, während der Ertrag der Arbeit („Arbeits- 
rente") an die menschliche Arbeitskraft geknüpft, allen Wechselfällen 
unseres leiblich-geistigen Seins unterworfen und endlich nur durch 
mühevolle Thätigkeit zu erlangen sei. Sodann aber hebt man hervor, 
der Rentebezug ermögliche die Ansammlung von Stammgütern, was 
beim Arbeitseinkommen viel schwieriger, ja häufig überhaupt un- 
thunlich sei. Im Ganzen wird man sich hier für einen so gearteten 
Steuerfuss aussprechen können, welcher das fundierte Einkommen 
schärfer trifft als das unfundierte. Dies ist am leichtesten so durch- 
zuführen, dass man neben einer Grund-, Gebäude-, Gewerbe- und 
Kapitalrentensteuer noch eine allgemeine Einkommensteuer einführt; 
denn die Erträge aus der Bewirtschaftung des Grundbesitzes oder 
eines Hauses, femer das Einkommen aus dem Betriebe eines 
Gewerbes oder aus Leihkapitalien werden sowohl durch die ent- 
sprechenden Glieder der Ertragsbesteuerung, als auch durch einen 
Einkommensteuerzuschlag, also zweimal belastet, während das 
Arbeitseinkommen nur einmal durch die Einkommensteuer zur 
Leistung herangezogen wird. Die Aufrechterhaltung der dualisti- 
schen Einsteuerungsform zur Verwirklichung des Einkommenprinzips 
findet gerade durch diese Frage eine neue Begründung, da bei einer 
summarischen Anlage der Einkommensteuer oder beiEinkommen-Teil- 
steuem die Steuertechnik das Mass der Belastung nur mit grösseren 
Schwierigkeiten der Steuerpflicht anzupassen vermag. Ein zweiter 
Weg wäre, neben den Ertrags- und Einkommensteuern eine sehr 
massige, formelle Vermögenssteuer für den ßentefonds ergänzend ein- 
treten zu lassen. Nur hat diese letztere, prinzipiell gewiss nicht abzu- 
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weisende Methode den Nachteil, dass man auf die beiden Erwerbs- 
steuergruppen unnötiger Weise noch eine dritte Gruppe türmt, 
wodurch das Steuersystem allzu verwickelt wird. Wenn es auch 
nicht zu leugnen ist, dass die fortschreitende Kultur eine analoge Ent- 
wickelung des Steuersystems und damit eine grössere Komplikation 
desselben mit sich bringt, so muss man sich doch auf der andern 
Seite hüten, diese ohne Not herbeizuführen oder zu erhöhen. 
Besser ist es, die Vermögens- und Kapitalsteuer als Reserve für 
grosse politische und nationale Katastrophen offen zu halten. 

Die vierte und letzte Kategorie unserer Postulate für die Ein- 
richtung der Einkommensteuer, die Berücksichtigung der Schulden 
und Schuldzinsen, ist dadurch charakterisirt , dass diese Frage 
zwischen der Individualisierung und Spezialisierung des leitenden 
Rechts- und Wirtschaftssubjekts einer- und des Einkommens anderer- 
seits eine Mittelstellung einnimmt. Denn unter dem einen Gesichts- 
punkte — wie wir im Laufe unserer Untersuchungen nachweisen 
werden — stellen die Passivzinsen ein persönlich-individuelles 
Element, ein Korrelat der Eigenschaften des Wirtschafters, dar 
und sind von den übrigen Kostensätzen wegen ihrer organischen 
Beeinflussung des ganzen Wirtschaftsgefüges streng auszuscheiden. 
Dagegen bilden sie, unter einem zweiten Standpunkt betrachtet, 
einen sachlichen Bestandteil einer Ökonomie und bezeichnen in- 
sofern objektive Summen, indem sie positive Vermögensteile anderer 
Wirtschaften sind. Hierin wird aber ihre zweite Beziehung, ihr 
Grundverhältniss zu den im Subjekt geeinten Einzelerträgen oder 
zum Einkommen begründet. 

Ein besonderer Missstand unserer Ertragsbesteuerung — in 
letzter Linie ein Ausfluss der Objektivität selbst — liegt darin, 
dass die Passivzinsen in der Regel gar nicht oder nur mangelhaft 
beachtet werden. Die Bedenken hiegegen müssen um so grösser 
werden, je weiter die Verschuldung einer Erwerbsquelle (Grund- 
schulden, persönliche Schulden) fortgeschritten ist. Dadurch aber 
werden, wiederum als eine Konsequenz unserer modernen Verhält- 
nisse, neue Unregelmässigkeiten in der Besteuerung und neue 
Ungleichheiten in der Verteilung der wirklichen Steuerlast erzeugt. 
Denn bei formal gleicher Höhe der Steuer ist die Belastung der 
verschuldeten Wirtschaft eine wesentlich andere als diejenige der 
schuldenfreien, was für die Kreditbewegung und ihre Rückwirkung 
auf das gesamte Wirtschaftsleben besonders wichtig ist. Bei der 
Subjekt- und Einkommensteuer aber wird die Befreiung der Passiv- 
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Zinsen von der Steuer zu einer grundsätzlichen Forderung 
ersten Banges; denn diese Steuerform beruht auf der subjektiven 
Ermittelung der einzelnen Reineinkünfte, sowie auf der Ein- 
steuerung des Pflichtigen nach dem Grade seiner persönlichen Bei- 
tragsfähigkeit. Beides aber setzt den Schuldzinsabzug voraus. Die 
Oründe dieser Massregel und ihre organisatorische Durchführung im 
Einzelnen werden wir im Folgenden näher zu verfolgen haben. 

Für unsere deutschen, besonders die mittelstaatlichen Steuer- 
verhältnisse dürfte es sich empfehlen, die historisch überkommene^ 
aus älteren Vermögens- und Einkommensteuern hervorgegangene 
Objekt- und Ertragsbesteuerung als Grundlage der direkten 
Besteuerung prinzipiell beizubehalten und an ihre Seite eine allge- 
meine, direkte Einkommensteuer zu setzen. Auf diese Weise 
lässt sich am besten eine organische Verbindung der Subjekt- und 
Objektsteuern herbeiführen, welche, wenn richtig angelegt, das 
Problem einer wirklichen Einkommensteuer genügend zu lösen 
vermag. Im Prinzipe der formalen Doppelbesteuerung wird es 
dann möglich, eines Teils die Ertragsquellen leicht und sicher 
zu finden, wie andern Teils der individuellen Leistungsfähigkeit 
Rechnung zu tragen. Einer künftigen Entwickelung muss es end- 
lich anheimgestellt werden, allmählig das subjektive Moment schärfer 
zu betonen, das objektive dagegen immer mehr einzuschränken. 

Nachdem wir in wenigen Strichen einen Abriss einer Theorie 
der Einkommensteuer zu entwerfen gesucht und die hauptsäch- 
lichsten Grundsätze für eine zeitgemässe Reform berührt haben 
kehren wir zum Gegenstande zurück, welchem wir die Studien 
auf den folgenden Blättern widmen wollen, nämlich zur Frage, 
ob überhaupt und inwiefern bei einer Subjekt- und Einkommen- 
besteuerung . der Abzug der Schulden und Schuldzinsen vom 
Steuerkapitale möglich und wünschenswert ist. Unserer Fragestel- 
lung legen wir im Anschlüsse an unsere obigen Bemerkungen ein 
Steuersystem zu Grunde, welches aus einer viergliederigen Ertrags- 
besteuerung — Grund-, Gebäude-, Gewerbe- und Kapitalrenten - 
Steuer — und einer allgemeinen, konkurrierenden Einkommensteuer 
zusammengesetzt ist. Die objektiven Glieder hätten alsdann die 
Basis der ganzen Struktur darzustellen, während der Generalzu- 
schlag im Einkommenprinzipe die im Subjekt vereinigten Einzel- 
erträge mehr nach der konkreten Steuerkraft des Pflichtigen zu 
individualisieren sucht. 



II. 

Die Schulden und Schuldzinsen und die Thatsachen 
der Entwicl^elungsgeschichte des Steuerprinzips* 

1. Einleitung. 

Der Abzug der Schulden und Schuldzinsen bei den verschie- 
denen Formen der Schätzung ist keineswegs eine zufallige Maassregel^ 
die, auf der Willkür eines Gesetzgebers beruhend, nur durch Nach- 
ahmung von dem einen Steuergesetze ins andere übergegangen ist. 
Vielmehr haben v^ir es mit einer Erscheinung zu thun, welche- 
zwar als solche mit dem BegrifPe der Erwerbsbesteuerung entsteht,, 
indes noch im Keime schlummert und erst im Laufe der Entwlcke- 
lung mit den Fortschritten des ökonomischen Werdens und der 
Durchbildung des Steuerprinzipes feste und klare Gestalt zu ge- 
winnen vermag. 

Der ganze Gang des Ausbaus unseres Steuersystems, insbe- 
sondere die Abgrenzung der einzelnen Epochen gegeneinander,, 
hängt von den allgemeinen Bedingungen des volkswirtschaftlichen^ 
sozialen und politischen Lebens ab. Vor allem unterliegt die 
Steuergeschichte den rückwirkenden Einflüssen der quantitativen 
und qualitiven Differenzierung des Volksvermögens und Volks- 
einkommens. Diese Thatsache der nationalen Besitzes- und Ver- 
mögensverteilung schliesst die Tendenz in sich, mit der allmählig 
fortschreitenden Abstufung des Privatkapitals und des einzelwirt- 
schaftlichen Erwerbs nach Art und Umfang auch Prinzip und Form 
der Besteuerung desselben fortwährend zu verfeinern. Dadurch 
hinwiederum empfangen Ereignisse, welche die Entfaltung unseres. 
Wirtschafts- und Gesellschaftslebens beherrschen, ihre Leitung und 
Führung: die arbeitsteilige Organisation der Volkswirtschaft, die 
mächtigen Veränderungen der Technik und der Verkehrsmittel, die 
Umwälzungen auf dem Gebiete der ökonomischen Eechtsordnung,, 
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die soziale Klassenbildung u. s. w. Diesen Yerhältnisswi muss 
sich eben auch die Besteuerung in systematischer Gliederu»g 
anpassen, und die Geschichte beweist, dass alle Veränderungen, 
die sich dort vollzogen, hier analoge IVüchte zeitigten, indem an 
die Steuertechnik immer höhere Anforderungen gestellt wurden, 
und die genügende Lösung des Steuerproblems die weitgehendste 
Ausnutzung der verfügbaren Mittel erheischte. 

In diesen Eahmen gliedert sich die Geschichte des Schulden- 
abzuges in konsequenter Weise ein. Je mehr sich nämlich die 
Differenzierung des Volksvermögens und Volkseinkommens ent- 
wickelt, und infolge dessen je feiner und genauer Prinzip und 
System der Besteuerung sich gestalten: in um so höherem Grade 
drängt sich auch die Berücksichtigung . der Passivkapitalien und 
Passivzinsen der Gesetzgebung auf. Dies ist auf der einen Seite 
der Fall sowohl im Hinbück auf den Schuldner, um ihn in seiner 
Last zu erleichtem, als auch im Interesse des Gemeinschaftslebens, 
auf der andern Seite aber, bedingt durch die folgerichtig durch- 
dachte, finanztechnische Ausbildung des Steuerprinzipes. Dies im 
Einzelnen darzulegen und historisch näher zu begründen, soll die 
Aufgabe des nachfolgenden Abschnittes bilden. Als beachtenswert 
für die literarische Entwickelung des Problems mag hervorgehoben 
werden, dass heutzutage eine theoretische Begründung lediglich 
aus dem Gesichtspunkt der schuldnerischen Entlastung unzureichend 
sein müsste. Vielmehr hat eine genügende Argumentation die An- 
sprüche der GeseUschaft und Gemeinwirtschaft, also sozialpolitische 
Momente, ins Auge zu fassen, sowie das Steuerprinzip selbst nach- 
drücklicher zu beachten ^). 

Wenn wir nun den Versuch machen wollen, eine solche 
Übersicht zu geben, so ist es klar, dass wir uns nicht an die 
konkrete Entwickelung unserer Präge in einem einzelnen Lande 
halten dürfen. Vielmehr haben wir aus den individuellen Gestal- 
tungen das Typische und Wesentliche herauszugreifen. Auf diese 
Weise werden unsere geschichtlichen Betrachtungen zu einer Dar- 
legung des sich allmählig entfaltenden und ausbildenden Besteue- 
rungsprinzipes selbst, als dessen morphologischen Ausdruck wir 
unsere Spezialfrage zu charakterisieren haben. Wir verfolgen sie 
eben darum nicht als eine zufällige und willkürliche Formbildung, 

^) Bisher hat sich die Finanztheorie begnügt, den Schnldenabzug ledigüch 
als eine Forderung im schuldnerischen Interesse zu begründen. Ver^l. Kau, 
Fin. n. § 401b. S. 173. 
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sondern als eine historisch-technische Kategorie, als einen 
einheitlichen, zusammenhängenden volks- und finanzwirtschaftlichen 
Prozess, welcher dem Wesen nach in der Schätzung selbst zu 
suchen ist, und dessen alhnählige Fortschritte niemals völlig ruhen, 
oft längere Perioden hindurch in Stillstand geraten, ja der zeitweilig 
eine rückläufige Bewegung anzunehmen scheint, von dem aber jedes 
einzelne Glied in der Kette der Entwickelungsepochen durch die 
Überlieferung der Vergangenheit bedingt ist. 

Trotz alledem und trotz mannigfacher Kückschläge haben wir 
dennoch, im Zusammenhang mit allgemeinen volks- und finanz- 
wirtschaftlichen Zuständen und Einrichtungen, eine folgerichtige 
Reihe entwickelungsgeschichtlicher Thatsachen vor uns, welche dem 
Forscher durch eine reichhaltige Sammlung von Beobachtungen 
einen Anhaltspunkt und neue Anregung bieten. Er kann alsdann 
durch Schlüsse aus anderweiten bekannten Umständen Wesen und 
Eigenart seines Problems besser aufhellen, Licht und Schatten des 
historischen Ganges scharf erkennen und an der Hand solcher 
Erfahrungen am leichtesten allgemeine Gesichtspunkte aufstellen, 
welche die praktische Reform mit Erfolg auszunutzen vermag. 
Wollen wir diese Aufgabe zu lösen versuchen, so ist die erste und 
unerlässliche Bedingung ein eingehendes Studium der geschicht- 
lichen Thatsachen in der Entfaltung des Steuerprinzipes. 

2. Die Vorstufen der Steuer. 

Sobald ein Gemeinwesen nach aussen hin gesichert ist, und im 
Innern die politische und soziale Konsolidierung der einzelnen 
Bevölkerungselemente einen gewissen Abschluss erreicht hat, erheischt 
das Gemeinschaftsleben die Befriedigung mancherlei, wenn auch 
vorerst noch unerheblicher Bedürfhisse; Dienste und Leistungen 
sind es in erster Linie, welche das junge Staatswesen verlangt. 
Soweit nun Sachgüter in Frage kommen, und das Privat- und 
Domanialvermögen des Herrschers nicht genügt, wird man alsbald 
zu Zwangsbeiträgen der Einzelwirtschaften seine Zuflucht nehmen 
müssen. Da nun die Entstehung solcher Staatengebilde kaum jemals 
lediglich auf dem friedlichen Wege des Vertragsabschlusses — einen 
Gedanken, den die naturrechtliche Doktrin bis zum Überdruss ver- 
flacht hat — erfolgt ist, sondern die physische Gewalt und die Über- 
macht der Intelligenz die Schöpfer der Staatengebilde war^n, wie 
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die neueren ethnographischen Untersuchungen zeigen^), so bestand 
von Anfang an das Bestreben, die wirtschaftliche Belastung ent- 
weder auf andere, zinspflichtige Nachbarstämme zu wälzen oder in 
der Heimat selbst diese Bürde den ökonomisch schwächeren oder 
in ihrer Eechtsstellung geminderten Volksklassen aufzuladen. Wohl 
hatten dafür die höheren Stände in Form der persönlichen Dienst- 
leistungen der Gemeinschaft im Kriege, bei der Rechtssprechung 
oder Verwaltung ihrerseits unentgeltlich ihre Schuldigkeit abzu- 
tragen. Allein es ist noch immer fraglich, ob hierdurch annähernd 
ein Ausgleich stattgefunden habe, und zu berücksichtigen, dass in 
Zeiten der Not, wo also die Leistung der herrschenden Gruppen 
voll zum Ausdruck kommen sollte, auch die übrigen, bereits öko- 
nomisch beschwerten Klassen gleichfalls zum Kriegsdienste etc. 
herangezogen wurden. Wie sehr diese Abwälzungstendenz wirkte, 
zeigt ja der Umstand, dass, um auch den höheren Ständen wirt- 
schaftliche Leistungen aufzulegen, gar häufig religiöse Auffassungen 
zu Hilfe gerufen werden mussten^). 

Diesen Zuständen verdanken die ersten Ansätze zu einer Be- 
steuerung ihren Ursprung. Steuern in unserm Sinn können sie 
wohl nicht genannt werden, vielmehr sind sie als eine Unterabteilung 
jener grösseren Gruppe zu rubrizieren, welche man als „Abgaben"^ 
i. w. S. bezeichnet. Zudem ist zu beachten, dass gerade hier eine 
Mischung mannigfaltiger Bestandteile vorliegt. Dies wird klar, wenn 
man diese Auflagen nach ihrem Rechtsgrunde ordnet. 

In dieser Beziehung lassen sich zwei Reihen von Ursachen 
unterscheiden. 

Einmal haben wir es mit einer Gruppe zu thun, welche die 
geminderte Rechtsstellung, ein Attribut der Unfreiheit, Halb- 
freiheit, Hörigkeit etc. bezeichnet. Als solche kommen wiederum 
zwei Arten vor. Die eine ist mehr privat -rechtlicher Natur, 
umfasst die Abgaben des Hörigen oder Schollenpflichtigen an 
seinen Oberherm und findet ihre Begründung durch das diesem 



*) Es soll dabei nicht geleugnet werden, dass auch durch einen Vertrag ein 
Staatswesen gegründet werden kann, wie dies geschichtliche Beispiele beweisen. 
Dies aber verlangt bereits eine sehr hohe Kulturstufe und stellt sich im Grunde 
genommen regelmässig als ein Übergang von der einen Verfassungs- und Staats- 
form zur andern dar. (Nordamerikanische Union, Deutsches Beich,) 

'^) Ludwig Felix, Einfluss der Religion auf die Zntwickelung des Eigen- 
tums. Lpz. 1889. Nur dürfte es fraghch sein, ob der Ursprung der Steuer als 
Opfer der einzige Entstehungsgrund des Steuerbegriffes ist. 
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zukommende Kecht des Obereigentums an ßegenständen des ver- 
mögensrechtlichen Terkehrs, welche sich beschränkt oder gebunden 
in der Yerftigungsgewalt des Verpflichteten befinden. Die andere hat 
einen mehr öffentlich-rechtlichen Charakter und begreift alle jene 
Auflagen und Abgaben in sich, welche der Herrscher in despotisch 
organisierten Staaten von seinen Unterthanen einfordert oder durch 
seine behördlichen Vertreter erheben lässt. Ein gleiches Verhältnis 
besteht naturgemäs bei solchen Staaten, welche von den mächtigeren 
Nachbarvölkern unterworfen und zinspflichtig gemacht wurden. 

Die historischen Erscheinungsformen dieser beiden Kategorieen sind das 
Leibgeding, welches mehr privatrechtlicher Natur ist, und die Kopfsteuer 
mehr öfFenthch - rechtlichen Charakters. Beide Typen kommen sowohl in älterer 
wie in neuerer Zeit als der Ausdruck jener primitiven Hechts- und Staats- 
auffassung vor. 

Sodann aber besitzen solche Abgaben eine privat wirtschaft- 
liche Bedeutung, welche auf ein Vertragsverhältnis zurückzuführen 
sind. In diesem Falle stellen dieselben eine Vergütung an die 
Gemeinschaft dar für die überlassene Nutzung von Teilen des Ver- 
mögens der Volksgesamtheit. Hiebei pflegen die bevorzugten 
Gruppen der Staatsbürger schon aus verwaltungstechnischen Erwä- 
gungen bei der Verleihung begünstigt zu werden. Von diesen aber 
werden die Grundstücke selten persönlich bewirtschaftet und aus- 
genutzt, sondern wiederum an Dritte, namentlich Besitzlose, zur 
Ausbeutung weiter begeben, die dann jenen Zehente und Abgaben 
zu leisten haben und dadurch nicht nur den Staatspachtschilling 
decken, sondern auch dem ersten Pächter ein besonderes Einkommen 
gewähren. Dies geschieht auch, wenn die herrschenden Klassen die 
Bewirtschaftung der Staatsgrundstücke Sklaven anheimgeben. Je 
länger nun die Perioden dauern, um so mehr verwischt sich das 
ursprüngliche Pachtverhältnis und tritt die sekundäre Beziehung, 
die Wiederverpachtung, schärfer hervor, so dass aus dem früheren 
Kechtsverhältnis der freien Vereinbarung eine Kechtsgewohnheit, 
die sich von Geschlecht zu Geschlecht vererbt, aus einem Pacht- 
schilling eine privatrechtliche Last wird. 

Dieses Verfahren kommt vor allem in Alt - Griechenland und in Rom vor. 
Die Hopleten waren der herrschende Grundadel, ihnen unterworfen waren die Land- 
bauer, Hirten und Handwerker. Ähnlich stand es in Rom, wo nur die Patrizier 
den ager publicus in Nutzung erhielten, von welchen ihn die Plebejer wieder ab- 
pachteten. Hieheor sind auch alle Arten der Grundzinse, Zehente etc. zu zählen. 
Sie finden sich in den asiatischen Despotieen (Indien), als älteste Steuer der helle- 
nischen Könige, femer als Attribut der griechischen Tyrannis unter den Pisistratiden, 
wie m Sizilien. Endhch kann hieher auch der germanische „Eönigszins^^ gerechnet 
werden. Lehenswesen und Grundherrschaft im deutschen Mittelalter stälen des- 
gleichen, wenigstens in gewisser Beziehung, Belege für die angegebene Charakteri- 
sieorang dar. 

Y. H e c Ic e I , Eüücommenffteiier. 2 
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Der weitere Gang der Entwickelung zeigt alsdann eine all- 
mählige Yerschmelznng. beider Entstehungsgründe, wobei das Be- 
streben unverkennbar ist, die unteren Schichten der Bevölkerung 
.allein iind ausschliesslich zu belasten. Die herrschenden Klassen 
übernehmen dann die persönlichen Dienstleistungen für das Ge- 
meinwesen, die anfanglich eine bedeutende wirtschaftliche Bürde 
in sich bargen, die aber als Ehrenstellen im Laufe der Zeit zu 
gewinnreichen Erwerbsquellen wurden. Man denke in dieser Hin- 
sicht an das alte Born, an die Belastung der unteren Klassen, an 
die Statthalter in den Provinzen, an die Satrapen und Paschas, an 
die Feldherren im Kriege etc. etc. 

Auf diese Weise ist es zu erklären, dass es langer Zeitläufte 
bedarf, bis ein eigentlicher Steuerbegriff zum Durchbruch kommt, 
und dass steuerartige Auflagen lange Epochen hindurch mit privat- 
rechthchen Lasten parallel laufen, ohne mit genügender Sicherheit 
formell oder sachlich von einander getrennt werden zu können. 

unter solchen Umständen kann sich aus mannigfachen Gründen 
der Kredit als solcher, geschweige denn als ein selbständiges Element 
im Wirtschaftsleben nicht entfalten, da alle Voraussetzungen, theore- 
tischer wie praktischer Natur, fehlen, die unerlässlich sind, damit sich 
die Verleihung von Zins tragenden Kapitalien zu einem forderlichen 
Element der schuldnerischen Wirtschaft gestaltet. Zudem ist der 
Verkehrszustand der Volkswirtschaft die Naturalwirtschaft, der Geld- 
gebrauch besteht erst in seinen Anföngen. Wie sich eben auf der 
einen Seite nur wenige Geldkapitalien, die verliehen werden können, 
finden, so fehlt auf der andern Seite dem Wirte die Gelegenheit, 
ja die rechtliche Möglichkeit, solche nutzbringend zu verwenden. 
Der landwirtschaftliche Anbau bildet die hauptsächlichste Form des 
Erwerbs, wir sehen einen noch ganz extensiven Betrieb, ein unent- 
wickeltes Gewerbe und einen meist naturalen Tauschhandel. 

Aus dem Grunde eines mangelnden Steuerprinzips i. e. S. muss 
auch bei diesen Gestaltungen eine Rücksicht auf das Schuldmoment 
fehlen. Denn näher besehen stellt sich das ganze Abgabewesen 
selbst als eine Art naturalwirtschaftlichen Schuldverhältnisses der 
unteren Klassen gegen die oberen dar, die Steuer erscheint als eine 
Erbschuldigkeit für eine, zum Teü freiwillige, zum Teil erzwingbare 
Kreditierung bestimmter Erwerbsmittel. Die höher stdlenden 
Schichten verkörpern eben hier im herrschenden Grundadel die 
Idee der Staatspersönlichkeit, des Staates selbst. 

Daher haben wir in dieser Epoche der Entwickelung nur den 
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Keim zu einer künftigen Besteuerung und dieser embryonische 
Zustand erweist sich eben für eine feinere Technik als untauglich, 
selbst wenn die erwähnten ökonomischen und sozialen Verhältnisse 
nicht obwalten würden. Indes können wir für die Theorie der 
Steuer den Ausgangspunkt nach zwei Seiten hin erkennen: nach 
der realen Beziehung wird der Boden für die Vermögenssteuer 
geebnet, nach der personalen werden die Versuche der Einkommen- 
besteuerung vorbereitet. 

3. Die Epoche der Vermögenssteuern. 

Mit der Vermögenssteuer wird die ei:ste Phase in der Geschichte 
der Steuer eröffnet. Bierbei ist es bemerkenswert, dass schon bei 
dieser ersten Erscheinungsform die Bildung einer selbständigen 
Individualität zu Tage tritt, eine ThatsacAe^ die sich im Laufe des 
geschichtlichen Werdeprozesses öfters wiederholt Dies geschieht 
nämlich durch die Annahme eines von andern Faktoren unabhängig 
gedachten Steuerkapitals, dem man eine aktive Beeinflussung der 
Wirtschaft zuschreibt. So wird hier das Vermögen als die Summe 
aller zur Bedürfnisbefriedigung des Subjekts verfügbaren, wirtschaft- 
lichen Gütör aufgefasst, und werden diese als eine Einheit besteuert. 
Dem Begriffe nach ist somit die Vermögenssteuer diejenige Steuer, 
welche jeden Bürger im Verhältnis seines ganzen Vermögensbesitzes 
ohne Rücksicht auf die Beschaffenheit seiner Bestandteile oder des 
Ertrages trifft 

Es wird der einzelne Steuerpflichtige nicht nach dem mess- 
baren Grade seiner positiven, wirtschaftlichen Kraft zur Leistung 
herangezogen, sondern diese nur in Anlehnung an eine äusserlich 
erkennbare, formale Thätsache des Wirtschaftslebens — die Ver- 
fügungsgewalt über gewisse, der ökonomischen Benutzung fähiger, 
dem Genüsse oder Erwerbe dienlicher Gegenstände — durch eine 
auf einem Wahrscheinlichkeitsschlusse ruhende Abschätzung be- 
messen. Die Steuertechnik begnügt sich mit der Anknüpfung an 
eine noch im Keime vorhandene, mögliche oder potenzielle 
Leistungsfähigkeit, die sich vorläufig noch auf einer Vorstufe 
der Entwickelung befindet und erst durch die führende Hand des 
Wirts zu einer kommensurablen Grösse wird. 

Der ganze Gesichtskreis einer solchen Steuerform bedingt eine 
Berücksichtigung des Schuldmoments. Die Konstruierung des 
Vermögens als einer selbständigen Grösse erfordert, so roh das 
Verfahren zur Bemessung der Beitragskraft auch sein mag, den 
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Abzug der passiven Teile. Mögen die Schuldkapitalien für die 
Wirtschaft noch so forderlich sein, mag ihre Nutzung dein Haus- 
hälter die erheblichsten Vorteile gewähren, so bleibt aus dem 
Standpunkt der steuertechnischen Yeranlagung infolge der An- 
knüpfung an eine potenzielle Beitragsfahigkeit die Abrechnung 
des Scbuldenstandes eine Forderung des Prinzips. Die Fassivkapi- 
talien bilden eben, an sich und ohne ihren inneren Zusammenhang 
mit der wirtschaftlichen Arbeit und den Ertrag betrachtet, keinen 
Teil des werbenden, schuldnerischen Yermögens. 

In dieser Epoche beginnt nun auch der Kredit mehr und mehr 
für den ökonomischen Terkehr ein nutzbarer Faktor zu werden. 
Der Geldgebrauch und der Umlauf an vertretbaren Sachen gewinnt 
an Ausdehnung, Stammgüter, insbesondere Qeldkapitalien, sind iu 
genügender Menge vorhanden, die verliehen werden können, während 
andrerseits für den Wirt die Möglichkeit gegeben ist, sie produktiv 
zu verwenden. Neben der Landwirtschaft, der ursprünglichen 
Grund- und Hauptform der Wirtschaft überhaupt, treten auch 
andere Zweige hervor, es entwickeln sich Gewerbe, Handwerk und 
Handel, und mit letzterem ein gesteigerter Geldverkehr. Besonders 
durch diese Entstehung eines beweglichen, leicht übertragbaren 
und umsetzbaren Kapitals verlässt der Erwerb seine bisherigen 
gleichmässigen Bahnen und tritt in ein rascheres Tempo ein. Die 
Trennung des Eigentums an der Sache und der direkten Benutzung 
der letzteren zur Produktion sind die bezeichnenden Merkmale in 
der Entwickelung des Kreditverkehrs. Dadurch wird auch die 
ökonomische Wirkung begründet: erst jetzt dienen jene Sachgüter 
dazu, die Gütererzeugung zu fördern und zu beleben, indem im 
Wege des Kredits sachliche Produktionsmittel aus den Händen 
solcher Besitzer und Eigentümer, die Nichts oder nur Wenig damit 
hervorbringen können, in die Verfügungsgewalt derjenigen Wirte 
gelangen, welche durch ihre Arbeit neue oder .höhere Werte herzu- 
stellen vermögen. 

Das Wachstum solcher Umstände legt auch der Besteuerung 
im Interesse der Gemeinschaft und des Staates eine Freilassung 
der Passivkapitalien nahe. Und in der That sehen wir auch, dass 
Steuertechnik und Steuerpolitik vielfach dieser Anforderung nach- 
zukommen bestrebt sind. Für den Fiskus handelt es sich eben 
darum, die Steuersubjekte nicht zu überanstrengen, sondern sie 
gesund und kräftig zu erhalten. Eine solche Schonung der ange- 
griffenen Steuerkräfte durch eine angemessene Entlastung wird 
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hier für die leitende Centralgewalt* zu einer Massregel der finanz- 
politischen Klugheit , zuvörderst ruhend auf Erwägungen der 
Zweckmässigkeit. Als nun in unseren romanisch -germanischen 
Staatsverhältnissen an die Stelle des ständischen Begiments die 
Fürstengewalt mit ihrem fester geordneten, centraliesirenden Organis- 
mus trat, fanden solche Tendenzen auch theoretische und literarische 
Vertreter in den Reihen der Merkantilisten und Kameralisten. 
Ihnen ist die Schonung zur Kräftigung und Steigerung der Steuer- 
kraft des Volkes mit die vorzüglichste Aufgabe des Fürsten, eine 
Sache der öffentlichen Wohlfahrt 

So waren es denn in jenen Zeiten in erster Reihe praktische 
Gründe, welche die Steueranlage zur Befürwortung des Schulden- 
abzugs bestimmten, es fehlt dagegen allenthalben die theoretische 
Würdigung des Steuerprinzips. Dies ist leicht zu erklären. Denn 
einmal waren jene Schriftsteller zum grössten Teile, manche sogar 
ausschliesslich Praktiker, welche sich die Aufgabe stellten, in un- 
mittelbarer Anknüpfung an gegebene Zustände Regeln und Rat- 
schl%e für eine richtige Wohlfahrtspolitik zu entwickeln. Sodann 
aber fand bei grossen Reformen eine weitgehende Berücksichtigung 
einer volkswirtschaftlichen Theorie keinen Raum schon um deswillen, 
w^eil hiezu Methodik und Systematik noch nicht auf der Höhe standen. 
Dies geschah erst seit der smithianischen Epoche, ja vielfach erst 
mit Vordringen des Individualismus und Liberalismus im Laufe 
dieses Jahrhunderts, als infolge des nunmehr geschaffenen verfassungs- 
mässigen Rechtszustandes rein wissenschaftlichen Elementen Eingang 
in die öffentliche Diskussion ermöglicht ward. 

Gleichwohl aber zeigt die Geschichte verschiedene Beispiele der 
Vermögenssteuer, bei welchen — an sich prinzipwidrig — keine 
Befreiung der Passivkapitalien von der Steuer erfolgte. Wie ist nun 
dies zu erklären? Zuerst haben wir darauf hinzuweisen, dass iü 
solchen Fällen der Mangel an theoretischer Vertiefung des Gedankens 
seinen Einfluss äussert. Andern Teils haben wir solche Erschei- 
nungen durch äussere Gründe der politischen oder sozialen Geschichte 
aufzuhellen. Hieher sind vor allem jene Verhältnisse zu zählen, 
welche durch eine mangelnde Gesittung und sitfliche Bildung bedingt 
sind. In diesen Fällen spielt der Eigennutz und die Selbstsucht 
der herrschenden Klassen, welche im Grossen und Ganzen das 
Gläubiger-Element darstellen, den Besitzlosen gegenüber, welche 
die Entleiher und Schuldner sind, eine ausschlaggebende Rolle. 
Mitunter ist auch dem unentwickelten Kreditmoment, bez. einer 
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uxizureichenden Organisation desselben dieser Missstand zuzu* 
schreiben, oder es fehlen noch die steuertechnischen Hülfsmittel, eine 
solche Massregel zu verwirklichen. Insonderheit ist in den früheren 
Entwickelungsepochen, Hand in Hand mit der ungenauen und un- 
sicheren Feststellung der steuerpflichtigen Summe, leicht zu be- 
fürchten, dass der Steuerertrag durch einen erheblichen Ausfall die 
Befriedigung der öffentlichen Bedürfhisse in Frage stellen könnte. 

So sehen wir, dass die seit dem peloponnesischen Erleg immer häufi^ie 
Vermögenssteuer in den griechischen Stadtstaaten einen Abzug der Passiva nicht 
kennt*). Desgleichen berichten die alten Schriftsteller nirgends, dass beim tributum 
in Rom ein Scnuldenabzug stattgefanden habe. Im Gegenteil scheint ja diese Nicht- 
beachtung der negativen Vermögensteile eine Hauptursache des gro.-sen Druckes 
der Patrizier gegen die Plebejer gewesen zu sein, indem jene von der Benutzung 
des ager publicus, die ihnen ausschLesshch zustand, keine solche Steuer entrichteten'). 

Die genuesische Coletta^) vom 13. bis 16. Jahrhundert, welche hinsichtlich 
ihrer ganzen Veranlagung und Erhebung in ein Dnnkel gehüllt ist, war, soviel 
sich noch feststellen lÄsst, eine ausserordentliche Steuer vom bewecHchen und 
unbeweglichen Vermögen der Bürger, welche in au^ergewöhnHchen Mlen, b w. 
bei Seekriegen, erhoben wurde. Eine Berücksichtigung der Passivkapitalien fand 
nicht statt. 

Die mailändische Stima e Catasto doi beni des 13. Jahrhunderts, eine 
proportionale Vermögenssteuer, welche auf langjährigen, mühevollen Katastrierungs- 
arbeiten beruhte, erwähnt den Abzug der Schuldzinsen nicht 

Das Gleiche gilt von ähnhchen Steuerformen der venezianischen Eepublik. 
welche unter verschiedenen Namen vorkommen imd bis ins 13. und 14. Jahrhundert 
hereinreichen. Schon der Umstand, dass sie als decima deUe possessioni — 
Zehent, Quotenabgabe vom Rohertrag — deUe case, dedi imprestiti, delle 
mercantizie etc. etc. heissen, weist darauf hin, dass diese nach Vermögensteilen ah- 
gestuften Steuern einen Schuldenabzug nicht kennen. 

Auch der florentinische Estimo teilt als eine Nachbildung des altrömischen 
census mit diesem auch den Mangel der Nichtbeachtung des passiven Moments. 

Diese wenigen Beispiele mögen ausreichen, die oben angeführten Sätze zu 
belegen. 

Ungefähr die Mitte des 15. Jahrhunderts bedeutet in der Steuer- 
geschichte, speziell für unsere Frage, einen Wendepunkt. Es beginnt 
nun die Epoche der mehr fortgebildeten und verfeinerten Tennögens- 
steuer, welche die Keduktion des Steuerkapitals auf die Aktivbestände 
einer "Wirtschaft zum Ausgangspunkt nimmt. Die klassische Periode 
dieser Einrichtung währt bis zur zweiten Hälfte des 18. Jahrhunderts 
und kennzeichnet vor allem das Zeitalter der allmählig erstarkenden 
Fürstengewalt. Die Belege für diese Ansicht reichen bis in unsere 
Zeit herein und die letzten Ausklänge sind heute noch nicht verhallt. 

') Böckh, Staatshaushalt der Athener. 3. Aufl. Berl. 1886. I. 3 Buch. 
S. 555 ff. passim. 

^) Mar quar dt, Die römische Staatsverwaltung. U. S. 145ff. Neue Ausgabe 
von Dessau 1884. Vgl Bau, Fin. IL § 401a. S 173 (Note). 

*) Über die Steuern in den italienischen Repubhten Esquirou de Parle u, 
L'Histoire des impots generaux sur la propriete et le revenu. Par. 1 856. S. 25 fE. 
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Entsprechend dem Charakter der Vemrögenssteuer als einer 
Kapitalsteuer, besteht die Methode des Schuldenabzngs darin, dass 
dem verschuldeten Steuersubjekte gestattet wird, von dem Gesamt- 
bestande seines Vermögens unmittelbar die Kapitalsummen der 
darauf lastenden Schulden in Abzug zu bringen. 

In Florenz, wo der Catasto*) i. J. 1428 eine neue Phase der Steuerpolitik 
eröfbiete, arbeitete die Steuertechnik bereits auf die Ermittelung des Beinertrages 
hin. Die Yeranlagung erfolgte nach den einzelnen Erwerbsquellen und gründete 
sich auf die Zwangsangaben des Steuerpflichtigen. Dabei dürfen die „Produktions- 
kosten", die genau bestimmt sind, in Abrechnung kommen. Unter diesen abzugs- 
berechtigten Beträgen finden sich an dritter Stelle aufgeführt: „Schulden und Ver- 
pflichtungen aller Art und jeden Ursprungs, ausgedrückt in einer bestimmte Geld- 
summe". Dauernde Belastungen sollten das Steuerkapital unbegrenzt beschränken, 
zeitweilige dagegen nach einem dreijährigen Durchschnitt in Ansatz kommen. Die 
Imposta progressiva, welche 1442 — 1506 als eine Fortentwickelung ari die Stelle 
des Catasto Irat, beruht hinsichtlich des Schuldenabzuges auf den nämlißhen Grund- 
sätzen, wie sie denn überhaupt im Hinblick auf die technischen Massregeln die 
älteren Vorschriften in sich aufgenonmien hat. 

Auch in den deutschen Territorien nimmt die Vermögens- 
steuer seit dem 16. Jahrhundert einen hervorragenden Bang ein. 
Wenn indes hier diese Steuerform in fortgebildeter Gestalt ver- 
hältnismässig später zu Tage tritt, so ist daran vor allem die 
Verfassung schuld. Die staatsrechtliche Ordnung einer Lehens- 
oder ständischen Monarchie mit ihrem eigentümlichen Steuerwesen, 
der grosse Besitz an Domänen etc. etc. zeigt auch hier seine Rück- 
wirkung auf die Besteuerung. * Als typisch für jene Zeitläufte ist auch 
die Zinsverfassung einzelner Gebietsteile anzusehen, für deren Gestalt 
und Entwickelung diejenige des preussischen Ordenslandes cha- 
rakteristisch ist^). Daher wird die in unserer Arbeit behandelte 
Frage erst mit dem vollständigen Siege der fürstlichen Gewalt im 
17. Jahrhundert von Bedeutung. Auch ein Blick auf die Finanz- 
geschichte der Reichsstädte liefert uns einen hinlänglichen Beweis. 
Es genüge auf einige Beispiele zu verweisen. 

Die nürnbergische Losung*) von 1702 war eine proportionale Vermögens- 
steuer, welche unter Annahme eines gesetzlich bestimmten Existenzminimums,^ 
1<*/^ des Wertes als Abgabe nahm. Dabei war es den Steuerpflichtigen gestattet, 
die Aufwendungen der von den Eigentümern bebauten Grundstücke und ganz 
allgemein die Schulden vom Steuerkapitale abzuziehen. 



*) Parieu, a. a. 0. »S. 34 ff. Baer, II catasto fiorentino del secolo XV etc. etc. 
(Naova Antologia 1871). 

^) Toppen, Zinsverfassung Preussens unter der Herrschaft des Deutschen 
Ordens, Z, f.preuss. Gesch. 1867. S. 2t)7ff. Sattler, Der preuss. Ordensstaat. 
Sybels bist. Z. Bd. 49. S. 248 ff. (1883). 

») Lang, Historische Entwickelung der teutschen Steuerverfassimgen. 
Berlin 1793. 
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Die iu Baden^) (Patent und Verordnung vom 81. August 1808, aufgehoben 1813) 
bestehende Erwerbs- und Vermögenssteuer traf den Reinertrag einer Wirtschaft, 
nachdem die Lasten und die Schulden, nicht aber die ünterhaltskosten, abgezogen 
waren (§ 5). Auf den gleichen Prinzipien beruhte auch die beabsichtigte \^r- 
mögenssteuer (Gesetz vom 10. Mai 1849, Verordnung vom 23. Juli 1849), die indes 
nie zur Erhebung gelangte. 

Eine andere Methode de» Schuldenabzugs in der Form der Über- 
wälzung der bereits vom Schuldner ausgelegten Steuer auf den 
Gläubiger bei der Zinszahlung findet sich zuerst in Holland und 
später in Österreich. 

Bei dfer holländischen Vermögenssteuer*) v. J. 1673 waren die Grandbesitzer 
ermächtigt, bei hypothekarisch belasteten Immobilien dem Gläubiger bei Entrichtung 
des Schuldzinses seinen Steuerantheil aufzurechnen. Diejenigen, welche Aktien 
der Ostindischen Kompagnie als P&nder hatten, dürfen das gleiche Recht gegen 
die Eigentümer derselben ausüben. Wenn aber Lnmobilien über ihren Wert be- 
lastet smd, so haben die Inhaber gleichwohl die Steuer für die ganze Hypothek 
EU enüichten mit dem Eechte, dem Hypothekengläubiger den ganzen Betrag auf- 
«ubürden. 

In Österreich®) versuchte man 1702 — 1804 verschiedene Vermögenssteuern 
einzimchten. Die Einführungspatente setzten dabei regelmässig gewisse steuerbare 
Manima fest und bestimmten den Abzug der Schulden durcn die Befugnis des 
Schuldners, dem Zinsempfänger bei der Zahlung des Zinsen den auf diesen ent- 
fallenden Steuerbetrag anzurechnen. 

IzL den Teilstaaten der nordamerikanischen Union, wo Ver- 

m^ens- und Kapitalsteuem in verschiedenartiger Gestalt vorkommen, 

findet mch häufig eine Bücksichtsnahme auf den Schuldenstand der 

Wiitsdhaft. Dies ist aher keineswegs allgemein und ausnahmslos 

der Fall, wie auch die Behandlung der Passivkapitalien nicht immer 

konsequent und vollständig durchgeführt ist. Die beiden Typen, 

allerdings auch die Extreme, finden sich im Staate Texas und im 

Staate New-Tork*). 

In Texas wird bezeichnender Weise das sichtbare und produktive Kapital 
(visible oommodities) von der Steuer betroffen. Das interesselose Kapital, das im 
A-osland untergebrachte und selbst das dem Staate geliehene bleibt steuerfrei. Der 
JIrtraf aus Grund und Boden ist nur abgabepflichtig, wenn er sich mi Handels- 
verkehr befindet. Eine Beiücksichtigung der Schulden findet nicht statt. 

In New -York unterliegt der Vermögenssteuer das bewegliche und unbeweg- 
liche Vermögen. Die Schulden des ersteren werden vom beweglichen Kapital des 
Steuersubjekts abgezogen. Die Passivkapitalien des letzteren werden zimi Abzug 
edcht zugelassen. 

Die Ent Wickelung der Frage des Schuldenabzugs bei der 
Vermögenssteuer zeigt, dass im Allgemeinen das Bestreben der 

1) Rau, Ein. n. §400. S. 162 (Note). 

2) Parieu, a. a. 0. S. 75 ff. 

^) V. Hauer, Beiträge zur Geschichte der österr. Finanzen. S. 50—52. 

*) Parieu, a a. 0. S. 133 ff. Kries, Vermögenssteuer im Staate New -York. 
Z. f. St. 1855. Broglio, Dell' imposta suUa rendita in Inghelterra e sul oapitale 
negli Stati üniti. Torino 1865. 



4. Die älteren Versuche einer Einkommensteuer. Die Klassensteuer. 25 

Steuertechnik der Refreiung jener negativen Vermögensteile geneigt 
ist. Dabei finden sich aber zweierlei Ausnahmen. Einmal bleiben 
bei den älteren und daher noch unentwickelten Gestalten der Steuer 
die Schulden unberücksichtigt, weil die ökonomisch-technischen Vor- 
aussetzungen fehlen. Sodann aber lässt sich ein solcher, auch noch 
später vorkommender Mangel auf Gründe lokaler Anschauungsweise, 
48pezieller praktischer Versuche oder endlich auf bestimmte Tendenzen 
Volks- und sozialpolitischer Natur — man will das Schuldenmachen 
nicht begünstigen: ein verschuldeter Wirt, ein schlechter Wirt — 
zurückführen. Hinsichtlich der Methode herrscht wiederum ein 
doppeltes Prinzip. ,Die Kegel bildet der direkte Abzug, indem 
<ler Steuerpflichtige die Aktiva und Passiva seines Vermögens 
kompensieren darf. Daneben aber zeigt sich als eine zweite Art, 
<lie indirekte Berücksichtigung, wo der Schuldner dem Gläubiger 
den Anteil an dem ganzen Steuerbetrage aufrechnen darf. Im 
Oanzen erkennen wir aber schon hier den Einfluss der Entwicke- 
lung auf das Besteuerungsprinzip, wie sich auch die Anfange des 
Differenzierungs-Prozesses bereits geltend machen. 

4. Die älteren Versuche einer Einkommensteuer. 
Die Klassensteuer. 

Wenn auch im Grunde genommen jede Schätzung insofern . 
^ine Einkommensteuer ist, als sie die Einkünfte aus einem Wirt- 
schaftsbetriebe zum Gegenstande der Besteuerung macht, so ist es 
<loch beachtenswert, dass schon ziemlich frühzeitig der Versuch 
gewagt wird, auch in formeller Beziehung das Gesamteinkommen 
durch Einrichtung von selbständigen Steuerformen, besonders durch 
Klassensteuern, einheitlich zu belasten. Solche kommen sowohl 
selbständig als auch in Konkurrenz mit andetn Steuerarten vor. 

Das Prinzip dieser Steuerform besteht nun darin, dass der 
einzelne Steuerpflichtige nach Massgabe seiner Zugehörigkeit zu 
einer ökonomischen oder sozialen Kategorie zur Steuerleistung 
herangezogen wird. Die Steuerpflicht knüpft daher nicht an das 
Individuum, an den XJnterthan oder Staatsbürger in seiner wirt- 
schaftlichen Sonderstellung an, sondern sie betrachtet ihn als ein 
Glied des sozialen Körpers. Damit ist auch ihre zweifache, ge- 
schichtliche Form angedeutet. 

Wir haben es einmal mit einer sozialen Klassensteuer zu 
thun. Hier wird der grössere Kreis einer Gemeinschaft, je nach 
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den Verhältnissen der Verfassung in verschiedener Weise, zu einer 
einheitlichen Universalleistung verpflichtet Alsdann übernimmt jede 
Gruppe der nach sozialen Momenten, nach Herkunft oder Lebens- 
stellung abgestuften Bevölkerung die auf sie fallende Teilsumme 
und legt diese Hassen- und gruppenweise nach dem Grade ihrer 
auf Kecht oder Herkommen beruhenden Pflichtigkeit unter sich 
um. Diese Gestaltung des Steuerwesens entspricht den ständisch 
regierten Staaten, sie ist zugleich auch absoluten Monarchieen mit 
ihrer centraüstisch geordneten Verwaltung gemeinsam. 

Je mehr durch Lockerung des ständischen Bewusstseins und 
durch Auflösung der alten rechtlichen und gesellschaftlichen Ge- 
bundenheit der Übergang zur staatsbürgerlichen Epoche und zum 
modernen Rechts- und Kulturstaat vorbereitet wurde, desto weniger 
liess sich die soziale Elassensteuer den neuen Zeitverhältnissen 
anpassen. Man setzte infolge dessen an die Stelle sozialer Gruppen 
rein wirtschaftliche, nach Vermögen und Einkommen abgestufte, 
welche zum Teil auch ältere personal- und kopfsteuerartige Abgaben 
in sich vereinigten. Die Abgrenzung findet durch eine Klassifikation 
der Steuerkapitalien statt und es wird dabei der fortschreitenden 
Differenzierung des Volksvermögens und Volkseinkommens Rechnung 
getragen. Die steuertechnische Veranlagung wird durch eine be- 
hördliche oder kommissarische Einschätzung ausgeführt. 

Auf diesem Wege suchte man die Leistungsfähigkeit des leiten- 
den Rechts- und Wirtschaftssubjekts besser «u würdigen und strebte 
darnach, die mögliche Beitragskraft der Einzelwirtschaft in greifbarerer 
Form zu treffen, indem man das einmal angenommene Realprinzip 
durch den Zusatz des Personalprinzips wirksam zu ergänzen sich 
bemühte. Bei diesen ersten, mehr tastenden Versuchen, eine Ein- 
konunensteuer zu schaffen, spielte auch das Problem des Schulden- 
abzuges eine Rolle. Musste doch gerade dieser Umstand für die Ein- 
reihung in eine bestimmte ökonomische Kategorie von der grössten 
Bedeutung sein. Und in der That hat man auch bei den verschie- 
denen Reformen dieser Aufgabe der Steuertechnik gedacht und die- 
selbe auf mancherlei Wegen zu lösen gesucht. Allerdings müssen wir 
zugestehen, dass auch bei der Klassensteuer mehrere Gesetzgebungen 
diese schwierige Frage unbeantwortet Hessen, eine Erfahrung, die in 
Befürchtungen der Schädigung des fiskalischen Interesses ihre Er- 
klärung findet. 

Was nun die Wechselbeziehung zwischen dem Prinzip der 
Klassensteuer und des Abzugs der Passivkapitalien anlangt, so ist 
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aus dem Charakter dieser Steuerform als Versuch einer Einkommen- 
steuer unbedingt die Befürwortung der Zulassung zur Befreiung 
zu folgern, indem ein wenn auch noch ziemlich primitives Ein- 
kommenprinzip immerhin schon diese Maassregel erheischt. Dem 
Inhalte nach wird diese Freilassung sich an die beiden Erscheinungs- 
formen anschliessen. Haben wir es mit der sozialen Klassensteuer 
zu thun, die, wie die deutsche Einanzgeschichte der ständischen Epoche 
zeigt, im letzten Grunde eine Vermögensklassensteuer war, so dürfen 
wir im Ganzen an einen Abzug des Schuldkapitals denken, während 
bei der ökonomischen Klassensteuer ein Abzug der Schuld z in sen 
eintritt. 

Die ältere, soziale Klassensteuer, welche uns die historische 
Entwickelung, in Deutschland insbesondere, als sog. ältere Personal- 
steuer: „Standsteuer", „Bede", „Schoss", „Kontribution" u. s. w. 
vorführt, ist regelmässig, wie bereits hervorgehoben, eine Abart 
der Vermögenssteuer gewesen, sei es nun dass sie eine einheitliche, 
wie auf dem platten Lande, sei es dass sie eine spezialisierte, wie 
meist in den Städten, gewesen ist. Typisch war es für die TJmlegung, 
dass die Einreihung in das Kontingent nach einer klassenartigen 
Abstufung des Vermögensbestandes der Beitragspflichtigen geschah. 
Was hierüber in Ansehung des Schuldenabzuges zu bemerken wäre, 
ist bei der Vermögenssteuer bereits angedeutet worden. 

Bei der Klassensteuer nach rein ökonomischen Kategorieen lassen 
sich drei Methoden des Abzugs unterscheiden. 

Zunächst erwähnen wir ein direktes Verfahren in Holland^). 

Am Ende des 17. Jahrhunderts (1697 — 1699) hatte sich das ältere Schatzimgs- 
system des „hunderten mid zweihmiderten Pfennigs" als unzureichend erwiesen. 
Es galt nun an seine Stelle imd insonderheit zur filgung der Staatsschulden eine 
andere Form der Steuer zu setzen. Dies geschah durch eine Familiensteuer 
(familie gelt), welche 1715 provisorisch, 1716 endgültig eingeführt wurde. Hiedurch 
werden die Steuerpflichtigen nach subjektiven Merkmalen ökonomisch - sozialer 
Natur, z. B. Haushaltungsvorstände, Haussöhne, Yerheiratete , ünverheii'ate etc., 
selbständig "Wohnende und Mieter etc. eingeteilt und nach Massgabe ihres Ver- 
mögens, ihres augenscheinlichen Erwerbs oder Einkommens in neun Klassen nach 
verschiedenen Einsteuerungsnormen besteuert. Die Erwartungen, welche man ge- 
hegt hatte, trafen nicht zu, und man stellte daher 1742 ein neues System auf. 
Die Verschmelzung von Personal- und Vermögensklassen kam in "Wegfell, wofür 
eine einfeche und emheitliche Abstufung nach dem Einkommen eintrat. Man unter- 
schied 37 Klassen, von denen die erste (fie Steuerkapitale von 500 — 700 fl., die letzte 
48 000—50 000 fl. umfasste. Die Steuer steigt von 6 flL der ersten bis 1200 fl. der 
letzten Klasse und darüber hinaus für je 2000 fl. um 50 fl. 

Die Klassierung erfolgt nach der Höhe der Gewinne und des geschätzten, 
bez. angenommenen Erwerbs nach Abzug der zur Erzieiung dieses Mnkommens 
notwendigen Schulden, welche in der Form der Nutzung, also als Passivzinsen, 
in Ansatz kommen. 

^) Parieu, a. a. 0. S. 84ff. 
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Einen weiteren Beleg weist Österreich zu Anfang des 19. Jahrhunderts auf. 
Hier wurde durch ein Patent vom 20. August 1806 in den deutsch-österreichischen 
Erblanden und durch ein Patent vom 23. August 1817 auch in Tyrol eine Klassen- 
steuer eingeführt, welche ausdrücklich die Oosamtsumme aller Einkünfte einer 
Person mit Ausnahme der Grunderti*äge, welche einer besonderen Steuer vorbehalten 
bleiben, trifft, nach Abzug der „Interessen der Passivkapitalien''*). 

Daneben haben verschiedene Steuergesetze aus älterer, wie 
neuerer Zeit eine indirekte Methode zur Berücksichtigung der 
passiven Einkommensteile angewendet. Ihrem Ursprünge nach ent- 
stammt dieselbe der holländiscken Vermögenssteuer vom Jahre 1673, 
wo wir sie mit ihren Nachbildungen in Österreich bereits angefahrt 
haben. Dieses Verfahren wurde im Laufe der Entwickelung von 
erheblicher Bedeutung für die Gechichte des Steuerprinzips, indem 
diese Form des Schuldenabzugs auch in die Ertragssteuer übergegangen 
ist, bei der wir sie auch heute noch, mehr oder minder konsequent 
durchgeführt, vorfinden. Es wäre indes irrig, anzunehmen, dass 
die Art der Berücksichtigung des Schuldmoments bei der Klassen- 
steuer für die Ertragssteuer das Vorbild abgegeben habe. Vielmehr 
scheint gerade das Umgekehrte der Fall zu sien. Denn die Beispiele, 
bei welchen besagte Methode angewendet ist, fallen bereits unter 
den Einfluss der smithianischen Auffassung und der britischen 
Property and Income Tax. 

Die Klassensteuer, welche in Hessen*) eingeführt war (17. November 1824), 
bestimmt z. B. in § 15, dass der Schuldner bei der Zinszahlung seinem Gläubiger 
die für ihn bereits entrichtete Steuer abziehen darf Diese Rechtewohlthat, gegeSen 
im schuldnerischen Interesse, durfte durch keinen allgemeinen oder besonderen 
Vertrag geschmälert oder beseitigt werden. Es fallt in die Augen, dass diese Be- 
stimmung auf einen enghschen Ursprung hinweist. 

Eine dritte Methode, die allgemeine Anrechnung, findet sich 
bjBi der preussischen Klassen- und klassifizierten Einkommen- 
steuer. Sie besteht darin, dass den Schätzungskommissionen über- 
haupt und dem Steuerpflichtigen, welcher zu hoch beschatzt zu sein 
glaubt, bei der Reklamation das Recht zukommt, neben anderen, die 
ökonomische Leistungsfähigkeit erheblich beeinträchtigenden Faktoren 
auch den Schuldenstand geltend zu machen. Wird dies als richtig 
anerkannt, so hat dies seine Versetzung in die nächst niedere Klasse 
bez. aus der untersten Klasse der Einkommensteuer in die oberste der 
Klassensteuer zur Folge. Bezeichnend für die Geschichte unseres 
Problems ist es, dass der Abzug der Passivzinsen hier nur sub- 
sidiärer Natur ist. 



*) V. Kremer, Daretellung des Steuerwesens. U. Teil. Wien 1821. S. 166ff. 
«j Rau, Fin. II § 387. S. Ii2 (Note a), 
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Endlich gibt es eine Eeihe von Steuergesetzen, welche auf die 
Schuldenzinsen bei der Klassensteuer gar keine Eücksicht nehmen. 
Dies war z. B. der Fall bei der Einkommen- und Klassensteuer in 
Weimar v. J. 1821. 

Hatte man auf diese Weise eine an sich formale Erscheinung 
des Wirtschaftslebens in ihrem mutmasslichen Erfolge — die Zu- 
gehörigkeit zu einer sozialen oder ökonomischen Kategorie — zum 
Ausgangspunkt genommen, so war damit für die Besteuerung eine 
mögliche Untergrenze oder ein Durchschnittsbetrag des Erwerbs als 
Grundlage gewählt. Denn durch die bestimmt begrenzte Anzahl der 
Steuerklassen werden von dem nämlichen Steuersatze oft verschie- 
den leistungsfähige Wirtschaften getroffen. Andrerseits aber nimmt 
eine klassensteuerartige Veranlagung auf die konsumtive Ver- 
teilung, also auf das subjektive Moment, im Ganzen keine Eücksicht. 
Dasjenige Element, an welches sich die Steuertechnik wenden kann 
und auch wendet, bleibt mehr oder weniger eine fiktive Grösse, die 
man auf der Stütze eines allgemeinen, ökonomischen Merkmals 
konstruiert. Wiederum haben wir es daher, wie bei der Vermögens- 
steuer, mit einer Leistungsfähigkeit im Keime zu thun, aus welcher 
erst in der Hand des Wirts, durch die subjektive Beziehung des 
Einkommens zu diesem, sich eine wirklich gegebene Steuerkraft 
bildet. Der Unterschied zwischen der Vermögens- und Klassen- 
steuer ist lediglich der, dass hier eine personale, dort eine reale 
Grundlage des Besteuerungsprinzips vorliegt. Hier wie dort fehlen die 
eigentlich beeinflussenden Momente : beim Personalprinzip die Wür- 
digung des leitenden Eechts- und Wirtschaftsfaktors, der Persön- 
lichkeit, beim Eealprinzip die Unterscheidung der Vermögensbestand- 
teile nach Art, Herkunft und steuertechnischer Eriassbarkeit. In 
beiden liegt aber die Wurzel zu künftiger, reicher Entfaltung der 
Fortentwickelung. 

Dieses Grundverhältnis beider Steuergruppen zu einander, wie 
es historisch geworden ist, spiegelt sich in der Frage der Berück- 
sichtigung der Schulden und Schuldzinsen wieder, ja man möchte 
sagen, es empfängt hier einen besonders charakteristischen Ausdruck 

5. Die reine oder strenge Ertragssteuer. 
Wie bereits erwähnt, vermochten Steuerformen, wie die Ver- 
mögens- und Klassen Steuer, den mannigfaltigen Veränderungen des 
wirtschaftlichen und Verkehrslebens nicht genügend Eechnung zu 
tragen , indem sie sich ajs unfähig erwiesen , mit den Fortschritten 
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der Technik und der ganzen Kulturentwickelung Schritt zu halten. 
Die hiedurch notwendig gewordene Neugestaltung der Besteuerung 
war aber noch durch weitere Umstände allgemeiner Natur bedingt. 

Zuvörderst war es auch hier wiederum die fortschreitende, quan- 
titative und qualitive Differenzierung des Volksvermögens und Volks- 
einkommens, welche zu den neuen Verhältnissen den Anstoss gab. 
Darum handelte es sich zunächst um die Zerlegung und Zerteilung 
des einheitlichen, schwer zu überblickenden und daher niemals sicher 
zu treffenden Vermögensstammes in seine einzBlnen Bestaadtöle. 
War in früherer Zeit bei der dominierenden Stellung der Landwirt- 
schaft das Einkommen aus Grund und Boden der hauptsächlichste 
Bestandteil der Wirtschaftsführung, um welchen sich teils ergänzend, 
teils ersetzend andere Erwerbsarten gruppierten, so trat in unserer 
Epoche auch das Gewerbsleben, Handwerk, Manufaktur, Industrie 
und Handel viel zu scharf hervor, um nicht gebieterisch eine steuer- 
technische Berücksichtigung zu verlangen. Das Gesamtvermögen 
als solches, wenigstens soweit die Hauptsteuer in Betracht kommt, 
als eine einheitliche Grösse zu fassen, war schlechthin unmöglich, 
und so fiel der Steuerpolitik die schwierige Aufgabe zu, für die 
veränderten Zustände neue Formen zu finden. 

Aus dieser Entwickelung entsprang noch eine weitere Konse- 
quenz. In dem Masse nämlich, als der Differenzierungsprozess 
seinen Fortgang nahm, in demselben Grade musste bei höherer 
ökonomischer Kultur eine nur formale Abgrenzung der einzelnen 
Vermögensobjekte unzureichend sein. Entstammt das Einkommen 
aus verschiedenen Quellen, so ist es klar, dass die Fonds, aus welchen 
die Teilbeträge des Einkommensbezuges fliessen, auch verschieden 
fassbar und treffbar sind. Es folgt, dass das Einkommen eines 
Landwirts steuertechnisch eine andere Behandlung erheischt, als 
dasjenige aus Gewerbe und Handel. Dies legte der Reform den 
weiteren Grundsatz nahe, die Besteuerung einzelner Vermögensteile 
nach ihrem Charakter und Wesen weiter auszubauen. 

Endlich ist noch ein Drittes zu beachten. Wenn in den früheren 
Verhältnissen zur Lösung der Aufgabe ein angeglichener Massstab 
und damit eine bloss mögliche Leistungsfähigkeit des einzelnen 
Steuersubjekts den vorhandenen Bedürfnissen entsprach, so galt es 
nunmehr jene ihrer bisherigen Passivität zu entrücken, und sie im 
Sinne einer auf ein bestimmtes Objekt gründenden Auffassung um- 
zugestalten, d. h. sie im Anschluss an eine nach Gegenständen 
geordnete Besteuerung in neue Formen zu bringen. 
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Alle diese Anforderungen an das Steuerprinzip führten zum 
System des Objektivismus, welches wir in kurzen Zügen nach 
dem Wesentlichen skizzieren wallen. 

Man versuchte zur Durchführung des Objektivitätsprinzips 
mehr oder weniger folgerichtig, das Objekt, als die Quelle und die 
Grundlage eines privatwirtschaftlichen Einkommens, von dem Subjekt, 
dem Bezieher desselben, loszulösen. So trennte man auf der einen 
Seite das sachliche und persönliche Moment in der Wirtschaft, 
offenbar zwei zusammengehörige Dinge, während man andrerseits 
grundsätzlich Lebloses belebte. Bei dieser Gestaltung eines axpvxov 
zu einem %ii\f)vxov hatte man den Hauptpunkt, das leitende Rechts^ 
und Wirtschaftssubjekt, ausser Acht gelassen, man hatte hiedurch 
eine Vergewaltigung am Prinzipe begangen, indem man die psycho- 
logische Seite, die Seele der Wirtschaft, unberücksichtigt liess. Die 
Auseinanderreissung prinzipiell untrennbarer Elemente legte den 
Grund zu einem unheilbaren Übel, an dessen Folgen jede reine 
Objektbesteuerung krankt. 

Das Prinzip der Objektivität führte unmittelbar durch seinen 
theoretischen Aufbau zu einem neuen Begriff für die Steuerlehre, 
zum Ertrag. Dieser ergiebt sich, wenn man die Einnahmen auf 
das Objekt, aus welchem sie hervorgehen, zurückbezieht ohne 
Rücksicht auf die Person, welcher sie zufallen. Das ist der ur- 
sprünglich dem Objektivismus entsprechende Gedanke. Die Wei- 
terung, welche man bei Yertiefung des Wesens des Ertrags im 
Zusammenhange mit allen Einnahmearten vorgenommen hat, gehört 
zunächst der Volkswiri;schaftslehre an und tritt in ihren Wirkungen 
erst bei dem erweiterten, bez. ausgearteten Ertragsprinzip auf, 
worauf wir später zurückkommen werden. Der neue Gedanke zeigt 
aber schon bald seinen eigenartigen Charakter. Denn an sich 
betrachtet, umschliesst er zwei Elemente, deren gemeinsamer Inein- 
anderarbeitung er seine Entstehung verdankt. Auf der einen Seite 
haben wir die regungslose Gegenständlichkeit ohne vernünftige 
Zielbestimmung, auf der andern Seite die Arbeit eines schaffenden, 
wirkenden, menschlichen Subjekts. Dadurch nun, dass jedes Objekt 
persönliche Arbeitskraft und Arbeitsleistung eines Individuums in 
sich aufnimmt und also der Ertrag neben dem Sächlichen gleichsam 
kondensierte Atome zielbewusster Arbeit einschliesst, empfängt das 
als solches für die Zwecke und Bedürfnisse des Menschen indiffe- 
rente Etwas die Richtung und Bestimmung und wird für die Wirt- 
schaft nutzbar gemacht. Daraus folgt, dass der Ertrag kein einheit- 
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lieber Begriff ist, sondern neben seiner objektiven Seite auch eine 
subjektive hat. Für die Besteuerung geht hervor, dass in der 
Ertragssteuer eine Mischung des Seal- und Personalprinzips vor- 
liegt. Wir haben es daher wiederum mit einer Konsequenz zu thun, 
welche aus der abstrakten Objektivität hervorgeht und späterbin 
für die Ertrags- und Objektsteuer bedenklich wird. 

Hält man den Ertragsgedanken in seiner Wechselwirkung mit 
dem Objekt in seiner vollen Reinheit fest, so gelangt man zu dem 
Schlüsse, dass das System der reinen oder strengen Ertragssteuer 
nur ein ursprünglich zw ei gliederiges sein, die Grün d- und Gewerb e- 
s teuer umfassen kann. Nur zeigt sich später insofern ein weiterer 
Ausbau, als sich von der Grundsteuer die Gebäudesteuer, von der 
Gewerbesteuer eventuell die Handelssteuer loslöst. Von Seiten des 
Prinzips betrachtet ist dies nur eine Formfrage, welche das eigent- 
lich Grundsätzliche der Zweiteilung nicht berührt. 

Die beiden anderen Glieder der Ertragsbesteuerung, welche sich 
in ausgebildeten, rationellen Systemen vorfinden, die Kapitalrenten- 
und Arbeitsertrags -(Lohn- und Besoldungs-) Steuer gehören dem 
strengen Prinzipe nicht an. Sie sind vielmehr bereits ein Einfluss 
des eindringenden Einkommenprinzips, wie sie denn auch in der 
Geschichte der Einkommensteuer jenes Element vermitteln, welches 
die Hinüberleitung zur modernen Einkommensteuer darstellt Der 
innere Grund aber, warum sie eine weitere Entwickelungsstufe im 
Steuerprinzip bilden, ist die auf natürlichem Wege niemals mögliche 
Zurückbeziehung auf ein Objekt Hat man nun auch in früheren 
Epochen, ja öfters schon bei der Vermögenssteuer den Versuch 
gemacht, die persönliche Arbeit ebenfalls objektiv zu gestalten, 
z. B. durch Konstruierung einer Vermögensgrösse durch 20 fache 
Multiplikation der Besoldung etc. etc., so war die Politik genötigt und 
bestrebt, auch den Ertrag der persönlichen Arbeit zu erfassen, sie 
war aber noch nicht reif, zur Einkommensteuer überzugehen. Nur 
durch ein gekünsteltes Verfahren kann dieser Steuermodus erklärt 
werden. Alle derartigen Experimente beweisen aber stets von Neuem, 
wie mächtig der Drang zur Einkommensteuer, selbst in Verhältnissen 
und Zeiten ist, die in ökonomischer und finanztechnischer Hinsicht 
noch ziemlich unentwickelt sind. 

Nun haben wir die Stellung der Schuldzinsen zum reinen 
Ertragsprinzip näher zu prüfen. Dabei müssen wir selbstredend von 
dem wirtschaftlichen Charakter des Schuldverhältnisses und dessen 
Folge, des Schuldzinses, ausgehen. 
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Wenn wir den Ertrag und seine Besteuerung in der Art und 
Weise auffassen, wie wir es im Vorausgehenden gethan haben, so 
ist leichtersichtlich, dass der objektive Ertrag grundsätzlich mit 
der Verschuldung nichts zu thun hat. Denn das Schuldmoment 
ist nichts anderes als eine persönliche Beziehung zwischen zwei 
Parteien, eine Verbindlichkeit, welche zwischen dem Schuldner 
und dem Gläubiger obwaltet Diese subjektive Bedeutung der 
Passivzinsen gehört nicht der nationalen Gütererzeugung und somit 
dem Produktionsprinzipe an, sondern ist lediglich eine Thatsache 
der Vermögens- und Ertragsverteilung, also eine Konsequenz des 
Güterumlaufs. Daher haben wir es nicht mit dem sachlichen Ertrage 
zu thun, sondern mit der Teilnahme verschiedener Einzel- und Privat- 
wirtschaften an demselben. Nun aber knüpft die auf dem Objek- 
tivismus gründende Besteuerung nur an die Einnahmen aus einem 
Objekte ohne Eücksicht auf die Person des Wirtschafters an und es 
kann demgemäs im Kahmen der reinen und strengen Ertragssteuer 
eine Beachtung eines auf der subjektiven Verteilung fussenden 
Verhältnisses nicht stattfinden. Vielmehr würde ein Eingehen auf den 
Abzug der Schuldzinsen einer Aufgebung des reinen Ertragsprinzips 
gleichzuachten sein^). 

Gleichwohl kann es aber keinem Zweifel unterliegen, dass der 
zinsberechtigte Gläubiger durch diese Passivzinsen steuerfahig und 
steuerkräftig wird. Eine Ungerechtigkeit gegen die übrigen Steuer- 
zahler wäre es, ihn von der Beitragspflicht zu entbinden, und die 
Au%abe einer annähernd gerechten und gleichen Belastung aller 
Steuerträger würde nie zu lösen sein ohne die Heranziehung des 
zinsempfangenden Gläubigers. Aus dem Gesichtspunkte des strengen 
Ertragsgedankens geht hervor, dass man nur auf indirektem Wege 
jene Steuerleistung erreichen kann. Es ist daher zu fordern, dass 
zwischen diesen beiden, an dem Ertrage teilnehmenden Faktoren 
eine Verschiebung stattfinde, welche den besagten Ausgleich bewerk- 
stelligt. 

Fraglich kann hier nur die Form sein. Am geeignetsten wäre 
es, wenn der Gläubiger den Schuldner dafür schadlos hielte, dass 
er für Beide die Steuer entrichtet. Es kann sich also der Staat 
nur an das Objekt und in zweiter Linie an den Bewirtschafter des- 
selben wenden, wobei zunächst keine Rü<?ksicht auf die Art und 



*) Vooke, Abgaben, Auflagen und die Steuer. Stuttg. 1887. S. 421. 

T. He ekel, Einkommensteuer. 3 
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Weise der Verwendung des Ertrags stattfinden kann. Dies würde, 
voraussetzungsweise beide Parteien auf dem Höliepunkt der Gesittung 
stünden, am besten den Beteiligten und ihrer freien Vereinbarung 
überlassen bleiben. Auch wäre es denkbar, dass die wirtschaft- 
lichen Verhältnisse des Schuldners — der Gesamtheit derselben — 
so beschaffen wären, um den Gläubiger hiezu zu zwingen, wie z. B. 
bei grossen Aktiengesellschaften. Beides triflPfc aber für die Wirk- 
lichkeit regelmässig nicht zu. Insbesondere dürfte der Gläubiger 
kaum seine wirtschaftlich starke Position so wenig ausnützen, dass 
diese Vergütung — sei sie eine freiwillige, sei sie eine erzwungene — 
ohne Weiteres von diesem geleistet würde. 

So hat denn der Staat, als Eepräsentant der Gemeinschafts- 
interessen, die Pflicht, durch einen Eingriff die Verteilung der Steuer- 
last zu regeln. Er kann es nur versuchen und es muss dahin 
gestellt bleiben, ob und inwieweit dieses Ziel erreicht wird. Denn 
das natürliche Bestreben des Gläubigers wird darin bestehen, die 
ihm aufgebürdete Last auf den Schuldner zurückzuwälzen. Dabei 
wirkt immer in erster Linie mehr die wirtschaftliche Übermacht 
als äussere Nebenumstände. Die Geschichte zeigt, dass die Gesetz- 
gebung diesen Weg öfters beschritten hat. 

Der Schuldner, als Bewirtschafter des den Ertrag liefernden 
Objekts, muss zunächst für den ganzen Steuerbeitrag aufkommen 
und ihn auch voll entrichten. Dann aber ist ihm gestattet, seinem 
Gläubiger bei der Zinszahlung die für diesen ausgelegte Steuer in 
Abrechnung zu bringen. Es wird so versucht, eine gleichheitliche 
Verteilung des Steuerbeitrags unter die beiden am Ertrage teil- 
nehmenden Personen herbeizuführen. Um nun aber das ganze 
Verfahren überhaupt möglich zu machen, bedarf der Zinszahler dem 
Zinsempfänger gegenüber eines weitgehenden, gesetzlichen Schutzes, 
der allein ihn vor der Kückwälzung durch den Gläubiger bewahrt. 
Derselbe wird auf die Weise gewährt, dass alle Übergriffe des 
zinsberechtigten Gläubigers, welche durch auf Beeinträchtigung oder 
Aufhebung dieser Eechtswohlthat gerichtete Verträge geschehen 
können, für null und nichtig erklärt werden. Ebenso sind alle 
einschlägigen Zuwiderhandlungen mit Strafen bedroht. 

Diese Art der Berücksichtigung des Schuldzinses scheint dem 
Vorgange der holländischen Vermögenssteuer von 1697/99 zu ent- 
stammen, hat dann im Laufe der Zeit in verschiedene Steuerformen 
Eingang gefunden und ist in der britischen Besteuerung, welche 
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ihrem Wesen nach erst an eiö«c späteren Stelle darzulegen sein 
wird, zur höchsten Ausbildung gelangte Diese für die reine Frtrags- 
eteuer allein zulässige Methode wurde abeit». wie der Gang der Ent- 
wickelung zeigt, thatsächlich nur selten ango^wendet Viel öfter 
kommt sie bei dem fortgebildeten Ertragsprinzipe, auf welches wir 
im nächsten Abschnitte zurückkommen werden, vor. Die strenge 
Form dieser Steuerart hat sich regelmässig damit b^^nügt, über die 
Frage des Schuldenabzuges mit Stillschweigen hinwegzugehen, Sie 
that dies teils prinzipiell, indem man erklärte, jede Berücksichtigung 
des Kreditmoments widerspreche dem Gedanken des Ertrags und 
führe ein fremdartiges Element in das Prinzip ein, teUs praktisch 
unter dem Einflüsse äusserer Umstände, bez. einer noch un- 
genügenden Entwickelung des Kredits und der wirtschaftlichen 
Kultur überhaupt^). Jedenfalls aber würde das indirekte System 
seinen Zweck bei der reinen Ertragssteuer annähernd zu erfüllen 
vermögen. '. 



6. Das System der modernen, sogenannten rationellen 
Ertragsbesteuerung. 

Mit dem Vordringen des ökonomischen Individualismus und 
des politischen Liberalismus, zumal seit Ende des vorigen, und im 
Laufe dieses Jahrhunderts, mit der freieren Gestaltung der Eechts- 
ordnung, des Wirtschafts- und Gesellschaftssystems, endlich infolge 
der grossartigen Entwickelung der Verkehrsmittel und der wirt-- 
schaftlichen Technik, sowie durch die sich anbahnende internationale, 
weltwirtschaftliche Geld- und Kreditbewegung musste auch das 
Steuersystem eine angemessene Fortbildung erfahren. Der Eahinen, 
in welchem es sich bis jetzt bewegte, war viel zu eng und die 
Bedürfnisse der Neuzeit erheischten eine erhebliche Ausdehnung. 

Zwei Dinge waren es hier, welche den Fortschritt im Steuer- 
prinzipe veranlassten. Auf der einen Seite erkannte man richtig, 
dass ein Steuersystem, welches den neuzeitlichen Anforderungen 
entsprechen soll, neben jenen Grundformen des Erwerbs, auch die 
weiteren, wichtigen Gebiete der privatwirtschaftlichen Einnahmen 
aus der persönlichen Arbeit nnd dem verleihbaren Geld- 



*) Lotz, Handbuch der Staatswirtscliafstlehre. Erl. 1822. Bd. m. 8.506. 
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kapitale einbeziehen müsse. Damit war aber ein neues Moment 
in die reine Ertragssteuer eingedrungen, welches die scharfe Pest- 
haltung des objektiven Ertrags unmöglich machte. Man dehnte 
daher den Begriff weiter aus, man sah in jeder Erwerbsquelle, d. h. 
einer Thätigkeit, einem Rechte oder einer bestimmten Erwerbs- 
einrichtung die Grundlage des Ertrags, man dehnte m. a. W. die 
reine Objektivität auf Verhältnisse aus, die neben dem immerhin 
objektiven Ausgangspunkte subjektive Elemente einschlössen. 

Auf der anderen Seite war es unbedingt erforderlich, mit der 
Erweiterung des Ertragsgedankens die persönliche Thätigkeit, 
die Arbeit des leitenden Haushälters schärfer hervortreten zu lassen. 
Dies musste die unmittelbare Folge jener Erweiterung des Prinzips 
sein. Hatte man einmal den konsequent objektiven Boden verlassen 
und sich auf das Gebiet des mehr Persönlichen und Individuellen 
begeben, so war es unausbleiblich, dass eine Steuertechnik, die sich 
ihrer Aufgabe voll und ganz bewusst ist, auch auf das subjektive 
Element bei der Yeranlagung zur Steuer Rücksicht nehmen muss. 

Hiedurch aber hatte man einem neuen Besteuerungsprinzipe 
Eingang verschafft. Denn sobald die Betonung des subjektiven und 
persönlichen Elements auch in formeUer Hinsicht zum Ausdruck 
gebracht wird, verlässt die Steuerpolitik, wenn auch zunächst nur 
in der Idee, das bis jetzt behauptete Territorium des Objektivismus 
und gelangt, einem neuen Grundsatze Folge gebend, zum Subjek- 
tivismus hinüber. Nach der konkreten Erscheinungsform hin be- 
trachtet, ersetzen wir dadurch das Ertragsprinzip durch das Ein- 
kommenprinzip. Nun aber wohnt diesem letzteren ein eigentümlicher 
Charakter inne, welcher sich durch die Tendenz des aUmähligen 
Umsichgreifens und der Zersetzung der Objektivität äussert. Denn 
wo einmal ein Ertragssteuersystem von dem Hauche der Einkommen- 
steuer durchdrungen wird, da schreitet die Verbreitung desselben 
immer mehr fort und gelangt nicht eher zur Ruhe, bis sie voll und 
ganz die Herrschaft an sich gerissen hat. Den Wendepunkt in dem 
historischen Werdegang kennzeichnet dann eben jenes Eindringen 
der Subjektivität in die Objektivität, aus deren Verschmelzung sich 
späterhin die moderne Einkommensteuer herausbildet. Insoferne, 
um gleich jetzt einen Punkt, den wir später noch näher abhandeln 
werden, vorwegzunehmen, besteht zwischen der sog. rationellen 
Ertragsbesteuerung und der Einkommensteuer kein grundsätzlicher 
Unterschied, sondern nur eine graduelle Abstufung. Während 
nämlich dort nur einige, wenige Gedanken des Subjektivismus 
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Verwendung finden, sehen wir hier die ganze Fülle derselben wirken 
und das Steuersystem umgestalten*). 

Mit dem Fehlen jedweder subjektiv-individuellen Würdigung 
bei der reinen Ertragssteuer hängt es zusammen, dass auch eine 
Berücksichtigung der Schulden und Schuldzinsen mangelt, 
bez. eine solche nur mittelbai- zu erzielen ist. Dies ist aber 
auf die Dauer nicht haltbar; denn ein solcher Zustand führt zu 
einer grossen Stagnation, zu einer Unlenksamkeit der Besteuerung^ 
der es zuzuschreiben ist, dass mehr und mehr das Ertragsprinzip 
den immer steigenden Bedürfnissen nicht zu entsprechen vermag. 
Daneben erheischt aber die Kücksicht auf die Steuerkräfte, inbeson- 
dere auf die durch Verschuldung angegriffenen, eine möglichste 
Entlastung der schuldnerischen Wirtschaft. Sobald man nun auch 
die günstige Bedeutung des Kredits, durch Förderung der Produk- 
tivität, durch Hebung des nationalen Wohlstandes eingesehen hat, 
erweist sich die Mangelhaftigkeit des bisherige^ Verfahrens ganz 
augenscheinlich. Im potenzierten Masse endlich greifen die Be- 
denken gegen die geübte Gesetzgebungspraxis Platz, wenn man 
sich die gewaltige, nie ruhende Geld- und Kreditbewegung von 
Wirtschaft zu Wirtschaft, von Land zu Land vergegenwärtigt. Die 
organische Bedeutung des Kredits für das ganze ökonomische 
Gefüge drängt der Steuerpolitik eine weitgehende Beachtung des 
Schuldmoments als unabweisbares Erfordernis auf. Mag auch der 
Abzug der Passivzinsen allein die Verwirklichung des Einkommen- 
prinzips nicht bedeuten, mag er vielleicht nicht einmal das aus- 
schlaggebende Element sein, so ist doch so viel gewiss, dass er ein 
gewichtiges Glied in der Kette der Postulate ist und er dem mächtig 
vordringenden Gedanken der Einkommensteuer Gelegenheit bietet, 
in das Ertragsprinzip eine gefährliche Bresche zu schlagen. 

Was nun die Form der Berücksichtigung anlangt, so lassen 
sich methodisch drei Wege denken. 

Der erste besteht in der mehr oder weniger modifizierten Bei- 
behaltung der älteren, bei der reinen Ertragssteuer allein möglichen 
Methode, die wir im Vorausgehenden als dtie indirekte bezeichnet 
und näher geschildert haben. Am weitesten ist sie in Grossbritan- 
nien bei der Property and Income Tax entwickelt und hat von 
hier aus gleichzeitig bahnbrechend auf kontinentale Steuergesetze, 

^)Vgl. Held, Einkommensteuer. Bonn 1872. v. Helferich,Z.f.St.l874. Beide 
Autoren bringen die „Expansionstendenz^^ des Einkommenprinzips ztim Ausdruck. 



38 n. Die Thatsachen der Entwickelungsgeschichte. 

z; B. in Österreich eingewirkt In England hat sie einen so be- 
zeichnenden Werdeprozess durchgemacht, dass wir zur Erläuterung 
des historischen Ganges unseres Problems sie seit ihren Anfangen 
kurz charakterisieren wollen*). 

Als während der englischen Revolution das Zeitalter Cromwells an die 
finanzielle Leistungsfähigkeit des Landes immer höhere Anforderungen stellte, ver- 
mochten jene älteren Formen der direkten Steuern: Subsidien, Fünfzehntel, Zehntel etc. 
nach Yei-anlagung, Höhe und Zahlunesterminen den Bedürfiiissen nicht mehr zu 
entsprechen. An ihre Stelle trat nunmehr eine direkte Vermögens- und Einkommen- 
steuer, welche im Gegensatz zu früheren Versuchen, in umfassender "Weise Be- 
soldungen — ausser Heer und Flotte — sowie allen auf rein persönliche Dienst- 
leistung gründenden Erwerb hereinzuziehen strebte. Ihre Erhebung erfolgte nach 
MonatsanJagen (monthly assessments). Bei Grund und Boden war fürs erste der 
Inhaber (tenant) zahlungspflichtig, welchem jedoch das Recht zustand, falls er 
Pächter, dem Grundeigentümer m der Höhe der für diesen bereits entrichteten 
Steuer den Pachtzins zu kürzen. 

Als Hauptsteuer der darauf folgenden Epoche von "Wilhelm HL. bis zur fran- 
zösißchen Revolution stellt sich die Landsteuer jron 1692 (landtax) dar. Sie war ur- 
sprünglich als Quotitäts- und Vermögens- und Einkommensteuer beabsichtigt, wurde 
aoer in der Folge bald zu einer Repartitionssteuer und traf anfangs ^ndsätzlich, wie 
auch in der That, den Ertrag aus beweglichem Vermögen und gewissen persönlichen 
Einkünften, wurde aber mit der Zeit zu einer Grundsteuer mit reallastartigem 
Giarakter. Auch bei dieser Besteuerung hatte, wie früher, der Pächter die Steuer 
auszulegen, jedoch das Recht, dem Grundherrn bei der Pachtzahlung den betrefEiwiden 
Steuerbeiti'ag aufzurechnen. Eine gleichartige Befugnis dieses letzteren seinem 
Gläubiger gegenüber hatte wohl von vornherein keine wesentliche, praktische Be- 
deutung und verlor sie später wohl gänzlich. 

"während der napoleonischen Knegszeit kam vorübergehend eine Einkommen- 
steuer zustande. Sie war im Prinzip, wie in den hauptsächlichsten Gesichtspunkten 
ihrer Ausführung eine wirkliche Personal- und Gesamteinkommenssteuer, die indes 
nur 1798/99 zur Erhebung kam. Allein der "Wiederbeginn des Krieges nötigte 
bald zur Einkommensteuer zurückzukehren. Sie wurde 1803 mit Einschränkung 
der Publizität privater Verhältnisse zu einer Steuer umgestaltet, welche in "Wahr- 
heit ein System von Ertragssteuem mit einkommensteuerartiger Durchbrechung 
darstellte. Bei den fünf Abteilungen (Schedules) war es Grundsatz, den Ertrag 
an der Quelle zu fassen, beim Pächter und Mieter für den Eigentümer, beim 
Schuldner für den Gläubiger mit dem Rechte einer Entschädigung. Der Abzugs- 
berechtigte ward vom Gesetz dadurch geschützt, dass auf Aufhebung oder 
Schmälerung der Aufrechnung gerichtete "Verträge rar nichtig erklärt iind unter 
Strafe gestellt sind. Das ganze Verfahren setzt einen ursächUchen Zusanimenhang 
zwischen Ertrag und Schmd selbstredend voraus. 

Nachdem die Income Tax ein Vierteljahrhundert geruht hatte, wurde sie 
durch die Finanz- und Steuerreform Sir Robert Peels wieder neubelebt. Sie hat 
1842 ihren alten Charakter im Ganzen beibehalten und ist heute noch, wie ehe- 
mals, eine einkommenartige Zusammenfassung eines Systems von Ertragssteuem. 
unter den herübergenommenen Bestimmmungen befinden sich auch die Massregeln 
über die Behandlung der Schulden und Schuldzinsen in unveränderter Form, wie 
wir sie bereits geschildert haben. 

Im ganzen lässt sich als Resultat der Entwickelung angeben^ 
dass sachlich eine Erweiterung stattgefunden hat, indem nicht 
mehr, wie ehedem, nur die Grundschulden, sondern alle Schulden 



^) Vocke, Geschichte der Steuern des britischen Reichs. Lpz. 1866. 
S. 495, 499—504, 527—532. Do well, History of Taxation and Taxes. Lond. 1883y84. 
n. 4— 6, 50—53, 73, 82, 87, 99, 125 u. a. 215ff. III. 103 — 110, U3. 
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überhaupt eixibeEOgen werden. Dagegen hat das Prinzip in formeller 
und technischer Beziehung eigentlich gar keine Fortschritte gemacht, 
nur dass der gesetzliche Schutz des Zinszahlers verstärkt worden 
ist. Die Gesetzgebung fordert keine Deklarationen hinsichtlich des 
Schuldenstandes, sieht also in der Übertragung des Steuerbeitrags 
lediglich ein Recht des Schuldners, keine Pflicht. Er geniesst daher 
nur einen indirekten Schutz, während der Selbsthilfe des Einzelnen 
überlassen bleibt, für das Übrige zu sorgen. Darin ist entschieden 
ein Mangel begründet. 

Das Gleiche ist im österreichischen Steuersystem und 
zwar bei der Einkommensteuer vom 29. Oktober 1849 der Fall, 
ein System, das trotz seines Namens über die Stufe der rationellen 
Ertragsbesteuerung nicht hinauskommt. Allein hier hat das eng- 
lische Prinzip eine weitere Schranke des Masses erhalten, welcher 
wir bei der DarsteDung der geltenden Gesetzgebung nochmals ge- 
denken werden. 

Ein zweiter Weg ist die direkte Befreiung der Schuldzinsen 
von der Steuer. Jeder Bezieher eines Ertrags wird ermächtigt, die 
zur Erzielung desselben notwendigen Passivzinsen abzuziehen. In 
formeller Hinsicht wird dem Zinszahler nur die Auflage gemacht, 
Person, Stand und Wohnort des Gläubigers, Höhe der Zinsen, 
Zahlungstermine, Annuitäten und Amortisation etc. zu deklarieren. 
Die Steuerlast ist hievon dem Gläubiger aufzubürden, welche ihn 
nach Massgabe der aus den ausstehenden Forderungen gezogenen 
Eeinerträge treffen muss. Die beim Schuldner als negatives Yer- 
mögen freigelassenen Summen sind durch die Eapitalrentensteuer 
beim Gläubiger als dessen Aktiva zu erfassen. Dies ganze Vor- 
gehen erscheint auf den ersten Blick als ungemein zweckmässig, 
ja es hat vielleicht etwas Bestechendes. Bei tieferer Einsicht aber 
treten eine Reihe praktischer Schwierigkeiten hervor, welche in der 
Unmöglichkeit, den Zinsbezieher mit Sicherheit zur Darlehnssteuer 
zu veranlagen, gipfeln. Es wäre dies noch denkbai- unter der Yor- 
aussetzung eines vollkommen geschlossenen, isolierten Volkswirt- 
schaftsgebiets. Allein im modernen Wirtschaftsleben, insbesondere 
durch den internationalen Zug der Kapitalsbewegung, hätte die 
weniger entwickelte Volkswirtschaft, welche an das Ausland in 
grösserem Umfang verschuldet ist, einen erheblichen Steuerausfall 
zu gewärtigen, ein Umstand, welcher die übrigen Einzelwirtschaften 
mehr und mehr überlasten würde. Deswegen hat, soviel mir be- 
kannt ist, auch keine einzige Gesetzgebung den Versuch gemacht, 
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auf diese Weise die Frage des Schuldzinsabzuges zu lösen. Nur 
einzelne wissenschaftliche Vertreter haben diesem System das Wort 
geredet, haben aber m. E. allzusehr aprioristisch geurteilt und haben 
besonders die Thatsache weltwirtschaftlichen Yerkehrs übersehen. 

Noch erübrigt es, auf eine dritte Methode, eine Abart des 
direkten Abzugs, etwas einzugehen. Sie wird bei einem Ertrags- 
steuersystem angewendet, welches neben der Grund-, Gebäude- 
und Gewerbesteuer mindestens noch eine Kapitalrenten Steuer um- 
fasst. Die Schuldzinsen werden dadurch berücksichtigt, dass zwischen 
den einzelnen Gliedern des Steuersystems ein Ausgleich des Ertrags 
nach seinen aktiven und passiven Bestandteilen durch eine Kom- 
pensierung stattfindet. Kegelmässig erfolgt dies in der Weise, 
dass die vom Steuerpflichtigen erweislich zu zahlenden Fassivzinsen, 
welche den steuerbaren Kapitalrentenbezug belasten oder beeinträch- 
tigen, vom Steuerkapitale in Abzug zu bringen sind. Hiezu sind 
aber nicht nur die auf der Kente selbst ruhenden, sondern alle 
auf der Gesamtheit der Erträge eines Steuersubjekts lastenden 
Schulden berechtigt. Somit ist ein ursächlicher Zusammenhang 
zwischen den Aktivzinsen der Kapitalforderungen und den Passiv- 
zinsen etwaiger Schuldkapitalien nicht notwendig. Es kann dem- 
zufolge der Wirtschafter, von seiner steuerbaren Kapitalrente nicht 
nur die im Interesse dieser aufgenommenen Schulden, bez. ihre 
Schuldzinsen, sondern auch die Grund- und Hypothekenschulden, 
sowki Schulden für persönliche Zwecke in Abrechnung bringen. 

Dieses Verfahren entnimmt seinen Grundgedanken auch in 
steuertechnischer Beziehung dem Prinzipe der' Einkommensteuer; 
denn es geht bereits von einem Einkommenbegrifife als Einheit 
aus. Wir haben es hier nicht mehr mit einem Nebeneinander 
einzelner beigeordneter Glieder eines Ertragssteuersystems zu thun, 
welche nur äusserlich zu einem Ganzen verbunden sind, sondern 
mit der Gestaltung eines einheitlichen durch Ineinanderarbeiten 
der einzelnen Teile geschaffenen Einkommens. Die Gesetzgebung 
scheint in der Kapitalrentensteuer eine Art konkurrierender Ein- 
kommensteuer neben objektiven Gliedern zu sehen, und jene AU- 
gemeinheit, jene Teilnahme aller Staatsbürger an der Steuer voraus- 
zusetzen, welche thatsächlich nicht vorhanden ist. Diese Fiktion, 
dass alle Steuerpflichtigen von der Darlehnssteuer betroffen werden, 
bildet auch zugleich den Grund der Unzulänglichkeit dieser Methode. 
Wenn man einmal so weit vorgeschritten ist, dass man nicht nur 
das Prinzip des Schuldenabzugs, sondern auch seine formelle Durch- 
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bildung der Einkommensteuer entlehnt hat, so ist es nicht ersichtlich, 
warum man nicht ganz zu dieser übergeht und die Ertragssteuem 
in ein gemischtes Ertrags- und Einkommensteuersystem umgestaltet. 
Als Beispiele hiefiir können wir Baden imd Bayern an- 
führen. !^rsteres hat in den achtziger Jahren klugerweise sein Er- 
tragssteuersystem in ein gemischtes endgiltig umgestaltet, wobei es 
indes den Fehler beging, neben dem Schuldenabzug bei der allgemeinen 
Einkommensteuer noch einen weiteren bei der Kapitalrentensteuer 
beizubehalten. Auch in Bayern hatte der Finanzminister bei der 
Steuerreform 1879/81 den Vorschlag gemacht, unter Aufhebung der 
speziellen Einkommensteuer eine allgemeine einzurichten, welche 
im Prinzipe der formalen Doppelbesteuerung als Zusatzsteuer eine 
angemessene Ausgleichung der Steuerlast herbeiführen sollte. Sein 
Projekt fand indes nicht die Zustimmung der Standes- und Volks- 
vertretung. 

Baden scheint zu diesem System des Abzugs den Anstoss gegeben zu haben *). 
Seine Kapitalrentensteuer war em Ergebnis der 1848er Bewegung. Während in 
den vierziger Jahren das Einkommen aus dem Gnmdbesitz , aus Gebäuden, dem 
Gewerbe und aus sonstiger Arbeit und Berufsthätigkeit durch entsprechende Glieder 
einer Ertragsbesteuerung zur Leistung herangezogen war, bewegte mehr und 
mehr die Frage der Besteuerung der Kapitalrente die öffentliche Meinung. Adressen, 
Gesuche und Petitionen fanden teils eine entgegenkommende, teils eine ablehnende 
Stimmung. Überwälzung der Kapitalsteuer auf den Schuldner, Erhöhung des 
Zinsfasses, die Auswanderung des Kapitals und die schädlichen Wirkungen auf 
Grundbesitz und Gebäude infolge dessen, das waren — und das sind — die üblichen, 
aber unzutreffenden Einwendungen gegen die Einfuhrung einer Kapitalrentensteuer, 
Die Regierung, welche solchen Pl&en bisher abgeneigt war, brachte 184S einen 
Gesetzentwurf ein, beü*. „die Besteuerung des bisher unmittelbar nicht besteuerten 
Einkommens", der jedoch alsbald wieder zurückgezogen und durch einen neuen 
betr. „die Einführung einer Kapitalsteuer'* ersetzt wurde. Hatte der erstere die 
Kapitalsteuer als eine partielle Mnkommensteuer behandelt, insbesondere auch einen 
unbeschränkten Schuldzins - Abzug zugelassen, so gestaltete der zweite Entwurf 
diese Steuer mehr objektiv zu einer Ertragssteuer. Mit geringen Abänderungen 
ward dieser Vorschlag zum Gesetz erhoben (4. Juli 1848). Hienach war zu be- 
besteuem der Kapital wert der Zinsen und Rentenbezüge, sowohl der auf einer 
Kapitalforderung beruhende , als ^ohne eine solche zustehende oder mit allmähhger 
Aufzehning der Kapitalforderung verknüpfte , soweit diese Bezüge nicht bereits 
einer Steuer unterliegen. Das Steuerkapital wurde gebildet — ohne Rücksicht 
auf die Höhe des Zinsfusses — durch die dem Bezug zu Grunde liegende Kapital- 
summe, bei gtaatspapieren und Lotterieloosen der Nennwert, bei unverzins- 
lichen Kapitalforderungen, sowie bei Zeitrenten, nach Abrechnung eines vierpro- 
zentigen Zwischenzinses, der ermittelte wahre "Wert, bei Leibrenten und bei mit 
dem Tode des Empfangers erlöschenden Bezügen der mit 8, bei ewigen Renten 
der mit 15 vervielfachte Betrag des Bezugs. Zum Abzug waren nur die durch 
faustpfändliche Hinterlegung von Wertpapieren versicherten Schulden zugelassen. 

Die Mängel dieses Gesetzes waren sehr gross und schon im folgenden Jaiire 
fand eine Umarbeitung statt. Dabei wurde der subjektive Chai-akter der Steuer 
besser durchgeführt und der Schuldenabzug nur insoweit beschränkt, als es zui* 
Verhütung von Missbräuchen und des ünterschleifs notwendig erschien. Das 

*) Lewald, Die direkten Steuern im Grossherzogtum Baden. Schanz 
Finanzarchiv. Jg. in. S. 763 — 804. 
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neue Gesetz vom SO. Mai 1850 liess nun ausser den faustpf&ndlichen auch die 
durch Unterpfand versicherten Schulden und den Kapitalwert der auf den Renten- 
bezügen haftenden, auf Privatrechtstiteln ruhenden Lasten, sowie die notwendigen 
Kosten der Erhebung zum Abzug zu und setzte das Steuerkapital nur bei mindestens 
vierprozentiger Verzinsun|c dem Nennwert der Kapitalforderung gleich. 

Schon in dieser Zeit zeigen sich in Baden JSiesiasiMmmm^ iNiOL e auf den 
t)hergaDg tu tünem lSiiA.viiiiiieuflleu«ii sy ^ui länstreben, jedoch vorläufig noch ohne 
praktischen Erfolg blieben, wodurch das Ertragssteuersystem zunächst aufrecht 
erhalten wurde. Auf dem Landtag 1848 war mit den Ständen ein Gesetz über „die 
Einführung einer wachsenden Einkommensteuer^' vereinbart worden (v. 28. Juli 1848), 
welches indes nie in Wirksamkeit getreten ist, aber einen Vorgänger der späteren 
Reform bildet. In den siebziger J&en, insbesondere infolge der gedrückten Lage 
der Landwirtschaft und der zunehmenden Verschuldung, erwies sich das Ertrags- 
prinzip, namentlich wegen der Unthunlichkeit des Schulaesabzugs, ds unzulänglich. 
Es entstand eine Bewegung zu Gunsten einer allgemeinen Einkommensteuer, welche 
durch die sog. Mannheimer Petition während des Landtags 1870/71 in Fluss ge- 
bracht, das Einkommensteuerprojekt vom Jahre 1873 zeitigte. Die Voriage wurde 
auch jetzt noch nicht zum Gesetz, sondern man gab sich mit einer Reformierung 
des Ertragssteuersystems zuMeden. 

In dieser Beziehung wurde ein Gesetzentwurf über die Kapitalrentensteuer 
vom Landtag verabschiedet und am 19. Juh 1874 als Gesetz publiziert. Dieses 
sollte den Hauptmangel des älteren Gesetzes vom 30. März 1850 beseitigen, 
— eine Umarbeitung vom 7. April 1860 behielt den Grundgedanken bei und 
änderte nur Nebensächliches — welcher darin bestand, dass nui* der vermutliche 
Kapitalwert des Zinsen- und Rentenbezugs, nicht dieser selbst, der Steuer unterlag. 
Man gestaltete daher jene Kapitalsteuer in eine Renten Steuer um, welche im 
Unterschiede von den andern direkten Steuern eine Jahressteuer war. Als 
solche wird sie nach den jeweils am ^esetzhchen Normaltag (1. Mai, später 1. April) 
bestehenden Verhältnissen angelegt, im Übrigen aber von den im Laufe des Jahres 
stattfindenden Schwankungen in der Höhe des Renteneinkommens unberührt ge- 
lassen; sie wird auch nicht erst für das folgende, sondern für das laufende Jahr 
festgesetzt und im Oktober und November je hälftig erhoben. Der Abzug der auf 
einem Rentenbezuge haftenden Schulden erfolgt nach denselben Regeln, die wir 
früher bereits geschildert haben. 

Zur folgenden Epoche, welche wir im nachstehenden Abschnitte näher zu 
besprechen haben, gehört die Entwickelung in den achtziger Jahren. "Wir wollen 
indes schon hier ein paar Bemerkungen einstreuen, um das entworfene Bild in 
seinen Hauptzügen zu vervollständigen. Ein Gesetz vom 20. Juni 1884 brachte 
dem Grossherzogtum Baden endüch eine allgemeine Einkommensteuer, welche sich 
organisch und somit als notwendigen Bestandteil in das Steuersystem einfügen 
und die Eiiragssteuem entsprechend umgestalten sollte. Sie trifft mit einem Zu- 
schlage die vier Einkommenkategorien — Grundertrag (mit Einschluss der Gebäude), 
Gewerbsertrag, Arbeitsertrag und Kapitalrente — und bringt somit das System der 
Besteuerung zu einem festen Abschlüsse. Bei der Veranlagung ist für die Schuld- 
zinsen der weitgehendste Abzug gestattet, insofern alle Arten der Verschuldung 
zugelassen sind. Infolge dessen brachte die Regierung den wohlbegründeten Vor- 
scflag ein, den in Art. 8 des Rentensteuergesetzes angeführten Abzug der Schuld- 
zinsen nunmehr fallen zu lassen \md die Rentensteuer auch in dieser Hinsicht 
den übrigen Ertragssteuem gleichzustellen. Dies fand aber die Billigung der 
Zweiten Kammer nicht, und so besteht heute noch in Baden ein doppelter Abzug 
der Passivzinsen. 

"Wir haben diesen Vorgang der Berücksichtigung der Schuldzinsen in der 
badischen Gesetzgebung etwas ausführlicher und einlässlicher abgehandelt, fürs 
erste, weil wir es mit einem ganz exorbitanten Falle des Abzugs zu thun haben^ 
welcher mit dem Prinzipe der Ertragssteuer in direktem "Widerspruche steht. Fürs 
zweite ist diese Methode ein lehrreicher Beitrag zur Erkenntnis, dass gerade das 
Bedürfnis der schärferen Betonung des Individuellen und Subjektiven bei der 
direkten Besteuerung — voraussetzungsweise die nötige Stufe der wirtschaftlichen 
Kultur erreicht ist — unbedingt das Einkommenprinzip fördert und begünstigt, ja 
auf dieses als alleinige Lösung hinarbeitet. Das Problem der Befreiung der 
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negativen Yermögensteile bei der Einsteuerung iHfc ^Anun nicht der letzte nnd 
nicht der geringste Grund des Übergangs von der ObjelitUiül .zur Subjektivität. 

Ganz ähnlich hat sich der Entwickelungsgang in ^^y«« 

gestaltet*). 

Als im Jahre 1848 infolge der Fixierung und Ablösung der Qrundlasten, 
sowie durch Aufhebung des Lottos ein sehr erheblicher Ausfall an Staatseinnahmen 
zu gewärtigen war, sollte die Deckung desselben nicht durch eine Erhöhung der 
Torhandenen Ertragssteuem geschehm, sondern man schuf zwei neue Gesetze vom 
4. Juni 1848 über eine Einkommensteuer, welche als die Umbildung des der 
älteren Familiensteuer zu Grunde liegenden Prinzips der allgemeinen subjektiven 
Besteueiamg zu betrachten ist, imd über eine Kapitalsteuer. Bei Einrichtung 
dieser letzteren war die Erwägung massgebend, das bisher nur sehr gering zu den 
Staatslasten heranffezogene, rentierende bewegliche Vermögen, wie die übrigen 
Güterquellen, in säbständiger und ergiebiger Form zu besteuern. Der provisorische 
Charakter, welchen beide Steuern ursprüngÜch hatten, wurde durch das Gesetz 
vom 11. Juli 1850 endgiltig beseitigt, wie auch hiedurch der definitive Charakter 
der Kapitahentensteuer bestimmt wurde. Der Art 3 dieses Gesetzes gestattet an 
der steuerbaren Kapitalrente die von dem Steuerpflichtigen erweislich zu zahlenden 
Passivkapitalzinsen, und die durch besondere Titel nachweislich auferlegten privat- 
rechtlichen Lasten ohne Eücksicht auf den ursächlichen Zusammenhang mit dem 
Zins- und Rentenbezuge in ihrem jährlichen Geldbetrage in Abzug zu stellen. 
Die weiteren Redaktionen des Gesetzes oetr. die Kapitalrentensteuer vom 31 . Mai 1856 
und vom 19. Mai 1881 haben diese Bestimmxmg im Prinzipe angenommen, während 
die Neuerungen sich nur auf formelle Seiten, wie die Verschärfong des Nachweises 
der Schuldzinsen, die strikte Interpretation der privatrechtlichen Lasten etc. beziehen. 

Wir sehen, dass gerade auf dem Gebiete unserer Spezialfrage 
die Steuertechnik bedeutende Fortschritte macht, dass sie insbe- 
sondere den Boden für die Errichtung der modernen Einkommen- 
steuer ebnet. Nunmehr scheint das allgemein Prinzipielle entschieden, 
die Frage der Einkommensteuer ist lediglich zu einer Formfrage ge- 
worden. Die Entwickelung, welche wir vor uns haben, ist das Ergebnis 
eines grossen volkswirtschaftlichen Prozesses: der Differenzierung des 
Volksvermögens und Volkseinkommens. Aus den grossen Gruppen 
des wirtschaftlichen Erwerbs hat die Steuertechnik im Laufe der Zeit 
die einzelnen Bestandteile nach Herkunft, Art und Entfaltung ausge- 
schieden. Bei dieser mechanischen Loslösung der Äste vom Stamme 
des wirtschaftlichen Lebens geriet man durch die formelle Betrach- 
tung zum Zwecke der Einsteuerung in Gefatr, den Zusammenhalt 
mit der centripetalen Kraft des ökonomischen Getriebes zu verlieren, 
man war nahe daran, den Organismus in selbständige Atome ohne 
innere Lebenskraft zu trennen. In dieser Krise kommt die Ver- 
schärfung des subjektiven und individuellen Moments zu Hilfe, 
diesem Eingreifen ist es zu verdanken, dass die Würdigung der 
Persönlichkeit der Mittelpunkt wird,. in dem die Wiedergeburt des 
Steuerprinzips erfolgt. 

') Seisser, Die Gesetze über die direkten Steuern im Königreiche Bayern. 
2. Aufl. Nördlingen J887. Einleitung S. 1—25. 
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7. Die moderne Einkommensteuer. 

Um sich ein recht klares Bild von dem Wesen, dem Inhalt 
und Umfang des Einkommenprinzips zu machen, ist es zweckmässig, 
auf die Ausartung der Objektivität zurückzugehen. Wir haben im 
Vorausgehenden gesehen, dass der Aufbau dieses Besteuerungs- 
prinzips auf der Grundlage der Trennung von Objekt und Subjekt 
erfolgt, und streng genommen ist es also unzulässig, da eine solche 
Loslösung zu befürworten, wo eigentlich der objektive Stützpunkt 
ganz oder teilweise fehlt. Nun aber stand man der grossen Frage 
gegenüber, welche sich auf die Eingliederung der Kapitalrente und 
des Arbeitsertrages bezieht. Von den beiden gegebenen Möglich- 
keiten der Neuschaffung eines Steuerprinzips oder der Umformung 
desselben durch eine petitio principii, hat man häufig den letzteren 
Weg gewählt. 

So führte der künstliche Aufbau der Objektivität zu immer 
grösserer Unsicherheit Denn einerseits war es kaum zu leugnen, 
dass die Steuer eine ökonomische Leistung eines persönlich Ver- 
pflichteten, nämlich des Staatsbürgers oder Unterthans, war, anderer- 
seits aber suchte man diesen Zwangsbeitrag von dem Vermögen 
und seinen Erträgen als solchen, ohne Eücksicht auf die Persön- 
lichkeit des leitenden Subjekts zu nehmen. Hierin aber liegt 
ein Widerspruch, welcher zu einer erheblichen Erweiterung des 
Steuerbegriflfes führen musste. „Die Steuer ist", so definiert sie 
von Jakob ^), „ein Anteil des Privatvermögens, den der Staat zur 
Ausführung seiner Zwecke verlangt." Auf diese Weise fanden 
eine ganze Keihe halb- und ganzprivatwirtschaftlicher Abgaben, 
sowie auch gebührenartiger Auflagen innerhalb der Steuer Kaum: 
Dienstleistungen, Zehente, Grund- und Bodenzinsen, Gülden, Do- 
manialabgaben etc. Der Kreis der hereinbezogenen Einzelbegriffe 
musste ein um so grösserer werden, je allgemeiner das tertium 
comparationis war, die Zahlung an die Staatskasse. Dem gegenüber 
trug aber der rein formale Charakter der Objektivität die aufbauende 
Kraft nicht in sich, dieser Verwirrung zu steuern. Auch Jakob, 
unstreitig einer der hervorragendsten Finanztheoretiker seiner Zeit, 
empfand die Mangelhaftigkeit dieser seiner Definition und sagt daher 
an einer späteren Stelle^: „Licht und Ordnung kann in die 
Abgaben nur gebracht werden, wenn man sie nach dem Ein- 



*) StaatsfiBanzwirtschaft §§ 36 u. 37. 
*) a. a. § 579. 
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kommen ordnet." Jede Auflage — dies Zugeständnis liegt in seinen 
Worten — , mag sie heissen, wie sie wolle, ist immer und in jedem 
Falle eine Leistung einer Person. Sie muss daher stets aus 
dem Fonds realer Güter entrichtet werden, welche dem Haushälter 
innerhalb einer Wirtschaftsperiode zur Verfügung stehen. Es kann 
daher die Steuer nur subjektiv, niemals objektiv gefasst werden. 
Die Erträge aus den einzelnen, die Beineinkünfte liefernden Er^ 
werbsquellen dürfen daher nicht als solche objektiv getrennt, sondern 
nur in ihrer Einheit beim Kechtssubjekt aufgesucht werden. In- 
folge dessen nimmt der Wiit eine ihm gebührende, selbständige 
Stellung als entscheidender Faktor ein, das Phantasiegebilde der 
reinen „Objektivität" ist zerstört. Hierin liegt ein vorläufiger Ab- 
schluss der Entwickelung des Steuerprinzips, dessen entscheidendes 
Merkmal der entgiltige Sieg des Personalprinzips ist. 

Diese Auffassung erhält aber noch eine weitere Unterstützung 
durch gewisse Miss Verhältnisse bei den Ertragssteuern. Indem die 
Differenzierung des Volksvermögens und Volkseinkommens stetig 
fortschreitet, genügen die fünf Typen des modernen Ertragssteuer- 
Systems nicht mehr. Nach der Wirtschaftsart muss eine Scheidung 
zYFischen landwirtschaftlich benutztem und forstlichen Boden, zwischen 
städtischem und ländlichen flausbezitz, zwischen Handwerk, Industrie 
und Orossbetrieb , zwischen Lohn und Besoldung erfolgen. Jede 
einzelne dieser Gruppen verlangt eine andere Behandlung und legt 
der Steuertechnik eine neue Aufgabe auf Dieser steigenden Indi- 
vidualisierung und Spezialisierung vermag das schwerfallige und 
unlenksame Ertragsprinzip nicht zu folgen. Versuchen wir jeder 
ökonomischen Eigenart gerecht zu werden, so müsste jede einzelne 
Ertragssteuer in entsprechend viele Unterabteilungen zerlegt werden. 
Nun wäre es aber schlechthin unmöglich alle jene Teilsteuem zu- 
einander in das richtige Verhältnis zu bringen, bekanntlich eine 
Schwierigkeit, an der bereits ein fünfgliederiges System scheitert. 
Es liegt dabei die Gefahr nahe, zusammenhanglose Atome anstatt 
organische Glieder einer Erwerbsbesteuerung zu erhalten, eine Gefahr, 
welche nur durch die Vertiefung im Subjekte beseitigt werden kann. 

Gerade das Schablonenhafte, Typische und Formale war der 
Grund, warum das Einkommenprinzip eine allmählige Durchlöcherung 
des Ertragsprinzips bewirken konnte. Wir haben diese Bemerkung 
bereits früher bei der Darlegung des rationellen Ertragssteuersystems 
gelegentlich eingestreut und können an diesem Orte den Unterschied 
beider Steuerformen mit wenigen Worten charakterisieren. Einander 
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gleich stehen beide durch den Umstand, dass sie den Versuch machen, 
die Beinerträge eines Wirtschaftssubjekts nach Kräften zu erfassen. 
Sie thun dies aber in verschiedenem Masse je nach den vorhan- 
denen steuertechnischen Mitteln. ISToch deutlicher zeigt sich die 
graduelle Abstufung durch die Lösung der einschlägigen Prinzipien- 
fragen. Während bei den Ertragssteuem nur einige wenige zum 
Zuge kommen, namentlich solche, welche zu schreienden Miss Ver- 
hältnissen geführt haben, so werden beim Einkommenprinzipe, wie 
bemerkt, alle abgehandelt. Dort lässt sich gleichsam nur ein 
Anfang oder Anklang wahrnehmen, hier aber eine klare, greifbare 
Gestalt in der Durchführung. 

In erster Linie liegt das bezeichnende Merkmal in der Indi- 
vidualisierung des leitenden Eechts- und Wirtschaftssubjekts, in 
welchem Punkte alle übrigen Prägen 4nehr oder weniger zusammen- 
trefien oder sich berühren. Diese Erkenntnis bietet indes für die 
Entwickelung der Besteuerung nach der Leistungsfähigkeit eine 
neue Etappe. Wir begnügen uns nicht mehr mit der durchschnitt- 
lichen, objektiven, sondern wir verlangen eine subjektive, wirkliche 
Leistungsfähigkeit als Grundlage des steuertechnischen Aufbaus. 
Dies aber hat zur Folge, dass die Einnahmen aus den verschiedenen 
Erwerbsquellen nicht mehr als Ertrag, sondern als Einkommen 
inbetracht kommen. Darunter aber verstehen wir die ßeineinkünfte 
mit der Person, welche sie emp&ngt, also mit dem Wirtschaftssubjekt 
in Beziehung gebracht. Demgemäss umfasst dasselbe alle wirtschaft- 
lichen Güter, welche das leitende Subjekt in gewissen Perioden 
regelmässig und der Wiederholung fähig als E ein ertrag einer 
festen und dauernde* Erwerbsquelle als neuen Vermögenszuwachs 
erhält. Femer sind aber die Genüsse (Nutzungen), ja selbst die 
blossen Genussmöglichkeiten in Anrechnung zu bringen, welche 
das Nutzvermögen einer Person nach Abzug der stattfindenden 
Abnutzung und Verkehrswertminderung periodisch und beständig 
gestattet. 

Die Subjekt- und Einkommensteuer fasst die Einzelwirtschaft 
als einheitliches und daher als untrennbares Ganzes auf. Die ver- 
schiedenen, aus den Erwerbsquellen fliessenden Erträge werden 
nicht mehr selbständig, sondern nur in ihrem Znsammenflusse 
beim Haushälter, wo sie eine greifbare Grösse büden, zur Steuer- 
leistung herangezogen. Die psychologische Verselbständigung be- 
steht nur insoweit, als beide Faktoren, der persönliche und der 
sachliche, zugleich wirksam sind. Die zu besteuernde Persönlichkeit 
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und Individualität ist eben das ganze Geftige einer Wirtschaft 
selbst, dessen einzelne Erwerbsmittel als Atome eines Körpers im 
leitenden Subjekte erst Leben und Lebensfähigkeit empfangen. Die 
Steuertechnik sieht daher in konsequenter und logischer Weise von 
der objektiven Gestaltung der Gütererzeugung ab, sondern sie erwägt 
mehr den Prozess der Güterverteilung. Sie geht also im einzelnen 
Falle subjektiv vor und bemisst den Beitrag der Privatwirt- 
schaft nach ihrer individuellen Leistungsfähigkeit. Während die auf 
der Objektivität aufgebaute Besteuerung mehr dem „Produktions- 
interesse" Eechnung trägt, behält die auf der Subjektivität gründende 
Einkommensteuer mehr den „Verteilungsstandpunkt" im Auge. 
Infolge dessen ist die letztere für fortgeschrittenere Wirtschaftsver- 
hältnisse passend und entspricht einer hohen Kulturstufe. Sie 
knüpft daher an die neuzeitliche organische Eechts- und Staats- 
auffassung an und ist getragen von den sozialpolitischen Ideen der 
Neuzeit, ein Grund, weshalb die Einkommensteuer in der Kette 
der grossen Sozialreformen nicht fehlen darf. Dagegen charakterisiert 
sich die Objekt- und Ertragssteuer als ein Ausfluss einer volks- 
wirtschaftlichen , politischen und sozialen Stabilität, sie findet im 
xeinen Rechtsstaat und in der Epoche des „liberalen Staatsbürger- 
tums" am besten ihren Platz , wie es denn auch jener Zeitabschnitt 
war, welcher das Ertragsprinzip erzeugte und zur Entfaltung brachte. 
Wie nun die Verwirklichung des Einkommenprinzips zu er- 
folgen hat, hängt von Erwägungen der Zweckmässigkeit und ins- 
besondere vom historischen Werdegang des Steuersystems in dem 
betreffenden Lande ab. Nur ein Moment muss dabei als unerlässlich 
bezeichnet werden : die objektive Grundlage des subjektiven Aufbaus. 
Wenn eine Thatsache der steuergeschichtlichen Entwickelung als 
sicher anzunehmen ist, so ist es der Umstand, dass die moderne 
Einkommensteuer durch die Durchgangsstufe der Objektivität zur 
Subjektivität übergegangen ist. Die Geschichte der Steuergesetz- 
gebung zeigt hier selbst dem oberflächlichsten Beobachter, dass 
eine höhere Stufe der Entwickelung unbedingt eine steuertechnische 
Berücksichtigung des persönlichen Faktors erheischt. Hatte nun 
einmal diese Individualisierungstendenz Eipgang gefunden, so war 
es unausbleiblich, dass sie den Objektivitätsgedanken mehr und 
mehr durchdrang, ihn zersetzte und auf diese Weise die moderne 
Subjekt- und Einkommensteuer begründete. Eine solche ohne jed- 
weden realen Untergrund einführen zu wollen, ist vergebliches 
Bemühen und sowohl heute wie künftig ein Ding der Unmöglich- 



48 n. Die Thatsachen der EntwickeluDgsgeschichte. 

keit Steuerdilettantismus und weiter nichts ist es, derartige Vor- 
schläge zu befürworten. 

Darum lassen sich drei Grundformen angeben. 

Die eine besteht darin, dass man alle, aus den verschiedenen 
Erwerbsquellen fliessende Einkünfte beim leitenden Rechts- und 
Wirtschaftssubjekt als eine einheitliche Grösse summarisch zu 
erfassen und dieselbe entweder mit dem gleichen Satze, oder 
mit einem nach der Haupterwerbsquelle abgestuften zu belasten 
sucht. Die objektive Grundlage fehlt auch hier nicht vollständig, 
sondern tritt in den Deklarationen der Steuersubjekte in ange- 
messener Weise hervor. Der Unterschied von den beiden übrigen 
Erscheinungsformen der Einkommensteuer besteht nämlich darin, 
dass die objektiven Glieder nicht selbständig veranlagt, sondern 
im Subjekte einer Wirtschaft als „Leistungsfähigkeit" derselben auf- 
gelöst werden. Eine Steuerform aber, welche das Einkommen aller 
Pflichtigen nach einfachen Summenangaben ohne weitere Speziali- 
sierung mit einem einheitlichen Satze belasten würde, wäre eben 
theoretisch wie praktisch zu verwerfen. 

Bei der zweiten werden alle regelmässigen Einkünfte durch 
Kataster, Ab-, und Einschätzungen selbständig ermittelt und die 
einzelnen Steuern auf den Teilbeträgen, welche nach der Erwerbs- 
quelle geordnet werden, zu einander in das Verhältnis eines ein- 
zigen oder eines solchen Steuerfeisses gesetzt, welcher auf die 
wirtschaftliche Leistungsfähigkeit des einzelnen Einnahmezweiges 
Rücksicht nimmt. Hiedurch erhält. man ein System von einzelnen 
Einkommen -Teilsteuem nach den Grundsätzen des Einkommen- 
prinzips. Die britische Property and Licome Tax liefert hiefür 
das beste Beispiel. Sie würde heute schon den Anspruch erheben 
können, eine wahre Subjekt- und Einkommensteuer zu sein, wenn 
sie einen direkten Abzug der Schuldzinsen gestattete, fundiertes 
und unfundiertes Einkommen unterschiede und eine progressive 
Erfassung der Einzelbeträge zu erreichen strebte. Der Unterschied 
von einem System von Ertragssteuern zeigt sich dadurch, dass wir 
keinen objektiven Gliedern gegenüber stehen, sondern es mit sub- 
jektiv zu fassenden Einkommenpartialen zu thun haben. Die Subjek- 
tivierung dieser objektiven Teilsteuem bietet allerdings eine Fülle 
von praktischen Schwierigkeiten, es ist aber kein Grund vorhanden, 
einer so konsequent durchgeführten Besteuerung den Charakt^^ 
einer Einkommensteuer vorzuenthalten. 
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Die dritte übernimmt die historisch entstandenen Objekt- und 
Ertragssteuern und behält dieselben in ihrer alten Form bei. Man 
ergänzt allenfalls nur eine lückenhafte Gesetzgebung auf ein vier-» 
gliederiges System, welches eine Grund-, Gebäude-, Gewerbe- und 
Kapitalrentensteuer zu umfassen hätte. Diesen Ertragssteuern fügt 
man eine allgemeine, direkte, konkurrierende Einkommensteuer bei, 
in welche man eine etwa bestehende Arbeitsertragssteuer aufarbeiten 
kann. Die erste Gruppe trifft dann auch jetzt noch durchschnitt- 
liche Erträge, die letztere sucht durch eine wirksame Ergänzung 
diese mittleren Ergebnisse der Wirklichkeit möglichst nahe zn bringen. 
Während jene Ertragssteuern nach den vorhandenen Eatasteranlagen, 
die stets zu verbessern sind, berechnet werden, ist die Einkommen- 
steuer selbständig auf Grund detaillierter Selbstangaben, allerdings 
unter Zuhilfenahme der Spezialkataster als Kontrollmittel, anzulegen. 
Auf der anderen Seite würde aber dieser Deklarationszwang bei der 
Einkommensteuer auch der Steuerverwaltung es ermöglichen, ihrer- 
seits die Partialkataster zu korrigieren. Diese dritte Art der Aus- 
führung ist besonders in den deutschen Mittelstaaten in Übung 
gekommen und hat besonders in Baden und Hessen die grössten 
Fortschritte gemacht. In diesem System lassen sich ganz besonders 
gut alle jene Postulate und Prinzipienfragen lösen, welche bei der 
Einkommensteuer auftreten und die wir mehrfach schon berührt 
haben. Hier hat man wegen des Dualismus mit viel geringeren 
Schwierigkeiten zu kämpfen und es lassen sich eine Beihe von 
Problemen genügend abschliessen , welche bei den beiden ersten 
Grundformen unentwirrbar bleiben. 

Bei einem so gearteten Steuersystem erscheinen die Abzüge 
der Schuldzinsen in einem neuen licht. Denn wie Anfang und 
Ende des Einkommenprinzips die schärfste Betonung des Individuum- 
Subjekts ist, so verliert naturgemäs die Gegenständlichkeit, die 
Objektivität, ihre massgebende Stellung. Mit der Verrückung dieser 
beiden in der Wirtschaft verbundenen Elemente ist auch die Beant- 
wortung unserer Frage bereits gegeben. Wenn man eben die 
Einzelerträge nicht gesondert, sondern in ihrem einheitlichen, indi- 
vidualisierenden Zusammenflusse beim leitenden Rechts- und Wirt- 
schaftssubjekte trifft, so erscheinen die Passivzinsen nicht mehr als 
objektive Bestandteile des Ertrags, welche also dem Gebiete der Güter- 
erzeugung nicht angehören, vielmehr das Verteilungsproblem zum 
Ausdruck bringen, sondern sie bilden für den Wirtschafter, welcher 
das Einkommen bezieht, überhaupt keine Quote desselben. Denn 

V. Ueckel, Einkommensteaer. 4 
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sie gehen von den subjektiv zu fassenden Eeineinkünften bereits 
ab, ehe diese Erträge für den Haushälter die Möglichkeit eines 
Genusses bieten, ehe der Erfolg und die Nutzung einzelner Erwerbs- 
quellen zum Einkommen werden. Will man aber dieses und nur 
dieses, zum Gegenstand der Erwerbsbesteuerung machen, so müssen 
folgerichtig alle Teile, welche für den zu besteuernden Wirt negative 
Beträge, einzelwirtschaftliche Kosten der Produktion, sind, abgezogen 
werden. Darum ist der Schuldzinsabzug eine unmittelbare Kon- 
sequenz des Personal- und besonders des Einkommenprinzipes selbst. 
Ein Einkommensteuersystem fordert aber nicht nur gebieterisch den 
Abzug, sondern es bietet auch die nötige Handhabe in den verfüg- 
baren, steuertechnischen Mitteln zur Ausführung, ohne befürchten 
zu müssen, dass die obersten Grundsätze der Besteuerung verletzt 
oder die fiskalichen Interessen Schaden leiden würden. 

Was nun die Methode des Abzugs betrifft, so kann aus dem 
Prinzipe gefolgert werden, dass nur die direkte allein unserer 
Entwickelungsstufe entspricht. Für die Durchführung ist der syste- 
matisdie Aufbau der Einkommensteuer entscheidend und wir wollen 
daher unsere Erörterungen im Anschluss an die oben erwähnten drei 
Grundformen pflegen. 

Die summarische Einkommensteuer verlangt den Abzug der 
Schuldzinsen vom Steuerkapitale* Dieser kann mit am leichtesten 
durch den unmittelbaren Abzug geschehen, wobei die einmal nicht 
zu vermissende Anlage der Einkommengrösse nach den objektiven 
Erwerbsformen (Grundbesitz, Gewerbe, Kapitalbesitz, Arbeit) einen 
Anhaltspunkt gewährt. Indes gerade dieses siunmarische Verfahren 
wird immerhin grössere Mangelhaftigkeiten verursachen und dazu 
führen,, dass im Ganzen diese Form der Einkommensteuer am 
wenigsteh zu empfehlen ist. Die britische Property and Inoome 
Tax, welche auf diese Weise vorgegangen ist, gelangt daher nicht 
voll, zuoi Einkommenprinzip, sondern erweist sich als ein Mittelding 
zwischen Subjektivität und Objektivität. 

Die zweite, das flrut^jqi rlnr Einkommensteuer-Partialen, 
ähnelt, in gewisser Hinsicht dem System der rationellen Ertrags- 
besteuerung. Wir haben dort als den prinzipiell besten Weg den 
unmittelbaren Abzug . der . Schuldzinsen vom Ertrage befürwortet, 
zugleich: aber hinzugefügt,, dass sich bislang noch alle Staaten mit 
Ertragasteuersystemen vor einer solchen Massregel gescheut haben.- 
Besser liesse sich wohl in unserem Systeme eine solche Abrechnung 
durchführen, indem die schärfere Schattierung des subjektiven 
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Faktors den Boden bereits mehr geebnet hat. Ob sich indes auch hiei* 
nicht erhebliche Hindernisse in den Weg stellen, mag bezweifelt 
werden. Wahrscheinlich würden sich die meisten Gesetzgebungen 
mit dem indirekten Verfahren begnügen, was aber der Einkommen- 
steuer grundsätzlich widerstreiten würde. 

Die dritte, ein aus Einkommen- und Ertragssteuern 
zusammengesetztes System, wird unsere Frage wohl am besten 
lösen. Dies ist der Fall aus zwei Gründen. Einmal nehmen alle 
Steuerpflichtigen — die Einschaltung eines Existenzminimums vor- 
behalten — an der Einkommensteuer Teil und es wird daher jener 
Fehler vermieden, welchen die badische und bayrische Gesetzgebung 
durch eine fiktive Präsumtion begehen. Sodann aber stellt jene 
Mischung des Ertrags- und Einkommenprinzips auch für die Steuer- 
technik ein vorzügliches Mittel dar, im Wege der Kompensation^ 
einen Ausgleich zwischen den aktiven und passiven Teilen der 
Einkünfte zu bewerkstelligen. Dieses Verfahren Hesse sich am 
leichtesten auf folgende Art ausführen. Zunächst bleiben bei den 
vier Gliedern der Ertragsbesteuerung alle Schuldzinsen, mögen sie 
mit den einzelnen Erwerbsquellen in einem ursächlichen Zusammen- 
hange stehen oder nicht, bei der Einsteuerung unberücksichtigt, 
werden demgemäs gleichsam als Aktiva mitbesteuert. Alsdann 
aber darf jeder Steuerpflichtige bei der Deklaration zur Einkommen- 
steuer die seinen Einkommenbezug schmälernden Schuldzinsen, 
voraussetzungsweise gewisse Kautelen gegeben sind, zum Abzug 
beantragen und es wird sein der Einkommensteuer unterliegendes 
Steuerkapital nur gebildet nach der Subtraktion der dasselbe be- 
lastenden Beträge. Auf solche Weise sind die badische, hessische, 
anhaltische und noch mehrere mittelstaatliche Gesetzgebungen vor- 
gegangen und zwar, wie man wohl mit Recht sagen darf, mit bestem 
Erfolge. 

Wir müssen uns an dieser Stelle begnügen, die angeregten 
Fragen in ihrer historischen Entfaltung in aller Kürze zu skizzieren, 
und es unseren späteren Untersuchungen üb^lassen, die prinzipielle 
Bedeutung eingehender darzulegen. 

Der geschichtliche Teil unserer Begüindung hat uns gezeigt, 
dass die Morphologie des Besteuerungsprinzips von selbst auf 
den Abzug der Passivzinsen als auf ein historisch gewordenes und 
daher notwendiges Erfordernis unserer Erwerbsbesteuerung hin* 
drängt. Wir haben dabei gesehen, dass die fortschreitende, quanti- 
tative und qualitative Differenzierung des Volksvermögens. und. 

4* 
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Volkseinkommens jene Veränderungen im Steuerwesen anbahnt und 
wie sich dieselben dann allmählig unter dem Einflüsse dieser That- 
sache voDziehen. Und gerade dieser Umstand ist es, welcher sich 
nach zwei Richtungen hin als wirksam erweist. Einerseits nämlich 
muss sich der Differenzierung des Volksvermögens auch eine solche 
in der Steuerpolitik und Steuertechnik anschliessen, indem eben den 
differenzierten Einkommen auch eine in gleicher Weise abgestufte 
Steuerform entsprechen muss. Dabei ist es beachtenswerth, dass je 
feiner sich die technischen Massregeln der Steuerverwaltung gestalten, 
immer mehr und immer schwierigere Probleme eine Lösung erheischen. 
So tritt denn auch mit diesen, zunächst nur sproradisch, die Frage des 
Schuldenabzuges bei der Vermögens- und Klassensteuer auf, woneben 
eine ganze Reihe von Steuergesetzen erscheinen, die sich mit der gedach- 
ten Aufgabe noch gar nicht beschäftigen. Später wird das Bestreben 
des Abzuges bei der Ertragssteuer immer häufiger, immer inten- 
siver, bis es mit der Annäherung der Entwickelung an die moderne 
Einkommensteuer zu einer eminenten Forderung des Prinzips wird. 
Andererseits aber verlangt das schuldnerische Interesse, je mehr 
der Dififerenzierungsprozess fortschreitet, zur Schonung der Steuer- 
kraft einer wachsenden Erleichterung, welche dem Schuldner zunächst 
aus humanen oder Billigkeitsrücksichten gewährt, später aber auch 
als im Interesse der Gemeinschaft liegend erachtet wird. 

Damit hängt, wenigstens mittelbar, die Beurteilung zusammen, 
welche der Kredit und dessen Einfluss auf die Wirtschaft er- 
fahren. Denn solange man in der Verschuldung lediglich nur die 
negative Seite beachtet und darin wesentlich eine Folge der Not, 
häufiger aber der Miss Wirtschaft sieht, kann in der Besteuerung 
eine Massregel zu Gunsten des Schuldenstandes sich nicht Bahn 
brechen. Vielmehr erschiene dies der öffentlichen Meinung als eine 
Begünstigung von ökonomischen Schäden, als eine Prämie für den 
leichtsinnigen Schuldenmacher: ein verschuldeter Wirt, ein schlechter 
Wirt! Zudem kann aber die Steuertechnik erst dann an die Befreiung 
der Passivzinsen denken, wenn die allgemeine Entwickelung so 
weit gediehen ist, dass der Haushälter auch wirklich fremde 
Kapitalien mit Vorteil infolge des Verkehrszustandes der Volks- 
wirtschaft auszuwerten vermag, wenn der Kredit zu einem organi- 
schen Bestandteil des ganzen Wirtschaftsgefüges geworden ist. 
Endlich aber wirkte auf den Werdegang die Thatsache ein , welche 
wir als einen Hauptgrund des Überganges von der Ertrags- zur 
Einkommensteuer bezeichnet haben, die selbständige Besteuerung 
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der Kapitalgewinne, der Kapitalrente. Insbesondere hat diese Ei'wei- 
terung des Steuersystems die theoretischen Denker und praktischen 
Staatsmänner 2ur näheren Betrachtung der steuertechnischen Stellung 
des Zinses und der Rente angeregt Wenn ako auf der einen Seite 
durch die Einrichtung von Zinsen- und Rentensteuern der Ertrag 
verliehener Kapitalien als Gegenstand einer besonderen Steuer 
betrachtet wurde, so war es doch andererseits notwendig, denjenigeü, 
welcher dem steuerpflichtigen Zinsempfanger jene Renten zahlte, 
entsprechend zu entlasten. So wurde auch in dieser Hinsicht der 
Steuerpolitik die Aufgabe des Abzugs nahegelegt. 

Zu den weiteren Momenten, welche die Entwickelung des Schul- 
denabzuges beeinflussten und welche wir im Laufe unserer Er- 
örterung näher besprochen haben, gehören politische Motive. Die 
politische Verfassung und die wirtschaftliche Rechtsordnung bestinimen 
hier wesentliche Punkte. Es ist von hoher Bedeutung, ob ein Land 
ständisch, absolut- monarchisch oder konstitutionell regiert wird. 
Von höchstem Belange ist es, ob eine Rechtsordnung und ein 
Rechtssystem auf dem Standpunkt der grundsätzlichen Ungleichheit 
oder der prinzipiellen Gleichheit steht, ob wir es mit einer Klassen- 
herrschaft zu thun haben, hei welcher die oberen Schichten der 
Bevölkerung die unteren nach Kräften auszubeuten suchen, oder ob 
wir auf dem Boden der allgemeinen Staatsbürgerpflicht stehen. 
Hiedurch haben wir aber bereits das soziale Gebiet betreten, ein 
Feld, das für die Entwickelung des Steuerprinzips von grosser 
Wichtigkeit ist. Gerade dieses hat in unserer Zeit seinen krönenden 
Abschluss in den sozialpolitischen Bestrebungen gefunden, welche, 
besonders in Deutschland, das letzte Drittel des 19. Jahrhunderts 
kennzeichnen. Da finden wir denn jene Ideale, die frühere Zeiten 
nur geahnt und kaum ausgesprochen haben, in die Sphäre des 
Wirklichen und Erreichbaren gerückt. Vor allem ist es die Ein- 
kommensteuer selbst, welche auf dem finanzwirtschaftlichen Terri- 
torium den Sieg errungen und die früheren Steuerformen verdrängt 
hat. Sie charakterisiert sich als eine wahrhaft opfergleiche Besteue- 
rung, als eine Steuer nach der wirklichen und individuellen 
Leistungsfähigkeit. Bei ihr kann eine Anforderung, wie die des 
Abzugs der Passivzinsen nicht fehlen, sie verlangt eine solche im 
Interesse des belasteten Schuldners, wie der Gemeinschaft und 
endlich auch als eine unerlässliche Konsequenz eines richtig ver- 
standenen Einkommenprinzips. 

Das Ergebnis der in diesem Abschnitte gepflogenen Unter- 
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suchuDgen lässt sich nach den obenstehenden, zusammenfassenden 
Bemerkungen leicht feststellen. Wir haben eben in dem Schulden- 
abzug bei der direkten Besteuerung eine historisch-technische 
Kategorie, welche zunächst nur langsam und tastend, dann aber 
immer schärfer und konsequenter hervortritt, bis sie endlich beim 
Übergang von der Ertragssteuer zur Einkommensteuer zu einer 
Prinzipienfrage ersten Banges wird. Ihre Geschichte stellt zwar 
nicht eine logische,' ununterbrochene Folge gesetzgeberischer That- 
sachen dar, sie zeigt häufig länger oder kürzer dauernde Bückschläge, 
beweist aber, im Ganzen genommen, dass sie eine Kette ist, deren 
einzelne Glieder von der Erinnerung an die Vergangenheit bedingt 
und getragen sind. 

In der Folge der einzelnen Grundfragen einer Theorie der 
Einkommensteuer nimmt sie eine dominierende Stellung ein. Würde 
diese Seite von Wissenschaft und Praxis unbeachtet gelassen , so 
wäre dies ein Zeichen einer durchaus ungenügenden und unrich- 
tigen Auffassung des ganzen Problems. Jedenfalls ist die Stetigkeit 
ihrer historischen Entwickelung, insbesondere ihr Eindringen in das 
Ertragsprinzip, Beweis genug, dass wir es hier nicht mit einer Neben- 
sache, einer Arabeske oder Folie des Steuerprinzips und Steuer- 
systems zu thun haben. 



III. . / 

Die Schulden und Sehuldzinsen in den Systemen 
der direkten Besteuerung (Gesetzgebung). 

1. Staaten mit Ertragssteuersystemen. 

Die positive Gesetzgebung behandelt das Problem des Schulden- 
abzuges auf ganz verschiedene Weise. Für ihre Stellungnahme ist 
das Steuersystem mas^ebend, in vyrelchem die verschiedenen Ab- 
weichungen begründet sind. Einen weiteren Einfluss übt der rechts- 
geschichtliche Werdegang der einzelnen Territorien, sowie die poli- 
tische, soziale und finanz wirtschaftliche Gestaltung aus. Endlich 
aber sind noch psychologische Momente zu erwähnen, welche die 
Völker und ihre Volkswirtschaften beherrschen und mit ganz 
besonderer Schärfe dem Steuerwesen und der Steuerpolitik ein 
charakteristisches Gepräge verleihen. Wir sehen in dieser Beziehung, 
wie die meisten romanischen Staaten, besonders Frankreich und 
Spanien , an dem formellen Ertragsprinzipe streng festhalten und 
der Einkommensteuer den Eintritt versperren, wie aber andererseits 
die germanischen Nationen sich mehr dem Einkommenprinzipe 
zuneigen. Solche Verschiedenheiten haben gewiss einen andern 
als rein zufalligen Charakter, sie liegen in nationalen Eigentüm- 
lichkeiten, in der Geschichte und der Gesittung eines Volkes. 

Im Hinblick auf unsere Frage müssen wir die bestehende 
Objekt- und Ertragsbesteuerung in zwei Gruppen zerlegen, von 
denen die erste auf die Passivzinsen gar keine Eücksicht nimmt, 
während die zweite wenigstens den Versuch macht, durch Vor- 
schriften dem Schuldner innerhalb des Ertragssteuersystems eine 
Erleichterung zu gewähren. 

Von den deutschen Mittelstaaten nii^imt den erstgenannten 
Standpunkt vor allem Württemberg^) ein. Der Ursprung seines 
mehrfach eigentümlichen Steuersystems geht auf die Neubildung 

^) V. Riecke, Diö direkten Steuern in Württemberg. Württ. Jb. 1879 (auch 
selbständig erschieneo, Stuttg. 1882). Ders. in Schmollers Jb. 1883, S. 216 ff. 
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des württembergischen Staats (1808) und auf die sog. „Verfassungs- 
epoche" zurück (1817 — 24). Im Laufe dieses Jahrhunderts in ver- 
schiedener Hinsicht verändert, erhielt es 1852 (1^83) und 1873 
durch mehrere Gesetze seine heutige Gestalt. Wir haben zwei 
Gruppen von Steuern zu trennen, eine personal steuerartige, die 
Kapitalrenten- und (spezielle) Einkommensteuer (Ges. v. 19. Sept. 1852 
mit verschiedenen Nachträgen, z. B. 13. Juni 1883 u. a.) umfassend, 
fand eine real steuerartige, welche aus der Grund-, Gebäude- und 
Gewerbesteuer (Ges. v. 28. April 1873) besteht. Letztere stellen das 
stabile, erstere das mobile Element der direkten Besteuerung dar. 
Neuerdings fand in Württemberg eine Neuregulierung der Kataster 
statt, welche vor kurzem zum Abschluss gekommen ist. Bei aller Kon- 
sequenz, Klarheit und bei dem ernsten Streben nach Gerechtigkeit wird 
mau doch in dem Fehlen des Schuldenabzuges eine hervorstechende 
Mangelhaftigkeit sehen, die dringend einer Abhilfe bedarf. Man wird 
infolge dessen auch die neueste Phase der Gesetzgebung als keine 
endgiltige Fassung betrachten dürfen. Will man nicht zu einem 
mis Ertrags- und Einkommensteuern gemischten System übergehen, 
was auch in Württemberg vielfach angeregt wurde, so dürfte doch 
mit der Zeit in der Eichtung der Schuldbefreiung auch ohne eine 
solche Neuerung eine Reform notwendig werden^). 

Frankreich^) hat auf den Trümmern der direkten Besteuerung 
des ancien Regime während der grossen Revolution ein neues direktes 
Steuersystem aufgerichtet, welches im Laufe der Zeit in einzelnen 
Piaülbben, besonders durch steuertechnische Verfeinerungen, nicht 
«ber im Prinzipe geändert wurde und heute kaum mehr den 
Anforderungen eines modernen Kulturstaats entspricht. Es ist 
z^usamniengesetzt aus einer Grund-, Personal-, Wohnungs-, einer 
Thür-, Fenster- und einer Patentsteuer.- Das Eigentümliche bei der 
französischen Besteuerung ist, dass Grundeigentum und Arbeit ver- 
liältnismäsig hoch, das mobile Kapital (Rente) unverhältnismässig 

^) In allerjüngster Zeit hat sich auch in Württemberg eine dem Einkommen- 
prinzipe günstige Strömung geltend gemacht, welche für eine Neugestaltung hoffent- 
lich den Boden ebnet. 

*) Vignes, Tratte des impots en France. 4. ed. Par, 18S0, I. p. 16. v. Hock, 
Jlnanzverwaltung Frankreichs. Stuttg. und Augsb. 1857. v. Kaufmann, Fin. 
Fiunkreiohs. Lpz. 1882. Perroux- Joppen, Die firanz. direkten Steuern. Strass- 
bürg 1874. Wagner, Fin. m. S. 367 ff. Geschichtliche Werke; Clamageran, 
L'flistoire de Flmpot en France. 3 vol. Par. 1867/76 (bis Ludwig XVI). Rene 
^Stourm, Les fin. de l'ancien regime et de la revolution. Par. 1885. Sudre, 
ies fin. de la France au XTX siecle. Paris 1883. 2 vol. 
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niedrig belastet sind. Die Veranlagung der Steuern gründet im 
Wesentlichen auf sog. „äusseren Merkmalen", die einen mehr oder 
weniger berechtigten Schluss auf den Ertrag gestatten. Hier findet 
«in Abzug der Passivzinsen schon wegen des rein formalen Ver- 
fahrens keinen Baum. Dazu kommt der bereits erwähnte Umstand, 
dass die Nation jedem Eindringen des Einkommenprinzips einen 
grundsätzlichen Widerstand entgegensetzt, sowie auch hier die 
mangelnde und mangelhafte Eentenbesteuerung in ihren Wirkungen 
erkennbar ist. 

Die Beseitigung der Kopfsteuer inEussland*) erforderte eine 
weitgehende Steuerreform Lange schwankte die Finanzpolitik zwi- 
45chen dem Einkommen- und dem Ertragsprinzipe. Nachdem zur 
Einführung einer Einkommensteuer mehrere Entwürfe ausgearbeitet 
waren, die man aber wieder fallen liess, gewann der Gedanke eines 
Ertragssteuer-Systems endgiltig die Oberhand. Ein solches wurde 
verwirklicht durch die Einführung, bez. Erhöhung der Grundsteuei- 
auf städtische und ländliche Liegenschaften (Ges. v. 17. [29.] Jan. 1^584), 
-durch Erhöhung und Ausbildung einer Gewerbe- und Handelssteuer, 
{Ges.. 5. [17.] Juni 1884), bez. durch eine ei^änzende Prozent- und 
Eepartitionssteuer für besonders gewinnreiche Betriebe (Ges. v. 
15. [27.] Jan. 1885), und endlich durch die Einrichtung einer 
Art Kapitalrenlensteuer (Ges. v. 20. Mai [1. Juni] 1885). Einen 
Abzug der Schuldzinsen vom Steuerkapitale gestatten die russischen 
Steuexgesetze nicht. Auch die Eapitalrentensteuer enthält . keine 
derartige Bestimmung, was um so erklärlicher ist, als die Ausdehnung 
derselben auf die Zinsen und Renten gewisser öffentlicher Anstalten 
{Staats-, Gemeindepapiere, Aktienprioritäten u. s. w.) beschränkt ist. 

Unter den Staaten mit Ertragssteuersystemen, welche im Rahmen 
dieses Steuerprinzips einen Abzug der Passivzinsen zulassen, sind 
Bayern und in gewisser Beziehung auch Baden und Hessen - 
Darm Stadt hervorzuheben. 

Vermöge ihrer Steuersysteme sind Baden und Hessen-Darmstadt 
eigentlich einer andern Gruppe beizuzählen, wo wir Gelegenheit 
haben werden, auf die steuertechnischen Einzelheiten des Weiteren 
zurückzukommen. Die historische Entwickelung des badischen 
Steuersystems haben wir bereits an einem andern Orte insoweit 



*) Eaffalovich, Les fia. de la Russie depüis la demiere guerre Par. 1883. 
(Deutsch Lpz. 1883) über die positive Gesetzgebung vgl. vonKeussler, in 
Bchanz' Rn.- Archiv. Jg. ü. 161, 217. IE. 274. Historisch: Alexeenko, Die 
russische Gesetzgebung über direkte Steuern. St. Petersburg 1879. 
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dargelegt, als es für unsere Zwecke dienlich schien. An dieser 
Stelle können wir uns damit begnügen, an die Abzugsmethode 
bei der Kapitalrentensteuer zu erinnern , welche bekanntlich, neben 
einer weitgehenden Freilassung der Schuldzinsen bei der allgemeinen 
Einkommensteuer, aus der älteren Gesetzgebung herübergenommen 
ist. Während nämlich bei den übrigen Ertragssteuern, der Grund-^ 
Gebäude- und Gewerbesteuer, eine Berücksichtigung des Schulden- 
moments nicht Platz greift, ist es dem Bezieher einer Kapitalrente 
erlaubt, die dieselbe belastenden Passivrenten in Abrechnung ?;u 
bringen. Auch das hessische Kapitalrentensteuer-Gesetz vom 
8. Juli 1884 enthält die Bestimmung (Art 13), dass, in analoger 
Weise wie in Baden, die erweislich zu zahlenden Passivzinsen 
von der steuerbaren Rente in Abzug gebracht werden dürfen. 

Auch über die bayrische Gesetzgebung haben wir bei den 
Thatsachen der Entwickelungsgeschichte mehrfach gesprochen. Wir 
haben hier ein konsequent durchgebildetes Ertragssteuersystem aus 
fünf Gliedern, welche aus älteren Steuerformen im Laufe unseres 
Jahrhunderts hervorgegangen sind. Diese sind eine Grund-, Haus-, 
Gewerbe-, Kapitalrenten- und eine (spezielle) Einkommensteuer. Die 
neueste Entwickelung stammt aus dem Jahre 1881 (vier Gesetze 
vom 19. Mai 1881), wo regierungsseitig eine Revision der vier ersten 
Ertragssteuern geplant war, während die spezielle Einkommensteuer 
in eine allgemeine Ergänzungs- und Zusatzsteuer erweitert werden 
sollte. Diese sollte also nicht nur Lohn, Honorar, Besoldung etc., 
den Ertrag der persönlichen Arbeit, treffen, sondern die bei 
jeder Ertragsbesteuerung unvermeidlichen Ungerechtigkeiten und 
Härten ausgleichen und die Gegensätze versöhnen. Diese Vor- 
schläge fanden indes nicht die Billigung der Landes- und Standes- 
vertretung und so begnügte sich die 1881er Reform mit einer 
Durchsicht der bestehenden Steuergesetze an der Hand der in 
dieser Beziehung eingebrachten Entwürfe und der vom Knanz- 
minister nachträglich mitgeteilten Änderungspunkte, sog „Variante-^ 

Die bayrische Gesetzgebung trifft grundsätzlich die Bestimmung, 
dass die Passivkapitalzinsen bei der Grund-, Gebäude-, Gewerbe- 
und Einkommensteuer im Allgemeinen nicht berücksichtigt werden 
sollen. Dagegen wird dem Zinszahler das Recht eingeräumt, die 
erweislich zu zahlenden Schuldzinsen und die einem steuetbaren 
Kapitalrentenbezuge durch besondere Titel nachweislich auferlegten 
privatrechtlichen Lasten in ihrem jährlichen Geldbetrage in Abzug 
zu bringen. Ausgeschlossen sind die freiwilligen Zuwendungen an 
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Dritte und bei Stiftungen die Ausgaben für Stiftungszweck^. Der 
Nachweis ist durch Bezeichnung des betreffenden Rechtsgeschäftes, 
der Person, des Standes und Wohnorts des Rentenempfängers und 
endlich des auf jeden einzelnen Gläubiger ent&Uehden Zinsteiles 
anzutreten (Kap. R. St. Ges. Art. 5). Bei den Passivzinsen ist 
ein ursächlicher Zusammenhang mit der Kapitalrente nicht er- 
forderlich, es genügt ihr Vorhandensein zu konstatieren. Darum 
können alle Schuldzinsen , welche auf den Erträgen jedweder Art 
haften, zugelassen werden. Es macht keinen Unterschied, ob sie 
auf hypothekarischem (Real-) oder persönlichen Kredit beruhen. 
Dagegen verlangt das Gesetz ausdrücklich, dass die privatrechtlichen 
Lasten — seien sie durdi Testament oder Vertrag begründet — 
mit dem Rentefonds in einem inneren Zusammenhalte stehen. Der 
leitende Gedanke war hierbei, wie der halbamtliche Ausleger her- 
vorhebt ^), dem Prinzipe der Reinertragsbesteuerung möglichst nahe 
zu kommen, was entschieden durch Hervorhebung des persönlichen 
Moments eine Konzession an das Prinzip der Einkommensteuer ist. 

Die Passivzinsen dürfen indes auch in gewissen Fällen bei 
den übrigen Ertragssteuern sofort und unmittelbar in Anrechnung 
kommen. Wir wollen die einzelnen Ausnahmen etwas näher zu 
charakterisieren versuchen. 

So setzt die (spezielle) Einkommensteuer fest, dass bei Be- 
rechnung des Einkommens aus künstlerischer und wissenschaftlicher 
Bethätigung, aus dem Betriebe des Bergbaus, aus verpachteten 
Oekonomiegütem mit selbständigen Wirtschaftsgebäuden, sodann 
desjenigen aus Besoldungen, Pensionen, Austrägen und Leibrenten 
(Abt II. und III.) die eigentlichen Betriebskosten und somit auch 
die Schuldzinsen, welche notwendig waren, das betreffende Jahres- 
einkommen herzustellen, in Abzug zu bringen sind. Hiefür aber 
ist der Nachweis zu liefern, dass zwischen Einkommen und Schuld 
ein Kausalverhältniss auch wirklich besteht (Eink. St Ges. v. 
19. Mai 1881 Art 7). 

Ein anderes Beispiel zeigt die Gewerbesteuer. Bei Gewerben, 
welche die vom Gesetzgeber angeführten „äusseren Merkmale'' 
nicht aufweisen (Art. 6), ist die „Betriebsanlage'' nach einem jähr- 
lichen Ertragsanschlage zu bemessen (Art 7). Der „Ausschuss" für 
Veranlagung der Gewerbesteuer hat dabei häufig die Frage zu 
entscheiden, was „Ertrag" ist Dies fällt aber mit der Aufgabe 



*) Seisser, a. a. 0. I. S. 317—318. 
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zusammen, welche Posten von der Bruttoeinnahme abgezogen werden 
dürfen. Aus dem Inhalte der Kammerverhandlungen glaubt nun 
Seisser*) die Absicht des Gesetzgebers dahin interpretieren zu müssen, 
dass die Schuldzinsen dann zu den abzugsberechtigten Gewinnungs- 
kosten zu zählen sind, wenn sie zu den auf die Erzielung des 
treffenden Jahresertrags unmittelbar notwendigen Auslagen gehören, 
sonst aber nicht. Hierin liegt ein Fortschritt gegen das Gesetz 
v.J. 1856, das im Allgemeinen bei Bemessung des Untemehmer- 
gewinns eine Berücksichtigung des Schuldenstandes ausschloss. 

Einen dritten Beleg bietet die Grundsteuer. Jeder Grund- 
besitzer hat an und für sich die volle Grundsteuer an die Erhe- 
bungsbehörde zu entrichten. Wenn nun derselbe nicht infolge 
des Grundentlastungsgesetzes vom 4. Juli 1848 (Art. 16, 28 und 29) 
die treffende Steuer selbst zu tragen hat, so ist er befugt, von 
denjenigen, welche zum Bezüge steuerbarer Beallasten berechtigt 
sind, ein Pünfzehntel des steuerbaren Bezugs als Steuerbeitrag in 
Anspruch zu nehmen. In der Rheinpfalz hat der Besitzer, des 
mit einer „Grundrente" beschwerten Grundstücks die Grundsteuer 
allein zu zahlen, doch darf er dem Besitzer der Grundrente nach 
den Bestimmungen der dort geltenden Gesetze und in den von 
diesen vorgesehenen Fällen ein Fünftel der Beute in Abzug bringen 
(Ges. V. 19. Mai 1881 § 4). 

• Wir sehen allenthalben eine Durchlöcherung des reinen Er- 
tragsprinzips und eine der Einkommensteuer zugewandte Tendenz 
der Entwickelung. 

2. Staaten mit sogenannten Einkommensteuersystemen. 

Wenn wir von Einkommensteuersystemen sprechen, so müssen 
wir füglich Grossbritannien^) an die Spitze stellen, schon um- 
deswillen, weil in diesem Lande zuerst der Versuch gemacht wurde, 
eine unseren modernen Begriffen angemessene, einheitliche Ein- 
kommensteuer einzurichten. Mag auch hier noch Manches an der 
Vollendung des Baues fehlen, so genügt für die Terminologie unserer 



*) a. a. 0. IL Bd., S. 13—18. Dagegen Vocke, Gewerbsteuei^esetz vom 
19. Mai 1881. Erl. 1888 S. 71 — 74. Gegen diesen wiederum ein Artikel in der 
,,lllg Ztg." (Bayr. Handelszeitung) von Burkart vom 20. Okt 1889 als Er- 
widerung auf zwei Artikel Vockes ebenda vom 6. u. 13. Okt 1889. 

*) Wagner, Fin. III. S. 238—256. Dazu Ward, Income Tax, with notes. 
4. ed. Lond. 1885. 
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Gesetzgebungspraxis wenigstens in formeller BeziehuDg ihre eigen- 
artige Gliederung. 

Die britische Eigenthums- (Vermögens-) und Einkommensteuer 
(Property and Income Tax), wie sie amtlich aus geschichtlichen 
Gründen, aber nicht ganz korrekt heisst, ist im Prinzip eine „subjek- 
tive", inbetreflF der Steuerpflichtigen, und eine „objektive", inbetreff der 
ihr als Objekt unterliegenden „Einkommen" oder Erträge, allgemeine, 
direkte, einkommenartige, nicht wirklich streng als Einkommen- 
steuer aufzufassende Besteuerung, sondern vielmehr eine einkommen- 
steuerartige Zusammenfassung eines Systems von Ertragssteuem 
(Wagner). Was ihre geschichtliche Entstehung betrifft, so haben 
wir bereits im vorigen Abschnitte das Wesentliche hervorgehoben: 
ihre Begründung in der französischen Kriegszeit 1798 durch Pitt, 
ihre Aufhebung und ihre Erneuerung beim Wiederbeginn des 
Krieges 1803 in veränderter Form durch Addington, ihr Ver- 
schwinden 1816 und endlich ihre dauernde Einrichtung durch die 
Finanz- und Steuerreformen Sir Robert Peels i. J. 1842. Auch die 
Entwickelung unserer-^ Spezialfrage haben wir a. a. 0. näher ver- 
folgt. Wir können uns daher jetzt mit einer kurzen Rekapitulation 
begnügen. 

Bei den einzelnen Einkommens- und Ertragskategorien, wo 
mancherlei Beträge von der Roheinnahme abgerechnet werden 
dürfen, sind die Schuldzinsen nicht zum Abzug zugelassen. Diese 
hat vielmehr der verpflichtete Zinszahler mit seinem übrigen Ein- 
kommen, gleichsam als einen Bestandteil desselben, zu versteuern, 
m. a, W. für den zinsberechtigten Gläubiger die Steuer auszulegen. 
Dafür wird ihm das Recht eingeräumt, bei Zahlung der iälligen 
Zinsen den für den Empfanger derselben entrichteten Steuerbeitrag 
diesem aufzurechnen. Verträge, Abmachungen etc., welche dies 
Recht des Schuldners schädigen, sind nichtig und mit Strafen bedroht 
(Art, 102 und 103). Die zu Grunde liegende Tendenz war dabei, 
den verschuldeten Betrieb in seiner Last zu erleichtern, den Staat 
aber vor fiskalischen Ausfallen sicher zu stellen. Fraglich bleibt 
nur, ob die vom Gesetzgeber gewollte Verteilung der Steuerlast auf 
die beiden am Ertrag betheiligten Personen auch thatsächlich erfolgt. 

Jedenfalls ist das ganze Verfahren aus dem Standpunkt der 
Einkommensteuer, weil es eben ein indirektes ist, als ungenügend 
zu verwerfen. 

In den Hansastädten bildet die Einkommensteuer die haupt- 
sächlichste Form der direkten Besteuerung. Daneben kommen noch 
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einzelne kleiuere Steuergruppen vor^), welcbe die Hanf^teuBr teüs 
ersetzen, teils ergänzen sotten. Im Allgemeinen finden die Passiv- 
Zinsen keine Berücksichtigung, und nur bei Bereclinung des Ein- 
kommens aus Gnindbesitz dürfen die auf denselben hypothezierten 
Schulden im Betrage ihrer Nutzung in Abrechnung kommen. Hier 
scheint die Sicherheit der Nachweisung und ihre Kontrollierbarkeit 
diese Ausnahme veranlasst zu haben. Auch dieser legislative Vorgang 
ist für die Stufe der Einkommensteuer kaum geeignet. 

Oldenburg 2) ist definitiv zur reinen Einkommensteuer über- 
gegangen (Ges. V. 6. April 1864), neben welcher noch eine Grund- 
steuer mehr reallastartigen Charakters (Ges. v. lö. Mai 1855, Kataster- 
gesetz V. 20. Juni 1859, v. 1. April 1879) besteht. Als „Einkommen" 
wird bezeichnet derjenige Teil der Gesamteinnahmen, welcher dem 
Steuerpflichtigen nach Abzug der auf die Hervorbringung unmittelbar 
zu verwendenden Kosten zu seinem oder seiner Haushaltüngs- 
angehörigen Unterhalte in Geld oder Geldeswert übrig bleibt» In 
Abzug sind demnach auch die Zinsen für hypothekarisch eingetragene 
und andere Schulden zu stellen, soweit sie den Schätzungsausschüssen 
als mit Bestimmtheit vorhanden bekannt sind oder alljährlich bis 
zum 7. Mai unter Angabe des Namens, Wohnorts des Gläubigers, 
des Zinsfusses etc. deklariert und auf Verlangen speziell nach- 
gewiesen werden (Art. 6). Es ist die Abrechnung der Schuldzinsen 
demnach generell zugelassen und ihre Wirksamkeit lediglich an 
die rechtzeitige und ordnungsmässige Anmeldung gebunden. 

In gleicher Weise verfährt S a c h s e n - A 1 1 e n b u r g* Im Herzog- 
tume wird eine Grundsteuer erhoben (Ges. v. 21. Febr. 1855), die 
daneben bestehende, ältere Gewerbe- und Personalsteuer (Ges. vom 
2. Apr. 1850 u. 17. Juli 1851) ist nunmehr durch eine Klassen- 
und klassifizierte Einkommensteuer ersetzt (Ges. v. 17. März 1868 
u. V. 20. Juni 1872). Die Zinsen für hypothekarisch eingetragene 
und andere Kapitalschulden werden abgezogen, müssen aber auf 
Erfordern und zwar unter Angabe des Namens und Wohnorts 
des Gläubigers, sowie des Datums der Schuldurkunde speziell 
nachgewiesen werden (§ 5 lit. c Schluss). Privatschulden, bez. deren 
Zinsen, werden nur befreit, wenn sie ausdrücklich in der oben 
gedachten Weise beurkundet werden (§ 5 lit. g). Der vorschrifts- 
gemässe Nachweis bildet das Prinzip, nur ist hier zwischen den 

*) In Hamburg eine Spezialsteuer für Aktiengesellschaften,^ in B reinen 
eine Umsatzsteuer, eine Firmensteuer etc. 

?) Kollmann, in Schanz' Ein.-Archiv, Jg. I, S. 637—644. 
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Schuldarten ein Unterschied gemacht. Die auf einer Erwerbsquelle 
lastenden Schulden brauchen nur subsidiär, die Personalschulden 
müssen aber primär nachgewiesen werden. 

Im Herzogtum Sachsen-Koburg-Gotha bestimmt die Gesetz- 
gebung (Einkst. V. 10. Dez. 1877 § 7 Schluss) in analoger Fassung 
das Gleiche, wie in Sachsen-Altenburg. 

Die in Anhalt^) ehemals bestehenden Steuerformen: Grund-, 
Gewerbe-^ Mahl-, Schlacht- und Kriegssteuern wurden durch eine 
Ergänzungssteuer aufgehoben (Ges. v, 24. Apr. 1866 mit Nachträgen : 
1. März 1868, 15. Juli 1871, 28. Oktober 1874, 9. April, 1878). 
Diese Steuer hatte indes noch immer den Objekt-Charakter bei- 
behalten, welcher erst bei einer neuen Keform (Ges. v. 18. Apr. 1886) 
beseitigt wurde. Neben dieser Einkommensteuer finden sich nur 
unbedeutende Beste älterer Steuern. Nur diejenigen Schuldzinsen 
und ' laufenden rechtsverbindlichen Lasten sind abzugsberechtigt, 
welche auf einer bestimmten Ertrags- oder Einnahmequelle haften 
(Einkst. Ges. §.17). Insofern die Passivzinsen und anderweite Lasten 
einer Ertragsquelle nicht speziell auferlegt sind , dürfen sie nur 
für diejenigen Personen berechnet werden, welche sich im Inlande 
Aufhalten (Eb. § 16,1). Die Schmälerung des Einkommens durch 
Verbindlichkeiten gedachter Art darf von Auswärtigen nur geschehen, 
wenn die betr. Zinsen mit der Erwerbsquelle in einem unmittel- 
baren Zusammenhange stehen (Eb. § 16,5). Keallasten und Auszugs- 
leistungen sind beim Grundbesitz zu berücksichtigen. 

Das Steuersystem in Sachsen-Weimar^) besteht neben einer 
alten Grundsteuer, welche längst den Charakter einer Reallast an-^ 
genommen hat, und einer Abgabe vom Reinertrag der Eisenbahnen 
in einer allgemeinen Einkommensteuer. Dieselbe hat im Laufe der 
beiden letzten Dezennien mehrfache Redaktionen und Abänderungen 
erfahren (Ges. vom 18. März 1869, 19. März 1869, Nachträge vom 
7. Mai 1874, 18. Apr. 1877, 24. Dez. 1880), bis sie ihre heutige 
Gestalt durch ein Gesetz vom 10. September 1883 erhielt. 

Tom Gesamtbetrage der Einkommensgrösse sind vom Rech- 
nungsamte etwaige Schuldzinsen abzuziehen (§ 9), sie dürfen aber 
nur auf Grund einer ordnungsgemässen Nachweisung von dieser 
Behörde, nicht vom Steuerpflichtigen selbst, in Rücksicht genommen 

*). G. Schanz, Die geschichtliche Entwiokelung und die neueste Reform der 
direkten. Steuern im Herzogtum Anhalt, in s. Mn.- Archiv, Jg. IV, S. 961 ff. 
. *) G. Schanz, Die Reform der Einkommensteuer in Sachsen- Weimar , in s. 
Fin.-Archiv, Jg. n, S. 893— 1009, 
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werden. Ein solches Vorgehen des Schuldners ist weder bei der 
Fatierung zur Einkommensteuer zulässig, noch darf es von den 
Schätzungskommissionen geschehen (§ 12). Zum Behufe der gesetz- 
massigen Anmeldung hat der Abzugsberechtigte die genaue Angabe 
des Namens und Wohnorts des Gläubigers, des Kapitalbetrages der 
Schulden, des Zinsfusses und des Jahresbetrages der Passivzinsen, 
sowie des Datums der Schuldurkunde beim ßechnunrgsamte zu machen 
(§ 14). Bei demjenigen Einkommen, welches aus dem Grossherzogtume 
nach auswärts geht, im Grossherzogtume aber steuerpflichtig ist, 
sind nur die Zinsen derjenigen Schulden zugelassen, welche auf 
einer bestimmten Einnahmequelle lasten, bez. erweislich für deren 
Erwerb aufgenommen sind. Passivzinsen, welche auf einem Grund- 
besitz im Inland und zugleich auf einem auswärtigen haften, dürfen 
nuT nach dem Verhältnis des im Grossherzogtum gewonnenen Ein- 
kommens aus dem Grundbesitz berücksichtigt werden. Ein Abzug 
von Schuldzinsen, welche auf einer Erwerbsquelle ruhen, die aber 
von einer inländischen Steuer nicht erfasst werden kann, ist nicht 
zulässig. Spezieller Nachweis ist erforderlich (§ 13). Als Passiv- 
kapitalien sind nicht zu rechnen die im Geschäfte verwendeten 
eigenen Kapitalien, die Kosten der Lebenshaltung für den Wirt 
und seine JFamilie, sowie endlich Meliorations- und Abnutzungs- 
kosten. 

Das Königreich Sachsen^) hat in letzter Zeit sein älteres, 
kaum den Zeitverhältnissen angemessenes Steuersystem in eine 
einzige, allgemeine Einkommensteuer aufgelöst, neben welcher nur 
mehr ein Best der Grundsteuer fortbesteht Seit den sechziger 
Jahren herrschte in diesem Lande ein langjähriger Kampf um die 
Steuerreform (1868 ff). Die älteren, aus der ersten Hälfte dieses 
Jahrhunderts (30 er und 40 er Jahren) stammenden Ertragssteuern 
(Grund-, Gewerbe- und Personalsteuer) waren obsolet geworden, 
und an ihre Stelle trat durch ein Gesetz vom 22. Dezember 1874 
eine einheitliche Einkommensteuer. Nachdem diese Neuerung 
zunächst probeweise eingeführt ward, fanden diese Bestrebungen 
vier Jahre später ihren definitiven Abschluss (Ges. v. 2. Juli 1878). 



*) Über die jüngste Steuerreform im Königreich Sachsen vgl. neben Gens eis 
Referat für die Gesetze in der U. Kammer, in Hirths Annalen 1 874 und 1 875 die 
Artikel vom gleichen Autor, sowie Conrad, in s. Jb., Bd. 16, 21, 33. Ein guter 
Kommentar zum Gesetze vom 2. Juli 1878 von 0. E. Walter (Dresden 1886), 
die gesetzlichen Bestimmungen in: „I^ k sächsischen Steuergesetze^*, Jspz» 1879. 
Zur historischen Entwickelung s. Engel in d. k. sächs. statist. Zeitschr. 1856. 
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Die Grundsteuer, der einzige Rest der älteren Besteuerung, wurde 
erheblich (von 9 auf 4^0 Normalsatz) herabgesetzt. 

Yon der Summe der Erträge dürfen zur Feststellung des Ein- 
kommens alle auf Erlangung oder Sicherung desselben verwendeten 
Ausgaben, sowie alle etwaigen Schuldzinsen, auch insofeme sie 
nicht zu den bezeichneten Auslagen gehören, in Abzug gebracht 
werden (§ 15, 1). Bei jedem Einkommen, welches von Sachsen nach 
anderen Staaten bezogen wird, sind nur .diejenigen Zinsen zugelassen, 
welche auf der betreffenden Einnahmequelle haften oder erweislich 
in ihrem Interesse aufgenommen wurden. Der Abzug solcher Passiv- 
zinsen, die zwar auf einer bestimmten Erwerbsquelle lasten, deren 
Ertrag aber von der inländischen Steuer unerreichbar ist, ist un- 
statthaft (§ 15, 7). Die Nachweisung der Schuldzinsen hat jede 
Deklaration des Steuerpflichtigen zu enthalten (§ 40 c). Liegt eine 
genügende Deklaration nicht vor, oder erachtet die Kommission 
die vorliegende als unrichtig, so kann sie die Schätzung des steuer- 
baren Einkommens selbständig vornehmen. Sie ist dann verpflichtet, 
das Yorhandensein von Schuldzinsen oder sonstigen, berechtigten 
Abzügen, über welche eine Nachweisung des Steuersubjekts nicht 
besteht, ohne diese freithätig zu erörtern (§ 43). Dabei darf sie 
indes nicht so weit gehen, dass sie zur Angabe der Passivzinsen 
besondere Aufforderungen erlässt, namentlich ist sie nicht befugt, 
die nicht angezeigten Zinsen und diejenigen, von deren Existenz 
sie keine Kenntnis hat, durch Einsichtnahme in die Grund- und 
Hypothekenbücher ermitteln zu lassen (Instruktion zum EinL-St.- 
Ges. vom 7. Dez. 1878, § 19). 

Das junge Italien^) fand ein buntes Gemisch territorialer 
Steuerformen vor, deren zeitgemässe, einheitliche Gestaltung und 
Ergänzung eine der Hauptaufgaben des neugegründeten Königreiches 
war. Diese Zustände und insbesondere die finanzielle Notlage des 
Staates — ein Defizit von 275 Millionen! — drängten auf die 
Neugestaltung und insbesondere auf eine stärkere Belastung des 
Einkommens aus dem beweglichen Vermögen und der Arbeit hin. 
Schon vor d. J. 1859 hatte sich kein geringerer als Cavour selbst mit 
dem Studium der englischen Einkommensteuer befasst und die be- 
kannten Briefe Emilio Broglios hierüber bestellt^). Dem dritten 

*) Burkart, Die italien. Steuer auf die Einkünfte von beweglichem Vermögen 
— imposta sui redditi de la richezza mobile, in Schanz' Fin.-Arch., Jg. YL, S. 1 — 152. 

^) E. Broglio, Dell' imposta sulla rendita in Inghelterra e sul capitale negli 
Stati XTnitL Tor. 1856. 

T. Heckel, Eixücommensteaer. 5 
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Finanzminister Minghetti gelang es nach angestrengtester Arbeit diese 
Pläne auch thatsächlich durch ein Gesetz vom 12. Juli 1864 zu yer- 
wirklichen. Die heutige Einkommensteuer, welche durch das Gesetz 
vom 24. August 1877 eingeführt ward, lässt sich im Allgemeinen 
eine Einkommensteuer in unserem Sinne benennen. Sie trifft als 
imposta sui redditi della richezza mobile alles nicht aus Grund und 
Boden fliessende Einkommen, welches einer besondern Besteuerung 
vorbehalten bleibt, und stellt eine einheitliche Hauptsteuer vor. 

Dem Steuerpflichtigen ist gestattet, die Passivzinsen einschliess- 
lich der hypothekarischen anzugeben, welche seine aus dem beweg- 
lichen Yermögen stammenden Einkünfte belasten. Jene Schuldzinsen 
werden nun dem Steuersubjekte in Yormerkung gehalten, bis ihr 
Bestand vollständig festgestellt und die Person, sowie der Wohnsitz 
der im Staatsgebiete lebenden Gläubiger ermittelt werden kann. 
Wenn und insoweit diese Bedingungen erfüllt sind, wird das den 
Passivzinsen entsprechende Einkommen an dem Steuerkapital des 
Pflichtigen gekürzt. Je nach dem Masse aber als diese Voraus- 
setzung nicht eintritt, sind die verschuldeten Wirtschaften gehalten, 
die in ihrer Gemeinde zu zahlende Steuer voll zu entrichten, vor- 
behaltlich des Eechts, die für den Gläubiger ausgelegte Steuer diesem 
aufzurechnen (§ 31, ebenso Kegolamento Art. 60, Abs. 3). Die 
italienische Gesetzgebung lässt demzufolge das direkte Abzugsver- 
fahren nur dann zu, wenn der Steuereingang von Seiten des zins- 
berechtigten Gläubigers gesichert ist, soweit dies aber nicht der 
Fall ist, verweist das Gesetz den Schuldner auf die indirekte Methode 
und damit auf die Selbsthilfe. 

3. Staaten mit aus Einkommen- und Ertragssteuern 
zusammengesetzten Steuersystemen. 

Die direkte Besteuerung in Österreich^) gehört zu den wunden 
Punkten des österreichischen Finanz- und Steuerwesens. Nach der 
napoleonischen Epoche hat der Kaiserstaat allmählig ein Ertrags- 
steuersystem ausgebildet. Die schwierige Finanzlage, zumal seit 1848, 
machte hohe Steuersätze und auch mehrere Erhöhungen derselben 



*) Chlupp-Chlonau, Systematisches Handbucli der direkten Steuern mit 
«inigen Abänderungen und einem Anhang versehen von "Wilhelm Babelsberger. 
8. Aufl. Lpz. 1886. G. Fr eib erger, Handbuch der österr. direkten Steuern in 
«ystematischer Darstellung. Wien 1887. Hanel, Die österreichischen Steuer- 
gesetze. Wien 1880, fortgesetzt von Eöll (Wien 1881). 
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notwendig, die man einfach prozentweise ausführte. Diese Ertrags- 
stenern waren eine Grundsteuer (Hauptges. vom 17. Dez. 1817), 
eine Gebäudesteuer (Ges. vom 23. Febr. 1820) und eine Erwerbs- 
(Gewerbe-)steuer (Patent vom 31. Dez. 1812!!), und demgemäs 
beruhte die Gesetzgebung auf dem reinen oder strengen Ertrags- 
prinzip. Im Jahre 184^ kam nun zu diesen Gliedern eine (spezielle) 
Einkommensteuer (Ges. vom 29. Okt. 1849) hinzu, welche teils einen 
Zuschlag zur jeweiligen Erwerbssteuer für die dieser Unterworfenen, 
teils im Wesentlichen eine Kapitalrentensteuer, teils eine progressive 
Besoldungs- etc. Steuer darstellt. Sie erfüllt daher in gewisser 
Beziehung und weuigstens teilweise die Funktion einer einkommen- 
artigen Ergänzungssteuer, wogegen ein Keformversuch der siebziger 
Jahre in der Richtung der Einführung einer allgemeinen Personal- 
Einkommensteuer mit gleichzeitigen Erleichterungen der drückenden 
Verteilung der Steuerlast, besonders bei den Realsteuern, vorläufig 
scheiterte^). 

Hinsichtlich des Schuldzins-Abzuges geht das angezogene öster- 
reichische Einkommensteuer-Gesetz von dem Prinzip der britischen 
Property and Income Tax aus, worin wir wiederum den Einfluss 
des englischen Vorgangs auf die kontinentale Gesetzgebung sehen. 
Indes hat man sich im Kaiserstaate gescheut, den Grundgedanken 
vollständig und folgerichtig zum Ausdruck zu bringen, und vielmehr 
denselben einer Einschränkung unterworfen. Die Einkommensteuer 
(Ges. vom 29. Okt. 1^49) wird für die Erträge aus dem Grund- 
und Hausbesitz in der Form eines Zuschlages zum Ordinarium 
erhoben (167o)- i^^m Zahler der Hypothekenzinsen etc. wird als- 
dann gestattet, von den bereits von der Steuer getroffenen Passiv- 
zinsen die ftnfprozentige Einkommensteuer bei der Entrichtung 
des Zinses abzuziehen. Ob dies indes aus inneren Gründen und 
insonderheit infolge des Umstandes, dass der Zeitpunkt für die 
Neueinführung ein besonders ungünstiger war, dem Schuldner 
glücken wird, ist höchst fraglich und wird das Gegenteil vielfach 
behauptet. 

Eine Mittelstellung zwischen dem direkten und indirekten 



*) In den letzten Tagen (1889) hat der österr. Finanzminister eine Reform 
der direkten Steuern in Aussicht gestellt, bei welcher insbesondere der in den 
70 er Jahren gescheiterte Versuch einer allgemeinen (progressiven) Personal -Ein- 
konmiensteuer zur Entlastung der unteren Klassen wieder aufgenommen wer- 
den soll. 
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Abzug nimmt Preussen^) ein. Dasselbe hat ein kombiniertes 
Steuersystem, welches aus einer Realsteuergruppe : Grund-, Gebäude- 
und Gewerbesteuer, sowie aus einer Klassen- und klassifizierten 
Einkommensteuer besteht. Die erstere stammt aus der sog. „Reform- 
epoche", besonders nach dem Tilsiter Frieden, und ihre Glieder sind 
im Laufe der Zeit mehr oder weniger fortgebildet worden; die 
zweite hat in eigenartiger Weise den Versuch gemacht, ältere, teils 
direkte, teils indirekte Abgaben in diese Steuerformen aufzulösen 
(Grandst.-Ges. vom 26. Juli 1820, 21. Jan. 1839, 24. Febr. 1850, 
21. Mai 1861 — Gebäudest.-Ges. vom 21. Mai 1861. — Gewerbe- 
steuer : Edikt vom 2. Nov. 1810, Ges. vom 30. Mai 1820, 19. Juli 1861, 
20. März 1872, 4. Juni 1874 u. a. — Klassen- und Eink.-St. Ges. 
vom 1. Mai 1851 und 25. Mai 1873). 

Die Schätzungskommission ist bei der Klassen- und klassifi- 
zierten Einkommensteuer ermächtigt, besondere, die Leistungsfähig- 
keit bedingende Verhältnisse der einzelnen Steuerpflichtigen zu 
berücksichtigen. Unter diesen wird auch der Schuldenstand 
ohne weitere Präzision angegeben (§ 7, bez. 9), wobei der Wortlaut 
für die Klassen- und klassifizierte Einkommensteuer der nämliche 
ist. Auch der Steuerpflichtige ist berechtigt, bei der Reklamation 
den Stand seiner Passivkapitalien vorzubringen und hat alsdann den 
Beweis durch Vorlage der betr. Schuldurkunden und anderer Doku- 
mente etc. anzutreten (§ 14, bez. 26). Auf Grund dieses Vorgehens 
kann der Steuerpflichtige durch die Schätzungskommission, bez. der 
Reklamant infolge der Geltendmachung jener erwähnten Umstände, 
in die nächst niedere Stufe versetzt werden. Tritt dies bei der 
untersten Stufe der Klassensteuer ein, so wird er von derselben 
gänzlich befreit. Ist dies aber bei der untersten Stufe der Ein- 
kommensteuer der Fall, so wird das Steuersubjekt in die oberste Stufe 
der Klassensteuer eingereiht. Dieses Verfahren erscheint für die 
Einkommensteuer als ungenügend und seine Umgestaltung, bez. der 
Übergang zum direkten Abzug, bildet unzweifelhaft für eine künftige 
Steuerreform eine wichtige Aufgabe. 



') Historisch: Schmoll er, Epochen der preuss. Fin.-Pol., Jb. f. Ges.-Gbg. 
1877. Bergius, Finanzwissenschaft (Paraphrase des preussischen Finanzwesens !). 
Schimmelpfenig, Die preuss. direkten Steuern. 2 He. Berlin 1858/59. "Wiss- 
mann, Preuss. Steuerwesen. Berl. 1876. literatumachweis im Einzelnen vgL 
Kletke, Literatur des Finanzwesens des preuss. Staats. 3. Aufl. 1876. Ein 
systematisches Handbuch, wie das Chlupp'sche für Österreich, fehlt für Preussen 
immer noch. 
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Über das mehrfach beachtenswerte Steuersystem des Gross- 
herzogtums Baden*) haben wir schon an mehreren Orten gesprochen. 
Im Hinblick auf unsere Frage insbesondere, haben wir bereits die 
Kompensationsmethode bei der Kapitalrentensteuer gründlich aus- 
einander gesetzt. An dieser Stelle haben wir uns nunmehr noch 
mit dem Schuldzinsabzuge der Einkommensteuer zu beschäftigen. 
Wie bereits erwähnt, hat Baden eine Grundsteuer, eine Erwerbs- 
(Gewerbe-) und Kapitalrentensteuer auf der einen Seite, während 
diese Ertragssteuerglieder durch eine allgemeine direkte Einkommen- 
steuer im Prinzipe der formalen Doppelbesteuerung entsprechend 
ergänzt werden (Ges. vom 20. Juni 1884). 

Der Begriff des „Einkommens" umfasst nach diesem neuen 
Gesetze sämtliche aus den einzelnen Erwerbsquellen stammenden 
Reinbezüge einer Person. Alle Passivzinsen sind uneingeschränkt 
zum Abzug zugelassen, ohne Einfluss ist der Zweck der aufge- 
nommenen Schulden, die faust- oder unterpfandliche Yersicherung 
derselben etc. Personen, welche nur mit einem Teile ihres gesamten 
Einkommens in Baden steuerpflichtig sind, können alle Schuldarten, 
mögen sie mit der betreffenden Einnahmequelle in einem Zusammen- 
hange stehen oder nicht, prinzipiell in Ansatz bringen. Allein dies 
darf nur in dem Yerhältnis erfolgen, in welchem der einer ba- 
dischen Besteuerung unterworfene Teil ihres Gesamteinkommens 
zur Totalsumme aller ihrer Einkünfte steht. Für Terluste am 
Vermögensstamm, für Yerzinsung des in einer Unternehmung an- 
gelegten, eigenen Kapitals, sowie für den Pacht- und Mietsertrag 
der zu einer solchen verwendeten Grundstücke und Gebäude, für 
Verwendungen zu Verbesserungen und Vermehrung des Vermögens, 
für den gesamten Unterhalt des Steuerpflichtigen darf kein Abzug 
in Anrechnung kommen. Hinsichtlich der Lebenshaltung der Pa- 
milienglieder darf dies nur insoweit geschehen, als es sich um 
Angehörige handelt, welche im Geschäftsbetrieb des Pflichtigen mit- 
arbeiten und auf diese Weise Hilfsarbeiter ersetzen (Art. 3). 

In Hessen-Darmstadt*) ist das Steuersystem teils aus Ein- 



*) Regenauer,' Staatshaushalt Badens. Karlsr. 1862, §§ 262—282. Hecht, 
Bad. Steuersystem. Mannh. 1874. Ders. in Hildebrands Jb., Bd. XXVn, S. 246ff. 
Lewald, Die direkten Steuern im Grossherzogtum Baden, in Schanz' Fin. -Archiv. 
Jg. m, S. 763—882. Gesetze: „Staatssteuergesetze Badens". Karlsruhe 1878 und 
im Fin. -Archiv, Jg. I, S. 308 fP. 

*) G. Schanz, Die direkten Steuern Hessens und ihre neueste Reform, in 
8. Fin.-Archiv, Jg. ü, S. 235—529. 
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kommen-, teils aus Ertragssteuem zusammengesetzt. Das Ein- 
kommensteuer-Gesetz vom 11. April 1868 suchte Ordnung in die 
durch die Kriegsereignisse von 1866 zerrütteten Finanzen zu bringen. 
Eine weitere Keform der Steuerverhältnisse erfolgte im J. 1884, wo 
drei Gesetze den Abschluss derselben darstellen : Gewerbe-, Kapital- 
renten- und Einkommensteuergesetz (alle drei vom 8. JuH 1884), 
woneben noch eine Grund- und Gebäudesteuer besteht. Nach dem 
Einkommensteuer-Gesetze ist es dem Pflichtigen gestattet, die zum 
Erwerb und zur Erhaltung seines Einkommens zu bestreitenden 
Auslagen bei Berechnung desselben in Abzug zu bringen. Ausser- 
dem werden die Zinsen erweislicher Schulden und sonstige auf 
Eechtsverbindlichkeiten ruhende, das Einkommen schmälernde Lasten 
und die vom Steuersubjekte zu zahlende Grund-, Gebäude-, Gewerbe- 
imd Kapitalrentensteuer, sowie die auf diese fallenden Kommunalum- 
lagen zum Abzug zugelassen. Endlich dürfen die Zinsen und 
Beuten inländischer Aktienunternehmungen etc. nach dem Verhält- 
nis, in welchem deren Überschüsse bereits der Einkommensteuer 
unterworfen sind, abgerechnet werden. Bei dem ins Ausland gehenden, 
inländischen Einkommen dürfen nur solche Passivzinsen veranschlagt 
werden, welche speziell und ausschliesslich das diesseitige Einkommen 
treffen (Art. 9). Haften auf dem Bezüge der Kapitalzinsen rechts- 
verbindliche Lasten, so ist deren Wertanschlag bei Berechnung 
des Steuerkapitals vorzubringen. Ton der Kapitalrente dürfen 
alsdann noch die erweislich zu zahlenden Passivzinsen steuerfrei 
bleiben (Kap.-R-St-Ges. vom 8. Juli 1884, Art. 13). Wir haben 
demgemäs in Hessen das gleiche Verhältnis wie in Baden. 

Im Anschluss an die aus Ertrags- und Einkommensteuern 
zusammengefügten Steuersysteme möchten wir unsere Frage noch 
bei den Vermögens- und Einkommensteuern, Steuergattungen, die 
sich vor allem in einigen Schweizer Kantonen, sowie in manchen 
Staaten der Nordamerikanischen Union in Konkurrenz finden, 
verfolgen. 

In erster Hinsicht bietet Bern das typische Bild, wo das Ver- 
mögenssteuer-Gesetz bestimmt (§ 43): Alle auf steuerpflichtigem 
Grundeigentum versicherten, verzinslichen Kapitalien sind versteuer- 
bar. Ebenso gilt dies für die auf leistungspflichtigem Grundbesitz ver- 
sicherten Beuten in Geld, Schieisszinsen etc. auf Lebensdauer (§ 44). 
Jeder Gemeindebürger ist darum gehalten, seine steuerbare Beute, 
bez. das Kapital in das vom Gemeinderat geführte Kapitalsteuer- 
register aufaehmen zu lassen (§ 45). Für auf steuerpflichtigem 
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Eigentum versicherte Kapitalien und Renten, welche Gläubigern an- 
gehören, die nicht im Bereiche dieses Gesetzes ansässig sind, ist 
die betreffende Steuerquote durch den Grundeigentümer zu entrichten 
und wird als Yorschuss für den Gläubiger angesehen. Der Schuld- 
ner kann bei der Zinszalüung die Steuer in Abrechnung bringen. 
Andrerseits haben die Gläubiger auf den jährlich cirkulierenden 
Formularen ihre versteuerbaren Renten und Kapitalien anzugeben 
und die Richtigkeit durch ihre Unterschrift zu bestätigen (Vollzugs- 
ordnung § 18). Diesem Kapitalsteuer-Register des Gläubigers als 
berechtigtem Zinsempfänger steht das Schuldenabzugs -Register des 
verpflichteten Zinszahlers gegenüber, welche sich gegenseitig kontro- 
lieren. Auf andere als die auf dem Grundbesitz versicherten Schulden 
kommen diese Bestimmungen nicht in Anwendung. Die Ein- 
kommensteuer dagegen besagt, dass diejenigen Institute, Banken, 
Leihkassen etc., welche zum Betrieb ihrer Geschäfte Gelder auf 
Schuldverschreibungen aufnehmen, vom Ertrage ihrer Depositen 
die Steuer am Platze der Einlage zu bezahlen haben mit der Be- 
fugnis, dieselbe sich vom Deponenten und Obligationär wieder er- 
statten zu lassen. 

Solche Abzüge der Schuldzinzen bei gewissen Arten von Passiv- 
kapitalien gestatten auch die Yermögens- und Einkommensteuern 
anderer Schweizer Kantone. Dem die Renten beziehenden Gläubiger 
wird hier die Auflage gemacht, in besondem Listen die Thatsache 
und den Umfang des Rentenbezugs zu fatieren. So geschieht es 
in Schaffhausen (Verm- und Eink.-St.), Tessin, Thurgau, 
St. Gallen etc. 

Ähnliche gesetzliche Yorschriften treffen auch die Union- 
staaten. Bei Angabe der steuerpflichtigen Summe wird dem Steuer- 
subjekte der Abzug der Passiva erlaubt. Manche Gesetzgebungen 
gehen hierin weiter als diejenigen der Schweizer Kantone, indem 
sie jede Begrenzung des Prinzips ablehnen (Baltimore). Dagegen 
ähneln sie wiederum jenen, indem gleichfalls Sparkassen, Banken 
etc. zur Kontrole der Einleger benützt werden (Massachusetts). 



Yersuchen wir nun den gesammelten Materialien einige zu- 
sammenfassende, systematische Bemerkungen auszuschälen! 

Zuvörderst liefert uns die moderne Steuergesetzgebung den Be- 
weis, wie schwierig es ist, im Rahmen der Ertragsbesteuerung, 
und zwar selbst bei grösster Entfaltung und Ausbildung des Grund- 
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Prinzips, dem Schiüdmoment gerecht zu werden. Der formale Cha- 
rakter der Einrichtung lässt eine annähernd genügende Berücksich- 
tigung der Passivzinsen nicht zu, und selbst ein Steuersystem, wie 
das bayrische, das konsequent und gut durchgebildet ist, vermag 
dieses Bedürfnis nur in beschränktem Masse zu befiriedigen, am 
allerwenigsten aber lässt sich in der hier geübten Kompensierung 
eine abschliesende Lösung des Problems erblicken und es liegt 
vielmehr die Gefahr, neue Unregelmässigkeiten zu begründen, nur 
allzu nahe. Andrerseits aber ist leicht zu begreifen, dass auf einer 
Stufe höherer Entwickelung gerade der Kredit, ein so mächtiger 
Faktor im wirtschaftlichen Leben, nach steuertechnischer Rücksicht 
verlangt Daneben wirkt die Tendenz der möglichsten Reinertrags- 
besteuerung und die Furcht vor einer materiellen Doppelbesteuerung 
dahin, dass nicht nur theoretische Gedanken, sondern auch praktische 
Lösungen die Eigenart der Lage bezeichnen. Vom Standpunkt des 
"Werdeprozesses des Steuerprinzips aus betrachtet, haben wir es 
mit dem Eindringen des Einkommenprinzipes in die Ertragssteuer 
zu thun, welches nicht eher zur Ruhe kommt, bis es die Objektivität 
ganz in» sich aufgenommen hat. Wie sich indes diese Wandlung 
vollzogen hat und noch vollzieht, darüber haben wir bereits an 
ein^r andern Stelle berichtet. 

Dagegen macht sich bei der Einkommensteuer, jener Steuer- 
form, welche in der Neuzeit mehr und mehr die Herrschaft erringt, 
allenthalben das Bestreben bemerklich, dem Abzüge der Schulden 
und Schuldzinsen Rechnung zu tragen. Die Art und Weise, 
wie indes dieser Gedanke zur Ausführung kommt, ist sehr ver- 
schieden. 

Wir unterscheiden drei Gruppen. 

Die erste derselben steht auf dem Standpunkt des indirekten 
Abzugs, sie überlässt es dem Zinsschuldner, die für den Gläubiger 
ausgelegte Steuer bei der Zinszahlung diesem in Anrechnung zu 
bringen und bekümmert sich nicht weiter darum, ob dies überhaupt 
und in welchem Masse es geschieht. Lediglich schützt sie den 
Schuldner durch Androhung der Nichtigkeit entgegengesetzter Yer- 
tragsbestimmungen , bez. durch Strafen. Aber immerhin bleibt es 
dahingestellt, ob der Abzugsberechtigte diesen Rechtsschutz anrufen 
kann oder, aus Furcht vom anderweiter ökonomischer Schädigung, 
anrufen will. Diese Stellung nehmen heute noch England und 
Österreich ein. Weitere historisch-kritische Bemerkungen haben 
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wir bereits in den „Thatsachen der Entwickelungsgeschichte" ein- 
geflocbten. 

Einen Übergang von der indirekten zur direkten Methode bietet 
das Beispiel der prenssischen Gesetzgebung, welches wir schon in 
unseren morphologischen Darlegungen besprochen und charakterisiert 
haben. Es besteht, wie dort erwähnt, darin, dass die Schätzungs- 
kommissionen ermächtigt sind, bei Einklassierung, die Verschuldung 
als ein die Leistungsfähigkeit schmälerndes Moment in Eechnung 
zu stellen, wie es auch demjenigen Steuerpflichtigen, welcher zu 
hoch beschatzt zu sein glaubt, gestattet ist, bei der Eeklamation 
seine Schulden vorzubringen und nachzuweisen. Wird dies als 
richtig anerkannt, so wird er der nächst niederen Klasse zugeteilt. 
Auch dies erscheint für die Einkommensteuer als ein Modus, welcher 
ihrem Begriffe wenig entspricht und auch bei seiner subsidiären 
Natur den Schuldnern keine genügende Erleichterung gewährt. Es 
werden hiedurch nur neue Ungleichheiten und Ungerechtigkeiten 
erzeugt, zumal bei der unüberwindlichen, thörichten Scheu so vieler 
Steuerpflichtigen vor Klarlegung privater Verhältnisse häufig genug 
die Eeklamation unterlassen wird. 

Die neueste, mittelstaatliche Steuerreform last den Abzug der 
Schuldzinsen bei der Einkommensteuer zu, während bei den Er- 
tragssteuern eine Eücksicht auf das Kreditmoment fehlt Sie folgen 
•daher der Anschauung, dass die Einkommensteuer keine besondere, 
neue und selbständige Steuer ist, wodurch eine sog. wirkliche 
Doppelbesteuerung geschaffen würde, sondern dass sie lediglich ein 
organisches Korrektiv der bestehenden Objekt- und Ertragssteuern 
sein solle, mit der Aufgabe die Individualität des Wirts im Ein- 
kommenprinzipe zu vertiefen. So soll und kann die Forderung, 
jeden einzelnen Staatsbürger nach seiner persönlichen Leistungs- 
fähigkeit zu besteuern, besser und sicherer erfüllt werden. 

Vom steuerbaren Einkommen dürfen daher gesetzlich gewisse 
Kostenbeträge und unter ihnen auch die Passiv Zinsen abgezogen 
werden. Dagegen dürfen die zum Unterhalte des Unternehmers 
und seiner Familie notwendigen Mittel nicht abgerechnet werden, 
während andrerseits manchmal die übrigen Steuern mit Ausnahme 
der Einkommensteuer selbst ab2ugsberechtigt sind. Damit ist end- 
giltig mit dem unhaltbaren Grundsatz der sog. „tjrberschus8"-Be- 
steuerung gebrochen und es dürfen nur solche Summen von der 
Steuer befreit werden, welche vom eigenen Ertrage an fremde 
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Wirtschaften zu eatrichten sind und somit hier Einkommen, dort 
aber negative Grössen darstellen. 

Innerhalb dieser dritten Gruppe müssen wir eine weitere Unter- 
scheidung nach der abweichenden Behandlung der Schulden und 
Schuldzinsen machen. 

Zunächst ist zu erwähnen, dass einzelne Steuergesetze an der 
Beschränkung des Abzugs auf die Hypothekenzinsen festhalten. 
Dies thun b. w. die Hansestädte. Tom wissenschaftlichen Gesichts- 
punkt aus ist eine derartige Begrenzung entschieden abzulehnen. 
Der Grund mag vielleicht in dem konsequenten Eealprinzipe der 
Grundsteuer, bez. in seiher Anwendung auf die Yerschuldung za 
suchen sein, indem das Objekt als solches mit seinem speziellen 
Einkommen leistungspflichtig ist. Daneben kann die leichte und 
sichere Kontrole dieser Schulden durch die Grund- und Hypo- 
thekenbücher zu ihrer Freilassung mitgewirkt haben. 

Andere Steuergesetze knüpfen die Berechtigung des Schuld- 
zinsabzuges an die ordnungsgemässe Nachweisung der Pas- 
sivrenten. Dieser Grundsatz wird in Oldenburg ganz allgemein 
aufgestellt, während in Sachsen -Altehburg und Sachsen -Koburg- 
Gotha eine genauere Unterscheidung getroffen wird. Bei hypothe- 
karisch eingetragenen und ähnlichen Kapitalschulden ist der Nach- 
weis nur subsidiär, d. h. „auf Erfordern" der Steuerbehörde, zu 
führen, während bei Personalschulden deren Vorhandensein unter 
allen Umständen nachgewiesen werden muss. Die Begründung 
dieser Massregel ist wahrscheinlich auf denselben Ausgangspunkt 
zurückzuführen, dessen wir bereits vorhin gedacht haben. 

Eine dritte Kategorie fordert durchgängig den genauen Nachweis 
der Passivzinsen, lässt aber ausserdem verschiedene Modalitäten 
Platz greifen. Die massgebenden Momente bilden dabei der Umstand, 
ob die Schulden als solche auf einer bestimmten Einnahmequelle 
haften oder nicht, sowie die Frage, wohin das im Inland erzeugte 
Einkommen bezogen wird. 

Italien macht in dieser Hinsicht den Abzug der Schuldzinsen 
von der Möglichkeit abhängig, den zinsempfangenden Gläubiger zur 
Steuer heranzuziehen. Der Schuldner hat diesen Nachweis zu er- 
bringen, und solange dies nicht erfolgt, wird ihm wohl die Erleich- 
terung in Yormerkung gehalten, diese selbst aber noch nicht zu- 
gestanden. Die andern Gesetzgebungen lassen alle Schulden ohne 
Unterschied zu und treffen nur für das ausserhalb des Steuer- 
gebiets bezogene Einkommen besondere Vorkehrungen. Während 
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Italien, wie wir sahen, hierfür gar keine Bestimmungen kennt, 
gestattet Anhalt und Hessen -Darmstadt die Befreiung derjenigen 
Passivzinsen, welche auf einer Einnahme- oder Ertragsquelle haften, 
ohne Kücksicht darauf, ob das Einkommen im Inlande bleibt oder 
ins Ausland wandert. Dagegen dürfen die persönlichen Schulden nur 
von denjenigen Personen vorgebracht werden, welche sich im Inland 
aufhalten. Dieser engsten Auslegung steht die weiteste in Sachsen 
(Königreich) und Sachsen- Weimar gegenüber. Hier sind neben den 
Schuldzinsen, welche auf einer Erwerbsquelle ruhen, auch diejenigen 
unbeschränkt zum Abzug zugelassen, welche erweislich im Inter- 
esse einer solchen aufgenommen wurden. Zwischen diesen beiden 
Extremen halt Baden wohl die richtige Mitte, indem sämmtliche 
Passivzinsen in Anrechnung kommen dürfen ohne Rücksicht auf 
den ursächlichen Zusammenhang mit einer Ertragsquelle, jedoch 
nur in dem Verhältnis, in welchem der der badischen Besteuerung 
unterworfene Teil ihres Gesamteinkommens zu diesem steht. Dies 
ist ohne Zweifel der passendste Standpunkt; denn Sachsen geht 
hier entschieden zu weit, Anhalt (Hessen, Weimar) aber nicht weit 
genug. 

Beachtenswert ist es, dass zwei Gesetzgebungen, nämlich in 
Baden und Hessen -Darmstadt, neben dem Abzüge bei der Ein- 
kommensteuer noch weiter bei der Kapitalrentensteuer eine 
Befreiung der Passivzinsen im Wege der Kompensation zulassen. 
Damit geschieht des Guten wohl zu viel. Wenn dies auch praktisch 
ohne Bedeutung ist, so liegt darin eine Bevorzugung der Zinsen 
und Renten, welche die völlige, auch formale Gleichstellung aller 
Ertragssteuem beeinträchtigt. 

Endlich gewahren wir bei den noch vorhandenen Vermögens- 
steuern in kleineren Territorien noch immer das alte Verhältnis, 
dass nämlich im Allgemeinen die Schulden als negative Vermögens- 
teile abgezogen werden dürfen. Eine weitere Fortbildung des Prinzips 
gegenüber den älteren Vermögenssteuern lässt sich nicht wahr- 
nehmen. Viel eher könnte man in einem gewissen Sinne von einer 
rückläufigen Bewegung sprechen, da Schweizer Kantone nur gewisse 
Schuldgruppen berücksichtigen, also eine Erweiterung unserer For- 
derung nicht erkennen lassen. Dies scheint aber in der Konkurrenz 
mit allgemeinen Einkommensteuern begründet zu sein, indem bei 
jenen lediglich das starre, reale Element zum Durchbruch kommt, 
diese dagegen das Bewegliche und Veränderliche im Steuerwesen 
darstellen. 
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Mit den angeführten Gesetzesmaterialien glauben wir im Grossen 
und Ganzen die Typen unserer Frage erschöpft zu haben. "Wir 
haben schon um deswillen eine Auswahl unter den bestehenden 
Steuergesetzen treffen müssen, da für unsere Aufgabe die Gesetz- 
gebungspraxis nicht selbst Zweck, sondern wesentlich ein Mittel 
zum Studium unseres Problems und ein Glied in der Beweisführung 
ist und gleichsam als Ergänzung der historischen Begründung dient. 



IV. 

Die Schulden und Schuldzinsen in der Oeschiclite 
der flnanzwissenscliaftliclien Theorieen. 

1. Vermögens- und ältere Einkommen-(Klassen-)Steuern. 

Die Literatur unserer Frage ist keine besonders reichhaltige. 
Die finanzwissenschaftlichen Theoretiker beschäftigen sich mit ihr 
nur im Kahmen anderweiter Darlegungen, streifen sie daher, wie 
dies in der Natur systematischer Lehr- und Handbücher begründet 
ist, nur im Vorübergehen, und verzichten regelmässig auf eine 
prinzipielle Motivirung. Selbständig wurde unser Problem nur von 
Hoffmann in einem Aufsatz (Z. f. St. IL [1845] S. 296-318) behan- 
delt, der indes nur die Berücksichtigung der Passivkapitalien bei den 
Ertragssteuern, sowie die literarische Epoche bis Eau ins Auge 
fasst. Das Verhältnis bei der Einkommensteuer findet sich dogmen- 
geschichtlich von keinem Autor dargestellt. 

Bei unserer „Übersicht" dürfen wir uns nicht auf die moderne 
Einkommensteuer beschränken, vielmehr ist es notwendig, den Ent- 
wickelungsgang bei der Schätzung überhaupt zu verfolgen, da wir 
auch in diesem Abschnitte die Aufgabe haben, aus dem Gedanken- 
kreise älterer und jüngerer Schriftsteller Hilfsmittel für die Kritik 
unserer Prinzipienfragen zu gewinnen. Da es aber auf diesem 
Gebiete unmöglich ist, innerhalb einer Monographie alle theore- 
tischen Versuche zur Lösung zu verarbeiten, so müssen wir uns 
auf solche Ansichten beschränken, in welchen wir Vertreter einer 
bestimmten Richtung erkennen. 

Wie die Praxis jener Tage, so befürwortet auch die Theorie 
ganz allgemein den Abzug der Schulden und Schuldzinsen vom 
Steuerkapitale. Der Grund hiefür liegt in den einfacheren wirtschaft- 
lichen und Knanzverhältnissen, in der festgefügten ständischen 
Organisation der Gesellschaft, in der auf Gebundenheit beruhenden 
Rechtsordnung und endlich auf dem Umstände, dass der Kredit im 
ökonomischen Leben noch keine dominierende Stellung einnahm. 
Die Schulden waren infolge dessen von unbedeutender Höhe und 
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auch, da sie meist orts- und stadtbekannt waren, leicht zu ermitteln. 
Der Steuertechnik aber standen dortmals Mittel zur Verfügung, 
welche die schärfste Kontrole ermöglichten, heutzutage aber von 
der öffentlichen Meinung unbedingt verworfen werden, z. B. bei den 
Eid- oder geschworenen Steuern. Diese Auffassung vertraten mit 
besonderem Nachdruck Murhard^) und Mathy^), denen sich die 
meisten Autoren anschlössen*). Gerade aber die Möglichkeit, die 
Schulden zu berücksichtigen, wurde als ein wesentlicher Beweis- 
grund für die Vermögenssteuer angeführt*). Ein gleiches Urteil 
fällen diese Theoretiker über die ältere Einkommensteuer, die meist 
in der Form der Klassensteuer auftritt, und reden auch hier dem 
Abzug der negativen Vermögensteile das Wort. Einen wenigstens 
verwandten Standpunkt nimmt auch Kau-*^) ein. Wenn er auch 
im Ganzen der Vermögenssteuer nicht besonders hold ist und sie 
andern Formen der Schätzung nachsetzt, so geht doch aus seinen 
Worten hervor, dass er bei ihr den Abzug der Schulden befürwortet 
wissen will. 

Auch die neueren Theoretiker, welche für die Vermögenssteuer, 
zumal als konkurrierende Zusatzsteuer zur stärkeren Erfassung 
des fundierten Einkommens, eintreten, wünschen den Abzug der 
passiven Teile ^). 

2. Objekt- und Ertragssteuern. 

Eine ebenso gleichmässige Stellungnahme der Finanztheoretiker 
zu unserer Frage lässt sich bei den Objekt- und Ertragssteuem 
nicht wahrnehmen. 

Die deutschen Autoren haben sich vielmehr, sowohl in älterer 
wie in neuerer Zeit teils für, teils gegen eine Berücksichtigung der 
Schulden und Schuldzinsen ausgesprochen. Die einzelnen Stücke 
ihres wissenschaftlichen Beweises, die leitenden Prinzipien und ein- 
schlägigen Grundanschauungen sind dabei ganz verschiedener Art. 

*) Theorie und Politik der Besteuerung. Gott. 1834. S. 451. Er ist der 
konsequenteste Vertreter dieser Eichtung. 

*) Vorschläge über Einführung einer gerechten Vermögenssteuer in Baden. 
Karlsruhe 1831. 

*) Solche sind Strelin, Revision der Lehre von den Auflagen. Erlangen 1821 . 
Harl, in s. H. I, S 515. Kröncke, Anleitung etc. etc. S. 21. Ders., Über 
die Grundsätze der gerechten Besteuerung. 1. Abh. 

*) Dies hebt besonders Mathy a. a. 0. hervor. 

«*) Pinanzwissenschaft 11, §§ 402—405, S. 175—181. 

®) Neumann, Progressive Einkommensteuer. Lpz. 1S74. 
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Um uns die literargeschichtliche Entwickelung klar vor Augen zu 
führen, teilen wir die Geschichte der Lehrmeinungen in zwei 
Epochen ein. Die erste ist abhängig von dem Gedankenkreise 
Adam Smiths und der sog. „klassischen Nationalökonomie" und 
reicht bis in die Periode Raus. Die zweite dagegen ist durch die 
staatswissenschaftliche Vertiefung der Finanzwissenschaft charak- 
terisiert, beginnt mit Rau und gruppiert sich um die neuere Ent- 
faltung der ethischen und sozialpolitischen Richtung. 

Wenden wir uns zur älteren Epoche. Hier finden wir sowohl 
Bekämpfer als Verteidiger des Schuldenabzugs. 

Die Gegner der Berücksichtigung des Schuldenabzuges moti- 
vieren ihren Standpunkt in zweifacher Weise. 

Die Steuertechnik und Steuerverwaltung — so sagen die 
Einen — ist nicht imstande, den Passivzinsen Rechnung zu tragen. 
Denn einerseits bürdet man den Organen eine Last auf, welche sie 
nicht zu bewältigen vermögen, andererseits aber geht es überhaupt 
zu weit, auf die persönlichen und subjektiven Verhältnisse der ein- 
zelnen Steuerpflichtigen einzugehen. Sodann aber ist mit dem vor- 
geschlagenen Verfahren unvermeidlich ein höchst lästiges Eindringen 
in die Privatverhältnisse der Einzelwirtschaften verknüpft, was 
durchaus nicht wünschenswert ist. Endlich aber bleibt es immer- 
hin noch ungewiss, ob man nicht den Staatsbürgern eine vermeint- 
liche Wohlthat aufdrängt, die sie selbst nicht begehren. Es ist 
eine bekannte Thatsache, dass gewisse Klassen der wirtschaftlichen 
Bevölkerung, z. B. die Gewerbe- und Handeltreibenden, eine solche 
Befreiung wegen ihres guten Rufes, ihrer Kreditwürdigkeit etc. 
gar nicht verlangen. Diese Beweismittel brachte vor allem Lotz^) 
zur Geltung. Seine Lehrmeinung verrät ihren Ursprung; denn sie 
entstammt der Reaktion gegen ein übermässiges Bevormundungs- 
system im Staatsleben und stellt sich als ein Ausfluss der liberalen- 
individualistischen Epoche dar. Andererseits sehen wir eben hier 
das strenge Ertragsprinzip in voller Reinheit zum Ausdruck kommen, 
und endlich bildet das Kreditelement zwar einen wichtigen, aber 
noch keinen beständigen und organischen Teil des Wirtschafts- 
betriebes. Jedoch lässt sich der Standpunkt von Lotz aus den Ver- 
hältnissen seiner Zeit recht wohl erklären. 

Eine zweite Richtung weist auf den Widerspruch hin, welcher 
zwischen der auf der Objektivität aufgebauten Ertragssteuer und 

1) Handbuch der Staatswirtschaftslehre. Erl. 1822. Bd. m, S. 306. 



80 rV- I^iö Geßchichte der Theorieen. 

der Berücksichtigung der auf dem subjektiven Elemente beruhenden 
der Passivzinsen besteht. Denn jene erfasst die einzelnen Erwerbs- 
zweige als solche und unabhängig von den persönlichen Verhält- 
nissen des Wirts. Die Schulden sind aber etwas Individuelles und 
haften als solche auf dem ganzen Vermögen und Einkommen des 
Steuersubjekts, nicht auf den einzelnen Ertragsquellen. Die Loslösung 
des Steuerobjekts vom Haushälter ist eben das entscheidende 
Merkmal der Ertragssteuer und eine konsequente Anwendung des 
Realprinzips schliesst die persönlichen Elemente schlechthin aus. Als 
Hauptvertreter haben wir Fulda*) und S c h ö n ^). Wiederum haben, 
wir es mit einem Ideenkreise aus der staatsbürgerlichen Epoche- 
zu thun, welcher durch die scharfe Abgrenzung von Objektivität 
und Subjektivität im Ertragsprinzipe charakterisiert wird. 

Auch bei den Befürwortern des Schuldzins-Abzuges lassen sich 
je nach der Ausdehnung des Prinzips zweierlei Meinungen unter- 
scheiden. 

Die Einen wollen nur gewisse Arten von Schulden zum Abzug 
zulassen, die Passivzinsen aber als solche, als eine ökonomische Kate- 
gorie, prinzipiell und allgemein nicht berücksichtigen. So sollen die 
auf Grundstücke und Gebäude hypothezierten Schulden durch Abzug 
der Zinsen vom Ertrage dieser Gegenstände, die Passivzinsen der 
im Gewerbe und Handel untergebrachten Kapitalien durch Ab- 
rechnung vom steuerbaren Gewerbeertrage veranschlagt werden. 
Hiebei soll der volle Betrag in Ansatz kommen. Die nicht-hypothe- 
zierten, ev. auf andere Weise versicherten Schuldsummen, sowie 
endlich alle nur persönlichen, im Haushalte begründeten Passiv- 
kapitalien sollen gar nicht freigelassen werden; denn bei all diesen 
Gruppen ist leicht ein Unterschleif auszuführen^). 

Die Andern befürworten nur die Hypothekenschulden zum 
Abzug zu bringen, beim Handel und Gewerbe dagegen dem Zins- 
zahler das Recht einzuräumen, den bereits versteuerten Zinsanteil 
dem Gläubiger aufzurechnen*). Diese Schriftsteller sind von dem 



^) Handbuch der Einanzwissenschaft Tüb. 1826. S. 183, 215, 254. 

ä) Grundsätze der Finanzw. Breslau 1832. S. 67. 

^) (Herzog), Beitrag zur Beurteilung der württembergischen Abgaben. Yam- 
bühlers Aun. d. württ Landwirthschaft. 11.2 (1818). S. 188, 198, 214, 233. 

*) V. Jakob, Staatsfinanzwissenschaft. I. § 655—656. IE. § 1855. Dieser 
Autor zählt zu den bedeutendsten Vertretern der liberalen Schule. Der Vorteil, 
welchen der Einzelne unter dem Schutze des Staates geniesst, bildet bei ihm den 
Ausgangspunkt (a. a. 0. §§ 36—37). 



2. Objekt- und Ertragssteuem, gl 

Wunsche durchdrungen, die Erträgsbesteuerung ihunlichst fort- 
zubilden und nach Möglichkeit auf die Erfassung der Beinerträge 
hinzuarbeiten. Die Schwierigkeiten, welche sich der Durchführung 
entgegenstellen, veranlassen auch die Theorie zu einer Auslese und 
zu einer Begrenzung des Masses. Man wendet sich daher mit Tor- 
liebe solchen Arten zu, welche, wie z. B. die Hypothekenschulden, 
leicht erkennbar und unschwer festzustellen sind. Eine solche. Ein- 
schränkung des Prinzips ist mehrfach bedenklich und stellt den 
ganzen Erfolg, die Erleichterung der Schuldner, in Frage. Denn 
gerade die persönlichen Schulden sind für eine Wirtschaft besonders 
drückend und äussern einen tiefeinschneidenden Einfluss auf dieselbe. 
Hoffmann^) erachtet die vorgebrachten Bedenken gegen eine 
allgemeine Freilassung aller Passivzinsen als unzureichend und 
huldigt der Auffassung, dass auch bei der Ertragssteuer recht wohl 
an eine Berücksichtigung aller Schuldkapitalien zu denken sei. 
Er verhehlt sich keineswegs die ungemeinen Schwierigkeiten, welche 
der Finanzreiorm sich gerade bei der Lösung dieser Au%abe ent- 
gegenstellen, hält aber gleichwohl das angestrebte Ziel bei entspre- 
chender Mühewaltung, die in der Entlastung der schuldnerischen 
Wirtschaft reichen Lohn findet, und bei gutem Willen für recht 
wohl erreichbar. Mit seiner Anschauung steht indes der Autor in 
der Literärgeschichte allein. In zwei Punkten scheint ihm vor- 
nehmlich die praktische Durchführbarkeit zu gipfeln: einmal handelt 
es sich um den Schutz gegen XJnterschleif und sodann um eine 
stärkere Belastung der schuldenfreien und deshalb leistungsfähigeren 
Wirtschaft. Wenn nun Hoffinann ohne Verletzung anderweiter 
Interessen solche Vorschläge durchführen zu können glaubt, so gibt 
er sich doch allzu sanguinischen Hoffiiungen hin und beachtet zu 
wenig die Schwerfälligkeit und Unlenksamkeit des ganzen Ertrags- 
steuersystems, welches sich gegen das Eindringen des subjektiven 
Moments gewaltsam abschliesst. Endlich aber — und dies ist die 
Hauptsache — scheitert der Plan an der Fiktion eines abge- 
schlossenen Volkswirtschaftsgebietes, von dem er auszugehen scheint. 
Damit geht Hand in Hand die Nichtbeachtung des internationalen 
und weltwirtschaftlichen Geld- und Kreditverkehrs. Hofl&nann's 
Reform würde recht wohl zu verwirklichen sein, wenn die ökono- 



Hoffmann,. Z. f. *St. S. 296—318. Der Verfasser Hegt u. E. doch von 
der Ausnutzung des Interesses bei den Parteien (des Gläubigers und Schuldners) 
für die Steueranlage allzu hohe Erwartungen (S. 314). 

T. neckel, Einkommensteiier. 6 
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mische Bewegung eine lokale und territoriale wäre und bliebe. 
Dies ist aber nicht der Fall, und so reichen auch die gegebenen 
steuertechnischen Formen nicht aus, das Problem mit genügender 
Sicherheit zu lösen. 

Verfolgen wir nun unsere Frage in der neueren, finanzwissen- 
schaftlichen Literatur seit der Thätigkeit Bau's bis auf die Gegen- 
wart. Zur allgemeinen Charakteristik ist nur Weniges zu sagen, 
indem auch jetzt noch die Steuerlehre über den älteren Standpunkt 
kaum hinauskommt. Bestenfalls findet eine weitere Durchbildung 
der Begründung, vielleicht auch in mancher Hinsicht eine grössere 
oder geringere Verfeinerung statt, während in der Eichtung des 
Prinzipes und der grundsätzlichen Würdigung keine Fortschritte 
wahrzunehmen sind. Wir wollen nunmehr unser Material für den 
Orientierungsgang um die drei grossen Steuersystematiker Rau, 
Stein und Wagner gruppieren. 

Der Altmeister Rau^) misst der Berücksichtigung der Schuld- 
zinsen eine hohe Bedeutung bei, insbesondere dann, wenn man 
durch den „Inbegriff der einzelnen Schätzungen eine wahre Ein- 
kommenbesteuerung" erreichen will. Für die Grund- und Hausrente, 
für das Gewerbseinkommen , sowie für den Zins kommt dabei ein 
doppelter Standpunkt inbetracht. Fasst man nämlich die Einkommens- 
arten „ganz für sich, ihrem Begriffe nach, als Quellen des Reinertrags 
(objektiv)", so gehören die Passivzinsen nicht zu den abzuziehenden 
Kosten, weil sie nicht mit den Objekten in notwendiger Verbindung 
stehen. Anders verhält es sich, wenn man jene Renten als Ein- 
kommen des Schuldners auffasst, dem nur der Überrest über die 
schuldigen Zinsen übrig und steuerbar bleibt Die Gestattung eines 
Abzugs ist aber keineswegs durch das Vorhandensein einer Zins- 
rentensteuer bedingt; denn die Lage des Schuldners, in der allein 
der Grund zu jener Erleichterung zu suchen ist, bleibt dieselbe, 
mag der Gläubiger besteuert sein oder nicht, wenn auch eine 
Kapitalrentensteuer eine Sicherung gegen fiskalische Ausfalle bietet. 
Da nun ein Abzug aller Schulden überaus mühsam und schwierig 
auszuführen wäre, so untersucht der grosse Gelehrte die Notwendig- 
keit der Massregel an den beiden Hauptkreditarten: Erwerbs-(Pro- 
duktiv-) und Verzehrungs(Konsumtiv-)Schulden. Prinzipiell wäre 
nun die erstere Gruppe zur Befreiung zuzulassen, die letztere dagegen 



^) Grundsätze der Finanzmssenschaft. 4. Aufl. Heidelberg 1860. IE. §§ 401a 
u. 401b. S. 172—174. 
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nicht, da sie nur „ei^en Vorgriff auf Einnahmen künftiger Jahre" dar- 
stellt. Der Staat vermag sich nicht um die wirkliche Verwendung des 
Einkommens zu kümmern, er kann nur dessen Grösse in Vergleich 
mit dem mittleren, standesgemässen Bedarf der Steuerforderung zu 
Grunde legen, zumal diese Schulden sehr veränderlich sind. Es ist 
aber schlechthin unmöglich, diese beiden Schuldarten steuertechnisch 
von einander zu scheinen, da die wirkliche Anwendung der kredi- 
tierten Summe niemals sachlich festzustellen ist. Deshalb schlägt 
Kau vor, man solle, da Alles nicht zu erreichen ist, doch wenigstens 
den Schuldner in Etwas entlasten. Daher empfiehlt er sämmtliche 
Unterpfands- und die Schulden der Gewerbsleute abzuziehen, soweit 
letztere regelmässig verzinst und dann höchstens die Summe des 
werbenden Vermögens der Gewerbsunternehmer erreichen. Bei den 
Grund- und Hypothekenschulden soll dies eintreten, insoferne sie 
nicht offenkundig zu Meliorationen verwendet wurden, für die noch 
keine Grundsteuererhöhung stattgefunden hat. Zur Freilassung soll 
ein Antrag des Schuldners gefordert werden. 

Kau erkennt die grosse Wichtigkeit des Abzuges der Passivr 
Zinsen an und fühlt recht wohl die üblen Folgen, welche eine 
mangelhafte Berücksichtigung, insbesondere für die Keinertrags- 
besteuerung, mit sich bringt. Allein trotzdem vermag sich bei ihm 
der Gedanke bis zur vollständigen Verwirklichung noch, nicht durch- 
zuringen, indem sich vornehmlich steuertechnische Mängel hemmend 
in den Weg stellen. Eine gewisse Schuld trägt auch die Abneigung 
Kau's gegen die Einkommensteuer überhaupt, deren Erfolg er 
vielmehr durch ein fünfgliederiges Ertragssteuersystem bewerkr 
stelligen will. Wendet er sich doch mit besonderer Schärfe gegen 
die dlgemeine konkurrierende Einkommensteuer, indem .er sagt, dies 
heisse dem länger bestehenden noch ein zweites, neues Schatzungs- 
system hinzufügen. Ein solcher Zustand sei unvollkommen, mehre 
unnötigerweise die Zahl Mer Steuern, trage wiederum neue Mängel 
in sich und vermindere bestenfalls nur die bestehenden, ohne sie 
zu beseitigen*). Femer unterschätzt doch wohl auch Kau die 
Schwierigkeiten der Ausführung, welche sich seinen Vorschlägen 
durch den internationalen Kredit- und Geldverkehr entgegenstellen. 
Im Übrigen beschränkt er seine Begründung auf Gesichtspunkte 
des volkswirtschaftlichen und privatwirtschaftlichen Produktion s- 
interesse des Schuldners und lässt die übrigen Gesichtspunkte, 



^) a. a. 0. § 400, S. 162—163. 
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besonders die des Verteilungsprozesses und damit die sozialpolitischen 
Interessen gänzlich unbeachtet. 

Zu denjenigen Autoren der Rau'schen Epoche, welche den 
Schuldenabzug grundsätzlich verwerfen, ist vor allem auch der öster- 
reichische Finanztheoretiker und -Praktiker Freiherr von Hock*) 
zu zählen, zugleich der Repräsentant jener wissenschaftlichen Rich- 
tung, welche die Indolenz der Praxis in unserer Frage auch theore- 
tisch begründen wollen. 

Auf dem Standpunkt der reinen Ertragsbesteuerung stehend, 
weist er den Abzug der Passivzinsen mit folgender Motivierung 
ab. Häufig, so führt er aus, ist gar kein innerer Zusammenhang 
zwischen dem Grundstück und den darauf hypothezierten Kapitalien 
vorhanden. In Frankfurt a. M. nimmt b. w. jeder Handelsherr auf 
seinen Grundbesitz Schulden auf, weil das Vorurteil gegen denjenigen 
Kaufmann spricht, der eine grössere Summe seines Vermögens in 
liegenden Gütern unterbringt, also dem Geschäfte entzieht und aus 
den entlehnten Kapitalien in seinen Handelsuntemehmungen nicht 
höhere Zinsen herauszuschlagen die Zuversicht hegt, als er selbst 
zahlt. Hier und in vielen Fällen sind die auf Grundstücken haf- 
tenden Passivkapitalien Passiven des Gewerbes, nicht der Landwirt- 
schaft. Noch häufiger sind die hypothekarischen Lasten Reste eines 
Kaufschillings, und es ist daher ihre Berücksichtigung ein, unver- 
dienter Steuernachlass. Die seltenen Beispiele endlich, wo die Schuld 
zur Erhöhung des Reinertrages verwendet wurde, finden bei den von 
Zeit zu Zeit stattfindenden Kataster-Revisionen Beachtung und es 
kann im Durchschnitt angenommen werden, dass diese in der Zwi- 
schenzeit amortisiert wurden. Schliesslich aber sieht sich v. Hock 
doch genötigt zuzugestehen, dass etwas „Unausgeglichenes und Irra- 
tionales bei jeder Steuer bleibe", die nicht zu den drei „Ursteuem" 
(Personal-, Einkommen- und Vermögenssteuer) gehöre. Auch bei 
einer anderen Gelegenheit erweist sich der Autor als Gegner des 
Schuldenabzuges. Als Mittel zur leichteren Entdeckung der Kapitalien 
zur Veranlagung der Leihzinssteuer hat man zwei Methoden vorge- 
schlagen, welche wenigstens in einer mittelbaren Beziehung zu 



*) Die öffentlichen Abgaben und Schuldai. Stuttg. 1863. S. 194—196, 205, 
222 — 224. Bei allen Verdiensten, die sich dieser vortreffliche Einanzpraktiker auch 
um die theoretischen Probleme erworben hat, kann er sich noch immer nicht von 
Prinzipien der liberalen Schule losmachen. Er begründet die Steuer „als Entgelt 
eines Dienstes, den der Staat geleistet oder zu leisten übernommen hat" (S. 8). 
Ähnliche Ausführungen vgl. S. 16, 81 u. a. 
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nnserem Probleme stehen. Einerseits soll die Erhöhung der bei Er- 
mittelung der Ertragsauslagen die Interessen der Passivkapitalien 
nicht berücksichtigenden Ertragssteuem stattfinden, die Steuerpflichr 
tigen aber sollen ermächtigt werden, den Gläubigem die Rentensteuer 
von den Zinsen abzuziehen. Andrerseits aber wird ein obligatorisches 
Enregistrement zur Feststellung der steuerpflichtigen Summe mit 
der Rechtswirkung empfohlen, dass die Nichteintragung des Klage- 
rechts verlustig mache. Das erste Mittel ist von zweifelhafter 
Wirkung, da namentlich nach österreichischen Erfahrungen die 
Rückwälzung zu fürchten ist, die Steuer auf dem unbeweglichen 
Gute oder Gewerbe haften bleibt, und dadurch die Kluft zwischen 
der Belegung des freien und des gebundenen Kapitals noch mehr 
erweitert wird. Der zweite Weg aber führt den Schuldner in ge- 
fahrliche, für das moralische Gefühl bedenkliche Versuchungen. 
Gerade die letzten Erörterungen sind ein Beweis für den ableh- 
nenden Standpunkt des Verfassers in der Frage des Abzugs der 
Passivzinsen. Darin aber kommt in konsequenter Weise das Er- 
tragsprinzip zum Ausdruck. Nachdem v. Hock für die reine Er- 
tragssteuer, welcher er entschieden huldigt, das früher geschilderte 
indirekte Abzugsverfahren aus praktischen Gründen abweist, kommt 
er zu dem Schlüsse, dass es im Rahmen der Ertragssteuern am 
besten sei^ das Schuldenmoment prinzipiell zu ignorieren. 

Lorenz von Stein*), der zweite der grossen Steuertheoretiker, 
beobachtet im Ganzen eine ablehnende Haltung. Seine Lehrmeinung 
ist sowohl von seiner Grundauffassung der Ertragssteuern überhaupt, 
als auch von der eigentümlichen Behandlung der Zins- und Renten- 
steuer getragen. Die Objekt- und Ertragsbesteuerung, sagt er, wendet 
sich an die „Kapitalseinheiten mit ihrer durchschnittlichen Ertrags- 
föhigkeit" nach den drei Arten: Grundbesitz, Gebäude- und Geld- 
kapital, Diese drei Elemente sind zunächst als eine einheitliche 
Grösse als Vermögen vorhanden, stufen sich aber mit dem Vor- 
dringen des „Katastralprinzipes" in drei selbständige Ertragsquellen 
nach der Besonderheit ihrer ganzen Bemessung und Besteuerung 
ab. So gelangen wir, wenn auch nicht gleichmässig , sodoch all- 
mählig und langsam zu einem System von Ertragssteuem : Grund-, 
Gebäude- und Geldkapitals- oder Rentensteuer. Auf diese Weise 
finden wir bei Stein eine durchaus folgerichtige, formale Grund- 
legung für Ertragssteuem^). 

') Lehrb. d. Fmanzwissensch. 5. Aufl. Stuttg. 1885/86. 11. S.20— 25, .139—142. 
«) a. a. 0. n. S. 20—25. 
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Als Objekt der Kapitalrentensteuer bezeichnet dieser Gelehrte/ 
nm zur andern Seite der prinzipiellen Auffassung überzugehen, 
nur den Zins von einem solchen Darlehen, welches eine bestimmte 
oder doch wenigstens eine temporär dauernde Schuld bildet und 
zugleich jenen Zins als Keinertrag abwirft: Hypotheken und 
Staatsschuldverschreibungen. Alsdann wird erörtert, dass 
der reine Personalkredit sich der Besteuerung entzieht, „wesentlich 
schon deshalb, weil er keine dauernde Schuld enthält". Femer wird 
gegen die Anschauung polemisiert, dass der Zins ein sonst unbe- 
steuertes Eenteneinkommen sei und die Steuer den Konteninhaber 
treffe. In ersterer Hinsicht aber wird bemerkt, dass das zinstragende 
Kapital immer der Überschuss einer erwerbenden Thätigkeit, welche 
beteits besteuert war, als sie jenes Kapital bildete, sei, und es ist 
daher die Zinsrente lediglich der Rest eines schon besteuerten 
Reinertrags. Diese Anschauung aber ist wiederum ein Ausfluss 
der Stein'schen Theorie von den Erwerbssteuem. Deshalb wird 
eine Rentenkapitalsteuer sofort systematisch vom Gläubiger auf 
den Schuldner so zurückgewälzt, dass dieser endgUtig der Steuer- 
träger ist. Aus diesen Gründen ist die Rentensteuer auch bei den 
Hypotheken und Staatsschuldverschreibungen, wo sie zwar prinzi- 
piell gerechtfertigt wäre, aus praktischen Erwägungen abzulehnen. 
Ohne auf eine genaue Prüfung einzugehen, ob der geschilderte 
Zustand auch den Thatsachen entspricht, was zum mindesten frag- 
lich, ob insbesondare eine Rückwälzung auf den Zinszahler, sei es 
direkt oder indirekt durch Erhöhung des Zinsfusses, welcher bis zur 
Höhe der Zinssteuer eine Versicherungsprämie erheischt, auch wirk- 
lich erfolgt, so können wir nicht umhin auf das Bedenkliche dieser 
Deduktion hinzuweisen. Sie würde in letzter Konsequenz ohne 
Weiters dazu führen, dass man auch jede Besteuerung eines durch 
Ersparnis bewirkten Vermögenszuwachses verwerfen müsste^). 

Unsere Frage beantwortet sich von selbst durch die angeführten 
Bemerkungen Steins. Denn wenn einerseits zum Ausgangspunkt 
der Ertragsbesteuerung eine rein formelle Grundlage genommen 
wird, so kann ein persönlich-individuelles Moment nicht oder doch 
nur mangelhaft zur Durcharbeitung kommen. Andern Teils aber 
kann bei den Objekt- und Ertragssteuern nur dann eine Berück- 
sichtigung der Schuldzinsen stattfinden, wenn es möglich ist, die- 
selben als Aktivteile beim Gläubiger durch die Leihzinssteuer 

1) a. a. 0. n. S. 139—142. Vgl. dagegen Lehr, Z. f. St. 1877, S 211—216, 
wo Steins Lehre bekämpft wird. 
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zu erfassen. Wird aber diese letztere prinzipiell und praktisch 
verworfen, so kann an eine Freilassung der Passivrenten nicht 
gedacht werden, Für hypothezierte Schulden aber will Stein das 
,4ndirekte" Verfahren einschlagen , indem der Zinsschuldner zum 
Zahler, zum Träger der Eentensteuer aber der Zinsgläubiger ge- 
macht wird. Die ganze Frage wird dadurch ihres grundsätzlichen 
Charakters entkleidet und wesentlich Sache der Zweckmässig- 
keit bei Erhebung der Steuer. Wir vermissen daher bei diesem 
Autor die Behandlung unseres Problems als einer „Prinzipienfrage". 
Auf einem dem Schuldzins-Abzug entgegengesetzten Standpunkt 
bei den Ertragssteuem steht auch Wilhelm Vocke^). Ihm ist der 
Schuldzins kein Ertrag für den Gläubiger, welchem der Schuldner 
das aus seinem Ertrage oder vielmehr aus seinem Vermögen 
leisten muss, wozu er sich persönlich verpflichtet hat. Andrerseits 
wird durch die Hereinbeziahung der Zinsrente in das Steuersystem 
der Standpunkt des Ertragsprinzips überhaupt aufgegeben; denn 
das Moment des Zinsbezuges liegt nicht in einem Grundverhältnis 
der Volkswirtschaft, sondern in der historisch-rechtlichen Entwicke- 
lung des Verteilungsproblems. Es ist offenbar, dass hier eine 
schwache Seite der Besteuerung nach dem Massstabe des Ertrags 
ist, eine Lücke, welche durch Zuhilfenahme einer höheren Rücksicht, 
durch Einnehmung eines höheren, in der Natur und in dem Wesen 
der Steuer begründeten Standpunkts in der Art ausgefüllt werden 
muss, dass einerseits die durch den unvollkommenen Massstab 
übermässig getroffene Leistungsfähigkeit geschont, andrerseits die 
nicht in Anspruch genommene entsprechend belastet wird. Daher 
macht Vocke den Vorschlag, dass der Gläubiger den Schuldner 
dafür schadlos halten soll, dass er die Steuer für Beide bezahlt 
Der Staat kann sich mit der Ertragssteuer nur an denjenigen 
halten, welcher den Ertrag erzeugt, er kann in erster Linie keine 
Rücksicht darauf nehmen, wie dieser den Ertrag vorwenden will 
oder muss. Zu diesem Behufe soll der Staat dem Schuldner das 
Recht gewähren , den verhältnismässigen Steuerbeitrag bei der 
Zahlung am Zins abzuziehen. Dies aber scheint dem Verfasser 
als ein Notbehelf, da das ideale Ziel für ihn darin bestünde, dass 
der Gläubiger infolge seiner sittlichen Bildung aus freien Stücken 
dem Schuldner diesen Anteil abnähme oder doch wenigstens unter 



') Die Abgaben, Auflagen und die Steuer. Stuttgart 1886. S. 421—427. 
Ebenso Z. f. St. 1868. S. 56 ff. 
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dem Druck der wirtschaftlichen Yerhältnisse dazu gezwungen wäre. 
Dies ist aber auf unserer Entwickelungsstufe der Kultur nicht 
erreichbar und deswegen der erste Weg einzuschlagen. Allerdings 
würde dann der Gläubiger auf irgend eine Weise die Last auf den 
Zinszahler zurückzuwälzen suchen, doch würde, wie Vocke meint, 
die Ge&hr keine allzu grosse sein. Was hier empfohlen wird, ist 
thatsächlich keine ausreichende Berücksichtigung des Schuldmoments, 
vielmehr wird ja der Ausgleich fast völlig durch den Be- und 
Entlastungskampf der Steuerkräfte untereinander herbeigeführt. Dem 
einmal von Tocke angenommenen, prinzipiellen Standpunkt der 
reinen Ertragssteuer ist allerdings die Lösung unserer Frage an- 
gemessen, allein für die Steuerpolitik grosser modemer Kulturstaaten 
erscheint sie doch wohl als ungenügend, beweist indes wiederum, 
dass die Stabilität der Ertragssteuem nur in beschränktem Masse 
eine Berücksichtigung der Passivzinsen gestattet 

Wenden wir uns nunmehr zu einer Gruppe von Schriftstellern, 
welche zwar grundsätzlich den Abzug der Passivkapitalien von 
den einzelnen Ertragssteuem fordern, ja in dieser Massregel eine 
eminente Förderung des Steuerprinzipes erblicken würden, welche 
aber gleichzeitig aus praktischen Erwägungen zugeben müssen, dass 
aus anderweiten Interessen ein solcher unthunlich ist 

Einen Standpunkt, welcher zwar prinzipiell den Schuldenabzug 
begünstigt, ihn praktisch aber ablehnt, nimmt der dritte der grossen 
Steuersystematiker Adolph Wagner^) ein. Ein besonderer Missstand 
der Ertrags- und namentlich der Realbesteuerung ist die Belastung 
des steuerpflichtigen Lihabers der Erwerbsquelle mit Schulden. In 
Konsequenz der Loslösung des Steuersubjekts vom Steuerobjekt 
wird bei dieser Besteuerung die Verschuldung regelmässig gar nicht 
berücksichtigt, auch nicht bei hypothekarisch auf den Pflichtigen 
Gegenständen (Grundstück, Gebäude) eingetragenen Passivkapitalien. 
Selbst wo rechtlich einer aliquoten Verteilung der Steuer auf den 
aus dem Ertrage dem Gläubiger zufliessenden Zinsertrag und auf 
den dem Eigentümer verbleibenden Ertragsrest nichts entgegensteht 
oder eine solche vom Gesetze begünstigt, ja verlangt wird, steht es 
sehr in Frage, ob sie erfolgt So wird das verschuldete Steuersubjekt 
gewöhnlich mit der Steuer vom ganzen Ertrag belastet. Bei der 
grossen Zunahme der Verschuldung des Grund- und Gebäudebesitzes 

V In Schönbergs Handbuch der Politischen Oekonomie m. (Direkte Steuern.) 
S. 227. Sodann eingehender ausgeführt: Einanzwissenschaft ü. §§ 464 u. 465. 
S. 432—436. 
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— wesentlich eine Folge des Stehenbleibens von Eestkaufgeldem, 
Erbanteilen etc. — wird diese Sachlage immer wichtiger in unserer 
Zeit Neue Ungleichmässigkeiten der wirklichen Steuerlast zwischen 
schuldenfreiem und verschuldetem oder in verschiedenem Masse be- 
lastetem Grundbesitz sind die Folgen. Sie hindern u. Ä. wieder, 
den wachsenden, öffentlichen Bedarf durch Ertragssteuem zu decken. 
Das praktische Ergebnis dieser Erwägungen ist fiir Wagner zunächst 
die Anerkennung des jetzigen Zustands als mangelhaft, begründet 
aber andrerseits die grundsätzliche Ablehnung der reinen Ertrags- 
steuem überhaupt. Das Ziel der Reform ist ihm die Durchführung 
einer personalen Einkommensteuer neben massigen Ertragssteuern. 
In diesem Rahmen kann auch die Steuertechnik der Verschuldungs- 
frage mit Erfolg näher treten. 

Im Wesentlichen gleichartig urteilt Albert Schäffle^), welcher 
eine Rücksichtnahme auf die Schuldenlast bei der Ertragsbesteuerung 
als praktisch unausführbar hält. Indes begründet er seinen Stand- 
punkt mit beachtenswerten Gründen, nicht mit der landläufigen Er- 
klärung, dass nämlich hier nicht der Reinbezug einer Person, sondern 
der Ertrag einer Erwerbsquelle Steuerobjekt sei. Dieser Umstand 
mag wohl mitgewirkt haben , allein reine „Prinzipienreiterei" war 
dabei sicher nicht ausschlaggebend. Tielmehr ist zu beachten, dass 
beim Ertragsprinzip nicht der wirkliche, volle Reinertrag eines 
Objekts oder einer Erwerbsquelle, sondern ein mittlerer oder mög- 
licher Durchschnittsertrag eingesteuert ist. Würde man aber von 
diesem auch noch die Schulden abziehen, so könnte, besonders bei 
den Realsteuern, leicht das Steuerkapital eine negative Grösse 
werden, was bei starker Verschuldung jede Schätzung vereiteln 
müsste. Wie man sieht, beruht die Gegnerschaft SchäfFle's nicht 
in einem prinzipiellen Grunde, sondern ist mehr Sache der prak- 
tischen Erwägung. 

Helferich^) sieht in der Freilassung der Passivrenten ein 
ganz wesentliches Merkmal der Einkommeti Steuer. Der grosse Unter- 
schied zwischen dieser und den Ertragssteuem sei darin begründet, 
dass hier gar keine Rücksicht darauf genommen wird, wie sich der 
Ertrag unter die einzelnen Berechtigten verteilt. Insbesondere aber 
bleiben die Schuldzinsen, welche ein Produzent des Ertrages zu 
zahlen hat, unbeachtet. ; Infolge dessen ist jede Ertragssteuer mehr 

*) Die Grundsätze der Steuerpolitik. Tüb. 1880. S. 162, 181—183, 195, 
301—302 u. a. 

*) Reform der direkten Steuern in Bayern. Z. f. St. 1874. 
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oder weniger ungerecht, indem sie die verschuldeten Produzenten 
zwingt, nicht nur das zu versteuern, was sie thatsächlich als Ein« 
kommen beziehen, sondern auch das, was sie als {Passiv)-Zinsen an 
Andere zu bezahlen haben. Wenn aber einmal die Schuldzinsen 
zum Abzug zugelassen sind, so findet bereits eine Durchbrechung 
des Ertragssteuerprinzipes statt, wo aber dieses auch nur in einzelnen 
Stücken durchlöchert ist, gewinnt die Einkommensteuer mehr und 
mehr Geltung und es wird keine Kühe, bis sie zur Herrschaft 
gelangt ist. Nach Helferich also wäre die Berücksichtigung der 
Passivzinsen an sich bei der Ertragssteuer im Prinzipe wünschens- 
wert, allein praktisch nicht durchführ)3ar. Wenn also die Gesetz- 
gebung gleichwohl in diese Bahnen gedrängt wird, so bleibt die 
Einrichtung einer Einkommensteuer nur eine Frage der Zeit. 

Wilhelm Koscher^) erkennt in seiner Finanz Wissenschaft an, 
dass die nur einmalige Besteuerung einer Ertragsquote im Wesen 
des Ertragsprinzips liege. Folgerichtig müssten die zu Boden- 
meliorationen , Bauten , Gewerbeunternehmungen etc. verliehenen 
Kapitalien, wenn man sie beim Gläubiger besteuert, beim Schuldner 
vom Werte des grund-, häuser-, gewerbesteuerpflichtigen Gegen- 
standes abgerechnet werden. Man kann zweifeln, fährt Koscher fort, 
ob diese direkte Weise der Ausgleichung vorzüglicher ist, als die 
indirekte, wo der verschuldete Eigentümer die Grundsteuer etc. 
voll entrichtet, dann aber, was er dem Gläubiger vorgeschossen hat, 
diesem bei der Zinszahlung wieder abzieht. Das indirekte Verfahren, 
welches freilich dem ausländischen Gläubiger gegenüber nicht an- 
wendbar ist, scheint für den Staat bequemer, führt aber leicht 
zu Privatstreitigkeiten. Damit aber bleibt die Frage im Grunde 
auf dem alten Standpunkt. Beachtenswert sind Keschers Aus- 
führungen über die Behandlung der Hypothekenzinsen. Ihren 
Abzug prinzipiell aus dem Wesen der Ertragssteuer zu verneinen, 
scheint ihm unpraktische „Definitionsreiterei". Man müsse hier 
vielmehr unterscheiden zwischen Hypothekenzinsen, welche jünger, 
und solchen, welche älter sind als die Grundsteuer. Im ersteren 
Fall sind wiederum zwei Möglichkeiten zu trennen, je nachdem 
eine entsprechende Kapitalsteuer neben der Grundsteuer besteht 
oder nicht. Dort würde die in der vollen Grundsteuer der ver- 
schuldeten Eigentümer liegende, reelle Doppelbesteuerung die Ver- 
wendung von Kapitalien auf Grundstücke mit einer förmlichen 



^) Finanzwissenschaft. Stattg. 1886. § 83. S. 335—338. § 87. S. 352—356. 
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Geldbusse belegen. Hier hingegen würde die Bedrückung der 
Grundeigentümer und die Bevorzugung der Kapitalisten das An- 
gebot von Kapitalien wenigstens ungestört lassen, die Nachfrage 
dagegen vermindern: dies aber würde wahrscheinlich mit der Zeit 
eine Erniedrigung des hypothekarischen Zinsfusses herbeiführen. 
Wenn aber die Grundschulden älter sind als die Grundsteuer, so 
müsste die mangelnde Eücksicht auf die Hypothekenlast bei der 
Veranlagung geradezu den hochverschuldeten Eigentümer ruinieren, 
sein Vermögen auf den Gläubiger übertragen. Wie man sieht, 
gelingt es auch Koscher nicht, im System der Ertragsbesteuerung 
eine genügende Lösung zu finden. 

Von allen Steuertheoretikem befürwortet Umpf enbach ^) allein 
auch unter der Herrschaft des Ertragsprinzipes die Befreiung aller 
Passivzinsen ohne Eückhalt. Er spricht sich sowohl für das direkte 
Verfahren, als auch ganz entschieden gegen jede Begrenzung 
des Masses aus. Unzweifelhaft ist es, sagt er, dass bei allen ver- 
zinslichen Darlehen, mag das Kapital Erwerbsmittel sein oder Genuss- 
zwecken dienen, die Steuerlast von der Beschatzung der geschuldeten 
Kapitalzinsen nicht die Schuldner, für welche sie negatives Vermögen 
sind, treffen darf, sondern die Gläubiger nach Massgabe der von 
ihnen aus den ausstehenden Forderungen gezogenen Reinerträge 
belasten muss. Dies zu bewirken aber ist die Darlehensteuer be- 
stimmt. Bei dieser wird zunächst das „indirekte" Verfahren als 
mangelhaft abgewiesen, da es im Ganzen auf einer Auswertung 
eines an sich unberechenbaren Überwälzungs-, Belastungs- und 
Befreiungskampfes beruht. Hingegen spricht sich dieser Schrift- 
steller für die „direkte Beschatzung" aus, welcher man durch die 
Ausnütz ung der entgegengesetzten Interessen die nötige Sicherheit 
zu verleihen sucht. Jeder Schuldner deklariert der Steuerbehörde 
die an seinem gesamten Reinertrag abgehenden Darlehnszinsen, 
jedem Gläubiger wird demgemäs die auf ihn entfallende Zinsen- 
summe zur Kenntnis gebracht, worauf ihm die entsprechenden 
Darlehensteuerwerte katastriert, und den betreffenden Schuldnern 
die nämlichen Beträge in Abzug gebracht werden. Das dargelegte 
Prinzip, welchem Umpfenbach noch weitere Modalitäten der Aus- 
führung hinzufügt, ist an sich ganz richtig und eine mit aller 
Konsequenz aufgebaute und durchdachte Ertragsbesteuerung sollte 

*) Lehrbuch der PmanzwisseDSchaffc. Erlangen 1859. I. § 82. S. 191. §§ 86. 
87, 88, 89. S. 198--208. 
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in der That auf diese Weise vorgehen. Allein bei der positiven 
Gestaltung des Ertragsprinzipes zeigt es sich, dass eine solche 
Scheidung nicht ausführbar ist. Der springende Punkt dabei ist 
aber der, dass die ins Ausland zu zahlenden Zinsen der inländischen 
Besteuerung so gut wie völlig entgehen. Dadurch könnten aber 
grössere Ausfalle* für den Fiskus kaum vermieden werden, die um 
so grösser seiii müssten, je beweglicher und ausgebreiteter sich 
die internationale Kreditbewegung gestaltet. Für moderne Kultur- 
staaten dürfte daher auch dieser Vorschlag abzuweisen sein. 

Die literarische Bewegung aus älterer und neuerer Zeit beweist, 
wie es bereits die Geschichte der Gesetzgebung gethan hat, wie 
schwer es ist, auch nur einigermassen die Passivkapitalien und 
-Zinsen bei der Objekt- und Ertragsbesteuerung zu berücksichtigen. 
Die Theorie fühlt aber in weit höherem Masse das Bedürfnis, in dieser 
Hinsicht zu arbeiten, als vielleicht die Praxis, welche mit gegebenen 
Verhältnissen zu rechnen hat und — last not least — aus Gründen, 
welche anderweite und höhere Interessen gebieten, manche Prinzipien- 
frage ungelöst lassen muss. Im Ganzen kommen wir eben zu dem 
Schlüsse, dass die ganze formale Gestaltung des Ertragsprinzipes 
und des Ertragssteuersystems für ein Moment persönlich-individueller 
Natur, wie die Schulden und Schuldzinsen, keinen Raum bietet. 



3. Die moderne Einkommensteuer. 

Es erübrigt nunmehr die Stellung unserer Fachliteratur bei der 
Subjekt- und Einkommensteuer näher zu untersuchen. Vor allem 
ist dabei zu beachten, dass wir es hier mit einem ganz modernen 
Gedanken zu thun haben. Die früheren Versuche einer Einkommen- 
steuer können mit denjenigen, mit welchen wir uns zu beschäftigen 
haben, nicht verglichen werden; denn jenen älteren Versuchen fehlt 
gerade das markante Abzeichen der neuzeitlichen Steuerreform : die 
Individualisierung und Spezialisierung des leitenden Rechts- 
und Wirtschaftssubjekts. Der Unterschied zwischen beiden ist um- 
deswillen kein bloss gradueller, sondern im Prinzipe begründet. 
Während die älteren Einkommensteuern sich aus primitiven, meist 
nur steuerartigen Abgabeformen herausgebildet haben, konnte die 
moderne Schwester nur durch die Durchgangsstufe der Objektivität 
ihre heutige Entwickelung erreichen. Mögen nun die vorhandenen 
Gesetze auch nicht in jeder Hinsicht dem Einkommenprinzipe voll 
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entsprechen, so ist doch bereits in der Richtung der wahren Ein- 
kommensteuer viel geschehen und ist die Frage im Prinzip gelöst 

Die literarische Behandlung kann infolge dessen noch keine 
aUzu bedeutenden Errungenschaften aufweisen; denn es sind eben 
nur Anfange, welche vorliegen und für die Wissenschaft sind noch 
viele Vorstudien und Spezialforschungen von Nöten, bis an eine 
geordnete, allen Bedürfnissen entsprechende Darstellung der Ein- 
kommensteuer gegangen werden kann. Bislang fehlt es eben noch 
an sicherem, methodisch und wissenschaftlich durchgearbeitetem, 
historischem und legislativem Material, an gründlicher Bearbeitung 
der Hauptprinzipienfragen; ja nicht einmal eine monographische 
Darlegung des Entstehungsprozesses der Einkommensteuer besitzt 
unsere Fachliteratur. Charakteristisch ist es dabei, dass in England, 
wo man aUmählig die Property and Income Tax als eine perem- 
torische Einrichtung des Finanz- und Steuersystems anzusehen 
beginnt, keine einzige selbständige Arbeit über die Einkommensteuer 
vorliegt. Frankreich, welches mehrfach den Versuch gemacht hat, 
ein impot sur le revenu — immer mit gleich schlechtem Erfolge — 
einzuführen, erhielt erst in der jüngsten Zeit eine etwas ausführ- 
lichere Monographie, während Italien und Deutschland der klassische 
Boden für die Theorie und Praxis der Einkommensteuer ist. Es 
ist psychologisch in höchstem Grade interessant, diese Teilnahme 
der einzelnen Nationen an wissenschaftlichen Arbeiten zu betrachten. 

Bevor wir nun die eigentliche Einkommensteuer-Literatur näher 
analysieren, müssen wir einen Seitenblick auf die der Epoche Baus ^) 
angehörige Verwirklichung des Einkommengedankens werfen. An 
einer früheren Stelle haben wir bereits den Standpunkt des Alt- 
meisters deutscher Finanzwissenschaft darzulegen gesucht Er 
verwirft* dabei die Einkommensteuer als Ersatz für alle übrigen 
„Schätzungen", wie er auch der Einführung einer konkurrierenden 
Einkommensteuer zu und neben den übrigen Ertragssteuem abhold 
ist Seine Beweisführung in Bezug auf die letztere finanzwirt- 
schaftliche Kombination haben wir bereits früher angeführt. Die 
Bewerkstelligung einer wahren Einkommensteuer besteht nach Bau 
vielmehr in dem „Inbegriff der einzelnen Schätzungen". Wenn 
nämlich diese vollständig ausgeführt, nach gleichmässigem Grundsatz 
dem reinen Einkommen angepasst und mit aller Sorgfalt eingerichtet 
ist, wenn endlich die einzelnen Glieder untereinander in das richtige 



*) Finanzwissenschaft II. § 401. S. 171—172. 
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Yerhältnis gebracht sind, yfie es der Grösse der verschiedenen Teile 
des Volkseinkommens entspricht, so bilden diese Steuern ein wohl- 
gefügtes Ganzes, eine allen Anforderungen entsprechende Besteuerung 
der Einkünfte und machen eine besondere Einkommensteuer über- 
flüssig, die nur als Aushilfs- und Ergänzungsmittel empfehlenswert 
wäre und von ihren Mängeln nicht zu heUen ist. Die Behandlung 
der Schulden und Schuldzinsen im Rahmen dieses Steuer-, bez. 
Schatzungssystems haben wir bereits früher einlässlich angegeben. 

In der modernen Literatur wird die Forderung der Schuldzins- 
befreiung als eine prinzipielle Bedingung aufgestellt, die Verwirk- 
lichung des angestrebten Zieles aber ist noch immer strittig. Die 
eine Richtung sucht das ganze Problem unter einen höhere'n Begriff 
zu bringen und von hier aus die Antwort zu geben. Sie motivieren 
dann den Abzug durch die steuertechnische Vertiefung des 
persönlich -subjektiven Faktors, des Begriffes der „Individualität", 
indem sie unter Anerkennung der persönlichen Bedeutung der 
Passivzinsen diese als eine Unterart bei Festhaltung des Personal- 
prinzips zur Geltung zu bringen suchen. Andere hinwiederum 
woUen die Objekt- und Ertragssteuern grundsätzlich beibehalten 
und die Subjektivität durch eine stets zu verschärfende Ein-' 
kommen Steuer zum Ausdruck bringen. Die Schuldzinsen sollen 
bei den Gliedern der Ertragsbesteuerung unberücksichtigt bleiben, 
dann aber von dem der allgemeinen Einkommensteuer unterliegenden 
Steuerkapital abgerechnet werden. Dies ist auch, im Ganzen der 
Standpunkt der neuesten mittelstaatlichen Steuerreform. Innerhalb 
dieser Gruppe ist die Frage der Ausdehnung verschieden behandelt 
worden. Weiter geht auch heute die Literatur nicht. 

Bei Adolph Held^) finden wir eine Reihe von Fragen erörtert, 
deren Lösung für den Übergang von der Ertrags- zur Einkommen- 
steuer von Wichtigkeit ist. In seinen systematisch gegliederten 
Untersuchungen, welche zum Teil mehr bieten, als der Titel seiner 
Monographie andeutet, finden wir Betrachtungen über deii Begriff 
des Einkommens, es wird die verschiedene Beschatzung der Ein- 
kommenarten, ob fundiert, ob unfundiert, femer die Progressivität 
oder Proportionalität der Steuer, Einschätzung oder Selbstschätzung 
besprochen. Dagegen vermissen wir eine selbständige Bearbeitung 
des Verschuldungsproblems und sind wir infolge dessen zur Beuj- 

^) Die Einkommensteuer. Bonn 1872. Indessen äussert er sich über die 
Frage nicht mit der wünschenswerten Bestimmtheit. TVir können als sedes materiae 
S. 60-61, 185—186 bezeichnen. 
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teilung seiner Lehrmeinung auf die dort und da eingestreuten Notizen 
angewiesen, aus welchen sich im Ganzen entnehmt lässt, dass die 
Berücksichtigung des Kreditmoments ihm ein Teil des Einkommen- 
prinzipes an sich ist. Am besten und deutlichsten tritt seine An- 
schauung bei dem Vergleiche zwischen Ertrags- und Einkommen- 
steuern hervor, welche er im VII. Abschnitte anstellt. Er führt nämlich 
an, dass in Theorie und Praxis sich häufig ein Übergang von der 
einen Gattung zur andern vollzieht, indem eine einkommensteuer- 
artige Gestaltung der Ertragssteuem verlangt wird. Zum Belege hiefür 
zieht er die Kapitalrentensteuem an, bei denen der Abzug der Schul- 
den gestattet ist, sowie die Grundsteuern, bei welchen ernstlich vor- 
geschlagen wurde, die Hypothekenzinsen vom eingeschätzten Ertrage 
wegzunehmen. Im Grunde genommen, sagt er an einer andern 
Stelle, wird man. es schwer empfinden, dass derjenige, welcher eine 
Ertragsquelle inne hat, den ganzen mutmasslichen Ertrag versteuern 
soll, während er doch davon einen Teil an seine Gläubiger abtreten 
muss. Dies ist wieder ein Mangel der Ertragssteuem und deshalb ist 
die Einkommensteuer trotz ihrer unleugbaren Schattenseiten die vor- 
zuziehende Steüerform. Für uns aber geht aus diesen Betrachtungen 
hervor, dass die Einkommensteuer von dem Verteilungsstandpunkt 
ausgeht und allein ein vollkommener Ausdruck der persönlichen 
Steuerpflicht ist, während die objektive Ertragssteuer im Allgemeinen 
von den persönlichen Verhältnissen des Haushälters abstrahiert. In 
diesen Worten liegt die Lösung unserer Frage: Held fasst eben das 
Schuldmoment beim Einkommen als einen integrierenden Bestand- 
teil der wirtschaftlichen Individualität des leitenden Rechts- 
und Steuersubjekts. 

Lorenz von Stein ^) bezeichnet bei der Einkommensteuer als 
das Steuerobjekt jede wirtschaftlich thätige Persönlichkeit, welche 
einen Ertrag oder Erwerb hat. Der Wechsel eines ^eden Einkommens 
beruht auf zwei Faktoren : einmal auf dem durch natürliche Elemente 
sich beständig wiederholenden Wechsel im Wert und Preis der 
Produktions- und Konsumartikel, sodann aber in der wirtschaft- 
lichen Kraft der Persönlichkeit Dies ist die Individualität bei 
der Produktion und Konsumtion, welche zur Quelle der nie er- 
schöpften Verschiedenheit des Einkommens durch Verwertung der 
Elemente desselben wird. Jede Einkommensteuer ist daher im 
obigen Sinne eine Besteuerung der Individualität; sie besteuert das 



^) a. a. 0. 11. 2. S. 408—412 und 429—435. 
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indiTiduelle Einkommen statt des durchschnittlichen und eröf&iet 
ein eigenes Steuergebiet auf Grund eines eigenen Steuerprinzips. 
Denn Stein hält die indirekten Steuern für eine brauchbare Form 
der besitzlosen Klassen, die Ertragssteuern dagegen für die Be- 
sitzenden. Da nun infolge unserer verwickelten, ökonomischen 
Verhältnisse dabei Manches lückenhaft und unzulänglich bleiben 
würde, so bedarf man zur Ausgleichung und Ergänzung, wo die 
beiden ersten Steuerarten die Personen im Ganzen oft ungleich 
treffen, noch einer besonderen Einkommensteuer. Die Grundlage 
hiezu bildet die Selbstangabe des Steuersubjekts, welche sich aber 
nicht auf eine allgemeine Angabe. der Reineinnahmen beschränken, 
sondern noch die besondern Einnahmequellen, also die Ertrags- und 
Erwerbsformen, enthalten muss. Bei jeder derselben sind die Beträge 
anzugeben, welche bereits von einer Steuer betroffen sind und den 
Betrag dieses wirtschaftlichen Bedarfs hat das Bekenntnis zu ver- 
anschlagen und von dem bekannten Erträgnis von Kapital und 
Erwerb abzuziehen. Sodann folgt eine Darstellung des Einflusses, 
welchen die Zahl der Familienmitglieder auf die Leistungsfähigkeit 
ausübt, woran sich noch weitere Bemerkungen anschliessen (Steuer- 
freiheit, Steuerkataster, Existenzminimum, Steuerfuss etc.). Der 
Schuldstand wird ausdrücklich zwar nicht' namhaft gemacht, indes 
lässt der. Gesamteindruck der Stein 'sehen Ausführungen: recht wohl 
die Vermutung zu, dass dieser Autor das Kreditelement unter den 
Begriff der „Individualität" rubrizieren will. 

Neumann ^) hat auf Veranlassung des Vereins für Sozial- 
politik ein Gutachten über Personalbesteuerung ausgearbeitet und 
dasselbe unter dem Titel: „Die progressive Einkommensteuer im 
Staats- und Gemeindehaushalte" (Lpz. 1874) veröffentlicht. Aus 
dem Grundsatz der Besteuerung nach der Leistungsfähigkeit werden 
eine Keihe von Prinzipienfragen deduziert. Unter diesen Polgerungen 
findet sich auch im dritten Abschnitt an zweiter Stelle die Berück- 
sichtigung der Verschuldung angeführt. Nach Neumann soll bei 
Bemessung der Höhe der Steuer neben dem formalen Betrage des 
Einkommens die Summe jener Momente in Rechnung gestellt werden, 
welche die individuelle Beitragskraft des einzelnen Steuerpflichtigen 
beeinträchtigen. Unter diesen Umständen führt er auch die „etwa 
vorhandene erhebliche Verschuldung des Censiten" auf und • fügt 



^) Die progressive Einkommensteuer im Staats- und Gemeindehaushl^t 
Lpz. 1874. S. 176—177. 
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hinzu, dass es sich dabei freilich frage, innerhalb welcher Grenzen 
und für welche Klassen von Einkommen eine derartige Rücksicht 
eintreten solle. Um die Gefahr der Willkür zu verringern wird 
empfohlen, gewisse Maxima der Steuerermässigung vorzusehen und 
sehr grosses Einkommen überhaupt auszuschliessen. An und für 
sich lässt sich gegen diesen Vorschlag nichts einwenden, ja in 
gewissen Fällen wird, wie wir später auseinanderzusetzen haben, 
diese Methode allein unserem Zwecke entsprechen, im Allgemeinen 
aber dürfte dieser Grundsatz kaum der modernen Einkommensteuer 
genügen. 

Wilhelm Röscher^) erkennt im Prinzipe die Notwendigkeit 
des Schuldzins-Abzugs bei der Einkommensteuer an, es liegt jedoch 
in seinen Worten kein besonderes Vertrauen zum Erfolg dieser 
Massregel, indem nach seiner Ansicht die gegenseitigen Kontrollen 
von Schuldner und Gläubiger nicht überall zu guten Resultaten 
führen. Mit Recht hebt er die unschätzbare Bedeutung dieser 
Steuer als Reserve hervor, ohne indes gerade aus dieser Punktion 
zu einer gründlichen Berücksichtigung der Passivzinsen zu gelangen. 
Vielleicht ist aber seine wenig erwartungsvolle Stellungnahme da- 
durch beeinflusst, dass er, wie es scheint, vornehmlich die englischen 
und sächsischen unifizierten Einkommensteuern im Auge hat, die 
allgemeine, konkurrierende aber neben den Ertragssteuem grund- 
sätzlich nicht weiter verfolgt. Infolge dessen nimmt Rosdier eine 
Art Zwischenstellung zwischen der ersteren und der gleich zu 
erwähnenden Gruppe ein. 

Wir beginnen diese mit Wilhelm Vocke^). Bei der Kon- 
struktion des Begriffes „Einkommen" sind solche Erträge zu unter- 
scheiden, welche dem Wirt zur Befriedigung seiner Bedürfiiisse 
verfügbar sind, und solche, welche vom Erzeuger, als Schuldner, 
nicht verwendet werden können. Diese letzteren müssen vielmehr 
infolge persönlicher^ wenn auch freier Verpflichtung an einen Andern, 
den Gläubiger, für die überlassene Nutzung abgetreten werden. 
Darum entsprechen sich Ertrag und Einkommen im Ganzen, im 
Einzelnen, d. h. in Ansehung des Wirtes nur, wenn eben der Ertrag 
auch wirklich Einkommen ist. In Beziehung auf eine ergänzende 
Einkommensteuer sagt der Autor, sie sei nicht prinzipiell unzulässig, 
wie vielfach behauptet wird, da sie eine Doppelbesteuerung schaffe, 



*) a. a. 0. § 72 u. 73, S. 292—300. 
*) a. a. 0. S. 455—458 u. 491—494. 
T. Heckel, Einkommensteuer. 
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yielmehr sei sie lediglich eine Steuererhöhung und zwar eine bessere 
und rationellere als eine Erhöhung der Ertragssteuem. Denn, fahrt 
er fort, sie schliesst sich der Steuerfahigkeit doch weit besser an, 
als die Ertragssteuern, welche keine Schulden berücksichtigen, sie 
vermehrt also wenigstens nicht den Druck auf die schwachen. 
Schultern, sondern vermindert die Ungleichheit desselben relativ 
und einigermassen. Diese Worte schliesen die Beantwortung unserer 
Frage ein. Offenbar will Vocke die Schulden bei den Ertragssteuem 
unberücksichtigt lassen, bei der ergänzenden Einkommensteuer aber 
die so entstandene Lücke wieder ausfüllen. 

Eine ziemlich analoge Anschauung vertritt auch Adolph 
Wagner^). Eine besondere Schwierigkeit, welche praktisch un- 
überwindlich ist, bildet die Belastung der Ertragsquellen mit 
Schulden, ein Umstand, welcher bei den Ertragssteuern schlechthin 
nicht berücksichtigt werden kann. Wagners bezüglichen Gedanken- 
gang haben wir bereits früher verfolgt. Bei der Subjekt- und Ein- 
kommensteuer dagegen ist die Freilassung der Fassivzinsen nicht 
nur zulässig und möglich, sondern eine Vorbedingung erster Reihe. 
Die Wahl der richtigen Abzugsposten und die Bestimmung des 
Masses sind hier ungemein schwierig durchzuführen, wobei die 
leitende Richtschnur sein muss, die wirklich als Gewinnungs- 
kosten des Einkommens (Reinertrags) sich ergebenden Sätze abzu- 
rechnen. Darum müssen auch jene Ausgaben, welche Dritten, 
im Gegensatz zum Haushaltungsvorstand und seinen Familien- 
angehörigen, zu Gute kommen, berechnet werden. Damach sind hier 
die gezahlten Schuldzinsen zuzulassen. Auszunehmen sind 
zweierlei Arten von Ausgaben, welche nicht als Kosten, sondern 
als reelles Einkommen zu rubrizieren sind: der Aufwand für den 
Lebensunterhalt des Wirts und alle Aufwendungen für Meliorationen, 
für Erweiterung des Geschäftes, Yermehrung der Kapitalsanlagen 
u. s. f. Natürlich werden im einzelnen Fall, auch bei ehrlichster 
Absicht noch manche Zweifel bleiben, die ev. nur durch Verord- 
nungen zu heben sind. Die Stellung Wagners entspricht im Ganzen 
der neuesten, mittelstaatlichen Gesetzgebung und dürfte auch als 
ein Ausdruck des theoretischen Bedürfiiisses für eine zukünftige 
Reform anzusehen sein. Allein auch bei diesem Meister des Prinzips 
und der Systematik fehlt die grundsätzliche Beweisführung aus dem 
Wesen des Kredits und Steuerprinzipes, desgleichen dürfte seine 



*) In Schönbergs Handbuch. ITE. S. 311. 
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mechanisch unterschiedslose Gleichstellung der Pässivzinsen mit 
den übrigen Kosten nicht zu billigen sein, sondern vielmehr müsste 
auch die Wahl der steuertechnischen Mittel der Eigenart jeder 
Schuldgruppe sich anpassen. 

Gustav Schmoller^) verlangt in einem Aufsatze in der 
Tübinger Zeitschrift vom J. 1863 den Abzug der Schulden bei den 
Ertragssteuern als prinzipiell begründet. Er muss jedoch zugestehen, 
dass dies praktisch schwer zu machen ist, und verlangt daher eine 
ergänzende Einkommensteuer, welche sowol Aushilfe, als auch so 
eingerichtet sein soll, dass mit ihrer Hilfe das Ertragssteuersystem 
wie eine einheitliche Gesamteinkommensteuer wirkt. Bei dieser 
Zusatzsteuer sollen dann auch die Schulden und Schuldzinsen ent- 
sprechend berücksichtigt werden. Eine speziellere Durcharbeitung 
des Abzugs gibt Schmoller nicht, er kommt auch nur gelegentlich 
auf das Problem zu sprechen, da er keine praktischen Steuerfragen 
zur Entscheidung bringen, sondern lediglich einen Beitrag zur 
Klärung der Lehre vom Einkommen liefern wollte. Natürlicher 
Weise wies den Forscher eine derartige Betrachtung auch auf grund- 
legende Prinzipienfragen der Besteuerung hin. 

Albert Schäffle*) kommt für die Geschichte der Theorieen 
in einer zweifachen Beziehung inbetracht. Einmal stellt er als 
Möglichkeit die Mischung des Ertrags- und Einkommenprinzips hin. 
Man zieht aus Fassionen und den Ertragssteuerkatastem für jede 
Person das Gesamtsteuerkapital aus, gestattet davon Schuldzinsen- 
abzüge, insofern — praktisch wohl: da — bei den einzelnen Partial- 
steuem die Schulden nicht in Anrechnung gebracht werden dürfen, 
und belegt den Best mit einem personellen, einheitlichen Q^neral- 
zuschlag zu einem System von direkten Personalsteuem. Dies ist 
auch die Stellung, welche Adolph Wagner und die mittelstaatliche 
Gesetzgebung einnehmen. Sodann aber geht ein zweiter Vorschlag 
Schäffles auf eine Ineinanderarbeitung von Subjekt- und Objekt- 
steuem hinaus, so dass die alten Ertragssteuem zu objektiven 
Gliedern einer Personal-(Subjekt-)Steuer auf sämtliche Hauptzweige 
des wirtschaftlichen Einkommens werden. 

Bei Berechnung der reinen, laufenden Personaleinkünfte ist 
der Abzug aller „Rohteile", d. h. der Kosten, von den Bruttoein- 
nahmen gestattet. Zu diesen aber gehören an sich auch alle Passiv- 

*) Die Lehre vom Einkommen in ihrem Zusammenhadge mit den Grund- 
prinzipien der Steuerlehre. Z. f. St. Bd. XIX (1863), S. 70 ff. 
. •) a. a. 0. S. 210—212, 261—268 u. 291—293. 

7* 
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Zinsen. Allein nur die hypothekarisch versicherten Schulden 
können voll berücksichtigt werden, wenn nicht dem Steuerbetrug' 
Thür und Thor geöflfhet werden soll. Dafiir sind auch die Eingänge 
aus Wechseln und andern Forderungen, für welche früher der 
Gegenwert überlassen wurde, nicht als Eeineinkünfte anzusehen. 
Der massgebende Hauptgrundsatz verlangt, dass alle zur Erzielung 
der reinen Personaleinkünfte gemachten Auslagen für Anlage- und 
Betriebskredit abgezogen werden. Dahin gehören aber unzweifelhaft 
die auf einer Liegenschaft ruhenden Reallasten und Ablösungsrenten, 
sowie die Zinsen der aus dem unmittelbaren Geschäftsbetrieb ent- 
springenden, umlaufenden Kapitalien, welche ebenso als Passiva 
anzuerkennen, wie die Geschäftsausstände als Aktiva anzusetzen 
sind. Bei Hypothekarschulden hat der zu Meliorationen verwendete 
Teil mit Zinsen, nicht unbedingt und ganz auch mit der Amorti- 
sationsausgabe in Abzug zu kommen. Jedenfalls haben die persön- 
lichen Schulden insoweit Berücksichtigung zu finden, als sie zu 
Erzielung bestimmter oder aller reinen Personalabzüge dienen. 
Die Zehrschuld hat nur soweit Anspruch auf Berücksichtigung, als 
sie wirklich bei der Einkommensteuer nachgewiesen wird und die 
Leistungsfähigkeit thatsächlich beeinträchtigt. Sie ist kein Koeffizient 
desi Einkommens, sondern ein Verwendungsobjekt des letzteren, 
kann daher nur aus Rücksicht auf besondere Bedürftigkeit am 
Gesammteinkommen in Abzug kommen. Am Schlüsse fügt Schäffle 
bei: die Ausführung dieser Grundsätze ist sehr schwierig, wenn die 
Personaleinkommensteuer in Pausch und Bogen eingesteuert wird, 
viel leichter dann, wenn sie als ein System sorgfälltig katastrierter 
und eingeschätzter Partialsteuem ausgestaltet ist. Dadurch aber 
bringt SchäflHe ein Moment zum Ausdruck, in welchem der Grund 
liegt, warum für absehbare Zeiten, zumal in Staaten mit alten, 
historisch überkommenen Ertragssteuem, die dualistische Form der 
Einkommenbesteuerung u. E. aufrecht zu erhalten ist. So wünschens- 
wert an sich eine vollständige Aufarbeitung beider Elemente von 
Seiten des Prinzips wäre, so veranlasst uns gerade die Yerschul- 
dungsfrage, diese Zweiteilung bis auf Weiteres beizubehalten. 

Noch sei am Schlüsse der deutschen Literatur eines Streites 
gedacht, welcher zwischen König und Burkart im Finanzarchiv 
(Bd. II [1885] und III [1886]) ausgekämpft wurde. Der . eigentliche 
Gegenstand der Polemik ist die „Meldangabe bei der Veranlagung 
der persönlichen Steuern", d. h. die Frage, ob und inwieweit An- 
zeigen Dritter neben der Selbstangabe und der Einschätzung hier 
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fiteuertechnisdh verwertbar seien. Somit steht die Kontroverse eigent- 
lich mit dem Abzüge der Passivzinsen nur in einem sehr lo80n 
Zusammenhange. Wir könnten daher auf ihre Erwähnung ver- 
zichten, wenn nicht bei den „Kapitallisten", d. h. bei den Angaben 
des Schuldners über Geldkapitalien des Gläubigers oder drittel 
Personen oder über deren Erträge die Begründung der Schnld- 
'Zinsabzüge zur Sprache käme. 

König^) bemerkt nämlich: Für die Finanzpraxis handelt es 
«ich nicht bloss darum, der theoretischen Forderung, die Schulden 
bei den persönlichen Steuern freizulassen, also den Schuldner richtig 
ein zusteuern, gerecht zu werden, sondern auch praktischer Er- 
folge sicher zu sein. Unter diesem Gesichtswinkel betrachtet die 
Steuerpraxis die Schuldnachweisung nicht als ein Stück der „Selbst- 
angabe", sondern als Unterart der „Meldangabe". Die schuldnerische 
Angabe erscheint denmach nicht als eine Massregel, welche im In- 
teresse des Schuldners zu seiner ökonomischen Entlastung gegeben ist, 
also als ein Becht des Zinszahlers, sondern als eine Pflicht desselben 
im Interesse des Staates und im Hinblick auf den Gläubiger. In 
diesem Sinne führt die logische Konsequenz dazu, dass nur ier- 
weislich steuerbare und von der Steuer zu erreichende Geldkapitalien 
als Schulden bei persönlichen Steuern zum Abzug zugelassen werden 
können. 

Dem hält nun Burkart Folgendes gegenüber: Es ist klar, 
dass die Aufforderung zur Angabe der Passivzinsen im Interesse 
des Schuldners und nicht des Staates zur Fassung des Gläubigers 
erfolgt und dass der die Aufforderung ausser Acht lassende Schuldner 
nicht eine Pflicht versäumt und damit ein höheres Interesse des 
Gemeinschaftslebens verletzt, sondern lediglich ein ihm zukommen- 
des Recht aufgibt, dessen Ausübung oder Preisgabe in das freie 
und von Niemand zu beeinträchtigende Ermessen des Schuldners 
gestellt ist. 

Beide Männer haben dann später im Finanzarchiv noch einmal 
die Klingen gekreuzt, womit diese Streitsache ihren Abschluss ge- 
funden hat. Es ist nicht zu läugnen, dass die Auffassung Burkarts 
den Vorzug verdient. König dagegen verwechselt augenscheinlich 



*) König, Die Meldangabe bei Veranlagung der persönlichen Steuern; in 
Schanz' Fin.-Archiv, Jg. IE, bes. S. 37 ff. Burkait, Zur sog. Meldangabe bei 
der Veranlagung der persönlichen Steuern, in Schanz' Fin.-Archiv, Jg. HI., bes. 
S. 92—98 u. 106—107. Sodann in Jg. IV. die die Polemik abschliessenden 
Priefe beider Autoren, S. 535—568. 
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Wirkung und Ursache. Dem Staate ist es zunächst darum zu 
thun, einen möglichst günstigen Steuerertrag zu erreichen (finanz- 
politischer Gesichtspunkt). Die wirtschaftliche und politische Weis- 
heit verlangen aber, dass die Steuerlast je nach der individuellen 
Leistungsfilhigkeit umgelegt wird (volkswirtschaftlicher Standpunkt). 
Nun aber ist der verschuldete Wirt weniger beitragskräftig als der 
schuldenfreie, und folglich ist der Abzug der Schulden in der 
ökonomischen Lage des Zinszahlers begründet, um diesen zu er- 
leichtem (Ursache). Das ist unbedingt das primäre Element. Der 
Staat aber hat die Pflicht, den hiedurch geschaffenen Ausfall wieder 
wettzumachen. Darum sucht er die freigelassenen Passivzinsen beim 
Zinsempfanger auf, wo sie positive Bestandteile des Einkommens 
sind (Wirkung). Dies ist das sekundäre Moment. So lautet auch 
schon die Motivierung Baus, welche bis heute durch keine neue 
Theorie mit beachtenswerten Gründen beseitigt wurde. Unter diesem 
Gesichtspunkt ist auch die weitere Folgerung Königs zu bestreiten, 
dass nur erweislich steuerbare und von der Steuer zu erreichende 
Geldkapitalien als Schulden in Abzug gebracht werden dürfen. Denn 
geht man bei der Motivierung grundsätzlich von der notwendigen 
Erleichterung der verschuldeten Wirtschaft aus, so wird man zugeben 
müssen, dass alle Schulden und Schuldzinsen in Ansatz zu kommen 
haben. 

4. Die ausländische Literatur. 

Wir beginnen mit den Engländern und haben an erster Stelle 
Adam Smith^), den Begründer der „klassischen Nationalökonomie", 
zu nennen. Hiezu veranlassen uns zwei Gründe. Denn einmal hat 
dieser Schriftsteller das fortgebUdete, rationelle Ertragssteuersystem 
konsequent durchgeführt und es wissenschaftlich vollständig zu 
begründen gesucht, sodann aber ist seine Doktrin für die finanz- 
wissenschaftliche Theorie in England bis auf den heutigen Tag 
von massgebender Bedeutung geblieben imd thatsächlich kann man 
behaupten, dass dieselbe in Auffassung und Systematik über den 
Rahmen des smithianischen Ideenkreises eigentlich nicht hinaus- 
gekommen ist. Namentlich aber fehlt der britischen Literatur jene 
monographische Bearbeitungsweise, welcher unsere Wissenschaft 
einen grossen Teil ihrer Erfolge verdankt. 



*) Wealth of Nations. b. V. eh. IL art 1—4 (Routiege Edition), p. 653—690. 
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Trotzdem Adam Smith seinem Besteuerungssysteme die ratio- 
nelle Ertragsbesteuerung zu Grunde legt; indem er nur Steuern 
von der Grund- (Haus-) Rente, von Kapital- und Unternehmer- 
gewinn und endlich vom Arbeitslohn kennt, so trägt die Erörterung 
der steuerteehnischen und steuerpolitischen Einzelfragen wesentlich 
den Charakter, welchen wir als ein Attribut des reinen Ertrags- 
prinzipes kennen gelernt haben. Er zieht aus der Thatsache, dass 
Kapital- und Arbeitsrente im Industriesystem der Volkswirtschaft 
eine steuerliche Erfassung erheischen, keine weiteren Schlüsse auf 
das Wesen der Steuerform, wie er denn auch übersieht, dass mit 
Aufstellung seines Systems der direkten Besteuerung bereits einem 
andern als dem von ihm gewollten Steuerprinzip Eingang verschafft 
wurde. 

Das Problem des Abzugs der Passivzinsen wird von Adam 
Smith nicht selbständig behandelt oder begründet, ja nicht einmal 
als eine Forderung des Steuersystems und der Ertragsbesteuenmg 
insbesondere erwähnt. Nur mittelbar lässt sich aus seinen Aus- 
führungen entnehmen und ableiten, dass er jenem Verfahren in 
Ansehung der Schuldzinsen geneigt zu sein scheint, welches etwa 
ein Jahrhundert vor Veröffentlichung seines Werkes aus der hol- 
ländischen Gesetzgebung in die britische herübergenommen wurde 
und das heute noch die Property and Income Tax beherrscht 
Wir haben diese Methode schon des öftem besprochen und sie 
als die indirekte charakterisiert. Daher scheinen uns nachstehende 
Gedankenreihen als bezeichnend, welche zwar nicht ausdrücklich 
von der Verschuldung handeln, aus denen sich aber leicht die 
Auffassung, welche Adam Smith über die Frage hegte, deduzieren 
lässt. Aus seinen Darlegungen über die einzelnen Steuern wollen 
wir das Gemeinsame und Typische auszuschälen versuchen. 

Jede Steuer auf einen Ertrag wird immer zu einer Steuer auf 
denjenigen Teil desselben, welcher dem Erzeuger des ganzen Ertrages 
nach Abzug der Kostenteile übrig bleibt. Wenn daher auch ur- 
sprünglich eine solche Steuer vom Hervorbringer ganz bezahlt 
wird, so haben wir es stets nur mit einer Auslegung derselben 
für alle am Ertrag teilnehmenden Personen zu thun, welchen der 
Produzent ihren Anteil wiederum aufrechnet. Denn es vergleicht 
dieser den Wert jenes Teiles im Hinblick auf die verschiedenen 
Jahre und macht alsdann einen entsprechenden Abzug (proportionable 
abbatement). Darum gelten diese Sätze auch für den Besitzer von 
verleihbaren Kapitalien; denn auch die Nutzung aus diesen bildet 
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einen Teil des Ertrags und der Bezieher des Kapitalgewinnes muss 
sich einen solchen Abzug vom Entleiher gefallen lassen. Von 
besondem ßechtskautelen, welche dem Schuldner diese Eückwälzung- 
gewährleisten sollen, ist bei Adam Smith nicht die Rede. Praktisch 
läuft daher die Anschauung darauf hinaus, im Wege des indirek* 
ten Verfahrens den Ausgleich dem Be- und Entlastungskampfe 
der Steuerkräfte untereinander anheimzugeben, während die freie 
Konkurrenz und infolge davon die leichte Überführbarkeit der 
Kapitalien von der einen Unternehmung in die andere mit dem 
Gegengewichte des Selbstinteresses der entleihenden Produzenten 
die richtige Verteilung in natürlicher Weise bewerkstelligen. Allein 
diese Naturgesetze des Eigennutzes und der freien Mitbewerbung 
wirken nicht so gleichmässig und sicher, wie der smithianische 
Individualismus aprioristisch annimmt, und dazu zeigt sich regel- 
mässig die schuldnerische Wirtschaft nicht stark genug, einen aus- 
reichenden Gegendruck gegen die Gläubiger-Interessen auszuüben, 
was aber nur dazu führt, dass auf die Überwälzung der Steuer auf 
den Gläubiger eine Rückwälzung derselben auf den Schuldner folgt. 

Adam Smith endlich hat zwar vom Einkommen gute und zu- 
treffende Ansichten, wogegen sich seine Theorie zur Einkommen- 
steuer nicht durchzuringen vermag. Sie ist ihm zu sehr Kopftsteuer, 
sei es auch in gemilderter Form, als dass er sie in sein Steuersystem 
eingliedern möchte. In dieser Beziehung können wir von ihm für 
unsere Frage nichts lernen. • 

Der zweite Hauptvertreter der klassischen Nationalökonomie, 
der grosse Forscher Ricardo, handelt in seinen Grundsätzen der 
politischen Ökonomie und Besteuerung (1817) von den Steuern 
eigentlich nur insofern, als sie auf die Gestaltung der Preise einen 
Einfluss haben. Seine Steuerlehre ist infolge dessen vornehmlich 
von der Abwälzungsfrage beherrscht und es findet daher eine 
organisatorische Teilfrage, wie der Abzug der Schulden und Schuld- 
zinsen keinen Raum. Der dritte grosse Theoretiker der englischen 
Schule, Malthus, hat in seinen Grundsätzen der politischen Ökonomie 
überhaupt kein Finanzkapitel. 

Von den Epigonen der britischen Ökonomik wollen wir zwei 
herausgreifen, den gewandten Systematiker MaccuUoch und John 
Stuart Mill, der es versucht hat, den smithianischen Gedanken- 
schatz den erweiterten Kenntnissen und fortgeschrittenen Ideen 
der Jetztzeit anzupassen. 
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Macculloch^) verlangt von einem Steuersystem, dass es wenig 
drückend sei, nicht dass in ihm ein naturrechtliches Prinzip zum 
Ausdruck komme. Yon dieser Grundlage ausgehend wendet er sich 
mit besonderer Schärfe gegen die Einkommensteuer und gegen jede 
Progression, indem man nicht alle Einkommen richtig einschätzen 
und keinen unbedingt richtigen Massstab für die einzelnen Arten 
desselben festsetzen kann. Macculloch sieht in der Einkommensteuer 
nur einen traurigen Notbehelf, wenn alle andern Quellen versiegt 
sind. Dagegen befürwortet er indirekte Steuern und direkte Luxus- 
steuern. Seine Auffassungen, die zu bedenklichen Polgerungen für 
die Schätzung überhaupt führen müssen, kennzeichnen den Doktrinär 
und Wortführer der besitzenden Klassen in ihrem leicht begreiflichen 
Widerspruch gegen eine strenge Einkommensteuer. Für unsere 
Präge bieten Maccullochs Gedanken gar keine Ausbeute. 

John Stuart Mill^), der ausgesprochene Preund der unteren 
Klassen, verwirft in analoger Weise, wIq der genannte Macculloch, 
die Einkommensteuer. Er zweifelt an der praktischen Durchführ- 
barkeit dieser Steuerform und fügt hinzu, dass, wiewohl die Ein- 
kommensteuer an sich augenscheinlich die gerechteste Porm der 
Steuererhebung ist, sie in der That weit ungerechter wirkt als andere 
Steuerformen, gegen welche mehr Bedenken vorliegen. Sie ist 
daher diesen nachzusetzen und als eine ausserordentliche Beserve 
für grosse nationale Kalamitäten (national emergencies) zurückzu- 
halten. Dagegen will Mill für gewöhnliche Zeitläufte ein Steuer- 
system, welches aus der Besteuerung der wachsenden Grundrenten, 
einer Erbschafts- und Haussteuer, sowie aus Verbrauchssteuern 
besteht In seiner Steuerlehre werden alsdann — allerdings neben 
diesem „praktischen" Steuersystem in höchst überflüssiger Weise — ' 
eine Beihe von theoretischen Prinzipienfragen betreffend eine opfer- 
gleiche Besteuerung, die Proportionalität und Progression, das 
Existenzminimum, fundiertes und unftmdiertes Einkommen etc. 
erörtert. Pur uns aber geht aus seinen Untersuchungen eine 
mehrfach erwähnte Wahrheit hervor, nämlich die, dass die Ab- 
lehnung des Einkommenprinzipes zugleich auch eine Yerwerfung 
der Berücksichtigung des persönlichen Moments und damit auch 
die Abweisung des Schuldenabzugs einschliesst. 

Die angezogenen englischen Schriftsteller liefern uns den Be- 
weis, dass in Grossbritanien die Betrachtung der Einkommensteuer 

") Treatise on Taxation and founding System. Lond.1852. p.ll8,134,139u.a.m. 
*) Principles of Political Economy. Lond. 1871. b. V. eh. HI. § 5. 
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einseitig yon den Interessen der wohlhabenden Klassen aus erfolg. 
Charakteristisch ist es dabei, dass eines Teils auf dem Oebiete des 
Steuerwesens die Einkommensteuer seit den grossen Finanzreformen 
Sir Bobert Peels zu einer ständigen Einrichtung des Staatshaus- 
haltes geworden ist, während andern Teils der individualistische 
Doktrinarismus in seinen spätesten Ausläufern das Einkommensteuer- 
prinzip heftig bekämpft Daraus ist es auch zu erklären, dass die 
britische Ökonomik und ihre Fachliteratur bis auf den heutigen 
Tag noch keine selbständige, monographische Bearbeitung der Ein- 
kommensteuer aufzuweisen hat 

Wesentlich auf denjenigen Punkt, auf welchen sie die franzö- 
sischen Interpreten, des Smithianismus gebracht haben, steht die 
Finanz Wissenschaft auch heute noch in Frankreich. Während 
hier die Literatur ausgezeichnete Darstellungen ihrer Steuergeschichte 
und des praktischen Finanzwesens besitzt, gelangen selbst theoretisch 
gebildete Volkswirte, wenn sie jene grossen Materialiensammlungen 
zu einem wissenschaftlichen System zu verarbeiten suchen, zu keiner 
einheitlichen Finanztheorie, sondern mehr zu einer Mischung des 
Thatsächlichen mit gewissen Lehrmeinungen der älteren Schule, 
wobei jedoch das Positive häufig Kraft genug besitzt, ein vorhandenes 
Institut trotz seines augenscheinlichen Widerspruchs gegen orthodoxe 
Vorurteile und Dogmen mit dem vertretenen Gedankenkreise in 
Einklang zu bringen (Tabaksmonopol !). Hinsichtlich der Einkommen- 
steuer insonderheit besitzt seit den beiden letzten Dezennien die 
französische Fachwissenschaft einige Spezialarbeiten. 

J. B. Say, welchem das Verdienst gebührt, mit glänzender 
Systematik den Lehren Adam Smiths in Frankreich Eingang ver- 
schafft zu haben, weist der Finanz Wissenschaft in seinem Lehr- 
gebäude nur eine bescheidene Stelle an, indem er dieselbe als 
eine Unterabteilung der Lehre von der Konsumtion der Güter be- 
trachtet Ebenso verfahren seine mehr oder minder seinem Ein- 
flüsse unterworfenen Schüler und Nachfolger. Für die literarische 
Entwickelung des Schuldenabzugs bei der direkten Besteuerung 
haben sie Nichts geleistet und wir können sie daher mit Still- 
schweigen übergehen. 

Bei dem notorischen Widerwillen der französischen Nation 
gegen die Einkommensteuer, welcher sich seit der grossen Eevo- 
lution bis in die jüngste Zeit durch die konsequente Ablehnung 
jedes Einkommensteuerprojektes gezeigt hat, ist es nicht zu ver- 
wundem, dass sich auch die Mehrzahl der theoretischen Schrift- 
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steller dagegen ausgesprochen hat Als typisches Beispiel er- 
wähnen wir Gustave de Puynode*), der auf dem Standpunkt des 
unbedingten Individualismus, der Freiheit und der „prästabilierten 
Harmonie der Interessen'^ steht und daher die Steuer als Entgelt 
für die genossenen Vorteile unter ausdrücklicher Berufung auf die 
Theorie der Versicherungsprämie begründet Er empfiehlt die Er- 
tragssteuem als die einzig richtige Art der Besteuerung, verwirft 
die indirekten und Einkommensteuern. Diese letzteren seien nichts 
Anderes als ungerechte und schädliche Kopfsteuern, während der 
Fortschritt der Steuern gerade darin liegen soll, dass sich dieselben 
immer mehr von den Personen entfernen und sich auf Sachen 
zurückziehen, d. h. nach den nach dem Ertrag geschätzten, äusserlich 
erkennbaren Kapitalien umgelegt werden. Insbesondere aber liegt 
ein Vorzug der sog. Ertragssteuem in dem Umstände, dass sie nie 
progressiv werden können. Diese kurzen Auszüge genügen, um uns 
zu belehren, dass in Puynodes Steuersystem ein Abzug der Schulden 
und Schuldzinsen keinen Baum finden kann. 

Wenden wir uns nun zu beiden Systematiken! auf dem Ge- 
biete der Steuerwissenschaft: Esquirou de Pari eu und Paul Leroy- 
Beaulieu. Zunächst sei hervorgehoben, dass sowohl diese beiden 
Autoren und die französischen Fachgelehrten überhaupt, wenn und 
insoweit sie das Ertragsprinzip zur Lösung des Steuerproblems 
empfehlen, den Schuldenabzug als den Grundlagen widersprechend 
und als praktisch undurchführbar ablehnen. In dieser Hinsicht 
stimmen sie mit den deutschen Vertretern der Wissenschaft überein 
und bieten für die Literargeschichte und insbesondere für die Ent- 
wickelung unserer Frage in der Geschichte der Theorieen kein 
eigenartiges Interesse. 

Für unseren Zweck kommt daher im "^Wesentlichen ihre Stellung- 
nahme in der Einkommensteuer-Frage inbetracht 

Parieu*) zählt zu denjenigen Schriftstellern, welche der Ein- 
kommensteuer allenthalben eine beschränkte und ergänzende Be- 
rechtigung zusprechen. Vor allem fasst er das Wesen der Ein- 
kommensteuer richtig auf und weiss die unterscheidenden Merkmale 
von den Ertragssteuem scharf zum Ausdruck zu bringen. Diesen 
Charakter findet nun Parieu in einem dreifachen Postulat: in der 
Allgemeinheit der Steuer, in der Schonung der kleinen Einkünfte 

*) De la monnaie, du credit et de Timpot Paris 1865, vol. n. p. 64—120 
und p. 242—251. 

«) Traite des impots. Paris 1862 £F. 2. ed. Paris 1866/67. vol. IL p. 75, 
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und in dem Abzug der Schulden. Bei der Schwierigkeit der 
Einschätzung werden zwar Willkürlichkeiten kaum vermeidlich sein, 
allein diese Steuer führt am besten das Prinzip der Proportionalität 
— zur Progression kommt auch Parieu nicht — durch, besteuert 
die mobilen Kapitalien genügend und hat die geringsten Erhebungs- 
kosten. Im Ganzen hält er aber diese Steuerform mehr für ger- 
manische als für die neulateinischen Völker passend und zwar dies 
nicht aus einem prinzipiellen Grunde als vielmehr infolge einer 
psychologischen Erwägung und gewisser Charakter- und Gemüts- 
eigenschaften der Nationen. Unsere Frage betreffend liegt die Ant- 
wort in dem Grundprinzip der Einkommensteuer, als derön Ema- 
nation er den Abzug der Passivzinsen bezeichnet. 

Yon den nämlichen Grundlagen ausgehend und den Standpunkt 
Parieus teilend gelangt dennoch auf dem Gebiete unserer Frage der 
geniale und kenntnisreiche Leroy-Beaulieu^) zu einem wesent- 
lich andern und zwar ablehnenden Ergebnis. Auch er sieht 
in dieser Steuer eine Ergänzung vorhandener Lücken. Allein 
während die Feststellung des Steuerkapitals, die Unterscheidung des 
Arbeits- und Eenteneinkommens, die Frage des Existenzminimums 
u. a. m. eine längere, kritische Beurteilung erfahren, finden wir den 
Abzug der Schulden und Schuldzinsen nicht erwähnt, geschweige 
denn in einem prinzipiellen Verhältnis zum Eiakommenprinzipe 
erörtert. Wenn man überhaupt aus gewissen Andeutungen dieses 
hervorragenden Gelehrten einen Schluss ziehen darf, so kann man 
vielleicht sagen, dass er dem indirekten (englischen) Abzugssystem 
am meisten hold sein dürfte. Wenn man nun die oben gemachte 
Bemerkung, dass die objective und wissenschaftliche Behandlung 
der Einkommensteuer in Frankreich erst der Neuzeit angehört, sich 
vergegenwärtigt, so ist ^ dogmengeschichtlich begreiflich, dass eine 
Frage, wie die des Schuldenabzuges, welche immerhin bereits eine 
grössere Vertiefung des Steuerprinzipes erheischt, mehr in die Augen 
springenden Postulaten gegenüber, wie die genannten, in den Hinter- 
grund treten muss. 

Von den monographischen Bearbeitungen der Einkommensteuer- 
frage haben wir zunächst eine Monographie von Gustav König 
(Un nouvel impot sur le revenu. Memoire qui a inspir^ le projet 
du gouvemement relatif ä la röforme de la contribution personnelle 
et mobüiöre d6pos6 sur le bureau de la chambre par M. Dauphin, 



^) Traite de la science des finances. Paris 1888. (4. ed.) 
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ministre des finances, le 26 fövjier 1887. Par. 1887). Der Verfasser, 
welcher in. dieser Schrift die Urheberschaft des Einkommensteuer- 
projekts der französischen Regierung Tom 26. Februar 1887 für sich 
in Anspruch nimmt, versucht die im Ganzen recht mangelhafte und 
den Zeitumständen nicht mehr entsprechende Personal- und Mobi- 
liarsteuer in eine Art Klassensteuer umzugestalten, wobei indes eine 
Berücksichtigung der Schulden und Schuldzinsen fehlt 

Endlich möchten wir als den jüngsten französischen Schrift- 
steller auf dem Gebiet der Einkommensteuer Joseph Chailley*) 
anführen. Alles, was den Charakter von notwendigen Auslagen 
zur Produktion hat, muss vom Steuerkapitale in Abzug kommen. 
Unter allen Umständen muss daher der Zins für entliehene Kapi- 
talien abgerechnet werden, welcher als eine jährlich sich wieder- 
holende Leistung einen mehr oder minder bedeutenden Teil des 
Einkommens vorwegnimmt. Die Begründung des Schuldenabzugs 
geht bei ChaiUey aus dem Bestreben hervor, die Einkommensteuer 
nach dem Reinertrag umzulegen. Für die Einrichtung derselben in 
Frankreich empfiehlt er, die bestehenden Ertragssteuern nach Kräften 
zu reformieren und fortzubilden und an ihre Seite eine allgemeine 
Einkommensteuer zu setzen. Sein positives Programm geht daher 
darauf hinaus, die Steuer nach dem Reinertrag, d. h. nach Abzug 
der Produktionskosten und Schulden, anzulegen und das fundierte 
Einkommen mit einem 3^/oigen, das unfundierte mit einem 2^/oigen 
Steuersatze zu treffen. 

Während die französische Finanzwissenschaft noch immer mehr 
oder weniger von dem Ideenkreise der britischen Schule beherrscht 
wird, hat in neuerer Zeit die italienische Fachliteratur in den 
Bahnen deutscher Gelehrsamkeit gearbeitet. Die Autoren stimmen 
daher mit den deutschen Fachgenossen darin überein, dass eine Be- 
rücksichtigung der Passivzinsen bei den Objekt- und Ertragssteuem, 
so wünschenswert eine solche auch sein mag, nicht durchführbar sei, 
dass hingegen bei einer Einkommensteuer, insonderheit wenn diese 
als Ergänzung zu den objektiven Gliedern des Steuersystems ein- 
gerichtet wird, ein Abzug jener negativen Vermögensteile unbedingt 
zu befürworten ist. Als Vertreter dieser Richtung kann in erster 
Linie Luigi Cossa^) gelten. Die eigentliche, auch allgemeine Ein- 
kommensteuer genannt, — sagt er — belastet im Prinzip das ge- 

*) L'impot sur le revenu. Paris 1884. p. 349 u. 611. 
*) Grundriss der Mnanzwissenschaft. (Deutsch von Eheberg.) Erlangen 1888. 
2. Aufl. S. 172. 
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samte Einkommen des Pflichtigen, d. h. alle selbständig Erwerben- 
den, sowohl das Einkommen aus beweglichem Yermögen, wie jenes 
aus unbeweglichem, sowohl die dauernden, sicheren und festen Ein- 
künfte als die veränderlichen und unsicheren. Zu Gunsten der Ein- 
kommensteuer hebt Gossa mit besonderer Schärfe hervor, dass mit 
Rücksicht auf die Prinzipien der Gerechtigkeit die Steuer eine all- 
gemeine und leicht abzustufen sei, sie die Passiva in Abzug zu 
bringen und die kleinsten Einkommen zu berücksichtigen gestatte. 



Die Schulden und Schuldzinsen In Ihrem organi- 
schen Yerh%ltnls zum Wlrtschaftsgefüge. 

Um das Problem, dessen Darstellung wir unsere Schrift widmen, 
ins rechte licht zu setzen, müssen wir jene Wechselbeziehung näher 
prüfen, welche zwischen dem Kreditmomente, der Thatsache der 
Verschuldung einerseits und dem Gefüge und den Lebensfunktionen 
der Wirtschaft andererseits besteht. Wenn dies nun an und für 
sich notwendig ist, um die vorliegende Frage ganz und richtig zu 
verstehen, so erscheint uns dies um so unerlässlicher in einem Zeit- 
alter, in welchem -— wie die moderne Entwickelung beweist — der 
Kredit zu einem beständigen, unentbehrlichen und organischen 
Attribut eines jeden ökonomischen Betriebes geworden ist, und in 
einer Epoche, in der die Veränderungen des sozialen und Verkehrs- 
lebens das Steuerprinzip zur Einkommensteuer ausreifen. 

Solange die Wirtschaft ausserhalb jedes Verkehrs steht, be- 
schränkt sich ihr ganzer Betrieb ausschliesslich auf die Eigen- 
gewinnung und Verwendung von Gütern für die unmittelbare Be- 
dürfiiisbefriedigung der dem Wirtschaftsverbande angehörigen Per- 
sonen. Dieser Zustand, welchen man den hauswirtschaftlichen 
nennen kann, charakterisiert die ältere Familien- und Sippenwirt- 
schaft, als deren Typen man füglich die lediglich für den Haus- und 
Hof bedarf arbeitende, antike Öken- und die mittelalterliche Fron- 
hoftvirtschaft bezeichnen darf. Der Kredit kann auf dieser Stufe 
von gar keiner Bedeutung sein, da es auf der einen Seite an 
den erforderlichen, verleihbaren Sachgütem mangelt; denn jede 
Wirtschaft erzeugt nur das und so viel, als sie selbst braucht 
und verwenden kann. Auf der andern Seite kann der Ent- 
leiher derartiger Kapitalien dieselben schon um deswillen nicht 
fruchtbringend verwenden, weil bei der Gleichartigkeit der ökono- 
mischen Verhältnisse, bei dem stabilen Gange des wirtschaftlichen 
Getriebes, sowie bei den unentwickelten Verkehrsmitteln und bei 
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mangelhafter Technik der Eine nicht mehr und nicht besser produ- 
zieren kann als der Andere. Die einzige an ein Kreditverhältnis 
erinnernde Erscheinung, welche hier besteht, haben wir bereits 
früher charakterisiert und in ihrer naturalwirtschaftlichen Bedingtheit 
die ersten Ansätze zur Entwicklung der Steuer erkannt. 

Entwickeln sich nun die Einzelwirtschaften nach Innen und 
nach Aussen immer mehr, tritt insbesondere die Wirkung der Ver- 
gesellschaftung schärfer hervor, so gelangen wir zum Verkehrs- 
zustand der Tauschwirtschaft, welche anfänglich natural-, später 
dagegen mehr geldwirtschaftlich ist. Während nun die Privatwirt- 
schaften mit einander in Verkehr treten, findet eine rege Wechsel- 
beziehung und ein steigender Güteraustausch unter den einzelnen 
statt. Zwar produziert die Wirtschaft noch immer für den eigenen 
Bedarf in erster Linie, allein die arbeitsteilige Organisation der 
Volkswirtschaft bedingt hiebei ein Doppeltes: einmal erzeugt die 
Einzelwirtschaft mehr, als sie von einer bestimmten Art Güter 
braucht, sodann produziert sie wiederum Dinge nicht, deren sie be- 
darf. Durch den erzeugten Überschuss ist sie nun imstande, solche 
Bedarfsartikel sich zu beschaffen, die sie nicht herstellt. Durch 
solche Überschüsse der privatwirtschaftlichen Produktion erwächst 
dem Haushälter die Möglichkeit, Güterquantitäten und -Qualitäten 
anzusammeln, um sie später als Privatkapital weiter zu verwenden. 
Dadurch werden verkehrswirtschaftlich solche Stammgüter gebildet, 
welche an andere Wirtschafter übertragen werden können (Roh- 
und Hilfsstoffe). Indes um für den entleihenden Wirt allgemein 
und in grösserem Umfange die ökonomischen Mittel zur Förderung 
der Gütererzeugung zu bieten, muss der Geldgebrauch und Geld- 
verkehr noch erhebliche Fortschritte machen, es muss die Arbeits- 
gliederung und vor allem die Differenzierung der einzelnen Wirt- 
schaftsbetriebe sich noch weiter ausgestalten. Endlich bedarf auch 
die Rechtssicherheit und die formelle Rechtsordnung des wirtschaft- 
lichen Verkehrs einer höheren Ausbildung. Aus diesen Umständen 
ist es zu erklären, dass auch im Zustande der Tauschwirtschaft 
eine regelmässige Kreditierung wirthschaftlicher Sachgüter nicht 
vorhanden ist, diese vielmehr ausnahmsweise und seltener vor- 
kommt. Die hauptsächlichsten Ursachen der Schuldaufnahme sind 
die Not, Misswachs, Krankheit, Erbteilung und schlechte Wirtschaft. 
Zudem pflegt der Zinsfuss ein ungemein hoher, das Schuldrecht etc, 
ein drückendes zu sein. Ein Wirtschafter lädt daher mit der Auf- 
nahme fremder Güter in sein Wirtschaftsgefüge auf lange Zeit eine 
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schwere Last auf sich, so dass diese Verhältnisse es mit erklären, 
dass nur gezwungen und in Fällen der Not ein tüchtiger Haus- 
hälter sich zum Schuldenmachen entschliesst. Somit kommt es, 
dass auch im Zustande der Tauschwirtschaft der Kredit zu keinem 
selbständigen Element im ökonomischen Getriebe wird, sondern 
immer noch auf eine subsidiäre Bedeutung beschränkt bleibt. 

Je mehr nun die Berufs- und Arbeitsgliederung, die mächtigen 
Veränderungen der Technik, die Ausbildung und Vervollkommnung 
der Verkehrsmittel, der vordringende Individualismus und Libera- 
lismus, die immer freiere Eechts- und Wirtschaftsordnung, kurz alle 
jene ökonomischen und sozialen Erscheinungen, welche die Neuzeit 
charakterisieren, zu Tage treten und sich verschärfen, in dem Masse 
nähern wir uns inuner mehr dem Zustand der reinen Verkehrs- 
und Berufs wir tschaft. Aus dem lokalen Austausch der Güter 
wird ein territorialer und nationaler, welcher sich endlich zum inter- 
nationalen und Weltverkehr aufbaut. Jetzt erzeugen die Einzel- 
wirtschaften nicht mehr das, was sie brauchen, nicht mehr geben 
sie die Überschüsse, sei es zum Umtausch, sei es als Leihkapital 
an Dritte ab, sondern sie arbeiten im Wesentlichen, vielleicht aus- 
schhesslich, für den Verkehr, indem sie danach streben dasjenige 
zu erzeugen, was sie am besten herzustellen vermögen und wofür 
sie ein ergiebiges und sicheres Marktgebiet zu finden glauben. 
Nicht selten wendet sich sogar die produktive Thätigkeit solchen 
Zweigen des Erwerbs zu, dessen Produkte der einzelne Wirt gar 
nicht zu verwenden vermag (Luxusartikel, Spielzeug etc.). Man 
arbeitet und schafft nicht, um gewisse Quantitäten oder Qualitäten 
von Gütern zu erhalten, sondern der Inbegriff aller Arbeitsleistungen 
richtet sich auf den Erwerb des allgemeinen Wertmessers und 
Zahlungsmittels. Dadurch aber entsteht allmählig eine grosse Menge 
verleihbarer und übertragbarer Stammgüter, welche besonders in 
der Gestalt des Geldkapitals den Produktionprozess beherrschen. 
Ferner scheidet sich die Bevölkerung in Klassen, welche Privat- 
kapital besitzen und es an Andere weiterbegeben wollen, und in 
solche, welche infolge ihrer Beanlagung oder ihres Berufes solche 
als Passivkapitalien aus müssigen Händen übernehmen und sie 
wahrhaft produktiv verwenden können. Die Entstehung eines 
solchen KapitaHsten-(Eentner-) Standes einer-, und die Bildung 
solcher Bevölkerungskategorieen andrerseits, welche fremde Sach- 
güter vortrefElicb zur Produktion zu verwerten mögen, führen auch 
die Kreditaufnahme als solche als ein selbständiges und mit dem 

y. Heckel, Einkommensteaer. S 
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Ökonomischen Gefüge unmittelbar und innig zusammenhängendes 
Element in die Wirtschaft ein. Der Zustand der Terschuldung ist 
nicht mehr rein passiver Natur, sondern er bietet auch eine aktive 
Seite als grundlegendes Förderungsmittel der Produktion dem Wirte 
dar. Auf dieser dritten Stufe in der Entwickelung der Wirtschaft 
wird der Kreditfaktor zu einem beständigen und integrieren- 
den Korrelat des ökonomischen Werdens. 

Darum ist die Stellung des Kredits im modernen Wirtschafts- 
leben eine aDgemeine und vornehmlich neuzeitliche Erscheinung 
und erheischt wegen der grossen Bedeutung und der nachhaltigen 
Wirkung auf das ganze wirtschaftliche Getriebe steuertechnisch eine 
weitgehende Berücksichtigung. Wenn dies in den früheren Epochen 
der Entwickelung, bei vorherrschender Haus- und Tauschwirtschaft 
nicht der Fall war, so ist zu bedenken, dass dortmals der Kredit 
nur ein sozusagen nebensächliches Element war, während er heut- 
zutage zu einem organischen Glied der gesamten Wirtschafts- 
führung geworden ist. Darum ist es erklärlich, dass zu Anfang 
unseres Jahrhunderts, als der ökonomische Individualismus im 
Staatsleben zur Herrschaft gelangt war, di^ Besteuerung auf die 
Passivkapitalien und Passivzinsen noch keine grössere Eücksicht 
zu nehmen brauchte. Jetzt aber haben sich die Zustände erheblich 
geändert, und eine fortgeschrittene Steuerpolitik darf und kann über 
das Schuldmoment nicht mit Stillschweigen hinweggehen. 

Aus den angeführten Thatsachen der Wirtschaftsgeschichte, 
welche darin gipfeln, dass mit dem allmähligen Übergang der Wirt- 
schaft von der hauswirtschaftlichen zur verkehrs-(berufs-)wirtschaft- 
lichen Epoche das Kreditmoment entsteht und zu einem organischen 
Bestandteil des ganzen Gefüges wird, haben wir vornehmlich zwei 
Konsequenzen zu ziehen, die auch in steuertechnischer Beziehung 
bedeutsam sind. 

In hochentwickelten Kulturstaaten und im verkehrswirtschaft- 
lichen Zustande bleibt das Geld zwar, nach wie vor, allgemeines 
Zahlungsmittel und Preismass, es hört aber mit dem Vordringen 
kreditwirtschaftlicher Einrichtungen mehr und mehr auf unmittel- 
bares Tauschmedium zu sein. In dieser Eigenschaft wird es durch 
andere Instrumente des Verkehrs, durch Urkunden aus Kredit- 
geschäften verschiedener Art ersetzt, weil nunmehr in höherem 
Grade zwischen den zwei sachlichen Leistungen der beiden Parteien 
ein zeitliches Intervall eingeschaltet wird. Die über ein Geschäft 
ausgestellten Dokumente (Wechsel, Checks, Depositenscheine etc.) 
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erfüllen die Funktion von reellen Werten, welche sie fiktiv dar- 
stellen, und werden auch diesen völlig gleichgeachtet, indem sie 
unbekümmert um die spezifische Eigenart des ursprünglichen Tausch- 
handels an Geldes Statt weiter begeben und angenommen werden, 
insofern sie nur gewissen formellen Anforderungen genügen. Hie- 
durch aber dringt in den Yerkehr das Moment des Vertrauens 
ein, es baut sich auf ihm mehr und mehr die Gesamtheit aller 
ökonomischen Wechselbeziehungen auf. Der gewaltige Portschritt, 
welchen diese Wandlung bekundet, bringt demgemäs — wiederum 
als ein Attribut höchster Kultur- und Wirtschaftsentwickelung — 
den Gedanken zum Ausdruck, dass nunmehr im Gegensatz zu 
früheren Verhältnissen das Grundprinzip des ganzen ökonomischen 
Lebens nicht mehr eine auf bestimmten Sachgütern gründende Be- 
ziehung ist, sondern im Wesentlichen ein rein persönlich -indivi- 
duelles Element darstellt, welches sogar nicht allein zwischen den 
am thatsächlichen Kauf -Verkauf beteiligten Personen besteht, son- 
dern sich in unendlicher Kontinuität auf alle Personen erstreckt, 
welche während des zeitlichen Zwischenraums jene Kreditpapiere zu 
Händen bekommen. Folglich ist auch jedes Schuldverhältnis an 
sich, weil auf dem zwischen zwei Personen obwaltenden Vertrauen 
beruhend, selbst eine persönliche Wechselbeziehung. 

Wenn wir uns dieses Verhältnis recht klar vorstellen, so er- 
gibt sich unmittelbar eine zweite Folgerung. Durch die beständige 
Übertragung von wirtschaftlichen Werten von einer Wirtschaft in 
die andere muss sich notwendig ein nachhaltiger Einfluss auf den 
ganzen Gang des Wirtschaftslebens äussern. Insbesondere wenn 
man die psychologische Natur der Wirtschaft, ihr doppelseitiges 
Leben ins Auge fasst, so wird man leicht begreifen, dass die Auf- 
nahme von Stammgütem in das Getriebe mit der Verpflichtung, 
dem Verleiher für die gewährte Nutzung einen Anteil am Wirt- 
schaftserfolge zuzuwenden, die beeinflussende und die beeinflusste 
(aktive und passive) Kichtung mit besonderer Schärfe hervorkehrt. 
Das Moment der Verschuldung wird mehr als andere Vorgänge die 
Empfänglichkeit und Empfindsamkeit einer Wirtschaft beweisen und 
in seiner organischen Eingliederung in das ganze Gefüge zu einer 
Thatsache des wirtschaftlichen Lebens, welche dadurch charakterisiert 
wird, dass auf den Fonds und die Betriebsmittel eines Wirtschafters 
fortwährend Lasten und Belastungen gebürdet werden, welche an 
sich keineswegs bedenklich sind, die aber in gegebenen kritischen 
Umständen, in Zeiten des wirtschaftlichen Niederganges oder der 



116 V. Vereolmldung und Wirtschaft. 

Not für den Haushälter gefahrvoll werden, ja seine selbständige 
Existenz in Frage stellen können. In Anbetracht dieser feinen 
Punktion liesse sich die Verschuldung im modernen ökonomischen 
Organismus ganz passend mit dem Nervensysteme des Körpers ver- 
gleichen. Erwägt man nun endlich, dass derartige Erscheinungen 
ungünstiger Art auf die Wirtschaft keineswegs von gleichartigem 
Einflüsse sind, dass vielmehr schon in normalen Zeitläuften die 
einzelne Kreditaufaahme auf die einzelne Privatwirtschaft individuell 
einwirkt, indem das Mass der Aufnahmefähigkeit bei anscheinend 
ganz gleichen Betrieben ein höchst verschiedenes ist, so ist klar, 
dass jenes differenzierende Moment lediglich in der Persönlichkeit 
des Wirtschafters zu suchen ist. Dadurch aber kommen wir zu dem 
Ergebnis, dass, der Schuldenstand in seinem Verhältnis zur Wirt- 
schaft als ein durchaus subjektiver Paktor aufzufassen ist. 

Wir haben nunmehr den persönlichen Charakter, welcher allen 
Schuldverhältnissen innewohnt, auch nach seiner formellen Ge- 
staltung zu verfolgen. Die Passivkapitalien werden durch die Person 
des Wirtschafters aufgenommen und nach seinem Gutdünken ver- 
wendet. Verzinsung und Tilgung, bez. die hierauf bezüglichen Ab- 
machungen des Vertrags, geschehen nach dem mitwirkenden WUlen 
des leitenden Subjekts. Endlich aber muss die Zinszahlung aus 
der Gesamtsumme des Einkommens erfolgen, es haften daher die 
Schulden in letzter Linie und rein wirtschaftlich betrachtet auf der 
ganzen Wirtschaft als solcher. Es sind nicht einzelne Vermögens- 
teile, auf denen sie ruhen, sondern sie haften auf dem Vermögens- 
besitze als Einheit. 

Es ist nämlich zu beachten, dass das wirtschaftliche Prinzip, 
welches wir Kredit nennen, sich stets auf der Grundlage allgemeiner 
Voraussetzungen zum einzelnen Kreditgeschäft zu entwickeln sucht. 
Daher spielen rein persönliche Verhältnisse, Gesundheit, Lebens- 
alter, Geschlecht, Moralität, Charakter, Bildung, Begabung, guter 
ßuf etc. eine massgebende Bolle, indem sich um den Gesamteindruck 
der Individualität des sich verpflichtenden Haushälters zunächst 
soziale Bedingungen, wie Grösse und Zusammensetzung der Pamilie, 
sowie rein ökonomische Voraussetzungen, wie Umfang und Art des 
Vermögens, Ertragsfahigkeit desselben, Ausdehnung der wirtschaft- 
lichen Unternehmungen gruppieren. Alle diese einzelnen Be- 
ziehungen des gesellschaftlichen und Wirtschaftsleben empfangen 
aber erst dadurch ihre Leitung und Führung, dass sie von den 
individuellen Eigenschaften des Rechtssubjektes beherrscht und 
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nach seinem Sinne gelenkt werden. Für den Kreditgeber ist in 
vielen Fällen ein tüchtiger, strebsamer und intelligenter Wirtschafte!r 
von weit grösserer Bedeutung als mancherlei konkrete Besitzesver- 
hältnisse. Da es sich nun, wie wir ausgeführt haben, bei der 
Kreditierung in erster Linie immer um die inbetracht kommende 
Persönlichkeit des Kreditnehmers handelt, so folgt hieraus mit 
Notwendigkeit, dass es an sich überhaupt nur einen einheitlichen 
KreditbegrifF gibt, und femer, dass die üblichen Bezeichnungen von 
Personal- und Eealkredit teils historische Kategorieen, teils bestimmte 
Formen der wirtschaftlichen Kechtsordnung sind. In dieser Hin- 
sicht und als solche mögen sie für das Wirtschaftsleben ein hoch- 
wichtiges Element darstellen, sie sind für die Betrachtung der Fragje 
der Beeinflussung des ganzen ökonomischen Gefüges durch die 
Passivzinzen nur von sekundärem Belang. Die primäre Bedeutung 
ist bei jedem Kreditvertrag in der richtigen "Würdigung des leiten- 
den Yorstandes einer Haushaltung oder Unternehmung begründet, 
schon um deswillen, weil ökonomisch und juristisch betrachtet, 
jeder Vertrag ein Kechtsverhaltnis ist, welches darin besteht, dass 
der Gläubiger ein Recht auf eine Handlung eines Andern (Schuldners) 
hat, die einen Yermögenswert in sich schliesst. Eine derartige Be- 
ziehung zwischen zwei Sachgegenständen, oder zwischen einer Person 
und einer Sache ist eben eine widernatürliche Konstruktion. 

Allerdings scheint dieser Annahme die Thatsaehe zu wider- 
sprechen, dass im ^ wirtschaftlichen Leben sehr häufig die Haftbä,r- 
machung gewisser greifbarer Vermögensobjekte für die Schuld- 
summen vorkommen. So spricht man von verschuldetem und 
schuldfreiem Grund- und Hausbesitz, von Eintragung von Hypo- 
theken auf ein Grundstück u. s. f. Es gewinnt dabei den Anschein, 
als ob einzelne Gegenstände die Schuldner seien und als soldae 
den eingegangenen Verpflichtungen nachzukommen hätten, als ob 
demgemäss eine Obligation zwischen Personen und Unpersönlichem 
stattgefunden hätte. Dies ist aber eine Täuschung. Denn näher 
besehen, findet lediglich eine Versicherung der dargeliehenen 
Geldsummen statt, indem man den weniger zuverlässigen, reinön 
Personalkredit durch eine gegenständliche Fundierung auf die Stufe 
des Eealkredits erhebt und so das Geschäft für den Gläubiger 
sicherer, für den Schuldner aber die Last billiger und daher weniger 
drückend macht. Wir haben es daher nicht etwa mit einer Ver- 
schuldung des Grundbesitzes, sondern des Grundbesitzers zu thun, 
die Schulden sind Schulden des Wirts, aufgenommen im Interesse 
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der Bewirtschaftung der Grundstücke, und lediglich formell von 
den übrigen, event. zu gleichem Zwecke zugeliehenen Passivkapitalien 
zu unterscheiden. Indes auch bei Grundschulden ist es beachtens- 
wert, dass selbst hier immer das Personalprinzip wirksam' ist, 
wenn es darauf ankommt, die Beleihungsgrenze festzusetzen. Von 
grosser Bedeutung bleibt unter allen Umständen die Individualität 
des Wirtes, sowie die Grundform des ganzen, unter dem mass- 
gebenden Einflüsse desselben sich entfaltenden Betriebes. So ge- 
währen regelmässig die Statuten verschiedener Kreditbanken dem 
Leiter der Unternehmungen einen gewissen Spielraum bei Fest- 
stellung der höchsten Darlehenssumme, welcher durch die Lage 
der fraglichen Eealität, aber auch durch die Persönlichkeit, Eigen- 
schaften etc. des Schuldners bestimmt wird. Ähnlich verhält es sich 
mit dem wirtschaftlichen Charakter des kreditsuchenden Objekts- 
Inhabers. So findet sich öfters bei einem städtischen Gebäude, 
dass hier die Höhe der Beleihungsgrenze durch gewisse Neben- 
umstände des Wirtschaftsbetriebes, z. B. Pachtzins eines im Hause 
befindlichen Kaffees, einer Gastwirtschaft etc. bemessen wird. Würde 
nun der Ertrag durch den Eückgang der Pacht etc. erheblich redu- 
ziert, so behält sich der Gläubiger das Eecht der Kündigung vor, 
weil die beliehene Erwerbsquelle nicht mehr den ursprünglichen 
Wert darstellt. In solchen Fällen stehen wir daher stets einer 
Mischung von persönlichem und Realkredit gegenüber. Wie wir 
sehen, ist diese Einrichtung eben rechtlicher Natur, um durch 
die Verhaftung eines unter allen Umständen noch verwertbaren 
Gegenstandes dem Gläubiger die Möglichkeit des Schadenersatzes 
zu gewähren, wenn die Gegenleistung sonst un einbringbar sein 
sollte. Eine speziell ökonomische Wirkung liegt dem Vorgang nicht 
zu Grunde, sondern prinzipiell, wie thatsächlich , bleibt nach wie 
vor das ganze Einkommen des Haushälters der Fonds, aus welchem 
die Schuldigkeiten zu entrichten sind. Sollte nun diejenige Ein- 
nahmequelle, auf welcher die Leistungspflicht speziell ruht, den 
Dienst versagen, so muss jeder vernünftige Wirt aus anderweiten 
ökonomischen Mitteln, regelmässig aus seinem übrigen Einkommen, 
Deckung beschaffen. Es wäre entschieden ein bedauerliches Zeichen 
von Misswirtschaft, wenn in solchen Fällen der Haushälter das be- 
treffende Ertragsobjekt durch Subhastierung aufgeben würde. 

Für die Besteuerung geht aus den bislang gepflogenen Unter- 
suchungen mit Notwendigkeit hervor, dass nur diejenige Form, 
welche das Subjektiv-Persönliche nachdrücklichst betont, folgerichtig, 
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ohne andere wichtige Interessen zu verletzen, und bis zur Gänze 
dem Abzug der Passivzinsen Kechnung zu tragen vermag. Darum 
gelingt es der Objekt- und Ertragssteuer nur schwer, dieses Moment 
näher zu würdigen, während es bei der Subjekt- und Einkommen- 
steuer geradezu aus dem Begriffe und dem Wesen der Subjek- 
tivität abzuleiten ist. Endlich aber bietet das System einer richtig 
angelegten Einkommenbesteuerung, insonderheit in Gestalt einer 
angemessenen Kombination des Ertrags- und Einkommengedankens, 
ein vorzügliches, steuertechnisches Mittel, unser Problem in ge- 
nügender Weise zu lösen. So kommen wir durch die genaue Analyse 
des Verhältnisses zwischen Kredit und Wirtschaft zu der Auffassung, 
welche wir an die Spitze dieses Abschnittes gestellt haben. 

Wenn wir uns nun mit aller Konsequenz die dargelegten Er- 
scheinungen vergegenwärtigen und namentlich das rein subjektive 
Moment der Verschuldung ins rechte licht setzen, so gelangen wir 
dadurch unmittelbar zum hauptsächlichsten Stützpunkt der Begrün- 
dung, nämlich zu der Erklärung, dass die Gesetzgebung auf eine 
Entlastung der beschwerten schuldnerischen Wirtschaft 
hinwirken muss. 

Wenn wir davon ausgehen, dass jeder einzelne Staatsbürger 
an der Steuerlast in dem Verhältnis seiner persönlichen, indivi- 
duellen Beitrags- und Leistungsfähigkeit teilnehmen soll, so ist m. E. 
in erster Linie die Frage zu beantworten, ob überhaupt und inwie- 
weit Umstände, welche jene verringern, in Ansatz gebracht werden 
dürfen. Man wird dies wohl unbedingt zugeben müssen. Im Falle 
der Bejahung aber kann es keinem Zweifel unterliegen, dass auch 
die Schulden und Schuldzinsen als die konkrete Steuerkraft schmä- 
lernde Erscheinungen zu behandeln sind. Denn, wenn wir auf der 
einen Seite die grossartigen und in der That privat-, wie volkswirt- 
schaftlich äusserst wohlthätigen Wirkungen des Kredits voll und 
ganz anerkennen, so dürfen wir doch die Kehrseite der Medaille 
nicht übersehen. Die Schulden sind und bleiben zunächst reine 
Passiva, die Schuldzinsen stellen bei den Ein- und Ausgängen 
der Wirtschaft negative Vermögensteile dar und der erzielte 
Ertrag wird immer um die Summe der zu entrichtenden Zinsen 
gemindert. Es mag bei produktiver Verwendung und Wirkung 
der aufgenommenen Passivkapitalien das jetzt bezogene Einkommen 
grösser sein als das frühere, allein immerhin gehen von demselben 
die Passivzinsen gleichsam durch eine Art partieller Enteignung ab. 
Bei der ungeheueren Masse der im Verkehr befindlichen Leihkapitalien 
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ist diese Erkenntnis von höchster Bedeutung. Denn findet, wie bei 
unseren Steuergesetzen häufig genug, dieser Punkt keine Beachtung, 
so schliesst ein solcher Zustand einen unberechenbaren Druck der 
verschuldeten Wirtschaft in sich. Er führt zu einer Lähmung des 
ökonomischen "Wachstums, zu einer Störung gerade der volkswirt- 
schaftlich nützlichsten Bestrebungen. 

Wenn wir nun im Anschlüsse an das Gesagte den Abzug der 
Schuldzinsen in Vorschlag bringen, so kann fürs erste die Begrün- 
dung nur in der wirtschaftlichen Lage des Schuldners gefunden 
werden, welchen man in seiner Last erleichtern will. Sobald nämlich 
eine Wirtschaft gezwungen oder freiwillig fremde verzinsliche Kapi- 
talien in ihr Gefüge aufnimmt, so muss diese so geschaffene Bürde 
die Leistungsfähigkeit des steuerpflichtigen Haushälters beein- 
trächtigen. Stellt sich nun aber die BeSteuerungstechnik und die 
Steuerpolitik die Aufgabe, die öffentlichen Lasten nach dieser und 
zwar nach ihrer individuellen Stärke umzulegen, so wäre es nicht 
nur prinzipwidrig, sondern auch aus dem Gesichtspunkt der Gerech- 
tigkeit und des wahren fiskalischen Interesses durchaus verwerflich, 
auf eine Berücksichtigung der Passivzinsen nicht zurückzukommen. 
Infolgedessen erscheint die Befreiung der Schulden von der Steuer 
unmittelbar als ein Attribut der Besteuerung nach der individuellen 
Beitragskraft. Die moderne Einkommensteuer aber setzt sich dies 
zum Ziele in höherem Masse als andere Steuerformen, und es wäre 
daher gerade bei ihr höchst bedenklich, wenn im Interesse der 
schuldnerischen Wirtschaft, zu deren Entlastung und Erleichterung 
von dem Schuldenabzuge abgesehen würde. 

Hiemit im Zusammenhange ist des Weiteren die Frage zu 
beantworten, welchen Charakter dieser Abzug hat, ob er lediglich 
ein Eecht des Schuldners umfasst, welches dieser nach freiem Er- 
messen zur Geltung bringen oder aufgeben kann, oder ob er nicht 
zugleich eine Pflicht des Berechtigten gegen den Staat, bez. gegen 
die Gemeinschaft einschliesst. Gelegentlich der Erwähnung des 
literarischen Streites Burkart-König haben wir einige orientierende 
Bemerkungen eingestreut und uns für die Ansicht Burkarts, welcher 
auf dem ersteren Standpunkt steht, ausgesprochen. Betrachten wir 
die Entlastung des verschuldeten Wirtschafters als den eigentlichen, 
materiellen Grund des Abzugs der Passivzinsen, so ist klar, dass 
die ganze Massregel im Interesse und zu Gunsten des Schuldners 
getroffen 'ist. Er hat daher ein Eecht auf die Freilassung, ein 
Recht, welches er ausüben kann oder nicht, wie's ihm beliebt. 
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Eine Pflicht aber, Angaben über seinen Schuldenstand zu machen, 
besteht keineswegs. Nun wird allerdings der Staat durch ein 
solches Eecht des Schuldners einen Steuerausfall zu gewärtigen 
haben, und ihm liegt es ob, seine Gegenmassregeln zu treffen, welche 
die richtige Einsteuerung des zinsbeziehenden Gläubigers zum Zweck 
hat. Dies ist aber im Hinblick auf die Abrechnung der Passivzinsen 
beim Schuldner keine prinzipielle Forderung, sondern lediglich Sache 
der praktischen Erwägung. Dagegen erscheint die Aufsuchung der 
Zinsen beim Glaubiger, wo sie Aktivteile des Termögens sind, in 
Bezug auf diesen als eine durch die Gleichheit der Besteuerung 
begründete Notwendigkeit. Der Staat hat die Pflicht, durch ent- 
sprechenden Eechtsschutz dem Schuldner die zugestandene Erleich- 
terung zu gewährleisten. Er muss entgegengesetzte Abmachungen 
für nichtig und straffällig erklären und ausserdem in solchen Ver- 
suchen des Gläubigers einen Steuerbetrug bestrafen. 

Wenn man nun die erwähnten Erscheinungen — den persön- 
lichen Charakter aller Schuldverhältnisse und den Abzug der Passiv- 
zinsen zur Erleichterung der schuldnerischen Haushaltung — näher 
prüft und sie in ihrer Einwirkung auf den ganzen gesellschaftlichen 
Organismus betrachtet, so zeigt sich auch unter dem Gesichtswinkel 
der sozialen Klassenbildung der Abzug als ein Postulat einer ge- 
deihlichen Bntwickelung der nationalen Besitzes- und Wohlstands- 
verhältnisse. Denn in einer auf Privateigentum, freier Konkurrenz 
und weitgehender Arbeitsgliederung beruhenden Yolkswirtschaft 
werden die tüchtigsten, wenn auch nicht kapitalreichsten Kräfte 
geschützt. Dies erweist sich ganz besonders durch die Förderung 
des für unsern gesellschaftlichen Aufbau so wichtigen Mittelstan- 
des, welcher zum Nutzen des ganzen Volkslebens dadurch gesund 
und lebensfähig erhalten wird. Desshalb ist auch der Abzug der 
Passivzinsen eine Konsequenz des in einem höheren und in der 
That ethischen Standpunkt begründeten Steuerprinzips. Darin 
aber liegt ein wichtiges Stück modemer Sozialpolitik, wobei es 
sich nicht nur um eine Erleichterung der verschuldeten Wirtschaft 
im Interesse des Schuldners allein, sondern ebenso sehr um die 
Förderung, Befruchtung und Sicherung des Gemeinschaftslebens 
selbst handelt. Dadurch muss unsere Aufgabe nach der materiellen 
Seite ihre abschliessende Begründung finden, während das Bestehen 
einer Steuerform, welche die Schuldzinsen da zu treffen vermag, wo 
sie Aktivrenten sind, ajso beim Zinsempfänger, zwar mit aller Macht 
. anzustreben ist, ohne indes ausschlaggebend zu sein. 
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VI. 

Die Scholden und Seholdzinsen und die obersten 
Grundsätze der Besteuerung. 

1. Die Schonung der Einzelwirtschaft als Steuerquelle*). 

In den bisherigen Untersuchungen haben wir der Frage näher 
zu treten gesucht, warum in Anbetracht der Wechselbeziehung 
zwischen dem Schuldmoment und der Wirtschaft bei der Einkommen- 
steuer, als derjenigen Steuerform, welche unserer modernen Ent- 
wickelung am besten entspricht, der Abzug der Schulden und Schuld- 
zinsen zu befürworten sei. Nunmehr besteht unsere Aufgabe darin, 
die gewonnenen Erkenntnisse den obersten Grundsätzen der Be- 
steuerung anzugliedern und sie in der Sichtung des Steuerprinzips 
weiter zu vertiefen. 

Mit dem steigenden Finanzbedarf sieht sich der Staat immer 
mehr genötigt, den grössten Teil desselben durch Abgaben und Auf- 
lagen auf die Einzelwirtschaften zu decken. Ihr jährliches Ein- 
kommen aber, welches denselben zur regelmässigen Befriedigung 
ihrer Bedürfhisse, ohne Beeinträchtigung der Yermögens- und Be- 
sitzesverhältnisse, verfügbar ist, bildet allein auf die Dauer — ano- 
male Zeitumstände, Krieg, politische Krisen etc. abgerechnet — die 
Grundlage, welcher der Staat die Mittel zur Deckung seiner Aus- 



1) "Während Eau (Fin. I. §§ 250—266, S. 875— 39S) diesen Teil . der 
,^twickelung der Besteuerungsgrundsätze" widmet und dabei vomehmlicli die 
Allgemeinheit und Gleichfönnigkeit der Steuer, die SteueriSUiigkeit und Erörterungen 
über die Steuerquelle abhandelt, Eoscher (Fin. §§ 44—51, S. 175—203) in der 
„Ethik der Steuern" die Prinzipien der Gerechtigkeit etc. etc. darstellt und Stein 
(Fin. n. S. 346 — 353) über einige grundlegende Ausfühnmgen wesentlich nicht 
hinauskommt, hat Ad. Wagner (Fin. H, §§ 363—429, S. 220—359) gerade diesen 
Teil prinzipiell und systematisch aufs gründlichste bearbeitet. Für die Beurteilung 
und Beweisführung einer Frage, wie die vorUegende, ist m. E. die systematische 
Prüfung an den obersten Grundsätzen der Besteuerung geradezu unerlässlich, weil 
man hier erst eri^enncD kami, ob und inwieweit die geschichtliche Entwickelung 
den BedürMssen der Yolks- und Finanzwirtschaft entspricht. 
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gaben entnehmen kann und darf. Je mehr nun die Steuer gegen- 
über den privat- und halbprivatwirtschaftlichen Einnahmen an Be- 
deutung gewinnt, desto mehr hängt die gedeihliche Weiterentwicke- 
lung von zwei Dingen ab. Einmal muss die Verwendung der 
Steuersummen eine so geartete sein, dass die Beitragskraft zu den 
gemeinwirtschaftlichen Erfordernissen unmittelbar oder mittelbar 
gesteigert wird. Sodann aber muss die einzelne Steuerkraft in ihrem 
Werden nach allen Seiten hin gefördert und insbesondere dafür 
Sorge getragen werden, den Steuerpflichtigen durch Gewährung 
eines gewissen Erholungsspielraums eine Schonung und Kräfti- 
gung angedeihen zu lassen. Denn es liegt unmittelbar im Interesse 
des Gemeinschaftslebens selbst, dass die steuerzahlenden Privat- 
wirtschaften in einem Zustand erhalten werden, welcher die aus- 
gedehnteste Deckung der öffentlichen (Staats- und Gemeinde-)Be- 
dürfhisse zulässt. 

Die einzelnen Wirtschaften nämlich sind nicht nur an sich ver- 
schieden leistungsfähig, sondern besitzen auch eine vielfach abgestufte 
Spannkraft. Jede einzelne Wirtschaft erreicht infolgedessen ein- 
mal, früher oder später, je für die gegebenen Verhältnisse, den 
Höhepunkt ihrer Leistungsfähigkeit, von welchem an letztere wieder 
abzunehmen beginnt. Naturgemäss liegt es nun im Interesse des 
Staates, die einzelne Steuerkraft nicht über dieses Maximum hinaus, 
sondern nur unterhalb desselben in Anspruch zu nehmen. Denn 
zeigt sich eine Abnahme der Elastizität der Privatwirtschaften und 
macht sich eine solche Erschöpfung als Krankheitssympton bei vielen 
oder ganzen Gruppen von Steuerträgem geltend, so kann leicht eine 
„Steuerkrise" eintreten, welche die schwerste Schädigung für die 
Volks- und Staatswirtschaft mit sich bringt. 

Nun aber ist es klar, dass zu denjenigen Elementen, welche 
die Beitragsfahigkeit einer Einzelwirtschaft beeinträchtigen und 
ihren Wohlstand in kritischen Zeiten gefährden, unbedingt auch die 
Verschuldung zu rechnen ist. Denn gerade diese erscheint wegen 
ihres mehrfach erwähnten persönlich -subjektiven Charakters und 
ganz besonders wegen ihrer organischen Beeinflussung des ganzen 
Getriebes in hervorragender Weise dazu geeignet, das wünschens- 
werte Mass der Steuerleistung einzuschränken; denn die Höhe des 
Einkommens wird nicht nur durch den Schuldenstand reell um den 
Betrag der Passivzinsen gemindert, sondern das kreditwirtschaft- 
liche Moment verschiebt und verändert den ganzen psychologi- 
schen Grundcharakter des, ökonomischen Gefüges. Da nun bei der 
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verschuldeten Steuerkraft jener Höhepunkt der Spannkraft viel eher 
eintritt, als bei der schuldenfreien, so muss bei jener ganz besonders 
sorgfaltig eine Art „Erholungs-Remedium^^ (Schäfile) eingehalten 
werden. 

An und für sich lassen sich nun zwei W^e denken, auf 
welchen sich überhaupt und besonders hinsichtlich der Schulden 
eine Entlastung der beschwerten Wirtschaft erreichen lässt. Der 
erste bestünde darin, dass man den Steuerpflichtigen eine gewisse 
Zeit hindurch voll zur Leistung heranzieht und alsdann demselben 
eine Periode der Buhe und Neukräftigung gönnt. Allein es bedarf 
keines weiteren Beleges, um zu beweisen, dass diese Methode 
theoretisch wie praktisch verwerflich ist und leicht die Einzelwirt- 
schaft, wie das Gemeinwesen an den Band des Verderbens bringen 
müsste, insbesondere wenn man bedenkt, dass möglicher, und 
in unseren modernen Kulturstaaten wahrscheinlicher Weise nach 
Ablauf jener Beitragsfrist, also mit Eintritt der notwendigen Buhe- 
pause gleiche, wenn nicht höhere Anforderungen an die Knanzkraft 
eines Landes gestellt werden können, und deshalb die Staatswirt- 
schaft auf jene Beiträge kaum verzichten könnte. Dies würde aber 
zu einer höchst unökonomischen Aussaugung der wirtschaftlichen 
Leistungsfähigkeit, zu einem finanziellen „Baubbau" führen. Wir 
betrachten daher die Erwägung dieser Frage wissenschaftlich für 
undiskutierbar, für eine steuerpolitische Utopie. So bleibt nur mehr 
der zweite Weg übrig, welcher dadurch charakterisiert wird, dass 
die Erleichterung stückweise an der einzelnen Steuerzahlung ab- 
getragen werde, ein Ziel, welches steuertheoretisch zu rechtfertigen 
und durch eine entwickelte Steuertechnik auch wohl zu verwirk- 
lichen ist. 

Wenn wir uns die bisher angedeuteten Grundfragen vergegen- 
wärtigen und die Nutzanwendung daraus ziehen, so gelangen wir 
zu dem Ergebnis, dass mit Anerkennung der Berechtigung eines 
Erholungsspielraumes für die angegriffenen Steuerkräfte unsere 
Spezialfrage ihre Begründung in eben diesem Argumente findet 
Denn wird auf der einen Seite zugegeben, dass der weniger leistungs- 
kräftigen Wirtschaft ihre Bürde zu erleichtern sei, so folgt andrer- 
seits unmittelbar, dass der Zustand der Verschuldung, eben weil er 
eine Schmälerung und wenigstens teilweise Erschöpfung herbeiführt, 
ein Becht auf eine Entlastung gibt. Wenn wir es nun hier in erster 
Linie und zunächst mit einer zu Gunsten des Schuldners getroffe- 
nen Massregel zu thun haben, so geht das Prinzip doch weiter 
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und wirkt hier das Interesse der Gemeinschaft und des Kollektiv- 
lebens in gleichem Masse mit. Sind so die vorgeführten Grund- 
sätze allgemeiner Natur und erfordert jede Besteuerung, die direkte, 
wie die indirekte, und jede Form der Schätzung, die primitive, wie 
die vollendete, schon aus Gründen der Klugheit eine Berücksichti- 
gung derselben, so tritt diese Erscheinung in potenziertem Masse 
bei der modernen Einkommensteuer auf, wo sie neben praktischen 
Erwägungen eine unmittelbaie Konsequenz einer im ethischen Stand- 
punkte begründeten, wahrhaft opfergleichen Besteuerung ist. 

2. Das Prinzip der Gerechtigkeit. 

Bekanntlich ist der Begriff der Gerechtigkeit ein relativer. Die 
Verschiedenheit der Auffassungen ist aber nicht allein in der psy- 
chologischen Empfindung des einzelnen, von der Steuer betroffenen 
Pflichtigen begründet, sondern vielmehr eine Thatsache der Entwicke- 
lungsgeschichte des Steuerbegriffes selbst. In dieser Beziehung 
lassen sich ganz besonders scharf die Hauptphasen des historischen 
Werdegangs, die feudale, die ständische, die absolute, die staats- 
bürgerliche und endlich die moderne soziale und sozialpolitische 
Epoche unterscheiden. Wir sehen hier im Laufe des politischen 
und sozialen Werdens, wie allmählig der Begriff einer realistisch- 
materiellen Gerechtigkeit, beruhend auf der Gleichheit der Opfer, 
durch die Vorstufen einer prinzipiell verschiedenen Abstufung und 
der formellen Gleichheit zum Siege gelangt. 

Das Ideal einer wahrhaft gerechten Steuerpolitik, vornehmlich 
unter dem Gesichtspunkte der modernen sozialen und sozialpolitischen 
Auffassung, ist eine Besteuerung nach der Gleichheit der von jedem 
Staatsbürger der Gesamtheit dargebrachten Opfer. Wir lehnen darum 
alle jene ungenauen und unvollständigen Definitionen der Steuer, 
welche dieselbe als den Preis für empfangene Dienste, als eine Ver- 
sicherungsprämie, als eine der Gemeinschaft geschuldete Nutzung des 
Nationalkapitals etc. etc. — wesentlich privat rechtliche Begriffs- 
bestimmungen — charakterisieren, unbedingt ab, und sehen eben 
in der Steuer einen Zwangsbeitrag jeder Einzelwirtschaft, wodurch 
dieselbe für ihren Teil ihre Leistungspflicht zur Befriedigung der 
Gemeinbedürfoisse erfüllt. Eine in der That auf der Höhe des 
ethischen Standpunkts stehende und im sozialen Prinzip begründete 
Steuergesetzgebung basiert nun die Verteilung der Steuerlast nicht 
nach den Grundsätzen des gewöhnlichen Tauschgeschäftes durch die 
spezielle Entgeltlichkeit mit einer der Leistung genau entsprechenden 
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Gegenleistung, sondern legt ein öJBFentlich-rechtliches und mehr ge- 
meinwirtschaftliches Element zu Grunde. Dieses aber beachtet die 
Wechselwirkung zwischen dem bezogenen Einkommen, bez. seiner 
konsumtiven Verteilung, einer- und der entrichteten Abgabe andrer- 
seits. Dadurch aber wird die subjektive Beziehung zwischen den 
Einkünften und der Auflage zum Ausgangspunkt genommen, an 
der Stelle der formalen Einkünfte oder des genossenen Nutzens 
tritt nunmehr das Mass der Hingabe, das Opfer und das Grund- 
prinzip der „Gerechtigkeit" verkörpert sich in der „opfergleichen'' 
Besteuerung. Diese aber lässt sich in keiner andern Weise ver- 
wirklichen als durch die Bemessung der einzelwirtschaftlichen Bei- 
tragspflicht nach dem Grade der persönlichen und individuellen 
Leistungsfähigkeit des leitenden Kechts- und Wirtschaftssub- 
jektes. In dieser Stellungnahme sind nun zwei weitere Probleme 
begründet. Einmal die differenzierte Belastung der kleinen und 
kleinsten Einkommen, bez. die Befreiung gewisser Gattungen von 
der Steuer überhaupt (Existenzminimum), sodann aber die schärfere 
Belastung der grösseren und leistungskräftigeren Einkünfte (Pro- 
gression-Degressioh, fundiertes (Rente-)Einkommen). 

Wenn nun der Grundsatz der „Gerechtigkeit" es erfordert, dass 
alle Pflichtigen je nach dem Masse ihrer Leistungsfähigkeit an der 
Verteilung der öffentlichen Lasten in der Gleichheit des darge- 
brachten Opfers teilnehmen, so wird hiedurch die Berücksichtigxmg 
der Passivzinsen zu einem grundlegenden Postulat in der tech- 
nischen und politischen Yerwirklichung des Steuerprinzipes. Denn, 
findet eine Befreiung der Schulden von der Steuer nicht statt, so 
zahlt der schuldenfreie Wirtschaftsbetrieb lediglich den Steuersatz 
seines wirklich bezogenen Einkommens, während der verschuldete 
Wirt neben diesem noch eine Steuer für Etwas zu entrichten hat, 
das für ihn nicht nur gar keine Genussmöglichkeit bietet, sondern 
eine reine Ausgabe, dagegen einen Aktivteil anderer Wirtschaften, 
darstellt. Wird nun hierauf keine Eücksicht genommen, wie dies 
bei den Steuergesetzen häufig der Fall ist, so widerspricht ein der- 
artiges Vorgehen nicht nur den elementaren Prinzipien bei der 
direkten Besteuerung, sondern macht jedwede Steueranlage nach 
der konkreten Fähigkeit der Einzelwirtschaft schlechthin unmöglich. 
Es erübrigt an dieser Stelle, die Wirkungen und Folgen zu er- 
wägen, welche ohne eine Berücksichtigung des Schuldenstandes für 
die Besteuerung eintreten. 

Die Behandlung der Passivzinsen als positive Bestandteile des 
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Termögens der schuldnerischen Wirtschaft durch die Steuertechnik 
verletzt auf der einen Seite die Allgemeinheit der Steuer, indem sie 
der unverschuldeten Wirtschaft im Vergleich mit der schuldenbelaste- 
ten eine Art partieller Exemtion von der Steuer gewährt, welche 
zwar als solche im Besteuerungsmodus nicht begründet ist, die aber 
in Ansehung des Steuerpflichtigen die Wirkung einer solchen hat. 
Denn — wie gesagt — während derjenige Haushälter, welcher durch 
Schidden nicht verpflichtet ist, lediglich sein wirklich bezogenes 
Einkommen zur Steuer zu veranlagen hat, muss die verschuldete 
Haushaltung neben diesem eine Steuerquote entrichten, welcher gar 
kein Genuss und keine Genuss-, bez. Verwendungsmöglichkeit gegen- 
übersteht, sondern sich als reinen Ausgang, als eine zwangsweise 
Abgabe an Dritte darstellt. Dieses Verhältnis charakterisiert sich 
dann in seinen Folgen betrachtet für die subjektive Empfindung 
eines wirtschaftlichen Geföges gerade so, als wenn die schuldenfreie 
Wirtschaft nur für einen aliquoten Teil der Erträge einen Steuer- 
beitrag zu leisten hätte, während andere, wenn auch regelmässig 
kleinere, steuerfrei blieben. Nehmen wir b. w. an, zwei gleich- 
artige, nach Betrieb und Umfang vergleichbare, wirtschaftliche 
Unternehmungen erzielen — nach Abzug aller Kosten mit Aus- 
nahme der Passivzinsen — einen Durchschnittsertrag von lOÖO, so 
müssen beide, wenn keine Berücksichtigung der Schuldzinsen statt- 
findet, und der Steuersatz 3 % beträgt, 30 als Steuer entrichten. 
Gesetzt nun, die eine Wirtschaft sei schuldenfrei, die andere mit 
einem Zinsbetrage von 300 beschwert, so würde der Inhaber der 
letzteren die Steuerlast ganz anders fühlen als deijenige der ersteren. 
Dieser vielmehr hat im ökonomischen Endeflekte, der verschuldeten 
Wirtschaft gegenüber, die subjektive Empfindung, nicht als ob er 
ein Steuerkapital von 1000, sondern nur ein solches von 1000—300 
= 700 zum Ansätze zu bringen hätte. Denn wird, wie wir ge- 
sehen haben, das Kreditmoment vernachlässigt, so erhält der Schulden- 
freie einen Vorzug, eine Art Steuerprämie. Erinnern wir uns 
im Zusammenhange damit unserer früheren Auseinandersetzungen, 
in welchen wir zu zeigen versucht haben, dass im modernen Wirt- 
schaftsleben der Kredit ein notwendiger, selbständiger und organi- 
scher Bestandteil eines jeden ökonomischen Getriebes ist und sein 
muss, so dürfte die bezeichnete Bevorzugung der schuldenfreien 
Haushaltung kaum zu rechtfertigen sein. 

Das Nämliche gilt auf der andern Seite von der Gleich- 
mässigkeit der Besteuerung. Wird der Schuldenstand gar nicht 
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oder nicht genügend im Auge behalten und dem Zinszahler keine 
Erleichterung in seiner Bürde gewährt, so schafft man dadurch eine 
unendliche Eeihe der verschiedenartigsten Übertragungen und eine 
dauernde Verschiebung in der Verteilung der wirklichen Steuerlast, 
einen Anlass zu beständigen, nie ruhenden Überwälzungskämpfen. 
Vom Standpunkt des Gemeinschaftslebens aus kommt noch ein 
weiterer Nachteil inbetracht, welcher in der zu befürchtenden Über- 
anstrengung der beschwerten und schonungsbedürftigen Wirtschaft 
besteht. Diese Folge^ welche aus der mangelnden Ausgleichung der 
thatsächlichen Steuerlast hervorgeht, fallt mit den im vorigen Ab- 
schnitte dargelegten Prinzipienfragen zusammen, auf die wir an 
dieser Stelle zurückverweisen. 

In der schUesslichen Wirkung läuft aber das ganze Vorgehen 
auf eine Benachteiligung des Schwächeren, auf einen Druck gegen 
die weniger leistungsfähigen Schultern hinaus, was mit einer um- 
gekehrten Progression, mit einer Verschärfung der Steuerlast nach 
unten gleichbedeutend ist. Dies aber widerspricht nicht nur der 
Gerechtigkeit, sondern verletzt auch ein wichtiges Erfordernis der 
Wirtschaftspolitik. Hingegen bringt die Vermeidung dieses Uebel- 
standes dem Einzelnen, wie der Gesamtheit reichliche Früchte. Denn 
in einer auf Privateigentum und freier Konkurrenz gegründeten, 
arbeitsteilig gegliederten, volkswirtschaftlichen Organisation, insonder- 
heit aber in unseren modernen Kulturstaaten und bei einem tausend- 
fältig abgestuften Wirtschaftsleben mit seinem weitgehenden, viel- 
gestaltigen Geld- und Kreditverkehr, bei der fortschreitenden quan- 
titativen und qualitativen Differenzierung des Volksvermögens und 
Volkseinkommens, endlich in einem wesentlich privatrechtlich-privat- 
wirtschaftlichen System muss auch die Steuertechnik auf die Ver- 
sdiuldung der Einzelwirtschaften Eücksicht nehmen. Vollends aber 
erheischt die moderne Einkommensteuer als diejenige Steuerform, 
welche eine wahrhaft opfergleiche Belastung aller Staatsbürger be- 
zielt und deren Ausgangspunkt und Grundtendenz die Erfassung 
des Steuersubjekts nach der wahren individuellen Leistungsfähigkeit 
ist, in höherem Grade als andere Gestaltungen und Arten der 
Schätzung, eine ausgedehnte und gründliche Beachtung der Schulden. 
Denn gerade die organische Vertiefung des leitenden Bechtssub- 
jekts nach seiner konkreten Beitragskraft, sowie die Erwägung 
aller persönlichen Einzelheiten zur steuertechnichen Auswertung 
sind schlechthin undenkbar und undurchführbar ohne die Berück- 
sichtigung der Passivzinsen. 
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3. Die Grundsätze des finanzpolitischen Interesses und 
der Steuerverwaltung^). 

Von den Anforderungen, welche hier eine richtige Finanzpolitik 
an eine steuerreformerische Massregel steUt, ist die Zul an glich - 
keit zunächst zu beachten. In unserem Falle haben wir es daher 
zunächst mit der Beantwortung der Frage zu thun, ob die vorge- 
schlagene Befreiung der Schulden und Schuldzinsen von der direkten 
Besteuerung nicht die notwendige Eücksicht auf den Steuerertrag 
verletzt oder ihn gefährdet. An und für sich mag es, oberflächlich 
besehen, den Anschein gewinnen, als ob die Zulassung eines unein- 
geschränkten Abzugs unbedingt einen korrelaten Steuerausfall zur 
Folge haben müsste. Denn durch diesen — so könnte man ein- 
wenden — werden eine Menge bislang leicht erreichbarer und er- 
fassbarer Steuerkapitale dem sicheren Steuereingang entrückt. Hatte 
die Steuertechnik durch die fehlende Ausscheidung des Passiv- 
moments bei der Veranlagung bisher die Fähigkeit, die steuerbaren 
Geldsummen mindestens bei einem Kontrahenten, dem Zinszahler, 
zu erfassen, so läuft sie jetzt durch die Einschaltung des Schulden- 
abzugs bei der Unerreichbarkeit des Gläubigers Gefahr, den Zins- 
betrag weder beim Zahler noch beim Empfanger desselben besteuern 
zu können. Zumal aber in unseren neuzeitlichen Wirtschafts- 
zuständen und insonderheit bei dem grossartigen Geld- und Kredit- 
verkehr und dem weltwirtschaftlichen Charakter unseres ganzen 
Verkehrslebens, ist eine solche Massregel bedenklich und wird um- 
so bedenklicher, je weiter diese Verschiebung der Vermögensmassen 
fortschreitet und je schwieriger und verwickelter das Problem der 
internationalen Besteuerung wird. 

Allein alle diese befürchteten Übelstände greifen überhaupt nur 
scheinbar, oder doch nicht in dem angenommenen Masse, Platz. 
Denn bekanntlich bieten gerade die Einkommen aus der Nutzung der 

^) Ad. Wagner (Mn. ü. §§ 366—368, S. 231—234) stellt die finanzpolitischen 
Prinzipien in seiner Rangordnung an die Spitze. Ü. E. aber gebührt diese Stellung 
den Yolkswirtschaftlichen, die für die Auflage der Steuer die massgebenden 
in erster Linie sein müssen; denn wenn auch das Ausgabeprinzip dem Einnahme- 
prinzip im Finanzwesen vorangeht, so dürfte es doch zu weit gehen, die „Aus- 
reichendheit" als das Erste für die Besteuerung zu bezeichnen. Vielmehr erscheint 
das, was überhaupt geleistet werden kann, die Grundlage der Steuer abgeben zu 
müssen. Unter keinen Umständen darf der Staat darüber hinaus die Einzelwirt- 
schaften belasten, insbesondere nicht regelmässig das Nationalkapital angreifen. 
In solchen Fällen müssen die Ausgaben eben um jeden Preis eingeschränkt werden. 

T. HeeVelf Einkomineusteuer. 9 
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Leüikapitalien der steuertechnischen Anlage die grössten Schwierig- 
keiten, da sie nur äusserst mühsam und stets nur unvollständig zu 
ermitteln sind. Die grossen Kosten, welche hierdurch erwachseix, ver- 
anlassen die meisten Steuergesetze auf eine einlässliche Aufsuchung 
zu vernichten und sie begnügen sich daher regelmässig mit der An- 
drohung hoher Strafen für den Steuerbetrug bei den event. Erb- 
schaftskontrollen etc. Infolge dessen entziehen sich der Kapital- 
rentensteuer eine ganze Eeihe dieser steuerbaren Zinsrenten, 
namentlich solche, welche nicht auf längere Zeit begründet und 
daher auch bei den Erbschaften nicht inventarisiert werden können. 
Gestattet man nun aber dem Schuldner bei der Einkommensteuer 
die zu zahlenden Zinsen abzuziehen und knüpft man an diese 
Befugnis die formelle Yoraussetzung spezialisierter Angaben (Name, 
Stand, Wohnort des Gläubigers, Höhe des Kapitals und der Zinsen, 
Zinsfuss, Eückzahlung, Zinstermine, Yorlage der Schuldurkunde etc.), 
so wird es sich zeigen, dass gar manches der Steuer bisher uner- 
reichbare Einkommen nun leistungspflichtig wird, welches sich bei 
seiner Unauffindbarkeit der Steuer entzogen hat. Allerdings bietet 
die internationale Kapitalbewegung der Veranlagung mancherlei 
Hemmnisse, und gerade hierauf beruht die hauptsächlichste Schwie- 
rigkeit der Durchführung. Indes muss eine fortgeschrittene Steuer- 
technik und Steuerpolitik, wenn sie ihrer Aufgabe gewachsen sein 
soll, derartige Lücken ausfüllen können. Darauf werden wir an 
einer späteren Stelle noch einmal eingehend zurückkommen und 
wollen wir an diesem Orte nur die Bemerkung machen, dass unter 
der Herrschaft unserer Kulturverhältnisse mehr die Prävention neben 
der Repression eingreifen muss. 

Im Gegensatze zu der Befürchtung, es möchte durch den Schul- 
denabzug der Steuereingang geschädigt werden, erweist sich unsere 
Reform für das Prinzip der Beweglichkeit als höchst frucht- 
bringend und forderlich. Denn wenn man den Reallastcharakter 
einzelner Ertragssteuem und insbesondere eine dergestalte "Wirkung 
der Verschuldung auf das Ertragsobjekt anerkennen muss, wenn 
man ferner die Stabilität, Unbeweglichkeit und Schwerfälligkeit der 
ganzen Ertragsbesteuerung beachtet, so wird man unter diesem 
Gesichtswinkel den Abzug der Passivzinsen nur befürworten können. 
Hiedurch wird in die ganze Erwerbsbesteuerung eine neue dyna- 
mische Kraft getragen, welche dem Steuersystem eine grössere 
Mobilität und Elastizität verleiht. Schlägt man nun jenes Abzugs- 
verfahren bei der Einkommensteuer ein, welches wir bereits mehr- 
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fach in Anregung gebracht haben, so erwächst durch seine Rück- 
wirkung auf die Ertragssteuem dem Steuersysteme ein neuer 
Vorteil. Denn durch die Aufiiahme eines der leichtbeweglichen 
Einkommensteuer angehörigen Gedankens wird für die Entwicke- 
lung des Besteuerungsprinzipes eine taugliche Grundlage geschaffen, 
auf welcher früher oder später die Umgestaltung, bez. eine zeit- 
gemässe Veränderung der bestehenden Besteuerung im Einkommen- 
prinzipe erfolgen kann. Das Interesse der Beweglichkeit ist für die 
Steuerpolitik belangreich genug, um die Abrechnung der Schulden 
und Schuldzinsen unter dem morphologischen Gesichtspunkte des. 
Steuerprinzipes bei . der Einkommensteuer als gerechtfertigt und 
notwendig erscheinen zu lassen. 

Eine weitere Anforderung ist die Bestimmtheit der Steuer. 
Sie bildet bereits eine der vier berühmten Steuerregeln Adam 
Smiths und hat von jeher auch in der Praxis mächtig gewirkt. Ver- 
gleichen wir nun diesen Grundsatz mit der Massregel des Schulden- 
abzugs, so gelangen wir zu dem Schlüsse, dass die Bestimmtheit 
der Steuer nur erhöht Verden kann. Vollends aber wenn eine 
Steuerform, wie die Einkommensteuer, die Belastung der Einzel- 
wirtschaft nach dem Grade der persönlichen und wirklichen Leistungs- 
fähigkeit sich zum Ziele gesetzt hat, wird sie in Anbetracht der 
Sicherheit der Steuerleistung und um die WiUkür auszuschliessen, 
die Freilassung des Passivmoments bewirken müssen. Denn es 
bildet die sog. Bestimmtheit der Steuer das formelle Komplement 
zur Besteuerung nach der thatsächlichen Beitragskraft. Wie eben 
diese letztere die Grundlage und. Voraussetzung abgibt, aus dem 
vorhandenen Material eine konkrete, steuertechnische Gestaltung zu 
bilden, so haben wir es mit dem ersteren Prinzipe als gewisser- 
massen mit einem Abschlüsse zu thun. Während bei der strengen 
Ertragssteuer überhaupt und auch bei der fortgebildeten, sog. 
rationellen, das Steuerkapital immer mehr oder weniger eine fiktive 
Grösse und damit etwas Imaginäres, Irreales war, soU bei der Ein- 
kommensteuer dem technischen Verfahren nur Positives zu Grunde 
liegen, indem an die Stelle objektiv-möglicher Bildungen subjektiv- 
wirkliche treten sollen, die leicht erkenn- und erfassbar sind. Da- 
durch soll das arbiträre Urteil der die Veranlagung besorgenden 
Organe eingeschränkt und womöglich aufgehoben werden, während 
bisher es dem Ermessen der Kommissionen anheim gegeben war, 
ob sie und in welchem Masse sie die Passivteüe bei der Ertrags- 
einschätzung berücksichtigen wollten und konnten. Denn bei dem 

9* 
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Mangel der Selbstangaben der Ertragsgrösse durch die Steuerpflich- 
tigen konnten die Einschätzer niemals die konkreten Yerhältnisse 
ermessen und infolge davon auch nicht den Ertrag des fraglichen 
Wirtschafters bestimmen, sondern lediglich einen mutmasslichen 
angeben, welcher vielleicht von einer Wirtschaft erzielt werden 
kann, die mit diesen oder jenen Mitteln arbeitet. Dass aber hie- 
durch die sachliche Bestimmtheit der steuerpflichtigen Summe 
ganz verloren geht, bedarf keines weiteren Beweises. Daneben aber 
erstreckt sich die Bestimmtheit auch auf das persönliche Gebiet, 
die Bestimmtheit des Steuerzahlers, sowie auf die technischen 
Einzelheiten des Zeitpunktes, der Art u. s. w. der Steuerzahlung. 
In letzerer Hinsicht muss nur die Steuerpolitik dafür Sorge tragen, 
dass durch den Abzug die Steuerkapitalien keine negativen Posten 
werden. Die Schutzmittel hiegegen haben wir teils schon erörtert, 
teils werden wir noch darauf zurückkommen. Haben wir aber die 
Prävention erreicht, so wird durch den Schuldenabzug die Bestimmt- 
heit nicht weiter gefährdet. Und endlich die personale Seite an- 
langend, so wird durch eine weitgehende Beachtung der negativen 
Bestandteile unser Grundsatz nur gefordert. Denn wenn bisher 
nur in Anknüpfung an gewisse festgegebene Objekte eine Besteue- 
rung stattfinden konnte, so werden jetzt durch die Angaben der 
Schuldner neue, bislang vielleicht unerreichbare Steuerkapitalien 
gefunden, wie auch andererseits ein sicheres Kontrollmittel der 
Deklarationen der Gläubiger geschaffen wird, was namentlich bei 
einem aus Einkonmien- und Ertragssteuem zusammengesetzten 
Steuersysteme von Bedeutung ist. Wir sehen also, dass die Ge- 
stattung des Schuldenabzuges auch für die Bestimmtheit der Steuer- 
leistung und des Steuerzahlers gewinnbringend ist. 

Endlich wäre in diesem Zusammenhange noch die Frage der 
Bequemlichkeit der Steuererhebung und das Streben nach den 
geringsten Erhebungskosten zu berühren. Würden diese beiden 
Forderungen für die steuerpolitische Gebahrung die ausschlaggebenden 
sein, so wäre vom Standpunkt der obersten Grundsätze der Besteue- 
rung eine Massregel, wie die in Yorschlag gebrachte, unbedingt zu 
verwerfen, da ein Abzug der Passivzinsen die Steueranlage und 
-Erhebung wesentlich komplizierter macht und der Steuerverwaltung 
eine neue, zum Teü sehr mühevolle Last aufbürdet. Diese Voraus- 
setzung würde aber des Weiteren dazu führen, dass man jede Yer- 
besserung und Verfeinerung im Steuersystem, da sie den Mechanismus 
der Verwaltung verwickeln, und alle Eeform überhaupt verwerfen 
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müsste. Dann aber vermöchte in letzter Konsequenz die Finanz- 
theorie nur eine Kopfsteuer oder eine roh abgestufte Klassensteuer 
zu empfehlen. Aber es ist doch andrerseits zu erwägen, dass auch 
die Finanzverhältnisse in ihrer Gesamtheit ein Ausfluss unserer 
wirtschaftlichen, technischen und sozialen Entwickelung sind, und 
dass sie eben infolge dessen das Gepräge jener allgemeinen Zustände 
an sich tragen. Darin aber liegt nun auch das Prinzip begründet, 
dass es die Au%abe der Steuertechnik ist, für jeweils gegebene 
Verhältnisse eine passende und brauchbare Form zu finden. Um 
deswillen ist eben auch die grössere Mühewaltung des Besteuerungs- 
verfahrens eine Folge jedweder Entfaltung unseres sittlichen und 
materiellen Lebens und ein Attribut aller höheren Stufen der wirt- 
schaftlichen Kultur. Wenn nun auch der Abzug der Schulden imd 
Schuldzinsen die Aufgabe der Veranlagung erschwert, so können 
und dürfen wir eine solche Massregel aus diesem Grunde allein 
noch nicht verwerfen, wir dürfen dies um so weniger, als der 
Schuldenabzug wiederum selbst eine Eeihe von Schwerfälligkeiten 
beseitigt oder doch wenigstens mindert und andrerseits die "Wirt- 
schafts- und Finanzpolitik in der angemessenen Entlastung der 
beschwerten, schuldnerischen "Wirtschaft eine reiche Entschädigung 
findet. 

Resümieren wir die in diesem Abschnitte dargelegten Be- 
merkungen über das Verhältnis des Schuldenabzugs zu den einzelnen 
obersten Grundsätzen der Besteuerung, so gelangen wir zu dem 
Resultate, dass eine Erleichterung der verschuldeten Wirtschaft aus 
Gerechtigkeits- und Klugheitsrücksichten der Staats- und Steuer- 
verwaltung überhaupt und namentlich bei der qualitativen Eigenart 
der Einkommensteuer entschieden und unbedingt zu befürworten 
ist. Wir haben in dieser Hinsicht zunächst die Erfahrung gemacht, 
dass unter der Voraussetzung des für überangestrengte Steuerkräfte 
als unerlässlich erkannten Erholungsspielraumes auch der Schulden- 
stand eines Wirtschaftbetriebes in Ansatz zu kommen hat und dass 
die technische Ausführung durch die stückweise Abtragung der 
negativen Vermögensteile bei der einzelnen Steuerzahlung erfolgen 
kann. Ferner haben wir unser Problem als ein Korrelat der Be- 
steuerung nach der individuellen Leistungsfähigkeit, als von der 
ethischen Grandanschauung einer opfergleichen Besteuerung und 
Steuerlast getragen, zu charakterisieren und endlich den einlässlichen 
Nachweis zu erbringen gesucht, dass ein Abzug der Passivzinsen 
den Prinzipien des fiskalischen Interesses und der Steuerverwaltung 
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im Grossen und Ganzen gerecht zu werden und diese in mancher 
Hinsicht sehr fruchtbringend umzugestalten vermag. Wenn wir 
uns nun all dies vergegenwärtigen und unsere Eragen mit diesen 
allgemeinen Steuerregeln vergleichen, so sind wir ohne Zweifel zu 
dem Schlüsse berechtigt, dass der Abzug der Schuldzinsen aus dem 
Gesichtspunkte der steuertechnischen Begründung nicht nur 
nicht verworfen werden kann, sondern dass gerade die Steuer- 
technik uns ein wesentliches Argument an die Hand giebt, durch 
welches wir mehr und mehr die Überzeugung gewinnen, dass die 
Zulassung des Abzuges der Schuldzinsen bei der Einkommensteuer 
eine grundsätzliche Forderung ersten Banges ist. 



Die Sclmlden und Schuldzinsen beim Ertrags- und 
Einkommenpriiizip. 

Eine weitere Reihe von Beweisgründen zu Gunsten des Abzugs 
der Passivkapitalien und Passivzinsen ergiebt sich, wenn wir das 
formelle Prinzip der Berücksichtigung, die Methode, bei den Ertrags- 
und Einkommensteuern ins Auge fassen. Es handelt sich hiebei 
darum nochmals auf die verschiedenen Arten der Abrechnung, die wir. 
bereits im Vorausgehenden geschichtlich, statistisch und literarisch 
erläutert haben, grundsätzlich zurückzukommen und dieselben ausi 
dem Gesichtspunkt des Systems der direkten Besteuerung zu be- 
trachten*). 

Vergegenwärtigen wir ims noch einmal kurz bereits früher 
erwähnte Eigentümlichkeiten der Ertragssteuem und ziehen wir 
aus dem Charakter und Wesen der Objektivität die weiteren Kon- 
sequenzen unter Rücksicht auf das Ergebnis der steuertechnischen 
Veranlagung und der Beeinflussung der Einzelwirtschaft durch die 
Steuer. Wir gewahren hier, dass die Ertragsbesteuerung in dem 
Bestreben, objektive Summen aufzusuchen, nur zu mittleren Re- 
sultaten und zu Durchschnittsgrössen gelangt. Die Leistungsfähigkeit 
ist daher eine angenommene, eine mittlere. Dazu kommt, dass das 
Thatsächliche immer mehr durch die ungenügende Berücksichtigung 
der Einwirkung des leitenden Wirtschafters verschleiert wird. An 
diese Beobachtungen schliessen sich nun eine Reihe von Umständen, 
welche unser Urteil nicht zu Gunsten des Ertragsprinzipes modifi- 
zieren, die aber unmittelbar aus dem modernen Wirtschaftsleben 



*) In diesem Abschnitt haben wir auf bereits erörterte Dinge noch einmal, 
resümierend znrückzütommen, nm die Erinnerung an frühere Darlegungen zu 
erneuern und um zum folgenden Kapitel hinüberzuleiten. Wir geben hier das 
Ergebnis der obigen Untersuchungen über Geschichte, Literatur und Gesetzgebung, 
welche wir durch Absch. V. und VI. unterbrochen haben. 
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hervorgehen. Dahin gehören die Fortschritte und Eückschlage im 
Erwerb, die Abstufung desselben nach den einzelnen, differenzierten 
Zweigen der Berufs- und Verkehrswirtschaft, sowie nach den ein- 
zelnen wirtschaftenden Individuen, femer die unterschiedliche Ge- 
staltung des Klein-, Mittel- und Grossbetriebs, der Einfluss der 
Technik und der Verkehrsmittel, die ausserordentlichen Konkurrenz- 
verhältnisse infolge des weltwirtschaftschaftlichen Zuges unseres 
Verkehrslebens, und endlich als Folge dieser Voraussetzungen die 
immer heftigeren Entwickelungskrisen, periodische Krache. Solche 
Verhältnisse drängen den besonnenen Haushälter und Unternehmer 
vom extentiven zum intensiven Wirtschaftsbetrieb, solche gewaltige 
Verschiebungen der internationalen Wohlstands- und Besitzesver- 
hältnisse legen einer pflichtbewussten Finanz- und Steuerpolitik 
eine Änderung und Ausbildung des Verbrauchssteuer- und Zoll- 
systems nahe^). 

Für die direkte Besteuerung erwachsen aber aus diesen Zu- 
ständen neue Bedenken und neue Gefahren. Denn der Steuer- 
anschlag entfernt sich nicht nur immer mehr von der Wirklichkeit, 
sondern er entspricht in seinen rückwirkenden Einflüssen nicht 
mehr den ehemals festgetsellten Grundlagen. Denn das Zeitalter 
des Dampfes und der Elektrizität hat unbedingt eine Stärkung der 
grossen und kapitalreichen Betriebe mit sich gebracht, es hat diese 
Kategorieen in eine günstigere Lage versetzt, als die mittleren und 
kleineren Wirtschaften. Während nun deshalb die bevorzugten 
Gruppen den Druck der Steuerlast weniger und mit den ökonomisch- 
technischen Fortschritten immer weniger empfanden, trat bei den 
ökonomisch Schwächeren, zumal unter der Herrschaft der individua- 
listischen, unbeschränkten Konkurrenz, die gegenteilige Erscheinung 
zu Tage. Bei alledem erwies sich die reine Ertragssteuer als ein 
recht unvollkommenes Mittel, all diesen differenzierten Verhältnissen 
der Wirtschaft und des Verkehrs auch nur einigermassen gerecht 
zu werden, vielmehr trug sie nur dazu bei die Unterschiede und 
Schäden zu erhöhen. 

Diese Missstände lassen sich zum grossen Teil auf die Thatsache 
zurückführen, dass alle jene Elemente, welche sich als einen Ausfluss 
des persönlich-subjektiven Faktors der Wirtschaft darstellen, von der 
Objektivität der Besteuerung nicht in Rechnung gezogen werden 
konnten. Um das einzelne in den Rahmön unserer Untersuchungen 



1) Schäffle, Steuerpolitik. S. 75—85. 
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nicht Gehörige auszuscheiden, wollen wir im Folgenden die An- 
wendbarkeit der aufgestellten Behauptung auf den Abzug der 
Schulden und Schuldzinsen näher prüfen und die entsprechenden 
Schlüsse für die Beform daraus ziehen. 

Dabei muss man ein Doppeltes sich vor Augen halten. Ein- 
mal nötigt die wachsende Bedeutung des Kredites und damit die 
zunehmende Verschuldung der Ertragsobjette und der Einzel- 
wirtschaften die steuertechnische Veranlagung immer mehr, aus 
Billigkeits- und wirtschaftspolitischen Rücksichten die beschwerte, 
schuldnerische Privatwirtschaft zu entlasten, da eine Verletzung 
grosser und nationaler Interessen zu befürchten ist. Sodann aber 
wird im Bau der Erti*agsbesteuerung das Verfahren, den Schuldner 
in seiner Bürde zu erleichtem, immer schwieriger und wird es 
endlich fast unmöglich, das Prinzip mit Erfolg durchzuführen. Da- 
durch aber wird nichts Anderes erreicht, als dass die Steuerpolitik, 
wenn auch nicht geflissentlich, so doch faktisch, eine neue Last auf 
die Schultern jener Volksklassen lädt, deren Leistungsfähigkeit ohne- 
hin gegenüber den kapitalreicheren Gruppen schon allzu sehr in 
Anspruch genommen ist. Es Jhat darum in der Geschichte der Be- 
steuerung nicht an Versuchen gefehlt, diesem Bedürfnis der Steuer- 
technik gerecht zu werden. Indessen war das Ergebnis all der auf- 
gewendeten Mühe ein relativ ungenügendes. 

Von den verschiedenen bereits an einer früheren Stelle ange- 
zogenen und in der historischen Entwickelung unserer Frage aus- 
führlich dargelegten Methoden, bei den Ertragssteuern jene Nachteile 
zu beheben, ist der direkte Abzug, wie an jenem Orte angedeutet, 
von vornherein aus Gründen der Selbsterhaltung des Finanzwesens 
ohne Weiteres abzulehnen. Denn b. w. es könnte sich gar leicht 
der Fall ereignen, dass bei Zulassung des Abzugs der Passivzinsen 
vom eingeschätzten Ertrag bei der Grundsteuer die eine oder 
andere Eatastralnummer ein negatives Resultat und bei starker 
Verschuldung die Gesamtheit der Katastralnummem eine negative 
Grösse geben könnte, was jede Schätzung unmöglich machen müsste. 
Die zweite, die Kompensierung der eine Kapitalrente belastenden 
Schuldzinsen mit dem Betrage dieser, involiert eine arge Schädigung 
des Inhabers eines verschuldeten Objekts ohne Kapitalrentenbezug 
gegenüber einem Steuerpflichtigen mit Objektschulden, der im Besitze 
von zinstragenden Leihkapitalien ist. Im letzten Grunde stellt dies 
dann eine Steuerprämie der Rentnerklassen dar und läuft auf eine 
Begünstigung der wirtschaftlich besser und sicherer Gestellten auf 
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Kosten der nicht kapitalbesitzenden Steuerträger hinaus, ^ur die 
Notwendigkeit, die Schulden zu berücksichtigen, im Vereine mit der 
Unzulänglichkeit der verfügbaren technischen Mittel, kann Vater 
des Gedankens gewesen sein, der jeder Gerechtigkeit widerspricht 
Endlich die dritte, das sog. indirekte Verfehren, tastet im Dunkeln 
und geht der Schwierigkeit ganz aus dem Wege. Sie ist die ein- 
fachste, aber auch unseren Wirtschaftsverhältnissen am wenigsten 
entsprechende Methode. Anstatt die schuldnerische Wirtschaft in 
ihrer Last zu erleichtern und im Wege der Gesetzgebung eine Aus- 
gleichung zwischen dem verschuldeten und schuldenfreien Haus- 
hälter herbeizuführen und dem Gedanken einer opfergleichen Besteue- 
rung näher zu rücken, wird hier die Berücksichtigung der Schulden 
einem völlig unberechenbaren Faktor anheim gestellt, welcher nicht 
nur im einzelnen Falle verschieden wirkt, sondern der den Gläubiger 
nur reizen kann, den ihm gesetzmässig aufgebürdeten aliquoten Teil 
des Steuerbeitrags systematisch auf den Schuldner zurückzuwälzen. 
Im Inland führt ein solches System zu den ärgsten Privatstreitig- 
keiten, da der Zinszahler nicht einmal den ihm gewährten Bechts- 
schutz ausüben kann, sondern befürchten muss, aus der Geltend- 
machung seines Bechtes durch den Zinsempfanger Schaden zu lei- 
den, trotzdem des Letzteren Verurteilung erfolgt. Die Androhung 
der Kündigung, zumal in einer Zeit, wo „das Geld teuer ist" oder 
gar, wenn politische Verwickelungen, Krisen im wirtschaftlichen 
Leben etc. in Aussicht stehen, wird regelmässig genügen, den wider- 
spänstigen Schuldner zum Schweigen zu bringen. Dies wird dem 
Gläubiger um so leichter gelingen, je weiter die Verschuldung einer 
Einzelwirtschaft vorgeschritten ist und je schwieriger und je teuerer 
es für den Schuldner ist, anderweitig den nötigen Kredit zu erhalten. 
Dem Ausland gegenüber kann dies Verfahren überhaupt nicht zur 
Geltung gebracht werden und dem heimischen Staate ist es eben, 
da er die ans Ausland geschuldeten Beträge gar nicht kennt, 
schlechthin unmöglich, Zu- und Abfluss von Kapitalkräften durch 
eine richtige Verkehrsbesteuerung zu regeln. Aus den gerügten 
Missständen den allgemeinen Schluss ziehen zu wollen, als ob es 
eben im Wesen einer jeden Art des Schuldenabzugs liege, dass die 
Erleichterung sofort vom Gläubiger auf den Schuldner zurückfalle, 
geht doch entschieden zu weit^). Es kommt dabei lediglich auf 
die Form, an, in welcher dies geschieht. Sobald der Ausgleich 
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zwischen Schuldner und Gläubiger, wie bei den Ertragssteuem, 
erfolgt, ist ein derartiger Be- und Entlastungskampf nur zu erklär- 
lich, sobald dies aber, wie bei der Einkommensteuer, zwischen 
Schuldner und Staat bei Erfüllung der Steuerpflicht durch einen 
teilweisen Nachlass bewirkt wird, hat der Gläubiger kaum mehr 
etwas einzuwenden, nur muss eben die Steuerform eine Verhütung 
anderweiter Schädigung gewährleisten. Aus solchen Erwägungen 
erklärt es sich, dass die Finanzpraxis nur eine allzu grosse Neigung 
hat, die Passivzinsen bei den Ertragssteuem überhaupt ganz zu 
ignorieren, anstatt aus den gemachten Erfahrungen den Schluss zu 
ziehen, dass die Steuerpolitik nach andern, zeitgemässeren Formen 
Umschau halten müsse. 

Fragen wir nun nach den Folgen, welche sich aus dem 
mangelnden Schuldzins -Abzug ergeben und eine Kückwirkung auf 
Wirtschaft und Steuerprinzip bethätigen, so lassen sich vornehmlich 
zwei Erscheinungen als charakteristische Merkmale namhaft machen, 
welche wir im Zusammenhange etwas näher betrachten woDen: 
eine wirkliche Doppelbesteuerung und die Durchsetzung der 
Erwerbsbesteuerung durch eine Verbrauchssteuer artige Zuthat 

Eine Doppelbesteuerung, welche in Wirkung und Beeinflussung 
des ganzen Wirtschaftslebens unberechenbar ist, erweist sich als 
nächste Konsequenfi dieses Zustandes. Denn auf der einen Seite 
ist der Haushälter -Schuldner als Inhaber der belasteten Ertrags- 
quelle gehalten, nicht nur für denjenigen Teil, welcher für ihn ein 
persönliches Einkommen bildet, die Steuer zu entrichten, sondern 
er muss auch das versteuern, was er als Preis für die empfangene 
Nutzung als für ihn negative Posten an die fremde Ökonomie ab- 
zuführen hat, wo sie Aktivteile bilden. Die gleichen Summen aber 
hat auf der anderen Seite der Bezieher derselben, der Gläubiger, 
als sein Einkommen zur Steuerleistung zu veranlagen. 

Mit dieser „doppelten Buchführung'' hat man sich allerdings 
dadurch abzufinden gesucht, dass man hervorhob: wenn auch die 
fraglichen Erträge zweimal getroffen würden, so geschehe dies doch 
in einer doppelten Funktion, deren Begründung im Einzelnen ganz 
verschieden seL Eine solche Belastung desselben Betrages durch 
zwei oder mehrere steuertechnische Formen finde naturgemäs bei 
jedem Steuersysteme statt, welches aus verschiedenen Steuergruppen 
zusammengesetzt sei, wobei die einzelnen Steuern das leistungs- 
pflichtige Einkommen in den drei Hauptstadien des Wirtschaftslebens 
zu erfassen suchen : Schätzungen, Verkehrs- und Verbrauchssteuern, 
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Denn man nehme, so argumentiert man weiter, im W^e des Kredits 
Vermögensteile fremden Besitzes in die eigene Wirtschaft au^ i^eil 
man hiednrch eine Mehrung seines Einkommens erwarte und r^el- 
mässig auch erreiche, und die Steuer, welche die Schuldzinsen nicht 
berücksichtige, sie also mit als Aktivum treffe, suche diesen Ver- 
mögensvorteil auf. Denn der so erzielte Zuwachs sei kein einfacher 
und einheitlicher, sondern zugleich ein relativer, da er die Leistungs- 
fähigkeit nicht nur proportional, sondern auch progressiv — was 
auf unserer Kulturstufe keine ungewöhnliche Erscheinung sei — 
steigere, "Wenn nun eine Besteuerung die Belastung der Einzel- 
wirtschaft nach ihrer konkreten Beitragskraft zum Ziele habe, so 
würde sie auf halbem Wege stehen bleiben, ohne eine Würdigung 
des gedachten Moments zu versuchen. Eine Anforderung an die 
steuertechnische Logik sei es darum, keine Bücksicht auf die 
Schulden zu nehmen. Dies sei aber auch zugleich der einfachste 
Weg, die Frage der Besteuerung jenes tJberschusses durch die Passiv- 
kapitalien zu lösen. Schliesslich aber widerspreche es einer richtigen 
Wirtschafts- und Steuerpädagogie, durch solche Massregeln eine 
Prämiierung des Schuldenmachers herbeizuführen, und es sei be- 
denklich, geflissentlich eine Anordnung zu treffen, welche gar leicht 
zu einer neuen Form des Steuerbetrugs ausgebeutet werden könne. 
Werde nun auf der anderen Seite der Bezieh|^ jener Passivzinsen 
seinerseits zur Steuer herangezogen — so lautet die Kehrseite dieser 
Argumentation — so verfahre man ebenso konsequent, wie gerecht, 
da man seine positiven Vermögensteile der Beitragspflicjit unterwerfe, 
und man habe es lediglich mit der folgerichtigen Durchführung der 
Erwerbsbesteuerung zu thun. 

Unser wissenschaftliches Bedürfnis würde durch diese Erklärung 
vollkommen befriedigt, wenn diese optimistischen Yoraussetzungen 
auch thatsächKch zutreffen würden. Dies ist aber nicht der Fall 
und so erweckt ein Zustand, welcher durch die Nichtberücksichtigung 
des Schuldenstandes bei den Ertragssteuern herbeigeführt wird, nur 
neue Bedenken. 

Wenn wir nun die Thatsachen der zuweilen befürworteten 
Doppelbesteuerung und ihre Begründung einlässlicher prüfen, so 
liegt die Frage nahe, ob denn Gläubiger und Schuldner sich damit 
zufrieden geben werden und nicht vielmehr bestrebt sein werden, 
die Last auf den anderen Teil, so gut es geht, zu wälzen. Denn der 
Zinsempfänger ist von dem Streben beherrscht, die auf ihn entfallende 
durch den Einkommensbezug begründete Steuerquote auf irgend 
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eine Weise dem Schuldner zuzuschieben, während der Zinszahler 
darnach trachten wird, den Steuerbeitrag für die Zinsensumme, 
welche ihm gar keine Genussmöglichkeit bietet, auf den Gläubiger 
durch wirtschaftlichen Zwang zurückzuleiten. Damit aber verlassen 
wir das Gebiet der exakten Messbarkeit in der Steuertechnik und 
begeben uns auf ein Feld, wo Zufall, arbiträre Gestaltungen u. s. f. 
an die Stelle kommensurabler Verhältnisse treten. "Wer in dem 
sich hier entspinnenden Kampfe Sieger bleiben wird, ist fraglich, 
und der Ausgang hängt von individuellen Verhältnissen ab. Allein 
meist wird es dem Gläubiger infolge seiner stärkeren Position ge- 
lingen, sich selbst zu entlasten, dem Schuldner die ganze Bürde 
aufzuladen. Es ist dann der ganze Ausgleich dem Überwälzungs- 
kampfe der Steuerkräfte untereinander anheim gegeben, welcher 
für die Belastung der einzelnen Privatwirtschaften ebenso schädlich, 
wie er vielgestaltig und verwickelt ist, so dass hiedurch eine Un- 
sicherheit und üngleichmässigkeit erzeugt wird, die in ihren end- 
giltigen Folgen ein unübersehbares und undurchdringliches Wirrsal 
darstellen. Mag man hiegegen einwenden, dass unsere angeführten 
Bedenken ebenso pessimistisch seien, wie jene obigen Ausfiihrungen 
optimistisch waren, so begnügen wir uns mit dem Hinweis, dass unter 
allen umständen die Tendenz zu einem solchen Entlastungsstreite 
besteht und eine kluge, umsichtige SteuerpoUtik wird am richtigsten 
handeln, wenn sie Massnahmen trifft, die auch jener Tendenz vor- 
beugen. 

Der zweite Punkt, die Durchsetzung der Erwerbsbesteuerung 
durch eine verbrauchssteuerartige Zuthat, hängt mit den gepflogenen 
Untersuchungen eng zusammen. Wenn man die Analogie der 
Verbrauchssteuern anzieht und sie als eine Folge eines jeden mehr- 
gliederigen Steuersystems hinstellt, so ist dagegen geltend zu machen, 
dass es doch ein grosser Unterschied ist, ob man von vornherein, 
wie bei der Verbrauchssteuer, auf eine Ermittelung der individuellen 
Leistungsfähigkeit verzichtet, oder ob man, wie bei der Erwerbs- 
besteuerung, grundsätzlich eine Ermittelung des Einkommens 
oder Ertrages zu Grunde legt und dann beim Eintritte etwaiger 
Schwierigkeiten prinzipwidrig handelt und die charakteristischen 
Merkmale beider Steuerformen verwischt. Vollends aber scheint 
es bedenklich, die von keinem Verfechter der Verbrauchsabgaben 
geleugneten Schattenseiten bei einer anderen Steuergruppe zu 
wiederholen und dadurch die Mängel unseres Ertragssteuersystems 
noch weiter zu erhöhen. Wenn sich kaum jemals bei den sog. 
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Objektsteuera der reallastartige Charakter, den sie im Laufe der 
Zeit angenommen haben, beseitigen lässt, so würde es um so schwer- 
wiegender sein, auf diesen Übelstand noch den weiteren zu türmen, 
dOT in einer verbrauchssteuerartigen Zuthat zur Schätzung bestünde. 
Dem aber kann nur dadurch abgeholfen werden, wenn eine ange- 
messene Berücksichtigung der Passivkapitalien Platz greift. 

Alle diese Schwierigkeiten, welche beim Ertragsprinzip eine 
unüberwindliche Schranke bedeuten, lassen sich wesentlich leichter 
bei der Einkommensteuer der Entscheidung zuführen. Sie be- 
ruht auf einer völlig andern Grundlage, sie geht vom Subjekte einer 
Wirtschaft aus und zieht sich nicht auf die Sachen zurück, welche 
erst durch die Person und ihre Arbeitsbethätigung die Grundlage 
von Steuerkapitalien werden. Sie hat ferner die Tendenz, das 
wirkliche Einkommen und damit positiv vorhandene Grössen zur 
Leistung zu verpflichten, wie denn auch hier thatsächlich erst die 
Zulässigkeit deg Abzuges im vollen Umfang möglich vnrd, da 
nunmehr die (relative) Wirklichkeit an die Stelle der blossen Mög- 
lichkeit getreten ist. Dadurch aber und im Zusammenhalte mit dem 
Prinzipe der Besteuerung nach der individuellen Beitragsfahigkeit 
der Einzelwirtschaft, welches in der Einkommensteuer verkörpert 
werden soll, wird hier der Abzug der Schulden und Schuldzinsen 
geradezu zu einer grundsätzlichen Forderung. 

Die Konstruierung des Einkommenbegriffes erfordert nun zu- 
nächst ein Zweifaches. Einmal handelt es sich um die persönliche 
Beziehung der gesamten Einkünfte und sodann um die Fest- 
stellung der thatsächlichen Genussmöglichkeit oder m. a. W. 
nur um jene Bestandteile, welche aus der Gesamtheit der Erträge 
dem Haushälter wirklich zur Befriedigung seiner Bedürfoisse ver- 
fügbar sind. 

Das Einkommenprinzip erfordert zu diesem Behufe die Aus- 
scheidung aller derjenigen Ertragsquoten, welche für den Erzeuger 
des Ertrags nur an und für sich bestehen, ihm gegenüber als posi- 
tive Glieder seiner Güterquantitäten und -Qualitäten nicht gerechnet 
werden, da sie anderen Wirtschaften als Nutzung zukommen. Denn 
bei der subjektiven Ermittelung objektiver Anteile ist für eine 
Person nur dasjenige als wahres Einkommen zu betrachten, was 
ihr thatsächlich als verbrauchbare Güter zufliesst. Lasten auf dem 
Bezüge der Erträge persönliche oder anderweite Verbindlichkeiten, 
welche an Dritte zu leisten sind, so sind diese zwar objektive 
Bestandteile des Ertrags, aber unter dem Gesichtspunkt des Personal- 
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eintommens keine Teile desselben. Setzt sich nun eine Besteuerung 
zum Ziele, dieses zu erfassen, und die einzelnen Einkünfte im 
Zusammenflusse beim Subjekt zu besteuern, so ist es unumgänglich 
erfoiderlich, diese Teile von der Steuerleistung auszunehmen. Alles 
was vom Produktionsertrage wegkommt und in andere Wirtschaften 
übergeht, ist demzufolge für den Produzenten nicht mehr persön- 
licher Koinertrag seiner gesamten wirtschaftenden Thätigkeit, 
sondern Ausgang. Es erscheint dann im Gefüge anderer Produktiv- 
wirtschaften als Zugang und steuerbarer Keinertrag. Infolge dessen 
dürfen diese Beträge nicht dort, wo sie sich in einer Durchgangs- 
stufe befinden, sondern hier, wo sie dem Haushälter zur Befriedigung 
seiner Bedürfnisse dienen, besteuert werden. 

Um zur thatsächlichen Feststellung der Genussmöglichkeit zu 
gelangen, müssen alle jene Vermögensteile, welche eigentümlich 
anderen Personen als dem Erzeuger des Ertrages zugehören, in 
Abrechnung kommen. Demzufolge muss dem Steuerpflichtigen der 
Abzug der Kosten gewährt werden, d. h. aller jener Aufwendungen, 
die erforderlich waren, die materielle Aussen weit, Vermögen und 
Arbeit anderer Personen zur Produktion heranzuziehen: die Aus- 
lagen für Koh- und Hilfsstoffe, Erhaltungskosten der stehenden 
Kapitalien, Geld- und Naturalbezüge der zu entlohnenden Arbeiter, 
die zu entrichtenden Pachtschillinge, die Grundrenten, sowie der 
Preis der Nutzimg fremder Kapitalien, die Schuldzinsen ^). Es geht 
eben überall das Streben dahin, den Ertrag da zu fassen, wo er 
seinem Bezieher die Möglichkeit eines Genusses bietet, ihn aber 
da frei zu lassen, wo er noch nicht zum Einkommen geworden ist. 
Darin haben wir eine andere Seite der technischen Motivierung 
des Schuldzins-Abzuges. Denn es wäre gerade heutzutage verwerf- 
lich, im Verkehrszustand der Kreditwirtschaft die Passivkapitalien 



^) Nicht hierher gehört, was der Produzent während der Prodnktionsperiode 
verzehrt. Der Abzug der Aufwendungen für konsumtive Zwecke würde zu der 
(unrichtigen) sog. „Überschussbesteuerung"' führen. Ebenso ungerechtfertigt ist es, 
vonl Steuerkapital die übrigen direkten Steuern mit Ausnahme der Einkommen- 
steuer selbst zum Abzug zuzulassen (Hessen-Darmstadt). Dies ist schon um des- 
willen unstatthaft, weil hiedurch die Einkommensteuer eine neue Steuer wird, nicht 
bloss eine Ergänzung zur Ausfüllung bestehender Lücken. Sie wird aber zugleich 
ihres organischen Charakters entkleidet und das Steuersystem zu einem mecha- 
i5i8ohen Atomismus. Dagegen darf ein Minimum des Lebensunterhaltes für den 
"Wirt bei Einkonunen bis zu einer bestinmiten Höhe des Einkommens (Existenz- 
minimum) abgezogen werden. 
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und ihre Nutzung, ein für die moderne Gütererzeugung so erheb- 
liches Moment, bei Seite zu stellen. 

Nachdem wir die Schuldzinsen sowohl als ein auszuscheiden- 
des Element aus dem persönlichen Beinertrag als auch als einen 
Kostenteil geschildert haben, erübrigt es die Forderung aufzu- 
stellen, dass die ganze Besteuerung in der Art einzurichten sei, 
damit auch wirklich alle Erträge da getroffen werden können, 
wo sie dem Subjekte als Beinertrag zur Verfügung stehen, und 
wir haben an einer früheren SteDe bereits ein aus Objekt-Ertrags- 
steuem und einer allgemeinen Einkommensteuer zusammengesetztes 
Steuersystem verlangt. Nur ein solches bietet volle Sicherheit und 
Schutz gegen den sonst so berechtigten Einwand, das Steuerkapital 
möchte bei einer so weit gehenden Bücksichtnahme auf die Schulden 
leicht eine negative Grösse werden. Ermitteln wir mit mög- 
lichster Genauigkeit die thatsächlichen Subjekt-Beinerträge und da- 
mit wirklich vorhandene, keine bloss eingebildeten Grössen, so kann 
das Einkommen nicht leicht ein negativer Wert werden. Denn 
es muss unbedingt neben den Kosten der Produktion auch die 
Mittel zum Lebensunterhalte des Wirts und seiner Familie ein- 
schliessen. Diese letzteren aber bilden den Fonds, welchem der 
Staat die Zwangsbeiträge für die Gemeinbedürfnisse entnimmt. 
Nur bei den sog. reinen Objektsteuern — wie bereits oben gezeigt — 
wo mittlere und wahrscheinliche Erträge die Grundlage für die 
Steuerbemessung bilden, könnte eine negative Grösse entstehen, 
weil hier die wirkliche Schuldenlast von einem nicht thatsäch- 
lich vorhandenen Einkommen abgeht. Zu diesen imaginären Er- 
trägen aber einen gleichfalls unreellen Schuldzins in das gleiche 
Verhältnis zu setzen, wäre in der That eine Angabe, an deren 
Lösung selbst der genialste Finanzminister verzweifeln müsste. 

Schliesslich ist noch die Frage zu berühren, auf welchem Wege 
das Ziel am leichtesten erreichbar ist. Bei der Einkommensteuer 
überhaupt und beim „zusammengesetzten System einer Einkommen- 
besteuerung" erweist sich die Kompensation an den einzelnen 
Gliedern des Steuersystems am geeignetsten. Denn da alle Steuer- 
pflichtigen in einem Lande gehalten sind, die Einkommensteuer zu 
entrichten, so kann hier ohne Schädigung anderweiter Interessen 
ein Ausgleich zwischen den Aktiv- und Passivteilen erfolgen. Dies 
verleiht dem Steuereingang die erforderliche Sicherheit und gestattet, 
die beschwerte schuldnerische Wirtschaft in angemessener Weise zu 
entlasten. Bei den Ertragssteuem dagegen, wo bisweilen dieser 
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Gedanke der Einkommensteuer antizipiert wurde, hat er sich regel- 
mässig als mangelhaft erwiesen, weil hier das grundlegende Erfor- 
dernis zu seiner Anwendung, die Allgemeinheit der Steuer, fehlt 
Denn die Einkommensteuer trifft alle Wirtschaften ohne unterschied, 
die Kapitalrentensteuer dagegen nur die Eentnerklassen und somit 
nur einen Teil der wirtschaftlich thätigen Bevölkerung. Selbstver- 
ständlich körinen je nach Bedarf neben dieser Kompensation noch 
andere Eormen des Abzugs zur Anwendung kommen, ein Punkt, 
welchem wir im folgenden Abschnitte näher zu treten haben. 



Mit den vorstehenden Ausführungen beschliessen wir die Be- 
gründung unseres Problems, wollen aber, bevor wir unsere Unter- 
suchungen fortsetzen, den hauptsächlichsten Inhalt derselben kurz 
rekapitulieren. 

Die Entwickelungsgeschichte des Steuerprinzipes hat 
gezeigt, dass die Morphologie desselben von selbst auf eine Berück- 
sichtigung der Schulden und Schuldzinsen hinweist Als die be- 
stimmenden Momente dieses "Werdeprozesses haben wir einmal die 
fortschreitende quantitative und qualitative Differenzierung des 
Yolksvermögens und Volkseinkommens erkannt, eine Erscheinung, 
welche Wirtschafts-, Finanz- und Steuerwesen massgeblich beherrscht 
und überhaupt die Richtung bezeichnet, in welcher die Entfaltung 
der wirkenden Kräfte möglich und thunlich erscheint Daneben 
kommt für die Entwickelung die extensive und intensive Ausbildung 
des Kreditmoments zum Zuge, woran sich als Motoren politische 
und soziale Elemente anschliessen. Alle diese Thatsachen der Ge- 
schichte haben mehr und mehr die Frage des Schuldenabzugs ihrer 
Entscheidung genähert, deren Endergebnis die vielfache und mühe- 
volle Arbeit der Gesetzgebung ist, welche nach allen Richtungen 
hin thätig ist, um das Ziel dieser Bestrebungen zu verwirklichen. 
Und in der That liefert auch diese den Beweis, wie unumgänglich 
eine Entlastung der schuldnerischen Wirtschaft ist, da die Gesetze 
im Rahmen einer jeden Steuerform auf einen Abzug dieser Passiv- 
teile hingearbeitet haben, selbst da, wo nach Natur und Bau des 
Prinzips, z. B. bei der Ertragsbesteuerung, die Durchführung dieses 
Gedankens mit den grössten Schwierigkeiten zu kämpfen hat. Auch 
die Literaturgeschichte der Mnaüz- und Steuerwissenschaft ist 
von den gleichen Tendenzen getragen. Charakteristischer Weise 
gewahren wir, dass auch die literarische Vervollkommnung der 

V. Heclcel, Einkommenstencr. 10 
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Theorie sich mit diesem Postulat der Besteuerung auseinaDdersetzen 
muss und in unserer Zeit die Frage für spruchreif erachtet. Für 
die Behandlung ist es hier bezeichnend, dass, während vor einem 
Menschenalter die Zulassung des Abzugs bei den Ertragssteuem 
von den Fachschriftsteilem zum Teil grundsätzlich verworfen wird, 
heute kaum mehr Einer diesen Standpunkt einnimmt. Ifur prak- 
tische Bedenken sind es, welche die Ablehnung begründen. Insbe- 
sondere gab diese Mangelhaftigkeit der Finanztheorie Veranlassung, 
das reine und strenge Ertragsprinzip mit dem Einkommenprinzipe 
zu vertauschen. 

Führte uns so das allgemein Entwickelungsmässige in der 
Besteuerung zu dem Schlüsse, dass die Massregel des Schulden- 
abzuges eine historische Kategorie sei, so ergab die Betrachtung 
des organischen Yerhältnisses der Passivzinsen zum Wirt- 
schaftsgefüge ein gleiches Resultat. Die Wechselbeziehung, welche 
zwischen beiden besteht, charakterisiert die einzelnen Etappen in 
der Entwickelung der Wirtschaft, die Eigenart des Kredites und 
seiner rückwirkenden Beeinflussung und führt die Steuerpolitik un- 
mittelbar und mit Notwendigkeit zur Forderung, dass im Interesse 
sowohl der Einzel- und Gemeinwirtschaft, als auch einer gesunden 
Wirtschafts- und Sozialpolitik eine Erleichterung des Schuldners 
stattfinden müsse. Fanden die morphologischen Thatsachen ge- 
wissermassen in diesen letzten Erörterungen ihren zusammen- 
fassenden Abschluss, so stellte die Prüfung unseres Problems hin- 
sichtlich der obersten Prinzipien der Besteuerung dasselbe 
als das Resultat eines finanzwirtschaftlichen Prozesses dar und kenn- 
zeichneten es auch als eine technische Kategorie der Einkommen- 
steuer insbesondere. 

Wenn wir nun das Schlussergebnis unserer bisherigen Beobach- 
tungen angeben wollen, so können wir den Abzug der Schulden 
und Schuldzinsen als ein aus dem Wesen der Schätzung sich er- 
gebendes Postulat bezeichnen, welches im Laufe des ökonomischen 
Werdens und mit der Durchbildung des Steuerprinzips immer 
festere und klarere Gestalt annimmt. Bei der Einkommensteuer 
insbesondere — soll diese thatsächlich jene Grundlagen verwirklichen, 
welche die Theorie erfordert — ist die weitgehende Berücksichtigung 
der Passivzinsen eine naturgemässe Folge des Prinzips und eine 
Anforderung, welche absolut zu erfüllen ist. 



VIII. 

Die Schulden und Schuldzinsen und die steuer- 
teehnisehen Methoden Ihrer Berücksichtigung. 

Die Durchführung unserer Aufgabe kann auf einem doppelten 
Wege geschehen. 

Einmal werden die Passivzinsen gleich den übrigen Kosten 
der Produttion, welche wir eben namhaft gemacht haben, durch 
direkten Abzug vom Steuerkapital berücksichtigt, sodann aber 
können sie bei der Bemessung der individuellen Leistungsfähigkeit 
des Steuersubjekts, wo es sich darum handelt, einzelne, die wirt- 
schaftliche Oesamtlage beeinflussende Faktoren zu fassen, als 
ein solcher in die Kechnung eingeführt werden. Beide Methoden 
haben ihre Vorzüge, sind aber nur unter gewissen Yoraussetzungen 
anwendbar. Die Wahl der einen oder der andern wird von der 
Eigenart und der ökonomischen Wirkung der angeworbenen Schulden 
abhängen. 

Wenn wir für die Berücksichtigung der Schuldzinsen grund- 
sätzlich einen doppelten Weg befürworten, so haben wir zunächst 
dem Einwand zu begegnen, warum wir für diese Kostengruppe 
eine andere Behandlungsweise empfehlen als für die übrigen Auf- 
wendungen bei der Gütererzeugung. 

Die Passivzinsen gehören nun zwar allerdings ebenso gut zu 
den Herstellungskosten der Güter, wie die Auslagen für Koh- und 
Hilfsstoffe, die Ausgaben für Arbeitslöhne, für Keparatur und Er- 
haltung der stehenden Kapitalien etc., sie nehmen aber doch in 
gewisser Hinsicht eine Sonderstellung ein, deren hervorragendste 
Merkmale wir in Kürze darlegen wollen. Den hauptsächlichsten 
Grund, welchen wir bereits früher ausführlich zum Ausdruck 
gebracht haben, bildet die organische Wechselbeziehung zwischen 
dem Kredit, bez. dem Zustand der Verschuldung, und dem ganzen 
Wirtschaftsgefüge. Hiedurch wird die eigenartige Funktion der 
psychologischen Beeinflussung des ökonomischen Getriebes begründet 

10* 
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und alle an einer früheren Stelle erwähnten Eigenschaften und 
Erscheinungen, welche das Triebleben einer Wirtschaft beherrschen, 
sind von der Steuerpolitik wohl in Kechnung zu ziehen. Denn 
die Inanspruchnahme fremder Aktivbestände zur Unterstützung 
und Belebung der eigenen Wirtschaftsführung ist auch für die 
Besteuerung kein bloss formales Element, sondern muss unläugbar 
in seinem inneren Zusammenhange mit der Produktion und Kon- 
sumtion gewürdigt werden. 

Sodann aber muss ein grosser Teil der zugeliehenen Kapitalien 
bereits in einem Zeitpunkte verfügbar sein, der dem Bedarfe voran- 
geht, was ganz besonders bei Eintritt eines geldwirtschaftlichen 
Erfordernisses wichtig ist. Eine solche zeitliche Priorität ist bei 
den vom Unternehmer zu entlohnenden Arbeitern nötig, da diese 
täglich oder wöchentlich auszuzahlen sind, und der Kreditnehmer 
daher scljon frühzeitig sich die notwendigen Mittel beschaffea muss, 
um seinen Verpflichtungen nachzukommen und den Gang der 
Produktion nicht zu stören. Will man die Konjunktur des Marktes 
mit Yorteil und zur Gänze ausnutzen, so heisst es auch beim 
Erwerbe von sachlichen Produktionsmitteln rasch und zielbewusst 
handeln und zu rechter Zeit und am rechten Orte genügende 
Kapitalkräfte einsetzen. Die Kreditverträge müssen daher meist 
auf längere Dauer abgeschlossen werden, widrigenfalls der Produzent 
Gefahr läuft, in einem Augenblicke zur Rückzahlung genötigt zu 
sein, wo sein Vorrat an Zahlungsmitteln hiezu nicht hinreicht oder 
der vorhandene zu unentbehrlichen Auslagen verwendet werden 
muss. AViederum aber gibt es ökonomische Erwerbsgeschäfte, 
welche nach der Natur ihres Betriebes einen kurzMstigen Kredit 
überhaupt nicht brauchen können, wie die Landwirtschaft und ihre 
Nebengewerbe. 

Die Beschaffung endlich von Koh- und Hilfsstoffen, die Miete 
von Arbeitskräften etc. erfolgt nach dem jeweils auf bestimmte Er- 
zeugungsperioden annähernd nach der allgemeinen Lage des Marktes 
zu berechnenden Bedarf. Die Nachfrage nach Sachgütern und das 
Angebot der Dienstleistungen beinflussen und regeln die aUgemeinen 
Verhältnisse der Produktion. Menge und Art der betreffenden 
Produktionsmittel, Ausdehnung und Einschränkung des Bedarfs 
lassen sich den gegebenen Bedürfnissen anschmiegen. Die Kün- 
digungsfristen der Arbeitsmiete sind hiebei meist kurz und genügende 
Arbeitskräfte durch die Freizügigkeit der lohnarbeitenden Bevölke- 
rung selbst bei sehr gesteigerten Anforderungen leicht zu bekommen. 
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Während nun andrerseits der Arbeiter unter Einhaltung einer 
kurzlänfigen Aufkündigung aus dem Wirtschaftsbetriebe leicht 
scheiden kann, ist die Minderung der Kapitalien bei geringerem 
Bedarf nait grossen Schwierigkeiten verbunden. So muss bei der 
Eeduktion der Kapitalien schon längere Zeit (Halb- oder Vierteljahr) 
zugewartet werden. Dem Arbeiter wird der rückständige Lohn (Tag-, 
Wochen-, Monatslohn) ausbezahlt, während zur Verringerung der 
zugeliehenen Vermögensteile bedeutende ökonomische Deckung vor- 
handen sein muss. So grosse Quantitäten in Geld und Geldeswert 
stehen aber, besondere Fälle ausgenommen, dem Haushälter niemals 
zur Verfügung, der sich vielmehr auf eine allmähliche und langsame 
Schuldentilgung zu beschränken hat. Bei einem industriellen oder 
Handelsgeschäfte wird der Unternehmer überhaupt selten imstande 
sein, innerhalb einer verhältnismässig kurzen Frist grosse Aktiv- 
kapitalien flüssig zu machen, ohne sein Geschäft erheblich zu schär 
digen. In Zeiten einer Stockung des Absatzes, bei Einschränkung 
der Unternehmung, bei drohenden politischen Verwickelungen oder 
in Kriegsgefahr, bei wirtschaftlichen Krisen etc. ist dies überhaupt 
allgemein unmöglich; es muss der Zins weiter bezahlt werden ob- 
wohl die Produktivität des Kapitals bereits aufgehört hat. 

Vergleichen wir nun auf Grund der angezogenen Thatsachen 
jene allgemeinen Kosten mit den Passivzinsen, so besteht der 
allgemeine Unterschied in Folgendem. Es bilden die Stoffe und 
Arbeitslöhne, betrachtet aus dem Gesichtspunkt des dauernden 
und ganzen Wirtschaftsbetriebes, vorübergehende Bestandteile. 
Die gepachteten Grundstücke aber liefern unter allen Umständen 
infolge ihrer natürlichen Fruchtbarkeit noch einen Ertrag, sind 
also immer produktiv, während die entliehenen Stammgüter mit 
der Störung des Produktionsprozesses teilweise oder nach Umständen 
ganz, zeitweilig oder dauernd, einer Sterilität anheimfaUen. Die 
Passivkapitalien beeinflussen daher das Leben der Wirtschaft viel 
nachdrücklicher, sie sind inniger mit ihr verwoben. Im modernen 
Wirtschaftsleben endlich, wo der Kredit ein unbedingt notwendiges 
Element des Verkehrs darstellt, sind die Schuldkapitalien stän- 
dige und organische Glieder des ganzen Getriebes. Wenn 
wir nun bei allen^ übrigen Kosten dem einfachen direkten Abzug 
das Wort reden, so müssen wir infolge der eigenartigen Ineinander- 
arbeitung des Kreditmoments mit dem Triebleben des ökonomischen 
Gefüges neben dieser Methode eine genauere steuertechnische Wür- 
digung der einzelnen Schuldgruppen empfehlen. 
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Nachdem wir die Frage des Grundes, warum die Passivzinsen 
anders und einlässlicher berücksichtigt werden sollen als die übrigen 
Produktionskosten, näher zu motivieren gesucht haben, ist nun 
darauf einzugehen, nach welchen Gesichtspunkten diese Einteilung 
geschehen soll. Eine Anknüpfung an mechanische Yorgänge der 
einzelnen Ereditgruppen (Eeal- und Personalkredit, Schulden, die 
formell auf einer Erwerbsquelle haften oder das ganze Einkommen 
belasten etc.) erscheinen nicht als geeignete Merkmale für die 
grundlegende Unterscheidung. Es ist natürlich umdeswillen nicht 
ausgeschlossen, dass die Steuerverwaltung solche Anhaltspunkte 
auswertet, um gewisse Ziele zu erreichen, b. w. die Erfassung von 
inländischem nach auswärts bezogenen Einkommen, oder Beschrän- 
kung des Abzugs auf gewisse für ausländische Erwerbsquellen 
aufgenommene Schulden von der Einkommensteuer etc. Die Yer- 
wertung solcher Umstände im Interesse des Kskus ist jedoch mehr 
von sekundärem Belang und hat zwar eine verwaltungstechnische, 
aber keine prinzipielle Bedeutung. Um nun unsere Aufgabe zu 
lösen, erscheint es unerlässlich, die unterschiedliche Behandlung der 
einzelnen Kategorien des Schulden Standes auf dasjenige elementare 
Verhältnis zu gründen, welches dem Einbezug fremder Aktivbestände 
in die eigene Wirtschaft vorangeht. Daher geschieht die steuer- 
technische Ausscheidung der Passivkapitalien am besten im Anschluss 
an den Zweck der Aufnahme und an die Rückbeziehung auf das 
Einkommen. In letzterer Hinsicht erfolgt die Veranlagung der 
Schuldsummen nach Menge und Art im Laufe des generischen 
Prozesses bis zur einheitlichen Gestaltung des Einkommenbegriffes. 
Wir finden dabei zunächst drei Klassen von Passivteilen, von denen 
zwei unter einen gemeinschaftlichen Gesichtspunkt zu bringen sind. 

Fürs erste haben wir solche Schulden zu erwähnen, welche 
zur Erwerbung und Erhaltung des Einkommens dienen 
und daher mit diesem in einem unmittelbaren Zusammenhang 
stehen. Um ein Einkommen überhaupt zu erreichen, oder ein 
solches, welches bereits im Entstehen begriffen ist, auch wirklieh 
beziehen zu können, oder endlich, um ein bisher bezogenes za 
erhalten, müssen häufig Kreditverträge abgeschlossen werden. Das 
besondere Merkmal dieser Art von Passivkapitalien ist, dass die 
Quellen, aus denen das persönliche Einkommen fliesst oder fliessen 
kann, entweder durch fremde Stammgüter überhaupt beschafft 
werden müssen oder, wenn sie schon vorhanden, doch dadurch 
ergiebiger und gewinnreicher gemacht werden sollen. Wir haben 
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es daher mit solchen ökonomischen Kategorien zu thun, welche zur 
Herstellung von Sachgütern und Leistungen notwendige Voraus- 
setzungen sind (produktive Seite). Der Entleiher fremder Kapital- 
kräfte beabsichtigt unmittelbar eine Steigerung seines Einkommens 
zu bewirken. Hier ist es gleichgiltig, wie und in welcher Rechts- 
form die aufeuwendenden Summen empfangen werden: sei es 
durch hypothekarische oder unterpfandliche Verhaftung, sei es im 
Wege des reinen Personalkredits. Vielmehr genügt die Feststellung, 
dass überhaupt solche negative Vermögensteile vorhanden sind, 
welche den Genuss des Einkommens schmälern. Regelmässig wird 
bei diesen Gruppen zu konstatieren sein, dass die Ertragsquellen 
und Schuldkapitalien in einem ursächlichen Zusammenhang 
stehen. Die hauptsächlichsten Erscheinungsformen sind die Schulden 
aus dem Besitzeskredit; Erbanteilschulden und Kaufschulden so- 
wohl als Restkaufgelder, als auch Kredit zur Realisierung der zu 
entrichtenden Baaranzahlung, wie sie beim landwirtschaftlichen, 
gewerblichen xmd Handelsbetrieb häufig vorkommen. Desgleichen 
ist der langfristige Meliorationskredit hieher zu zählen, welcher zu 
Bewässerungsanlagen, Verbesserung und Ergänzung der stehenden 
Kapitalien angenommen wird- Auch eine ganze Reihe von Personal- 
schulden in Verbindung einer erwerbenden Thätigkeit gehören zu 
dieser Klasse, z. B. Schulden zur Beschaffung von medizinischen 
Instrumenten für einen Arzt etc. 

Die Charakterisierung dieser Schuldgruppe hat von der er- 
werbenden Punktion der Wirtschaft auszugehen. Die zuge- 
liehenen Kapitalien werden zunächst als reine Passivbestände des 
Vermögens das Einkommen zwar mindern, sie können aber, wenn 
sie entsprechend verwendet werden, die Einnahmen des Haushälters 
auf die Dauer steigern und die ganze Wirtschaft auf eine höhere 
Stufe bringen. Jedoch werden immerhin die Passivzinsen eine 
proportionale Beeinträchtigung bewirken, wenn auch im Ganzen 
eine günstigere Wendung der Einkommenverhältnisse nicht zu 
läugnen ist. 

Davon ist eine zweite Gattung zu unterscheiden, welche rein 
persönlichen Charakters ist Sie dient Aufwendungszwecken, 
lun die Mittel der Lebenshaltung für den Wirt und seine An- 
gehörigen für eine zeitlich begrenzte Periode gesteigerter Wirt- 
schaftauslagen , die nicht vermieden werden können, zu bieten. 
Hier besteht zwar ein Einkommen, die Ertragsquellen liefern einen 
angemessenen Erwerb, sie sind leistungsfähig und können hinreichend 
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ausgebeutet werden. Der Grund ihrer Unzulänglichkeit für den 
Augenblick liegt demgemäs nicht in der mangelnden oder be- 
schränkten Ertragsfähigkeit, also nicht in einem objektiven Elemente 
der Wirtschaft, sondern lediglich in der Notwendigkeit, temporär 
grössere Ausgaben machen zu müssen. Wir haben es mit Ver- 
hältnissen zu thun, welche auf der Verwendung und Verzehrung 
des gewonnenen Einkommens, also auf einem subjektiven Momente, 
beruhen (Verteilungs- und Verkehrs - Seite). Daher gehören in 
diese Gruppe alle verschiedenen Formen des reinen Personal- und 
Notkredits. Es treten b. w. wirtschaftliche oder persönliche Kalami- 
täten vorübergehend ein, für welche im Voraus nicht die nötigen 
Sicherungsmassregeln getroffen wurden oder getroffen werden konnten: 
Geschäftsstockungen, Verluste infolge von Zahlungseinstellungen, 
Krache, teuere Prozesse, langwierige und kostspielige Krankheiten 
des Wirtschafters oder von Familienmitgliedern etc. Um hier 
überhaupt weiter wirtschaften zu können, müssen fremde Kapitalien 
entlehnt werden. An und für sich wird zwar fürs erste keine 
Steigerung des Einkommenbezuges herbeigeführt, sondern wesentlich 
die Aussicht auf die ökonomische Selbständigkeit bewahrt, und 
eine mögliche Verbesserung der wirtschaftlichen Lage in der Zukimft 
angebahnt. Wiederum ist hier der Modus der Anwerbung ohne 
Belang, wenngleich die personale Kreditiemng die Eegel bilden 
dürfte. Ein Kausalnexus zwischen den Ertragsquellen und der 
Schuld fehlt im Ganzen, dagegen beeinträchtigen solche Passiva 
das Einkommen und die Verwendung desselben zur Lebensführung 
der Bewirtschafter häufig viel nachdrücklicher als die erstgenannte 
Kategorie. 

Das Einkommen als solches wird durch diese Schuldart un- 
mittelbar nicht vermehrt, vielmehr wird dasselbe gerade durch die 
zu zahlenden Passivzinsen reell gemindert, und zwar erfolgt diese 
neue Belastung meist auf längere Zeit. Diese Schuldaufnahme 
kann aber, wenn der Haushälter seine unabhängige Lage bewahren 
will, nicht umgangen werden. Er muss eben diese Last aus äusseren 
Gründen der ökonomischen Verbältnisse auf sich nehmen, es ist 
aber dabei die Hof&iung vorhanden, dass er später einmal seinen 
alten Wohlstand wiedererlange, ja sich vielleicht auf eine höhere 
Stufe emporarbeite. 

Beide Arten der Verschuldung haben das Gemeinsame, dass 
ein Einkommen als solches bereits vorhanden ist oder dass 
wenigstens durch den gewährten Kredit die materielle Grundlage 
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ZU einem solchen dauernd geschaffen wird. Auf diese Weise entsteht 
die fortwährende Nutzung einer Erwerbsquelle für die Gegenwart 
und Zukunft. Steuertechnisch werden diese beiden Gruppen in 
der Regel, wenn auch nicht ausnahmslos, zusammengefasst und als 
„Schulden zum Erwerbe, zur Erhaltung und Sicherung des Ein- 
kommens" rubriziert, was auch ganz zweckmässig ist. 

Anders verhält es sich mit der dritten Schuldart, bei welcher 
der Unterschied darin besteht, dass die Passivkapitalien mit einem 
Einkommen oder mit der möglichen Quelle eines solchen in gar 
keiner Verbindung stehen. 'Einkommen, dieses gefasst als die einer 
regelmässigen Wiederkehr fähigen Reinerträge einer festen Erwerbs- 
quelle, einschliesslich aller Nutzungen und Genussmöglichkeiten, 
also ein Einkommen im üblichen Sinne des Worts besteht überhaupt 
nicht, sondern es handelt sich wesentlich um eine Kapitalver- 
wendung zur persönlichen Lebensführung unabhängig von einem 
Einkommenbezuge (reine Konsumtion). Der Steuerpflichtige hatte 
in diesem Falle früher ein regelmässiges Einkommen bezogen; nun 
aber versiegt die Ertragsquelle und er ist genötigt, einen neuen 
Erwerb zu suchen. In der Zwischenzeit bedarf er aber materieller 
Subsistenzmittel und er muss sich dieselben im Wege des sog. Kon- 
sumtivkredits beschaffen. Während bei den beiden vorangegangenen 
Arten der Passivkapitalien ein Grundstock des Vermögens vorhanden 
ist, fehlt er dagegen hier vollkommen. Hatte selbst im zweiten 
Falle der Kredit nur eine subsidiäre und supplementäre Bedeutung, 
so ist er hier ein primäres Element, indem der Haushälter, 
um sein Leben zu fristen, seine gegenwärtige Wirtschaftslage 
belasten muss. 

Praktisch und vom leidenden Standpunkt des Schuldners aus 
betrachtet, haben wir es mit einem schweren Falle des bereits an 
zweiter Stelle erwähnten Kredites zur persönlichen Lebenshaltung 
zu thun. Allein während dort die Quelle des Einkommens, ja 
vielleicht ihr gewöhnlicher oder durchschnittlicher Ertrag objektiv 
vorhanden ist, und nur subjektiv die Ausgaben gesteigert sind, 
fehlt hier die Grundlage des Erwerbes ganz. Es kann daher von 
einer Einkommensteuer nicht die Rede sein, da ein Einkommen 
als solches nicht besteht. Selbst dann, wenn der Pflichtige zeitweilig 
von seinem Vermögensstamme durch dessen Aufzehrung leben 
würde, dürfen auf diesen Betrag die Grundsätze der Einkommen- 
teuer nicht angewendet werden. Denn man gewänne b. w. doch 
ein ganz falsches Bild von der Leistungsfähigkeit einer Wirtschaft, 
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wollte man das frühere Einkommen als Ausgangspunkt nehmen 
und davon eine Quote des konsumierten Kapitals, bez. dessen mut- 
massliche Nutzung abziehen. 

Das Kennzeichen dieser dritten Gruppe ist die Loslösung 
der Einnahmewirtschaft von der Ausgabewirtschaft eines Betriebes, 
der Produktion und des Erwerbes von der Konsumtion. Hieher 
gehören nun, nicht was die materielle Begründung der Eigenart 
der Schuld anlangt, sondern lediglich in formeller und steuer- 
technischer Hinsicht drei weitere Gattungen der Kreditierung. 

Die erste dieser drei Kategorieen empfängt dadurch ihr eigen- 
tümliches Gepräge, dass das Schuldverhältnis wesentlich der Ver- 
mittelung zwischen dem entstehenden Bedürfnis und dem zu er- 
wartenden Einkommen als dem Instrument der Befriedigung desselben 
dient. Wir haben es daher im Grunde nur mit einem Vorgriff 
eines künftigen Einkommens einer Haushaltung zu thun. Da 
nun der ganze Vorgang darauf beruht, dass eine Ausgabe gemacht 
wird in der Erwartung des Bezugs künftiger Einnahmen, so ist der 
Fall denkbar, dass jenes Substrat der Deckung ganz oder teilweise 
ausbleibt, und es verlautbart die Frage, wie dann die ganze Er- 
scheinung zu charakterisieren sei. Wenn und insoweit nun dies 
zutrifft, so nähert sich eben diese Art der Verschuldung immer 
mehr der bereits geschilderten Konsumtion, welche losgelöst von 
bestimmten Einkünften besteht. 

Die Eingänge aus allen kurzläufigen Kreditgeschäften, ins- 
besondere die Wechsel und andere Forderungen, für welche früher 
der Gegenwert überlassen wurde, sind nicht als Reineinkünfte zu 
betrachten. Ebenso wenig aber dürfen die Ausgänge gleicher 
Natur und die daraus erwachsenden Belastungen aus solchen Ge- 
schäften zu den beiden ersten Schuldengruppen gerechnet werden. 
Eine Kompensation zwischen beiden muss daher bei der Steuer- 
anlage erfolgen, deren Festsellung zur Kommensurabilität der indi- 
viduellen Leistungsfähigkeit unumgänglich ist. Diese zweite Art 
der Aufnahme von Passivteilen in die Aktivbestände der eigenen 
Wirtschaft durch einen Passivrest, eine negative Differenz dieser 
verglichenen Zu- und Abgänge nennt man die durchlaufenden 
Passivposten der Wirtschaftsführung. Durch sie wird der eigent- 
liche Geschäfts- und Betriebskredit beschafft, sie dienen zur Nivel- 
lierung der gegenseitigen Verbindlichkeiten und der Schuldrest bildet 
ein wichtiges, konstruktives Element für den Bau der wirtschaften- 
den Individualität. 
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Die dritte, hieher gehörige Gattung schliesst die Verschul- 
dung ans Ausland jeder Form und Art ein. 

Diese Erscheinungsformen der Schuld erfordern bei der steuer- 
technischen Veranlagung der Passivkapitalien eine besondere Be- 
handlung. Denn betrachtet man die drei grossen Schulden-Kate- 
gorieen, wie wir sie vorgeführt haben, so wird man leicht einsehen, 
dass es bedenklich wäre, alle drei Gattungen in Bausch und Bogen 
gleich zu berücksichtigen. Wir schlagen daher zur Lösung zweier- 
lei Arten von steuertechnischen Mitteln vor. Die eine Methode 
für die beiden ersten Gestalten der Verschuldung ist der direkte 
Abzug, die andere bei der dritten Klasse die allgemeine An- 
rechnung im Bewegungsspielraum. 

Der einfache oder direkte Abzug wird in folgender Weise 
ausgeführt. Die Passivzinsen jener Schuldkapitalien, welche zur Er- 
werbung, Erhaltung und Sicherung des Einkommens aufgenommen 
wurden, sind bei Berechnung der einzelnen Bestandteile des Ein- 
kommens nach den Ertragsobjekten und -Quellen, welche der Ob- 
jekt- und Ertragsbesteuerung unterliegen, nicht zu berücksichtigen, 
sondern gleichsam als aktive Teile des Reinertrags zu betrachten, 
mögen" sie rechtlich auf einer bestimmten Einnahmequelle haften 
oder das Gesamteinkommen als solches beschweren. Denn der for- 
male Charakter der ganzen Veranlagung widerstrebt dem Eindringen 
des subjektiven Prinzips in die Objektivität, so wünschenswert eine 
Entlastung zu Gunsten des Schuldners auch sonst sein mag. Aus 
diesem Grunde lehnen wir auch die zuweilen geübte Kompensie- 
rtmg der auf den verschiedenen Ertragsfonds lastenden Passiva 
durch eine entsprechende Eeduzierung des der Leihzinssteuer unter- 
worfenen Steuerkapitals aus prinzipiellen Gründen ab. Wir haben 
die Motivierung hiefür bereits an einer früheren Stelle angegeben 
und möchten nur hinzufügen, dass eine solche Ausgleichung im 
Kahmen der Objekt- und Ertragsbesteuerung an sich abzulehnen ist 
(Bayern), dass aber eine solche im sog. kombinierten System geradezu 
als schädlich bezeichnet werden muss (Baden). Hingegen wird dem 
zinspflichtigen Steuersubjekte das Recht eingeräumt, bei der Dekla- 
ration seiner der konkurrierenden Einkommensteuer unterliegen- 
den Reinerträge die volle Summe der zu zahlenden Schuld- 
zinsen von dem Gesamteinkommen neben den übrigen Kosten 
der Herstellung („Produktionskosten" i. e. S.) in Abrechnung zu 
bringen. Eine Begrenzung nach Menge und Zahl der Passivrenten 
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oder nach Art des ökonomischen Erwerbes findet dabei in keiner 
Weise statt. 

In einem gemischten System von Ertrags- und Einkommen- 
steuern lässt sich also jener Weg mit Vorteil beschreiten, welcher 
bei einem Ertragssteuersystem nicht ohne schwere Bedenken ist 
Denn die Compensierung der bei der einen Steuergruppe aktiven 
Bestandteile durch eine angemessene Befreiung der Passiva bei der 
andern, scheitert praktisch an der Starrheit und ünbeweglichkeit 
des Ertragsprinzips und an dem Umstände, dass nicht alle Steuer- 
pflichtigen an der Kapitalrentensteuer teilnehmen. Die durch- 
geführte Allgemeinheit bei der Einkommensteuer erleichtert das 
Abzugsproblem bedeutend, und gewährt einer besonnenen und wohl 
beratenen Finanz- und Steuerpolitik die Möglichkeit, einerseits die 
Interessen der verschuldeten Privatwirtschaft zu wahren und andrer- 
seits den finanzpolitischen und fiskalischen Anforderungen Rechnung 
zu tragen. Schliesslich wäre noch die Frage zu berühren, ob der 
Abzug imbedingt bei der Einkommensteuer, nicht auch eventuell 
bei den Ertragsgliedern durchzuführen sei. Prinzipiell unrichtig ist 
es allerdings, bei letzteren den Abzug vorzunehmen, da der Begriff 
des Einkommens von den Herstellungskosten des Rohertrags befreit 
sein muss, und demzufolge nur die subjektiv geeinten Reinerträge 
enthalten darf. Allein es kommt bei der Durchführung dieser Grund- 
sätze immer sehr viel auf den geschichtlichen Werdegang an, welcher 
vielleicht das umgekehrte Verfahren erfordern kann. Prinzip aber 
muss stets bleiben, die Abzüge nicht vom Ertrag, sondern vom Ein- 
kommen zu gestatten. Eine Ausnahme kann z. B. bei der Frage 
der Einschaltung eines Existenzminimums bei den kleinen und 
kleinsten Einkünften stattfinden. 

Wesentlich anders als die beiden ersten Schuldgruppen ist die 
dritte Kategorie zu behandeln. Ein unmittelbarer Abzug kann 
schon deswegen nicht erfolgen, weil ein Einkommen in scharfem, 
messbaren Umfang gar nicht vorhanden ist. Man muss daher das 
Moment der Verschuldung als einen die persönliche Leistungs- 
fähigkeit des Steuersubjektes beeinträchtigenden oder 
aufhebenden Faktor einführen. Die steuertechnische Würdigung 
hat dann dadurch zu geschehen, dass man das Vorhandensein von 
Schulden in dem Begriffe der Individualität des leitenden Rechts- 
subjektes zu vertiefen sucht und dieselben als einen integrierenden 
Bestandteil der Persönlichkeit des Wirtschafters zu begreifen sucht. 
Bei Bemessung der Steuer kann der Umstand der Verschuldung 
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als eia den Steuersatz oder das zu Grunde liegende Steuerkapital 
reduzierendes Element in die Rechnung eingestellt werden. Freilieh 
fragt es sich dabei immer, innerhalb welcher Grenzen ein solcher 
Nachlass gestattet sein soll. Um nun aber die Gefahr der Willkür 
möglichst zu verringern, scheint es geraten, gewisse Maxima vor- 
zusehen. Gerade bei diesen Schulden soll der qualitative Charakter 
der Einkommensteuer deutlich hervortreten und die Leistungsfähig- 
keit des Steuerpflichtigen, nicht sein Einkommen an sich für die 
Veranlagung massgebend sein. Was nun die Form dieser Steuer- 
ermässigung anlangt, so wird sie davon abhängen, ob man die 
konkurriemde Einkommensteuer in Gestalt eines prozentualen Zu- 
schlags zu den Ertragssteuern oder in klassenartigem Schema er- 
hebt. Im ersten Fall kann die Kemission in einer Erleichterung 
bestehen, welche sich als einen Prozentteil der Steuersumme dar- 
stellt, während im letzteren Fall die Anerkennung der Schuldenlast 
eine Versetzung in eine niedere Steuerstufe bewirkt. Hier, wie 
dort ist die Obergrenze gesetzlich zu normieren. Darin liegt aber 
nur ein formeller Unterschied, welcher aus der Zweckmässigkeit der 
Steuererhebung hervorgeht. 

Diese Massregel tritt an den vier Unterarten unserer dritten 
Schuldenkategorie in verschiedenem Grade in Erscheinung. 

Handelt es sich um die Berücksichtigung einer aufgenommenen 
Schuld in einer Zeitperiode, wo kein Einkommen besteht, so ist die 
Frage zu entscheiden, in welchem Masse die Passivzinsen das 
später bezogene Einkommen belasten. Denn solange der Schuldner 
seinen Lebensbedarf durch die zugeliehenen Geldsummen decken 
muss, kann von einer Besteuerung überhaupt keine Rede sein. 
Vielmehr wird dies erst dann praktisch, wenn die wirtschaftlich 
unproduktive Zeit vorüber ist, und der Schuldner selbst produktiv 
thätig ist und ein Einkommen erwirbt. Die Würdigung dieser Be- 
lastung der nunmehr vorhandenen Einkünfte durch eine früher 
kontrahierte Schuld hat davon auszugehen, in welcher Weise jene 
übernommene Last den gegenwärtigen Wirtschaftserfolg schmälert. 
Die differenzielle Beschwerung eines Betriebes ist alsdann mass- 
gebend für den Grad der Entlastung des Haushälters. Es sind 
also die Passivzinsen nicht in ihrem (objektiven) Umfange, sondern 
lediglich in ihrer (subjektiven) Beeinflussung zu begreifen. Das 
Gleiche gilt von den sog. durchlaufenden Posten; denn auch sie 
beeinträchtigen den Einkommensbezug und schmälern die Reinein- 
künfte. Der Unterschied besteht aber dennoch in zwei Punkten. 
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Einmal ist die Zeit bei der letzteren Gattung eine viel kürzere und 
der Wirtschafter steht inmitten des ökonomischen Getriebes. Daher 
kann sehr ]eicht infolge günstiger Konjunktur etc. der Passivrest 
beim Ausgleich von Gewinn und Verlust wegfallen oder gar zu 
einem Aktivrest werden. Sodann aber wird hier die Schuld im 
Interesse der Produktion und des Erwerbs, also im Laufe der Güter- 
erzeugung, aufgenommen, während dort eine reine Konsumtion ob- 
waltet. In beiden Fällen aber besteht die Schuld in keinem direkten 
Zusammenhange mit einem positiven Einkonmien. Auch hier ist 
eine Erleichterung am Platze, wenn diese, durchlaufenden Posten 
Passivteile sind und ausdrücklich nachgewiesen werden. 

Die Antizipation des Einkommens ferner bezweckt nicht die 
Erwerbung, Erhaltung und Sicherung des Einkommens, sondern 
es beschafft der Wirtschafter nur durch einen Vorgriff später falliger 
Einnahmen die .wünschenswerten Genussmittel zur Befriedigung 
seiner Bedürfnisse. Auch hier ist die Schuld von einem Einkommen 
losgelöst. Wenn nun im Grunde die für seinen Bedarf verfügbare 
Summe das eigentliche Steuerkapital einschliesst, so wären an sich 
die Schulden nicht freizulassen. Allein hiezu kommt noch ein 
zweites. Wir haben es hier nicht zu thun mit dem Steuerkapital 
in voller Integrität, sondern mit Vermögensteilen, welche, psycholo- 
gisch betrachtet, zum Wirtschaftsgefüge durch das Moment der Ver- 
schuldung eine andere Stellung einnehmen. Um nun solche Einzel- 
verhältnisse abzuwägen, muss die Gesetzgebung der Steuerbehörde 
einen entsprechenden Spielraum gewähren, um diese Betrachtungen 
•zur Geltung bringen zu können. 

Endlich kann bei der Verschuldung ans Ausland der 
direkte Abzug deswegen nicht bewerkstelligt werden, weil man be- 
fürchten muss, es möchte das fiskalische Interesse allzu sehr ge- 
schädigt werden. Für den inländischen Schuldner aber besteht 
einmal die Belastung seiner Wirtschaft, und eine Steuerpolitik, welche 
eine wahrhaft opfergleiche Besteuerung erreichen will, kann darüber 
nicht mit Stillschweigen hinweggehen. Es muss demgemäs eine 
Erleichterung der schuldenbeschwerten Wirtschaft erfolgen, welche 
sich am besten durch die allgemeine Anrechnung verwirklichen 
lässt, welche aber in etwas anderer Weise als beim Vorgriff auf zu 
erwartende Einkünfte und bei den durchlaufenden Posten durch- 
zuführen ist. Auch hier ist wiederum das Mass der Entlastung 
fraglich, wie die Berechnungsweise der abzugsberechtigten Quoten. 
Zuvörderst aber muss im Auge behalten werden, dass eine Aus- 
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gleichung und Verteilung der Steuerlast zwischen dem inländischen 
Schuldner und dem ausländischen Gläubiger niemals der Selbst- 
hilfe des ersteren ganz anheimgegeben werden kann, was ja nur 
dazu führen dürfte, dass der Inländer für den ganzen Steuerbeitrag 
aufkommen müsste. Der direkte Abzug scheitert eben deswegen an 
der Unerreichbarkeit des Gläubigers. Die Finanzverwaltung thut 
um deswillen am besten, eine gewisse Erleichterung dem Schuldner 
zu gewähren, während sie durch einen präventiven Eingriff in den 
Gang des internationalen Geld- und Kapitalverkehrs den Zufluss 
und Abfluss mittelbar zu beeinflussen sucht. Die rechnerische 
Durchführung kann vielleicht dadurch geschehen, dass man eine 
Kemission der verschuldeten Wirtschaft in dem Masse zugesteht, 
in welchem der ganze Steuerbeitrag zur Entlastungsquote, wie die 
Gesamteinnahmen zu den Passivzinsen sich verhalten. Es sei b. w. 
das Einkommen = 8000 (nach Abzug der übrigen Herstellungs- 
kosten), die Schuldzinsen = 2000, der Steuersatz 3 ®/o und daher 
der ganze Steuerbeitrag = 240, so wäre die Ermässigung zu be- 
rechnen 

240 : X = 8000 : 2000 
X = 60. 
Kürzer ausgedrückt ist es eine Erleichterung in dem Verhältnis, 
in welchem die Passivzinsen zu der Totalsumme der Einkünfte 
stehen. In unserem Beispiel wäre die Steuerremission 

X = 2000 : 8000 
* = V4 des ganzen Steuerbeitrags. 

Auf diese "Weise wäre bei der Verschuldung ans Ausland die 
Erleichterung festzusetzen. Es ist dies zweckdienlicher als die 
Prozentual-, bez. Klassenherabsetzung, welche wir bei der Antizi- 
pation künftiger Einnahmen, bei den durchlaufenden Posten und 
beim Kredit zur reinen Konsumtion in Vorschlag gebracht haben. 



IX. 

Die Schnlden nnd Schaldzinsen und die wichtigsten 
Frinzipienfragen der DnrciifQlirang. 

1. Erste Gruppe: Die Begrenzung der Ausdehnung. 

Wenn wir, wie es im Vorausgehenden geschehen ist, den Abzug 
der Schulden und Schuldzinsen als eine unumgängliche Forderung 
des Einkommenprinzipes bezeichnen, so ist durch diese nunmehr 
gewonnene Erkenntnis unsere Aufgabe noch nicht erschöpft Es 
erübrigt vielmehr unsere Frage noch in Hinsicht der Begrenzung 
des Masses zu yerfolgen und demgemäs die Grundlagen, von 
welchen wir ausgegangen sind, zu vergegenwärtigen. Wir haben 
als Ziel der Eeformgedanken die Besteuerung des wirklichen, per- 
sönlichen Einkommens jeder einzelnen Wirtschaft nach dem Grade 
ihrer individuellen Leistungsfähigkeit bezeichnet. Halten wir dies 
fest, so folgt aus dem Gesagten unmittelbar, dass die Berücksichti- 
gung der Passivzinsen auf alle Schuldengruppen ohne jedwede 
Schranke des Masses ausgedehnt werden muss. Alle Einschränkungen 
sind darum prinzipwidrig und als Quelle neuer und immer steigen-' 
der Ungleichmässigkeiten abzulehnen. 

Wir haben durch die angeführten Bemerkungen dem End- 
ergebnis der nachfolgenden Untersuchungen vorgegriffen. Zu diesem 
aber muss man unbedingt gelangen, wenn man sich den Inhalt 
unserer bisherigen Auseinandersetzungen klar vor Augen hält. 
Allein weder Theorie noch Praxis sind ausnahmslos zu diesem 
Eesultate gekommen, sondern haben vielfach Beschränkungen des 
Prinzips empfohlen. Wir wollen nun die einzelnen Einwände näher 
prüfen. 

Hie und da findet sich der Vorschlag, eine Ausscheidung nach 
Art der Erwerbszweige^) vorzunehmen. So wurde insbesondere 



^) Dies befürworten b. w. Herzog, a. a. 0. S. 188 und v. Jakob, a. a. 0., 
welche nur die Hypothekenschulden zum direkten Abzug zulassen wollen, ebenso 
beim Gewerbe (neben dem indii-ekten Verfahren), im übrigen aber die Schulden, 
besonders die persönlichen, nicht berücksichtigen wollen. 
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eine günstigere Stellung für die Landwirtschaft oder für das Ge- 
werbe beansprucht, während man den reinen Personalschulden kein 
Wohlwollen entgegenbrachte, obgleich gerade diese die erspriessliche 
Entwickelung der Einzelwirtschaft häufig hemmen und ihre Zu- 
lassung zum Abzug daher aus dem Gesichtspunkte der Entlastung 
des Schuldners mindestens ebenso berechtigt erscheint. Jene Gruppen 
des wirtschaftlichen Erwerbs bedürften — so sagte man — wegen 
ihrer ökonomisch-technischen Eigenart eine Bevorzugung. Für die 
Landwirtschaft insonderheit wurde geltend gemacht, dass dieselbe mit 
fortschreitender Kultur einmal des Kreditfaktors nicht entbehren 
könne. Dieser trete aber schon im Steuerkapitale beim Gewerbe 
hervor und finde hiedurch mittelbar eine angemessene "Würdigung, 
während ein unmittelbares Verfahren, wie bei der Landwirtschaft, 
an dem raschen Wechsel der Aktiva und Passiva scheitere. Zudem 
wünschten die Gewerbetreibenden wegen ihres guten Eufes, ihres 
Geschäftskredites etc. selbst keine Befreiung der Schuldzinsen von 
der Steuer, insofern damit eine Offenbarung ihrer privaten Ver- 
hältnisse verknüpft sei^). Während so die aus agrikolen Verhält- 
nissen entspringenden Schulden direkt, diejenigen der gewerblichen 
und Handelsuntemehmer indirekt Berücksichtigung finden sollten, 
fehlt die Ausdehnung auf andere Erwerbsfonnen, namentlich auf die 
den Arbeitsertrag belastenden Passivrenten. Eher noch fand der 
Kapitalgewinn Beachtung, besonders als steuertechnisches Mittel, den 
negativen Vermögensteilen bei der Ertragsbesteuerung eine Erleich- 
terung zu gewähren (Baden, Bayern). 

Bei dieser ganzen Beweisführung ist nicht ersichtlich, worin 
das Unterscheidungsmerkmal der Landwirtschaft und des Gewerbes 
besteht. Denn die Gründe, welche zu Gunsten dieser letzteren vor- 
gebracht werden, sind u. E. allgemeiner Natur und treffen daher 
für jede Wirtschaftsart auf höherer Stufe zu. Femer aber erscheint 
die Begründung einer anderweiten Behandlung der Schulden beim 
Gewerbsbetrieb schon um deswillen für ungenügend, weil die Ein- 
wendungen vorwiegend aus konkreten Mängeln der Steuergesetze 
abgeleitet sind, nicht aber auf einem prinzipiellen Bedenken be- 
ruhen. Hier muss eben eine fortgeschrittene Steuertechnik imstande 
sein, auf höherer Entwickelung an allen Erwerbsarten das durch- 
zuführen, was früher nur bei einzelnen wirtschaftlichen Gruppen 
möglich war. AUe derartigen Einschränkungen schliessen eine Fülle 



*) Lotz, a. a. 0. UL S. 806. 

T. He ekel, EinTcommenstener. 11 
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von Ungerechtigkeiten und Unzulänglichkeiten für die nicht beach- 
teten Schuldsummen ein, sie setzen gewisse Wirtschaften unberech- 
tigt in eine vorteilhaftere Lage, während sie andere ohne Grund be- 
nachteiligen. Wenn man nun aus Bequemlichkeitsrücksichten 
namentlich die Grundschulden, die sich am leichtesten konstatieren 
lassen, einbezieht und damit den ländlichen und städtischen Grund- 
besitz entiastet, so involviert ein solches Verfahren sofort eine Be- 
günstigung des Kenteneinkommens, welches mit stehenden und um- 
laufenden Kapitalien erworben wird, gegenüber dem Arbeitserwerb, 
dessen Quelle die menschliche Arbeitsßihigkeit ist. Das ist wiederum 
ungerecht. Wir möchten daher eine Abgrenzung der Schulden- 
und Schuldzinsen nach Berufs- und Erwerbsarten ablehnen. 
Vielmehr ist der Grundsatz festzuhalten, dass es steuertechnisch 
belanglos ist, ob die Passivkapitalien der Landwirtschaft oder dem 
Gewerbe dienen, ob sie im berufsmässigen Erwerb oder für die 
private Haushaltung aufgenommen wurden. 

Ferner hat man die Produktivität des Kredites zur Vor- 
bedingung für die Freilassung der Passivzinsen von der Steuer 
machen wollen i). Man sagt, die „produktiven" Schulden könne man 
ohne weiteres und ohne eine Schädigung der fiskalischen Interessen 
befürchten zu müssen, freilassen. Denn sie kämen schon in dem 
höheren Einkommen zimi Ausdruck und dieses gewährleiste der 
Finanzpolitik volle Sicherheit des Steuereingangs. Der ganze Ver- 
such hängt von der Definition des Begriffes „produktiv" ab, sowie 
von dem Umstände, ob und in welchem Grade derselbe für eine 
steuertechnische Rechnungsformel nutzbar gemacht werden kann. 
Es muss dann die Steuerverwaltung ihr Gebiet abzugrenzen ver- 
mögen und auch ein äusserlich erkennbares, rechnerisches Merkmal 
auffinden können. Dies ist aber in vielen Fällen ungemein schwer, 
in den meisten überhaupt unmöglich. 

Die Schwierigkeit des ganzen Verfahrens beruht dabei vor- 
nehmlich auf zwei Punkten, welche für die Begriffsbestimmxmg 
scharf auseinander zuhalten sind: die produktive Anlage und die 
produktive Wirkung. 

Die Verwendung zugeliehener Kapitalien kann schon in einer 
Gestalt geschehen, welche zwar die Wirtschaft in ihrem Getriebe 
sehr gefördert hat, die aber äusserlich als „produktiv" nicht er- 

*) Gegen die Verzehrungs schulden haben sich ausgesprochen: Herzog 
und Y. Jakob a. a. 0., für ihre Einbeziehung Rau und Hoff mann a. a. 0. 
In neuerer Zeit hat die Theorie keinen Wert auf diese Unterscheidung gelegt 
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kennbax ist und sich demgemäs nicht in der Vermehrung des Ein- 
kommens ausdrückt Wenn aber der Steuertechnik g^enüber nur 
derjenige Kredit als produktiv gilt, welcher das Einkommen un- 
mittelbar erhöht, so verwirft man dadurch viel zu allgemein den 
Eonsumtiv-Kredit. Man vergisst, dass häufig eine lediglich zur 
reinen Verzehrung bestimmte Schuld doch die Weiterführung eines 
Wirtschaftsbetriebs ermöglichen oder einer dem Untergänge nahen 
Ökonomie wieder aufhelfen kann. Das früher bezogene Einkommen 
braucht gar nicht vermehrt, ja es kann sogar um den Zinsbetrag, 
welcher von jetzt an zu entrichten ist, gemindert werden, und den- 
noch ist es nicht zu läugnen, dass diese Verzehrungsschuld von 
produktiver Wirkung war. Ihr ist es zu danken, dass eine Wirt- 
schaft vom Verfall bewahrt und der Haushälter ökonomisch 
selbständig geblieben ist. Dadurch aber hat nicht nur der Ein- 
zelne, um den es sich im konkreten Falle handelt, sondern die 
gesamte Volkswirtschaft einen wesentlichen Vorteil gehabt. Der 
Schuldner kann nun diirch Fleiss und Oeschick nicht nur seinen 
alten Wohlstand wiedererlangen, sondern sich sogar auf eine höhere 
Stufe emporschwingen. Gleichwohl aber wird der ganze Vorgang 
ausschliesslich die Thatsache der Verschuldung zu Tage fördern, 
ohne jedoch für die Bemessung der Steuer eine genügende Hand- 
habe für einen entsprechenden Steuemachlass abzugeben. 

Auf der andern Seite aber lässt sich keineswegs unmittelbar 
annehmen, dass der geförderte Zustand einer Wirtschaft, welcher 
zeitlich auf eine Schuldaufnahme folgt, ohne weiters auf diese 
zurückzuführen ist. Denn die wirtschaftliche Lage ist nicht allein 
von der persönlichen, aktiven Bethätigung des arbeitenden Haus- 
hälters bedingt, sondern von einer ganzen Eeihe von Umständen 
abhängig, die sich der Beeinflussung des leitenden Subjekts ent- 
ziehen und wobei der Wirtschafter wesentlich eine passive Eolle 
ßpielt : Glück, natürliche Konstitution, Konjunktur ! Wollte man auf 
diesem Gebiete zu auch nur einigermassen zuverlässigen Resultaten 
gelangen, so müsste man sich in den einzelnen Fall versenken und 
würde damit der Steuerveranlagung eine Last aufbürden, welche sie 
niemals bewältigen könnte, da allen Organen der Steuerverwaltung 
<die grundlegenden Kenntnisse und Voraussetzungen fehlen müssen, 
die zur Erfüllung dieser Funktion unumgänglich notwendig sind. 
Wiederum sehen wir, dass lediglich äussere Erscheinungen de^ 
Wirtschaftslebens im Zusammenhalte mit dem Kreditmomente für 
■die Finanztechnik sich in keine verwertbaren Formen bringen lassen. 

11* 



164 I^- I^ie PrmzipienfrageD. 

Damit aber könnte die Erforschung der Produktivität einer 
Anlage von Fassivkapitalien noch nicht abgeschlossen werden. Die 
Beobachtung hätte sich vielmehr auch auf die endgiltige Wirkung 
derselben zu erstrecken. Es wäre nämlich festzustellen, ob die 
vielleicht produktiv beabsichtigte und thatsächlich ausgeführte Ver- 
wendung von Schuldsummen schliesslich ihren Zweck erreicht hat 
oder nicht. Denn es lässt sich leicht denken, dass b. w. ein Land- 
wirt bei der Übernahme des väterlichen Guts zur Auseinander- 
setzung mit seinen Geschwistern etc. eine Hypothekenschuld auf- 
nimmt, um das Besitztum rationeller bewirtschaften zu können. 
Hier kann nun — wie die Erfahrungen des täglichen Lebens zeigen 
— der Fall eintreten, dass infolge von Hagelschlag, Missemten, Un- 
erfahrenheit, Ungeschicklichkeit, Misswirtschaft u. s. f. gerade das 
Gegenteil von dem erwarteten Erfolg eintritt. Es wäre dann hier 
denn doch ungenügend, nur den Willen des Schuldners und nicht 
auch den ökonomischen Enderfolg der beabsichtigten Anlage zu 
prüfen. Soll aber beides erfolgen, so begibt sich die Technik ent- 
schieden in ein Chaos von so verwickelten, mannigfaltigen und un- 
durchdringlichen Einzelheiten, dass es praktisch unmöglich erscheint, 
auch nur mit einiger Sicherheit die gestellte Aufgabe zu lösen. 

Wir können uns somit der Erkenntnis nicht verschliessen, dass 
es überhaupt gar keine annähernd sicheren Kennzeichen dafür gibt, 
ob entliehene Kapitalien in ihrem ökonomischen Effekte — und 
darauf kommt es an — produktiv gewirkt haben oder nicht. Des- 
halb könnte sich die Steuerverwaltung zur Feststellung dieses 
Punktes nur an die Steuerpflichtigen selbst wenden. Dabei kommen 
nun wieder zwei Fragen zum Zuge: können und wollen die 
Steuersubjekte auch die von ihnen geforderten Angaben machen? 
Nun aber wird auch der Wirt selbst, wenngleich er vom besten 
Willen beseelt ist, seinen Verpflichtungen nachzukommen, nur 
selten die Produktivität dieser. oder jener Schuld angeben können. 
Femer gibt es grosse Gruppen der Bevölkerung, welche zwar das 
Kreditbedürfnis fühlen, die auch die geborgten Summen nach Um- 
ständen tüchtig verwenden können, die aber schlechterdings ausser 
Stand sind, ziffermässige Rechenschaft über die wirtschaftliche 
Wirkung des Kredites abzulegen. Man denke nur an unsere 
Klein- und Mittelbauern ! Auf der andern Seite wird häufig genug 
die Geneigtheit der Steuerzahler, die betreffenden Angaben zu 
machen, mangeln. Teils geschieht dies aus natürlichem Eigensinn, 
indem man seine Privatverhältnisse nicht darlegen mag, teils aus 
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Furcht, einen Nachteil zu erleiden, sei es durch die grössere 
Steuerzahlung, sei es im Wirtschafts- und Verkehrsleben überhaupt 
durch die Eonkurrenten. Endlich aber sind falsche Angaben hier 
mehr denn irgendwo anders zu besorgen. 

Die Unterscheidung der Schulden in produktive und unpro- 
duktive hat sich für Theorie und Praxis zu der einen Frage zu- 
gespitzt, ob man nur die Erwerbsschulden oder neben diesen auch 
die Yerzehrungsschulden zum Abzug zulassen solle. Die Antworten 
hierauf waren verschieden, indem sich die Einen für, die Andern 
gegen diesen Vorschlag ausgesprochen haben. Es ist aber klar, dass 
man mit einer petitio principii arbeitete dadurch, dass man jene 
immer für produktiv, diese für unproduktiv erklärte. Die theoreti- 
schen und praktischen Erwägungen hinsichtlich der Zulässigkeit der 
einen oder beider Kategorieen haben indes regelmässig zu dem Er- 
gebnis geführt^ dass man nach formellen Prinzipien eine Aus^ 
Scheidung traf und dabei vorzüglich jene Gruppen berücksichtigte, 
welche leicht auffindbar und leicht zu kontroUieren waren (Hypo- 
theken). Ob man aber dabei immer eine richtige Auswahl traf und 
ob man insbesondere gerade jene Schuldarten in Rechnung zog, 
welche die ^szahlende Wirtschaft am schwersten belasten, bleibt 
inunerhin fraglich. Aber auch das Ziel — wenn es thatsächlich 
erreichbar wäre, was aber nicht der Fall ist — nur die produktiv 
wirkenden Schulden allein freizulassen, ist verwerflich und wider- 
spricht den Grundsätzen einer wahrhaft gerechten Besteuerung. 
Die günstige Einwirkung auf die schuldnerische Wirtschaft, ihre 
Kräftigung und Belebung würde schon deswegen ganz erheblich 
beeinträchtigt, weil gerade der wichtigste und grösste Teil der Ver- 
schuldung ausser Acht bliebe. Soll die ganze Massregel, welche 
wir beantragen, von durchschlagendem und allgemein erspriesslichem 
Einfluss auf das gesamte Wirtschaftsleben und den Verkehr sein, 
so ist es notwendig, sie auf den ganzen Schuldenstand ohne Unter- 
schied auszudehnen. Wir müssen daher auch die Trennung der 
Passivkapitalien nach der Produktivität der Anlage ablehnen. 

Hinwiederum aber haben andere Schriftsteller den entgegen- 
gesetzten Weg eingeschlagen, indem sie nur die nicht produktiven 
Schulden berücksichtigen oder, umgekehrt ausgedrückt, indem sie 
die zu Meliorationen und Verbesserungen^) verwendeten 
Schuldkapitalien ausschliessen wollen. Es sei eben Sache der von 



*) Rau und Wagner a. a. 0. 
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Zeit zu Zeit erfolgenden Steuerkataster-Bevisionen, auf die in der 
Zwischenzeit entstandenen Differenzen, welche durch derartige 
Aufwendungen erzeugt wurden, zurückzugreifen. Daneben dem 
Schuldner noch eine weitere Entlastung zuzugestehen, führe zu 
weit und prämiiere die Schulden und das Schuldenmachen. Die 
Entscheidung in dieser Frage ist u. E. in Gemässheit des Steuer- 
systems zu fallen und wird infolge dessen anders bei den Ertrags- 
und anders bei der Einkommensteuer ausfallen. Hält man das Er- 
tragsprinzip fest und sollen die Gesamteinkünffce durch die objektiven 
Glieder erfasst werden, so wird allerdings der Zuwachs des Ein- 
kommenbezuges durch dauernde Verbesserungen der Erwerbsquellen 
am besten sachlich, wie formell, durch eine entsprechende Grund- 
steuer- etc. Erhöhung bewerkstelligt. Denn unter Zugrundelegung 
einer möglichen, durchschnittlichen oder wahrscheinlichen Leistungs- 
fähigkeit und bei dem Mangel der Würdigung des persönlichen 
Charakters der Steuer genügt dieses Verfahren und vermag im Ali- 
gemeinen seinen Zweck zu erfüllen. Anders verhält es sich bei 
der Einkommensteuer. Hier haben wir es mit der Subjektivität 
zu thun und sind bestrebt, die Einnahmen im Eahmen einer zwar 
nach objektiven Ertragsfaktoren geordneten Subjektbeateuerung zum 
Steuerbeitrag zu verpflichten, versuchen aber das gesteigerte Ein- 
kommen als persönliche Genussmöglichkeit des leitenden Kechts- 
subjekts zu besteuern. Haben nun irgendwelche Meliorationen eine 
Erhöhung herbeigeführt oder zu einer solchen beigetragen, so folgt 
daraus, dass diese Steigerung auch im Zusammenflusse beim Haus- 
hälter und Unternehmer, also subjektiv-persönlich zu treffen ist 
Die Beitragskraft des einzelnen Steuerpflichtigen wird nämlich in 
ihrem wirklichen Umfange und in ihrer individuellen Gestaltung in 
Eechnung gezogen. Darum aber kann für die Einkommensteuer 
eine gelegentliche Berücksichtigung der Meliorationen bei Kataster- 
Durchsichten nicht ausreichen. Denn bei dieser Steuerform handelt 
es sich in erster Linie um die persönliche und subjektive Beziehung 
der Schuld zum Unternehmer und daher um die negative Seite der 
zu jenen Verbesserungen verwendeten Passivkapitalien. Zunächst 
gilt es hier anzuerkennen, dass die Herstellungen der Meliorationen 
die Anwerbung einer Schuld notwendig gemacht hat, und dass diese 
wiederum durch die zu entrichtenden Zinsen die Wirtschaft dauernd 
belastet. AUes übrige steht in zweiter Eeihe. Wie man sieht, ge- 
langen wir auch hier wiederum zu dem Schlüsse, dass eine Be- 
schränkung des Masses für die Zulassung zum Abzug unthun- 
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lieh ist, und dass vielmehr alle Schulden ohne Unterschied befreit 
iverden müssen. 

Neben diesen beiden Haupteinwänden zu Gunsten einer Schranke 
des Masses für den Abzug wurden noch andere in dieser Sichtung 
erhoben, welche von weniger prinzipieller Bedeutung sind und hier 
kurz Erwähnung finden mögen. So hat man b. w. in Vorschlag 
gebracht, eine Abgrenzung nach Zahlen oder Prozenten 
vorzunehmen, also die Verschuldung im Ganzen als eine ökono- 
mische Kategorie zu betrachten und zu berücksichtigen, dem Prin- 
zipe aber einen formalen Massstab anzulegen. Hiebei ging man 
regelmässig von praktischen Erwägungen aus und wollte das Grund- 
sätzliche aus Opportunitätsrücksichten einschränken. Ein Abzug 
aller Schulden — so behauptete man — würde überaus mühsam, 
langwierig und schwer auszuführen sein, auch den Missbrauch be- 
fördern. Allerdings ergebe nun die nähere Untersuchung die Not- 
wendigkeit eines Abzuges, aber die Prüfung solcher im Prinzipe 
wünschenswerter und berechtigter Forderungen scheitere an der 
thatsächlichen Unausführbarkeit. Da nun Alles nicht zu erreichen 
sei, insonderheit nur schwer genügende Merkmale für das formelle 
Gestaltungsprinzip gefunden werden könnten, so sei es am. besten, 
doch zum mindesten etwas zu versuchen. Man solle deswegen die 
Verschuldung als solche als ein die individuelle Leistungsfähigkeit 
beeinträchtigendes Element betrachten und den Schuldner dadurch 
erleichtem, dass man ihm gestatte, einen Prozentteil der Schuld- 
zinsen vom Steuerkapitale in Abrechnung zu bringen. Dieses Ver-^ 
fahren würde aber der individuellen Behandlung und damit der 
Ermittelung der wirklichen Einkommensbeträge widersprechen; 
Denn die Schuldenlast ist nach den konkreten Verhältnissen eine 
sehr verschiedene und wird immer drückender, je grösser die Quote 
des Einkommens ist, welche sie absorbiert. Während nun der 
wenig verschuldete Wirt un verhältnismässig begünstigt, wird der 
schwer verschuldete arg benachteiligt, selbst dann, wenn mit Zu- 
nahme der Verschuldung der Prozentsatz des Abzugs steigt. Näher 
besehen aber läuft das ganze Vorgehen auf eine Bevorzugung des 
ökonomisch Stärkeren auf Kosten des Schwächeren hinaus, was 
doch nicht wünschenswert ist. Es wäre dies ein neuer Grund zu 
Verschiebungen und Ungleichheiten der Besteuerung. Auch diese 
Begrenzung dürfte entschieden abzulehnen sein. 

Femer hat man die Scheidung von Eeal- und Personal- 
kredit zum Behufe einer Abstufung vorgebracht. Man kann dabei 
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von einem zweifachen Standpunkt ausgehen, wobei man zu einem 
yerschiedenen Resultate gelangt. Werden aus dem Umstand, dass der 
ßealkredit sicherer, zuverlässiger, billiger und leichter zu erlangen 
ist, Schlüsse gezogen, so ist es begreiflich, dass man für eine Frei- 
lassung oder Begünstigung der Personalschulden eintreten wird. 
Wählt man dagegen, wie häufig genug verfahren wurde, die Auf- 
findbarkeit und Kontrollierbarkeit einer Schuld und damit einen 
Bequemlichkeitsgrund der Steuertechnik zum Stützpunkt, so wird 
man dem umgekehrten Verfahren das Wort reden müssen. Es ist 
leicht zu erkennen, dass derartige Unterscheidungen nicht nur un- 
gemein schwierig und mühsam sind, sondern auch im Widerspruche 
mit dem Ziele unserer Massregel stehen. Daher sind sie unbedingt 
abzulehnen. Endlich gilt das Gleiche für die Zugrundelegung des 
rein formalen Vorgangs der Art der Verbriefung, eine Frage, 
welche mit der eben erörterten in einem gewissen Zusammenhange 
steht. Auch in dieser Richtung ist jede Einschränkung von Übel 
und führt notwendiger Weise zu unberechenbaren Verschiedenheiten 
für die verschuldeten Wirtschaften, wodurch dieselben differenziell 
vom Schuldmomente belastet werden und wiederum das Gegenteil 
von einer beabsichtigten Ausgleichung herbeigeführt wird. Wenn 
aber bei all diesen Beispielen eine Schranke des Masses prinzipaliter 
zu verwerfen ist, da solche Vorgänge den elementaren Prinzipien 
widersprechen, so soll doch andrerseits nicht behauptet werden, dass 
alle Schuldengruppen auch steuertechnisch -formell gleich zu be- 
handeln seien. Denn eventualiter bilden häufig solche Unterschiede 
einen wirksamen Anhaltspunkt für die Veranlagung der Steuer, 
bez. für eine geeignete Form der Berücksichtigung der Passiv- 
zinsen. 

Grundsätzlich müssen daher alle Gattungen und Formen 
der Verschuldung hereinbezogen werden, und Begrenzungen, wie 
die hier angegebenen, dürfen auf die Frage des Masses keinen 
Einfluss haben. Eine einseitige Bevorzugung gewisser Arten der 
Passivzinsen ist nicht allein ungerecht, sondern erzeugt auch Miss- 
verhältnisse mancherlei Art, was eines Teils für die ökonomischen 
und Verkehrsverhältnisse, andern Teils für den Fiskus äusserst 
misslich ist. Denn gerade für das Staatswesen muss es von 
höchstem Interesse sein, eine möglichst günstige Gleichmässigkeit und 
die grösste Sicherheit des Steuereingangs zu erreichen. Solche Unter- 
scheidungen aber würden gerade das Gegenteil bewirken. Das Er- 
gebnis der gepflogenen Untersuchungen zeigt, dass bei den direkten 
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Steuern überhaupt und bei der Einkommensteuer insbesondere, die 
Berücksichtigung der Schulden und Schuldzinsen ein unabweisbares 
Erfordernis ist. Und so gelangen wir am Schlüsse unserer Erörte- 
rungen zu dem eingangs antizipierten Resultate, dass nämlich alle 
Einschränkungen prinzipwidrig und als Quelle neuer und steigender 
Ungleichmässigkeiten unbedingt zu verwerfen sind. 

2. Zweite Gruppe: Formelle Voraussetzungen. 

Im Gegensatze zu den im vorigen Abschnitte dargelegten Fragen, 
betreffend die Schranke des Masses, welche wir abgelehnt haben, 
sind aber für den Schuldzins-Abzug eine Reihe formeller Voraus- 
setzungen zu erfüllen. 

Wir stellen an die Spitze der hier zu erörternden Merkmale 
die Forderung, dass die Passivzinsen, welche in Anschlag kommen 
sollen, auch wirklich der Preis für die überlassenen Nutzungen 
fremder Kapitalien sind. Der Begründung des Anspruches auf 
Schuldenabzug hat demgemäs ein Rechtsverhältnis voranzugehen, 
welches darin besteht, dass die eine Person ein Recht auf eine 
Leistung der andern Person hat, diese aber wiederum von der 
ersten einen Sachgegenstand von Vermögenswert empfangen hat 
(Gläubiger -Schuldner). Aus dieser Vorbedingung entspringen zu- 
nächst für die steuertechnische Behandlung der Verschuldungsfrage 
einige Folgerungen, welche wir der Reihe nach etwas näher er- 
läutern wollen. 

Erstlich müssen die fraglichen Eapitalkräfte den Aktivteilen 
fremder Vermögensbestände entnommen, folglich zugeliehen sein 
(Moment der Zugeliehenheit), und demgemäs im Eigentume Dritter 
sich befinden. Die Anerkennung dieses Ausgangspunktes ist um 
deswillen hervorzuheben, weil durch denselben die Ausscheidung 
der Aktiv- und Passivkapitalien, der eigenen und fremden Ver- 
mögensteile erfolgt. Demgemäss darf der Haushälter seine eigenen 
in der Unternehmung untergebrachten Stammgüter nicht zum Ab- 
züge anmelden, sondern er muss nachweisen, dass die Schuldzinsen 
die Folge von Investitionen fremder Güter sind. Würde ein Unter- 
nehmer Teile seines bisher in Staats- oder Industriepapieren ange- 
legten Vermögens mobilisieren und zu Aufwendungen für Meliora- 
tionen, Erweiterung des Geschäfts, Vermehrung der Betriebsmittel etc. 
verwerten, so könnte er hiefür keine Erleichterung beanspruchen. 
Denn der Einwand, dass der betreffende Wirt ebenso gut fremde 
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Kapitalien hätte anwerben müssen, wenn er solche nicht zufällig 
in seinem Besitze gehabt hätte, und dass er eine Einbusse an Leih- 
zinsen erleide, trifft keineswegs zu. Denn der Unternehmer führt 
diese Umwandlung aus in der Erwartung, dass er in seinem 
Geschäfte mit dem eigenen Yermögen einen grösseren Gewinn 
mache als bisher durch die Zinsen seinar Staats- etc. Papiere. So- 
dann aber fällt die reelle Grundlage, das reine und lediglich 
passive Moment, die Zahlung von Schuldzinsen an Dritte und so- 
mit die Belastung der Wirtschaft mit Passivzinsen weg, da der 
Haushälter den ganzen Kapitalgewinn bezieht. 

Zweitens muss natürlich das Kapital verzinslich sein 
(Moment der Verzinslichkeit) und die Schuld auf einem ordent- 
lichen Leihvertrage beruhen. Deshalb können zinslose, also 
unentgeltliche Genüsse nicht in Ansatz kommen. Insbesondere aber 
ist es unstatthaft, derartige Nutzungen nach einer landesüblichen 
oder durchschnittlichen Zinsberechnung zu veranschlagen. Dieser 
Fall ist im Ganzen wohl selten, keineswegs aber als unpraktisch zu 
bezeichnen, so z. B. wenn die Ehefrau ihr eigenes Vermögen, welches 
sie in die Ehe eingebracht hat, dem Ehemann ohne Entschädigung 
zur Vergrösserung seines Geschäftsbetriebes überlässt und sich 
ev. nur durch hypothekarische Eintragung auf Immobilien die 
Kapitalsubstanz sicher stellt. Für den Zinsabzug bei der Steuer 
ist es stets erforderlich, dass ein formelles Versprechen auf Zahlung 
von Passivzinsen besteht. Alle übrigen Vorgänge im Wirtschafts» 
und Verkehrsleben, welche vielleicht in ihrer Wirkung, aber nicht 
in der Form ein solches darstellen, sind, wie wir bereits an einer 
früheren Stelle erhärtet haben, für die steuertechnische Verwertung 
nicht unter die Bubrik des Schuldzinses, sondern unter diejenige 
der Individualisierung des leitenden Bechts- und Wirtschaftssubjekts 
und des Betriebes zu bringen. 

Der Nachweis der zu zahlenden Passivzinsen als Voraus- 
setzung der Zulassung zum Abzug hat bei der Deklaration des 
Steuerpflichtigen zur Einkommensteuer zu erfolgen. Dabei ist an- 
zugeben : Höhe des Schuldkapitals und der Schuldzinsen, der Zins- 
fuss, Name, Wohnort, Stand des Gläubigers, Zinstermine, Kündi- 
gungsfristen, Abschrift der etwaigen Schuldurkunde etc. Der 
Zeitpunkt des Erweises ist die Fatierung des Steuerkapitals selbst 
und ist jede spätere Anmeldung bei der Feststellung der Steuer- 
sätze oder gar erst bei der Beklamation, wie in Preussen, unzu- 
lässig. Abzüge, welche nicht rechtzeitig oder ungenügend nach- 
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gewiesen werden, bleiben unbeachtet und können vom Abzugs- 
berechtigten unter gar keinen Umständen und in keinem Stadium 
des Besteuerungsprozesses wieder geltend gemacht werden. Die 
Steuersubjekte müssen das Bruttokapital ihrer Einkünfte deklarieren 
und haben nur das Recht, die Kosten der Herstellung vorzubringen. 
Diese Anmeldungen müssen in besonderen Rubriken gemacht und 
können vom Pflichtigen selbst nicht von vornherein in Abzug ge- 
bracht werden, sondern dies darf nur durch die Steuerbehörde 
geschehen. Der Schuldner selbst hat nur die Befugnis, die Abzüge 
zu beantragen, nicht aber das Recht, sie selbst zu vollziehen. 
Wie wir früher schon erörtert haben, ist die vorgeschlagene Mass- 
regel im Interesse des Schuldners gegeben und daher ein Recht 
desselben, das er ausüben und auf das er verzichten kann nach 
seinem Beheben, es ist keine staatsbürgerliche Pflicht. Nur hat 
der Staat durch präventive Vorkehrungen dafür zu sorgen, dass 
der Gläubiger seine stärkere Position nicht zu Ungunsten des 
Schuldners ausnützt und diesen vertragsmässig verpflichtet, solche 
Angaben nicht zu machen. In diesem Falle würde der Zinsberechtigte 
an sich schon einen Unterschleif begehen, welcher in der Absicht 
begründet ist, die eigene Steuerpflicht (Kapitalrentensteuer) zu 
kürzen. Sache der Zweckmässigkeit und unabhängig hievon ist es, 
ob und inwieweit der Staat in seinem eigenen Interesse zur Fassung 
und Kontrolle des Gläubigers jene schuldnerischen Angaben benützen 
kann und will. 

Als Nachtrag zu den erwähnten Einzelfragen dürfte vielleicht 
noch die Frage verlautbaren, ob die Verpflichtung zur Entrichtung 
von Schuldzinsen allein schon ausreicht, um das Recht des Abzugs 
zu begründen, oder ob hiezu die bereits erfolgte Zinszahlung an 
den Gläubiger vorausgesetzt werden muss. An und für sich ist 
dieser Unterscheidung eine prinzipielle Bedeutung kaum beizumessen 
und die Lösung ist wesentlich praktischer Natur und damit eine 
Sache der Zweckmässigkeit. Will man recht genau vorgehen, so 
wird man allerdings sagen müssen, dass nur diejenigen Passiv- 
zinsen eigentlich in Ansatz kommen dürfen, welche thatsächlich 
bezahlt, nicht diejenigen, welche bloss geschuldet sind. Denn nur die 
erstere Gruppe belastet auch wirklich das Einkommen und schmälert 
dessen Bezug. Indessen möchten wir dieser Frage keine allzugrosse 
"Wichtigkeit beilegen, und glauben der Ansicht Raum geben zu 
dürfen, dass es besser sei, durch so übermässig feine Distinktionen 
die steuertechnische Anlage nicht zu sehr zu verwirren. 
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Ein besonders schwieriges und von der jüngsten mittelstaat- 
lichen Gesetzgebung mit Eifer behandeltes Problem ist die Unter- 
scheidung zwischen Schulden, die auf einer bestimmten Einnahme- 
quelle ruhen, und denjenigen, welche auf dem gesammten Einkommen 
als solchem haften. Während nämlich in älterer Zeit die Auffassung 
in Theorie und Praxis nur für die erstere Gruppe eintrat und 
wesentUch die Befreiung der Hypotheken- und Unterpfandsschulden 
befürwortete, so hat heutzutage die richtige Erkenntnis der ökono- 
mischen Natur der Passivkapitalien eine erhebliche Erweiterung 
des zu Grunde liegenden Prinzips herbeigeführt. Man sah ein, 
dass es für unsere wirtschaftHche Kulturentwickelung ungenügend 
sei, jene Kategorieen allein zu berücksichtigen, und baute demgemäs 
das System dadurch weiter aus, dass man alle Schulden — 
Keal- und Personalschulden — hereinbezog. Dies war, näher 
unter dem Gesichtswinkel des Steuerprinzipes betrachtet, eine 
weitere Eonsequenz eines bereits früher nachdrücklichst betonten 
Gedankens, nämlich eine Eolge der Auffassung, dass jedes Schuld- 
verhältnis trotz seiner sachlichen Gestaltung eine persönliche 
Wechselbeziehung ist. Wir schlagen daher vor, solche Unter- 
scheidungen als dem Charakter und dem Wesen der Schulden 
widersprechend schlechthin abzulehnen. 

Indessen besteht gleichwohl ein Fall, für welchen wir von 
dieser Eegel eine Ausnahme machen möchten. Von hervorragendem 
Belang ist nämlich die angedeutete Frage beim internationalen 
Geld-, Kapital- und Kreditverkehr. Bei ans Ausland ver- 
schuldeten Volkswirtschaften und in solchen, deren Grund- und 
Boden, Gewerksanlagen oder andere Erwerbsquellen in grösserem 
Umfang fremdländischen Eigentümern gehören, ist es wichtig, das 
Mass und die Grenzen des zulässigen Abzugs zu bestimmen. Es 
handelt sich nämlich dabei um die Aufgabe: soll man bei nach 
auswärts bezogenen inländischen Einkommen alle dasselbe be- 
lastenden Schiüdzinsen in Anrechnung bringen und damit auch 
jene Schuldbeträge von der Steuer ausnehmen, welche erwiesener- 
massen lediglich im Interesse einer ausländischen Erwerbsquelle 
oder zu reinen Aufwandszwecken des im Ausland wohnenden 
Bezugsberechtigtem angeworben wurden? Oder soll man nur die 
auf den heimischen Ertragsfonds ruhenden Passiva oder alle Passiva, 
aber diese nur in fester Abgrenzung berücksichtigen? Die Frage 
ist in einem Bundesstaat, wie das Deutsche Reich, besonders wichtig 
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und überhaupt zur Beurteilung der Steuerpartizipation von Staat, 
Provinz, Gemeinde am selben Einkommen unerlässlich ^). 

Die positive Gesetzgebung stellt hierfür einen dreifachen Modus 
auf. Entweder dürfen nur diejenigen Passivzinzen freigelassen 
"werden, welche auf einer bestimmten, namhaft zu machenden Ein- 
nahme- oder Ertragsquelle haften, ohne Kücksicht darauf, ob das 
Einkommen im Inland bleibt oder nach auswärts bezogen wird, 
wogegen persönliche Schulden nur von den durch die inländische 
Besteuerung treffbaren Wirtschaften veranschlagt werden dürfen 
(Anhalt, Hessen- Darmstadt). Oder es sind neben den auf einer 
Erwerbsquelle haftenden auch alle jene Schulden zugelassen, welche 
erweislich im Interesse einer solchen aufgenommen wurden (König- 
reich Sachsen, Sachsen- Weimar). Oder endlich alle Schuldengruppen 
sind abzugsberechtigt, ohne dass ein ursächlicher Zusammenhang 
mit einzelnen Erwerbsquellen zu bestehen braucht Dies aber darf 
nur geschehen in demjenigen Verhältnis, in welchem jener der 
inländischen Steuer unterworfene Teil des gesammten Einkommens 
zu diesem steht (Baden). 

Wird ein Einkommen im Inland durch sachliche Produktions- 
mittel (Grund- imd Kapitalbesitz, Gewerbe etc.) erzeugt und alsdann 
von einem fremden Produzenten, welcher als solcher und infolge 
seines Wohn- und Aufenthaltsorts von der diesseitigen Steuer nicht 
erreichbar ist, bezogen, so ist zunächst .^s Grundsatz festzuhalten, 
dass von jedem Erwerbe, mag er Inländern oder Ausländem zufallen, 
neben den Objekt- und Ertragssteuem auch die Einkommensteuer 
für die Einkünfte aus den betr. Einnahmequellen diesseits zu erlegen 
ist. Denn diese soll keine Personalsteuer sein, sondern wesentlich 
einen ergänzenden Zuschlag nach der individuellen Leistungsfähig- 
keit des Einkommensbeziehers zu den Ertragssteuem darstellen. 
Handelt es sich nun des weitem um die Frage bestimmter Abzüge 
vom Steuerkapital, so genügt es nicht, nur die auf den Ertragsfonds 
haftenden Passivkapitalien anzuziehen, sondern es ist notwendig, 
alle jene negativen Vermögensteile zu berücksichtigen, welche 
konstitutive Glieder der gesammten Einkünfte sind. Dabei ist der 
springende Punkt lediglich eine Grad frage, keine prinzipielle Be- 



*) Davon ist natürlich zu unterscheiden der Fall, das8 inländische Wirt- 
schaften an Ausländer verschuldet sind. Hier ist der Ausländer der Gläubiger 
des Inländers, dort aber erscheint der Ausländer als Besitzer oder Nutzniesser 
einer Ertragsquelle zugleich als Schuldner, -während ein Dritter (Ausländer) 
Gläubiger ist 
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dingung, da nur zu erforschen ist, inwieweit die Entlastung zu 
erfolgen habe. 

Dass von vornherein diejenigen Passivzinzen, welche vom aus- 
ländischen Einkommenbezieher zum persönlichen Verbrauch an- 
geworben werden, und daher mit dem Entstehungsprozesse der 
im Inlande erzeugten Einkommensgrösse gar nichts zu schaffen 
haben, von der Anrechnung auszuschliessen sind, bedarf keines 
Beweises, da es niemals die Aufgabe des inländischen Staates sein 
kann, dem Fremdländer das Schuldenmachen zu erleichtern. Viel- 
mehr ist zum mindesten zu verlangen, dass die Belastung mit 
Passivkapitalien im Interesse der inländischen Erwerbsquelle 
erfolgt ist. Würde nun gar keine Grenze festgesetzt, so darf b. w. 
ein Ausländer, welcher zum Betriebe eines gewerblichen Unter- 
nehmens Personalschulden im Ausland aufnimmt, die zu entrichtenden 
Passivzinsen von seinem Gewerbsertrage der heimischen Steuer- 
verwaltung gegenüber abziehen, ohne dass diese auch nur im 
entferntesten die Möglichkeit hat, jene Beträge, wo sie aktive 
Teile von Vermögensbeständen sind, zu erfassen, und es erleidet 
daher der diesseitige Fiskus zu Gunsten eines im Ausland wohnenden 
Eigentümers einen Steuerausfall, welchen die inländischen Steuer- 
träger aus ihrem Einkommen decken müssen. Während die erste 
Eichtung, indem sie die Haftung der Schulden auf dem Ertragsfonds 
zum Ausgangspunkt nimmt, nicht weit genug geht und daher der 
weniger kapitalkräftigen T^irtschaft den Kredit im Ausland unnötiger 
Weise erschwert, thut die zweite Richtung des Guten entschieden 
zuviel. Die Theorie wird am besten eine Vermittelung zwischen 
beiden Extremen vertreten, indem sie eines Teils grundsätzlich 
alle Schulden und Schuldzinzen als abzugsberechtigt erklärt, das 
Mass der Berücksichtigung aber an gewisse Bedingungen knüpft 
Am leichtesten kann dies geschehen, wenn man, wie gesagt , die Ein- 
kommensteuer im Anschlüsse an die objektiven Glieder der Ertrags- 
besteuerung anlegt und dem auswärtigen Einkommensbezieher den 
Schuldzins- Abzug in demjenigen Verhältnisse gestattet, in welchem 
Jener der inländischen Steuer unterworfene Teil zur Giesamtheit 
der Einkünfte steht. Um bei dem oben angeführten Beispiele zu 
bleiben : würde ein im Inland gewerbtreibender Ausländer ein Ein- 
kommen von 8000 Mark mit Hilfe einer im Ausland angeworbenen 
Personalschuld von 50,000 Francs zu 5% erzielen, so wären nicht 
2500 Francs = 2000 Mark an sich abzugszulässig, da diese Summe 
von der diesseitigen Steuer nicht erreichbar ist. Vielmehr wäre zu- 
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Dächst festzustellen, was im Inland sicher steuerbar ist: 8000—2000 
= 6000 Mark. Dieser Ausdruck ist nun mit der Totalsumme der 
Gesamteinkünfte in ein Verhältnis zu setzen und die Rechnung 
lautet: die abzugsberechtigte Quote x = 6000 : 8000 — 6:8 = ^4- 
In unserem Exempel wären 1500 Mark abzuziehen. Oder man 
setzt den ganzen Steuerbeitrag zur Erleichterungsquote in das 
Verhältnis des gesamten Einkommens zu der Summe der Passiv- 
zinsen. Legen wir bei unserm Beispiel eine 3% ige Steuer zu 
Grunde, so erhält man 240 : x « 8000 : 2000, oder es ist x = 60. 
Auf solche Weise ist auf der einen Seite dem fiskalischen Interesse 
des heimischen Staates nach Möglichkeit Rechnung getragen, während 
auf der andern Seite durch diese Massregel dem unabweisbaren Be- 
dürfnis der Nachfrage nach ausländischem Kapital Genüge geleistet 
ist Der ausländische Gläubiger endlich ist dadurch hinreichend in 
seinem Rechte geschützt und die internationalen Verkehrskanäle 
sind in ihrem Wachstum nicht beeinträchtigt*). 

Endlich wollen wir im Zusammenhalte mit den vorangehenden 
Ausführungen noch kurz die Frage erwähnen, ob nicht die Möglich- 
keit, den Gläubiger durch die inländische Steuer zu erreichen, die 
unerlässliche Voraussetzung für die Befreiung überhaupt sein solle 
und diese letztere nur in dem Masse zuzugestehen sei, in welchem 
die Treffbarkeit jener Aktivzinsen ermöglicht wird (Italien). 
Eine solche entspricht aber unseren Anforderungen an die Gerech- 
tigkeit keineswegs. Denn, wenn so verfahren wird, so geniesst 
BOT derjenige Wirtschafter die volle Wohlthat der Erleichterung, 
welcher im Inland borgt und borgen kann. Derjenige aber, welcher 
infolge seiner Geschäftsverbindungen mit auswärtigen Handelshäusern 
genötigt ist, auch bei diesen Kredit zu nehmen, wird schwer benach- 
teiligt Das Interesse der Gemeinschaft aber erheischt die Allgemein- 
heit der Massregel. Man will ja nicht nur einigen Wenigen eine Er- 
leichterung gewähren, sondern man beabsichtigt den thatsächlichen 
Unterschied der Leistungsfähigkeit zwischen der verschuldeten und 
schuldenfreien Wirtschaft etwas auszugleichen. Zumal in Volks- und 
Staatswirtschaften, welche auf einer hohen Stufe materieller Kultur 
stehen, eine rasche und umfangreiche Kapital- und Kreditbewegung, 
grossen Reichtum an Stammgütern, bewegliche Zu- und Abfuhr ver- 

*) Der heimische Staat darf sich damit natürlich nicht zufrieden geben, 
sondern muss darnach trachten, durch präventive Massregeln auch materiell 
den Eest des Steuerbeitrags zur Leistung heranzuziehen. Ygl. hiezu die 3. und 
4. Gruppe unserer „Prinzipienfragen". 
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fügbarer Geldkräfte haben, würde eine derartige Beschränkung 
nur der Grund zu einer neuen, unberechenbaren Verschiebung der 
wirklichen Steuerlast sein. Dies würde aber nicht ohne Einwirkung 
auf die Spannkraft der einzelwirtschaftlichen Steuerfahigkeit bleiben 
können und auch hier mancherlei Umwälzungen zur Folge haben. 
Solche Bestrebungen schliessen aber nicht aus, dass die Steuertechnik 
nicht die grösste Sorgfalt aufwenden muss, um alle jene Beträge beim 
Gläubiger sicher und richtig einzusteuem, welche beim Schuldner 
freibleiben. Eine Einengung des Prinzipes aber ist unbedingt zu 
verwerfen. 

Was nun schliesslich die Zeitdauer des Abzugsrechtes anlangt 
so währt sie selbstredend nur so lange, als der formelle Zinsvertrag 
den Schuldner zur Zahlung verpflichtet, und erlischt in dem Augen- 
blicke, in welchem die Schuld getilgt ist. Zweifel kann hier nur 
die Frage erwecken, was dabei massgebend ist: der Umstand, ob 
die Schuld bei der Gewinnung des Einkommens überhaupt mitgewirkt 
hat, oder ob dieselbe im Momente der Steuerzahlung noch vorhanden 
ist Dem Geiste unserer Prinzipien, welche wir zur Grundlage 
unserer Erörterungen gewählt haben, entspricht nur die erstere 
Anschauungsweise, da wir das Schuldmoment als ein organisches 
Glied des Wirtschaftsgefüges betrachtet haben. Die Passivkapitalien 
wurden daher als ein fortlaufendes Element im Gestaltungsprozesse 
des Einkommens gefasst, nicht als ein blosses Anhängsel desselben 
nach dem Abschluss des ganzen Werdegangs. 

Diese Punkte sind von fundamentaler Bedeutung bei der 
grösseren oder geringeren Verschuldung ans Ausland, deren Ein- 
und Bückwirkungen wir im nächsten Abschnitte betrachten wollen. 

3. Dritte Gruppe: Die Verschuldung ans Ausland. 

Im Zusammenhange mit den dargelegten Erörterungen ist nun- 
mehr die Frage der Verschuldung ans Ausland etwas näher zu 
untersuchen. Wir haben es hierbei nicht mehr mit steuertechnischen 
Einzelheiten zu thun, welche wir in den vorangehenden Kapiteln 
auseinandergesetzt haben, sondern vielmehr mit der Haupt- und 
Kardinalfrage: lässt sidi bei der weltwirtschaftlichen Verkehrsbe- 
wegung und insonderheit bei der steten Verschiebung der nationalen 
Kapitalbestände vom Inland nach dem Ausland und umgekehrt der 
Schuldzins-Abzug durchführen ohne eine ganz erhebliche Schädigung 
der fiskalischen Interessen? Dann aber haben wir im zweiten Teil 
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dem Problem näher zu treten: wie können derartige Schäden durch 
vorbeugende Mittel geheilt, in ihrem Umsichgreifen gehindert und 
ihre schädlichen Wirkungen nach Möglichkeit verringert werden? 

Es ist eine Thatsache, mit der sich der Theoretiker, wie der 
Praktiker auf unserem Gebiete yertraut machen muss, dass in 
unserer Zeit in weit höherem Masse als in früheren Epochen ein 
Wechsel der internationalen Besitzes- und Vermögens Verteilung 
stattfindet, ein Umstand, welcher auch für die Besteuerung von 
grösstem Belang ist. . Indes darf man hier nicht zu abstrakt und 
unempirisch verfahren, sondern muss vielmehr von den Thatsachen 
der wirtschaftsgeschichtlichen Entwickelung ausgehen. Insbesondere 
muss man sich hüten. Unvergleichbares zusammenzustellen. Die 
Kernpunkte, an welche sich die Steuerform anschKesst, sind der 
Kapitalbesitz und das Kreditbedürfnis, also Angebot und Nachfrage 
der Leihkapitalien* 

Unentwickelte Völker ohne Kapitalreichthum und Geldüberfluss 
pflegen nur ausnahmsweise Kreditbedürfnisse zu empfinden, wie 
insbesondere in Zeiten der Not, im Kriege etc. In normalen Zeiten 
dagegen ist die Möglichkeit, mit den geborgten Gütern mehr und 
besser zu produzieren als der Verleiher bei der Gleichheit der 
ökonomischen Zustände nur eine beschränkte. Erfahrungsgemäs 
müssen aber selbst jene unerheblichen Beträge aus dem Ausland 
bezogen vsrerden, wie bei ackerbauenden Völkern die Händler des 
fortgeschritteneren Nachbarstaats den Kredit vermitteln. In den 
weiteren Phasen der ökonomischen Entfaltung gewahren wir nun, 
wie jedes höher entwickelte Volk aus seinem ! eigenen volkswirt- 
schaftlichen Becken sich die nötigen Leihgüter beschafft. Erst später 
bei ausgebildeter wirtschaftlicher, politischer und sittlicher Kultur, 
sowie bei fruchtbarer Anregung des Verkehrslebens von Volk zu 
Volk greift eine internationale Geld- und Kreditbewegung Platz. 
Aber auch in diesem letzteren Stadium zeigt sich die charakte- 
ristische Gestalt darin, dass der Kredit nach Zweck und Art sich 
in seiner Bewegung und Beweglichkeit scharf unterscheidet. Die 
einfachen, mündlichen und chirographischen Schulden behalten 
durchweg ihren- örtlich begrenzten Charakter bei; denn hier handelt 
es sich im Wesentlichen um die persönliche Würdigkeit Aind. Lei- 
^tungskraft des Kreditsuchenden. Der Hypothekarkredit dagegen 
empfangt ein territoriales oder .höchstens nationales Gepräge, i was 
wiederum mit der Schwerfälligkeit und Gebundenheit dqs Griiiid- 
besitzes überhaupt zusammenhängt Das Gleiche bemerklöipi- wir in. 

V. He ekel, Einkommensteuer. 12 
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der Begel beim Unterpfandskredit, wiewohl auch hier der interterri- 
toriale Zug sich geltend macht (Lagerscheine, Warrants etc ). End- 
lich aber schliessen sich die in Handel und Wandel untergebrachten 
Kapitalien rasch und leicht der weltwirtschaftlichen Bewegung an. 
Oanz besonders zeigt sich dies bei der modernsten Gestalt der 
spekulativen Erwerbsgesellschaft, bei der Aktiengesellschaft und 
bei der immer formloseren Übertragung der Geld- und Kreditpapiere 
mit anonymen Kapitalisten. Gerade dieser letztere Punkt ist für 
die Besteuerungsfrage nicht zu unterschätzen. 

In jener Zeit, in welcher das Inland gar keine verleihbaren 
Kapitalien oder doch nur wenige besitzt, ist man ohnehin durch 
die allgemeinen Wirtschaffcs- und Finanzverhältnisse genötigt, zu 
primitiven Steuerformen zu greifen, für deren Ausführung die ver- 
fügbaren steuertechnischen Mittel genügen. Hiebei ist wirtschafts- 
und finanzpolitisch die Verschuldungsfrage von geringer Bedeutung, 
da die Schuldenlast noch unerheblich und die Yeranlagungstechnik 
nur in roher Weise solche ökonomische Merkmale zu würdigen 
weiss. Zudem werden auch nur wenige Darlehen gegeben, da das 
kapitalarme, wirtschaftlich wenig entwickelte Land keinen Überfluss 
an verkehrsfahigen, vertauschbaren Gütern und daher nur wenige 
Zahlungsmittel besitzt Die Wirtschaften haben den hauswirtschaft- 
lichen Zustand noch nicht überwunden, der Tausch spielt noch eine 
untergeordnete Bolle. 

Gelangt nun aber die Volkswirtschaft auf jene zweite Stufe 
und ist sie fähig ihren Kapitalbedarf aus heimischen Stammgütern 
zu befriedigen, so sind hauptsächlich Vermögens- und Klassensteuern 
die Gestalten für die Erhebung der Zwangsbeiträge der Einzelwirt- 
schaften. Hier nun gestattet das summarische Verfahren der Ein- 
steuerung recht wohl den Schuldverhältnissen Bechnung zu tragen. 
Die DifiFerenziemng des Volksvermögens und Volkseinkommens hat 
noch keine gewaltigen Fortschritte gemacht, die ökonomische Lage 
der einzelnen Steuerpflichtigen ist eine annähernd gleiche, die Ver- 
schuldung aber ist noch immer ein accessorisches Element des 
ganzen Wirtschaftsbetriebes, ein verschuldeter Wirt hat die Vermu- 
tung eines schlechten Haushälters gegen sich. Der Verkehrszustand 
der Wirtschaft ist die Tauschwirtschaft 

Endlich aber füllt die Steuergeschichte der Zwischenperiode, 
welche den Übergang zur Epoche der modernen weltwirtschaftlichen 
Geldbewegung vermittelt, die Phase der Ertragssteuem aus. Hier sind 
zwei Möglichkeiten auseinanderzuhalten. Entweder hat der Kredit- 
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Terkehr . zwischen den Völkern noch keine entscheidenden Fort- 
schritte gemacht, dann wäre an und für sich der Abzug der Passiv- 
zinsen ohne erhebliche Gefahr für den Fiskus denkbar, aber es 
stellen sich der Durchführung praktische Schwierigkeiten in den 
Weg, welche die meisten Gesetzgebungen veranlassen, mit Still- 
schweigen über das Schuldproblem hinwegzugehen oder bestenfalls 
den Ausgleich dem £nt- und fielastungskampfe beider Parteien 
anheimzugeben. Oder der internationale Verkehr hat bereits grossen 
Umfang gewonnen und ist zum bezeichnenden Merkmal des moder- 
nen Wirtschaftslebens geworden. Hier bleibt das Ertragsprinzip in 
seiner Starrheit ein Hindernis für die Berücksichtigung der Schuld- 
zinsen, zumal ärmere und weniger entwickelte Volkswirtschaften 
häu% stark ans Ausland verschuldet sind. So wünschenswert es 
sein müsste, namentlich aus dem Standpunkte der organischen 
Beeinflussung des ganzen Wirtschaftsgefüges durch den Kredit, 
den Schuldner entsprechend zu erleichtern, der fortgeschrittenen 
Technik und dem sich anbahnenden Weltverkehr durch eine feinere 
Steueranlage zu folgen, so hat dieses Bemühen mit grossen Hemm- 
nissen zu kämpfen, welche die Gesetze nötigen, das indirekte Ver- 
fahren beizubehalten oder durch die Einführung der Kompensation 
das Ertragsprinzip zu durchbrechen. 

Hat nun aber eine Nation und Volkswirtschaft jene dritte 
Stufe der Kreditbewegung endgiltig und thatsächlich erreicht, besteht 
ein reger Verkehr zwischen dem Inland und dem Ausland, und ist 
endlich die politische Bildung und Gesittung hinreichend entwickelt, 
so wird der Werdeprozess des Steuerprinzipes im Vereine mit all 
jenen Umständen, welche wir im historischen Teil näher charak- 
terisiert haben, ohnehin zur Einkommensteuer hinlenken und sich 
für diese reif erweisen. Im Bahmen dieser Steuerform aber können 
und müssen auch die Schulden und Schuldzinsen zum Abzug zu- 
gelassen werden — wie wir früher dargethan haben — während 
andererseits ein erheblicher Ausfall wegen grosser Verschuldung 
ans Ausland im Ganzen nicht zu besorgen ist. Denn der mündliche 
und Handscheinkredit bleibt ein lokaler, der hypothekarische und 
Unterpfandskredit ist überwiegend territorial und national begrenzt. 
Nur der Handelskredit in seinen verschiedenen Gestalten bietet 
einige Schwierigkeiten. Nun aber muss man bedenken, dass ein 
ungemein grosser Teil der internationalen Schulden überhaupt nicht 
zum unmittelbaren und vollen Abzug geeignet erscheint, wie b. w. 
das grosse Gebiet des Wechsel-, Warrant- etc. Verkehrs, sondern 

12* 
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dass yielmehr hier nur die geschmälerte Leistungsfähigkeit als 
steuertechnische Potenz eingeführt und prozentual berücksichtigt 
wird. Des weiteren haben wir in den beiden vorangehenden Kapiteln 
unserer Untersuchungen für die Verschuldung ans Ausland beson- 
dere Kegeln aufgestellt und haben auch für das im Inland erzeugte, 
mit Schulden belastete und ins Ausland wandernde Einkommen 
andere Besteuerungsgrundsätze empfohlen. So erübrigt es eigentlich 
nur noch, ein Gebiet näher im Hinblick auf unsere Frage näher 
zu erörtern, nämlich die Verschuldungsfrage bei den aus ano- 
nymen Geldbesitzern zusammengesetzten Erwerbsgesellschaften, 
Aktienuntemehmungen etc. zu betrachten, auf welche wir noch 
zurückkommen werden. 

Die historisch -morphologische Betrachtung dieses Spezialpro- 
blems hat uns gezeigt, dass eine richtige Würdigung nur auf Grund 
der entwickelungsgeschichtlichen Thatsachen erfolgen kann. Diese 
Betrachtungsweise lehrt, dass die Verschuldung ans Ausland über- 
haupt erst in der jüngsten Neuzeit durch die Veränderungen des 
Wirtschaftslebens von Bedeutung geworden ist. Wenn nun bei den 
Ertragssteuern eine weitgehende Berücksichtigung aus praktischen 
Gründen unthunlich ist, weil die nach auswärts als Aktivzinsen 
bezogenen Schuldbeträge von der heimischen Besteuerung nicht 
erreichbar sind, so erweist sich im Gegensatz hiezu die Einkommen- 
steuer infolge ihrer grundsätzlichen Eigenart steuertechnisch und 
steuerpolitisch als fähig, durch feinere und ausgebildetere Veran- 
lagungsmethoden auch dieses schwierige Problem der Entscheidung 
näher zu bringen. Würde man aber auch bei der Ertragsbesteue- 
rung, zumal bei der reinen, in dieser Weise vorgehen, so müsste 
man alsbald die Erfahrung machen, dass man ein Mittel zur An- 
wendung bringt, welches, einem andern Gedankenkreise entnommen, 
beim Ertragsprinzip nur auf Widerstand stösst. Denn hier haben 
wir es mit einem Ausfluss der Individualisierung und Speziali- 
sierung und somit mit dem qualitativen Charakter und dem ersten 
Fundamente der Einkommensteuer zu thun. 

Im Übrigen muss es allerdings dem Zinszahler überlassen 
bleiben, ob er für das Residuum der nicht berücksichtigten Passiv- 
zinsen, welche er an den ausländischen Gläubiger zu entrichten 
hat, im Wege der Selbsthilfe eine Entschädigung beansprucht; 
Alle unmittelbaren Eingriffe des inländischen Staats zu Gunsten 
des Schuldners werden nicht nur wirkungslos bleiben, sondern 
sogar der heimischen Volkswirtschaft durch Erschwerung und Ver- 
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teuerung des nach Umständen einmal unvermeidlichen ausländischen 
Kredits mehr schaden, als sie ihm und dem Eiskus nützen können. 
Kann der Kreditsuchende im Inland die benötigten Kapitalien unter 
gleichen Verhältnissen nicht borgen, so wird es fiir ihn trotz des 
fehlenden Abzugs Torteilhafter sein, sich an den ausländischen 
Kapitalisten zu wenden. Es Messe in einen merkantilistischen 
Orundirrtum zurückfallen, wenn man dies aus national wirtschafte 
liehen und -politischen Gründen verübeln wollte. Ist dem Entleiher 
aber die Möglichkeit gegeben, einen gleich billigen Kredit im Inland 
zu erhalten, zugleich mit der Aussicht auf den Schuldzins- Abzug, so 
wird das schuldnerische Selbstinteresse ihn unbedingt dazu treiben, 
im heimischen Volkswirtschaftsgebiet Nachfrage zu halten. Gerade 
aber auf dem Geldmarkte ist die freie Konkurrenz mehr als irgend* 
wo imstande, eine wohlthätige Ausgleichung herbeizuführen. Allein 
sie wird immerhin nur relativ und unter Voraussetzung bestimmter 
Umstände wirksam sein können. Aus diesem Grunde wird eine 
richtige Finanz- und Steuerpolitik den Schuldner im Kampfe gegen 
den stärkeren und noch dazu ausländischen Gläubiger nicht ohne 
Unterstützung lassen dürfen. Darum muss die Selbsthilfe durch 
Staatshilfe ergänzt werden, welche aber keine unmittelbare, 
sondern nur eine mittelbare sein kann. Sie hat sich auf eine 
Regelung, Beschränkung und Ausdehnung des Kapital- und Geld- 
zuflusses bei Übertragung von Wertbeständen in der Spekulation 
und der weltwirtschaftlichen Bewegung zurückzuziehen. Dieses 
Sicherheitsventil der heimischen Volkswirtschaft bildet für dauernde 
Anlagen eine nach richtigen Grundsätzen durchgeführte Gebühren- 
gesetzgebung und Verkehrsbesteuerung, für vorübergehende 
Anlagen eine vorsichtige Diskontopolitik, welche am besten von 
einer kapitalkräftigen, starken Centralbank überwacht und geleitet 
wird. Diese präventiven Vorkehrungen, welche die Selbsthilfe des 
Einzelnen unterstützen sollen, werden auch in hervorragendem 
Masse, wenn richtig gehandhabt, zur Lösung unseres Problems 
beitragen. 

Besondere Beachtung verdient die Ausführung der dargelegten 
Grundsätze bei der spekulativen Erwerbsgesellschaft, beson- 
ders in ihrer modernsten Gestalt, der Aktiengesellschaft. Von 
vornherein ist dabei zu bemerken, dass die als Dividenden etc. 
ausgezahlten Summen Aktivzinsen und für die Anteilseigner keine 
negativen Bestandteile des Vermögens sind. Vielmehr enthalten sie 
ja gerade den grössten Teil des Reinertrags der Unternehmung, 
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welcher den beteiligten Kapitalisten zufällt. Abzugsberechtigt sind 
nur die eigentlichen Schulden der Gesellschaft, die Zinsen der sog. 
„Prioritäts Obligationen". Es ist nun eine Folge des au porteur- 
Prinzips, dass die konkreten Persönlichkeiten der Gläubiger schwer 
auffindbar sind, insbesondere dann, wenn die Schulddokumente in 
börsenmässiger Begebung als Inhaberpapiere von Hand zu Hand wan- 
dern. Da nun im einzelnen Falle der thatsächliche Bezieher jener 
Passivzinsen nicht festzustellen ist, so lässt sich der direkte Abzug, 
wie die allgemeine Anrechnung, eben wegen der formlosen Begründung 
dieser Verpflichtungen nur schwer ohne eine ganz augenscheinliche 
BeeinträchtigTuig der fiskalischen Interessen bewerkstelligen. Dieser 
Mangel zeigt sich in gesteigertem Masse, wenn und je mehr solche 
Forderungsrechte von Ausländem erworben wurden, und auch da- 
durch, dass gerade solche leicht übertragbare Wert- und Kredit- 
papiere sich für internationale Spielzwecke, Diflferenzgeschäfte etc. 
eignen. Würde man nun solchen gesellschaftlichen Unternehmungen 
den unbedingten Abzug jener Passivzinsen gestatten, so liefe man 
Gefahr, bei der TJnaufländbarkeit des Gläubigers solchen grosskapita- 
listischen Erwerbsformen eine Prämie als Erleichterung zu gewähren, 
deren Folge ein Ausfall des Steuereingangs wäre, welcher aus dem 
Einkommen der übrigen Staatsbürger zu decken wäre. 

Hier wäre nun folgender Vorschlag zu erwägen. 

Die Verwaltung der Gesellschaft muss bei der öffentlichen 
Rechnungslegung unter ihren Ausgaben („Produktionskosten") auch 
die Passivzinsen aufführen. Zugleich aber sollte sie für den rich- 
tigen Eingang der auf diesen Betrag entfallenden Kapitalrentensteuer 
durch Deponierung des vollen Steuerbetrags Bürgschaft leisten. 
In dem Masse nun, als die Steuerschuldigkeiten bei den Staats- und 
Steueitassen hiefür einlaufen, wird der Gesellschaft die gestellte 
Sicherheit zurückerstattet. Sie haftet aber für den Fehlbetrag mit 
der hinterlegten Summe. Ihr bleibt es überlassen, sich von ihren 
Gläubigern Deckung zu verschaffen. Gelingt dies aber nicht, so 
muss sie allerdings aus ihren Mitteln die Kapitalrentensteuer für 
ihre Gläubiger entrichten. Wenn nun dagegen eingewendet wird, 
dies sei einer Durchbrechung des zu Grunde liegenden Prinzips 
gleichzuachten, so ist dagegen ein Doppeltes geltend zu machen. 
Einmal nimmt die Aktiengesellschaft infolge ihrer besseren und 
sicheren Fundierung eine weit günstigere Stellung im Erwerbsleben 
ein als der private Unternehmer, und kann daher besser und 
leichter als dieser eine höhere Belastung des Verlustkontos ertragen. 
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Ferner ^ann sie und muss sie einen Beseryefonds für Ausfalle etc. 
ansammeln, was die Privatuntemehmung nicht immer und jeden- 
falls nicht in dem Masse vermag. Sie kann dann leichter diese Ent* 
lastung vermissen als die solitäre Produktion^)« Sodann aber ist 
die wirtschaftliche Kraft zwischen Glaubiger und Schuldner bei 
diesen ErwerbsgeseUschaften in umgekehrtem Yerhältnis g^eben. 
Wenn im gewöhnlichen Wirtschaftsleben der Zinszahler der 
Schwächere, der Zinsempfänger der Stärkere ist und daher dieser 
jenem die Bedingungen mehr oder weniger vorschreiben kann, so 
sind hier die Sollen getauscht, indem die Aktiengesellschaft dem 
darleihenden Kapitalisten r^elmässig überlegen zu sein pflegt 
Zumal wenn die Aktionäre selbst Prioritäteneigner sind, — was 
häufig der Fall ist — so wird lieber der Besitzer den kleineren 
Nachteil der Kapitalrentensteuer ertragen, als der Unternehmung 
Ungelegenheiten bereiten. Darum wird es einer soliden und gut 
fundierten Aktiengesellschaft, welche sich der Gunst des kapitali- 
stischen Publikums erfreut, gelingen, sich selbst von der Bürde zu 
befreien. Wenn aber das nicht der Fall ist, so verträgt eine auf 
der breiten Basis des Grosskapitalismus aufgeführte Geschäftisein- 
richtung wegen ihrer grösseren Leistungsfähigkeit diesen Nachteil 
viel leichter als der mittlere und kleine Geschäftsmann. Nebenbei 
könnte eine stärkere Erfassung der grösseren Beitragskraft solcher 
Betriebe überhaupt auf eine rationellere Gestaltung der Erwerbs- 
besteuerung derselben hinwirken. Damit aber wäre ein weiterer 
Schritt zur opfergleichen Besteuerung und zur Stufe einer ethischen 
und sozialpolitischen Auffassung getban. 

4. Vierte Gruppe: Prävention und Kepression. 

Bei alledem und trotz der einlässlichsten und gewissenhaftesten 
Fürsorge wird es manchmal doch kaum vermeidlich sein, dass ein 
Steuer aus fall durch die angeregten Massregeln eintritt. Indes 
wird man gerade deswegen bei den Vorschlägen einer geeigneten 
Beform nicht allzu ängstlich sein dürfen, indem ja gerade durch 
den angedeuteten Fortbau des Steuerprinzips die Finanzwirtschaft 



^) Dies ist wohl zu berücksichtigen für die Beurteilung von Aktiengesell- 
schaften^ welche keine Dividende verteilen. Auf den ei-sten Blick gewinnt es 
dabei den Anschein, als ob hier gar keine Einnahmen und kein Heinertrag vor- 
handen wäre. Vergleicht man nun diese Verhältnisse mit einer Privatantemehmung^ 
80 sind in der Rechnung die dem Beservefonds überwiesenen Summen auch als 
(wenn auch nicht unter die Aktionäre verteilter) Reinertrag zu betrachten. 
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in mancher BeziefauDg ein anderes Bild darbieten dürfte, als jes heute 
der Fall ist, und gerade der morphologische Gedanke ist es, der 
hier wiederum entscheidend zum Ausdruck kommt. Auf der einen 
Seite werden sich allerdings manche Fehlbeträge zeigen, und dies 
umsomehr und in um so höherem Grade, als die Verschuldung über- 
haupt und insonderheit diejenige ans Ausland zunimmt. Dagegen 
aber darf man andererseits nicht übersehen, dass durch die Schuld- 
tmgaben eine ziemliche Summe von steuerbaren Erträgen erfasst 
wird, welche sich bislang der Steuer entzogen'). Für den Staat 
und die Finanzverwaltung handelt es sich nun wesentlich um den 
quotitativen Eingang der Steuersumme, und es ist daher gleichgiltig, 
ob d^r Terschuldete Wirtschafter den Beitrag entrichtet oder ein 
Anderer, wenn derselbe nur überhaupt eingeht. Für eine richtige 
Steuerpolitik aber ist es von ungemeiner Wichtigkeit, dass die 
Steuerlast auch von denjenigen Steuerpflichtigen wirklich getragen 
werde, welche nach ihrer ökonomisch-sozialen Lage hiezu auch be- 
fähigt sind. 

Als ein Präventivmittel hingegen haben wir zunächst den Um- 
stand zu erwähnen, dass bei der Subjekt- und Einkommensteuer 
die Veranlagung der Pflichtigen Summen der Wirklichkeit viel 
näher kommt, als es bei der genauesten und sorgfaltigsten Ein- 
schätzung durch Kommissionen je möglich ist. Wenn aber anstatt 
mittlerer oder wahrscheinlicher Erträge das Thatsächliche zur An- 
knüpfung dient, so kann ein Verfahren, wie das von uns empfohlene, 
mit gutem Erfolge durchgeführt werden. Allerdings erscheint dann 
auch die absolute, direkte und durch Nichts ersetzbare Deklarations- 
pflicht der Steuersubjekte als die un erlässliche Voraussetzung, da 
nur auf diesem Wege sich eine Festsetzung der wirklichen, leistungs- 
fähigen Steuerkapitalien erwarten lässt. Alle Einwendungen, welche 
ma,n bisher dagegen erhoben hat, sind grund- und haltlos und 
typisch die nämlichen, welche seit einem Jahrhundert stets von der 
„öffentlichen Meinung" erhoben wurden, so oft es sich um die Ein- 
führung einer Neuerung handelte^). Für unsere moderne Ent- 



^) Dass dies aber nicht so selten vorkommt, beweist das Beispiel des bayrischen 
Kreises Niederbayem, wo bei den Erbschaftskontrollen dem Staate alljährlich 
50— 70000 Mai-k anfallen. In andern Provinzen steht es ähnlich. 

. ®) Es ist lehrreich, in dieser Hinsicht die verschiedenen Redekämpfe in <len 
deutschen Mittelstaaten zu vergleichen, die bei Einführung z. 6. der Kapitalrenten- 
Steuer sich entsponnen haben. Hier war die Argumentation in Baden in den 
40 er Jahren typisch dieselbe, wie diejenige in Preussen im Jahre 1883. . 
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Wickelung des Kulturstaates bildet diese Anmeldepflicht mit das 
wichtigste Schutzmittel der staatsbürgerlichen Freiheit in dieser 
Richtung; denn in dem Umfang, als die heutige reine und die ratio- 
nelle Ertragssteuer den gegebenen Verhältnissen nicht mehr zu 
entsprechen vermag, >bedarf man immer mehr und immer strengere 
Kontrollmittel, um jene Steuerformen zu geeigneten Deckungsmitteln 
für den Staatsbedarf zu machen. Solche Massregeln müssten aber 
den einzelnen Privatmann weit mehr behelligen, ihn in seiner ge- 
schäftlichen wie gewerblichen Bewegung weit mehr behindern und 
müssten einen viel belästigenderen und chikanöseren Charakter 
haben als ein richtiger und massiger Deklarationszwang. 

Mit der eben erörterten Frage hängt nun eine zweite eng 
zusammen, welche wir wenigstens kurz berühren wollen, die sorg- 
fältige Aus- und Fortbildung der Kapitalrenten-Ertragssteuer. 
Wir haben bereits in dieser Richtung es als die erste Pflicht 
der Steuerpolitik erklärt, jene beim Schuldner freigelassenen 
Passivzinsen beim Gläubiger richtig als Aktivzinsen zu besteuern, 
wenngleich das Steuerprinzip dies nicht zur unabänderlichen 
Vorbedingung hat, das Interesse des Schuldners und die opfergleiche 
Besteuerung vielmehr den Abzug jener negativen Vermögensteile 
allein begründen. Viele solche Beträge lassen sich im Einzelnen 
leicht finden. So sind die Hypothekenzinsen aus den Grund- und 
Hypothekenbüchem , die Unterpfands- und anderen Schuldzinsen 
aus den vorgelegten Urkunden etc. zu ersehen. Am schwersten 
und unsichersten sind der mündliche Kredit als Vorgriff auf künftige 
Einnahmen, sowie die Wechsel und ähnliche Schulden zu behandeln. 
Bei all diesen Fällen müsste eben eine aktive Anrechnung zur 
Ermittelung der wirklichen und persönlichen Leistungsfähigkeit beim 
Gläubiger erfolgen, wie wir eine solche an einem früheren Orte 
in passiver Richtung für den Schuldner vorgebracht haben. 

Neben dieser vorbeugenden Abwehr muss indessen auch an 
die Repression gedacht werden. Um deswillen haben für einen 
etwaigen Ausfall am Steuerertrag die leistungsfähigeren Wirt- 
schaften, also regelmässig die schuldenfreien aufzukommen. 
Darin aber kann man keine Überbürdung der kräftigeren Einzelwirt- 
schaft sehen, sondern nur die letzte Konsequenz der Besteuerung nach 
der thatsächlichen , individuellen Beitragsfähigköit erkennen. Wer 
den Vorzug eines grösseren Einkoramens hat und haben will, dem 
erwächst zugleich auch die Staatsbürgerpflicht, eine seinen Verhält- 
nissen entsprechende relativ höhere Abgabe zu entrichten. Darin 
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liegt aber keine Prämie für die Faulheit des Wirtschafters oder 
eine solche für das Schuldenmachen, sondern lediglich eine Forderung, 
welche eine ihrer hohen Aufgabe sich bewusste Steuerpolitik im 
Interesse der Gerechtigkeit und Gleichmässigkeit bei Verteilung der 
Steuerlast erfüllen muss, und die vorwiegend finanziell- wirtschaft- 
lichen Charakters ist. Der Vorteil grösserer Einkünfte und die Last 
einer verhältnissmässig höheren Steuer sollen für den Wirtschafts- 
betrieb nach Möglichkeit ausgeglichen werden. Andererseits aber 
bildet, wie eingehend erhärtet, heutzutage der Kredit einen 
©Iranischen Bestandteil des ganzen Wirtschaftsgefüges und es 
wäre nicht zeitgemäss, heute noch in jedem verschuldeten Wirt — 
Ausnahmen vorbehalten — einen schlechten Haushälter zu sehen. 
In dieser Verschiebung der Steuerlast aber liegt ein Attribut einer 
nach wahrhaft ethischen Grundsätzen veranlagten Besteuerung, 
sowie ein Grundgedanke sozialpolitischer Bestrebungen. Der 
Starke tritt für den Schwachen ein, der ökonomisch sicherer Gestellte 
für seinen weniger leistungsfähigen Mitbürger. Wir finden darin 
den steuertechnischen Ausdruck, für den höheren sittlichen Massstab, 
ein Mittel zu einer annähernden Gleichheit der Opfer. Gehen wir 
von solchen Anschauungen aus, so haben wir nicht nur ein sozial- 
ökonomisches Ideal zu verwirklichen gesucht, sondern wir haben 
auch, sobald wir diese Bahnen betreten, einen bedeutsamen Fort- 
schritt in sittlicher Bildung gemacht. 

Die Steuertechnik muss aber gleichwohl und gerade infolge 
der angeführten Umstände vornehmlich den TJnterschleif zu 
verhüten suchen. Einen Anhaltspunkt bieten hierfür schon die 
schuldnerischen Angaben, sowie diejenigen der Gläubiger, 
welche man gut vergleichen kann. Andererseits müssen hohe Geld- 
strafen der Defraude die bestehenden Lücken ausfüllen, und um 
auch thatsächlich wirksam zu sein, erscheint es notwendig, eine In- 
ventarisierung und Kontrollierung der Erbschaften durch die Gerichte 
/damit zu vereinen. Endlich- aber wäre es formalrechtUch wünschens- 
wert, den Steuerbetrug als eine Art des gemeinen Betrugs in 
das Strafgesetzbuch aufzunehmen, und jenen, wie diesen mit 
Gefängnis neben Geldstrafen zu bedrohen (R.-Str.-G.-B. §§ 263—264). 
Ausserdem soll die Rechtsstellung im Steuerrechte dadurch ge- 
schmälert werden, dass jede Hinterziehung mit dem Verluste des 
Eeklamationsrechtes auf die Zeitdauer einer oder mehrerer 
Steuerperioden geahndet werden kann. Wie weit in dieser oder 
in jener Beziehung gegangen werden soll, ist Sache der politischen 
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Weisheit, welcher man nur die Mahnung zurufen kann, mit 
diesem folgeschweren Küstzeug behutsam und vorsichtig umzugehen. 
Schliesslich aber dürfen wir nicht vergessen, dass vor allem auch 
die Sitte und ethische Anschauung von Bürgerpflicht und 
Bürgerehre heute noch mangelhafte Zustände vervollkommnen 
müssen. Insondernheit kann die politische Gesittung mehrfach 
da eine günstige Wirkung entfalten und viele Schäden heilen, wo 
Becht und Zwang nicht mehr genügen, ja eine sich anbahnende 
Verbesserung geradezu vereiteln. Wo Freiwilligkeit und der gute 
Wille des Individuums zu einem erfreulichen Ende führen, sollte 
man es stets vermeiden, durch Gewalt ein Ergebnis höherer Kultur- 
entwickelung in seinem Wachstum zu stören. 

Wir sind uns bewusst, das behandelte Thema nicht nach allen 
Kichtungen hin erschöpft zu haben und haben nur beabsichtigt, die 
ebenso schwierige, wie wichtige Frage des Schuldenabzugs bei der 
direkten Besteuerung in den hauptsächlichsten Umrissen zur Dar- 
stellung zu bringen. Im Hinblick auf die unbestrittene Wichtigkeit 
unseres Problems ist es eine bedeutsame Aufgabe der Theorie, der 
praktischen Einrichtung vorzuarbeiten, mag sie auf Widerspruch 
stossen oder nicht. Mögen unsere vorliegenden Untersuchungen 
auch nur einen bescheidenen Beitrag zur Theorie der Einkommen- 
steuern liefern und möge eine gesetzgeberische That in Bälde eine 
befriedigende Entscheidung herbeiführen! 




G^edrnckt bei B. Polz in Leipzig. 
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